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Geschäftsverzeichnis für die Dezembersession 2004 
des Grossen Rates 

I. Vereidigung / allgemeine Geschäfte 

1. Vereidigung erstmals anwesender Stellvertreterinnen/Stellvertreter 

II. Wahlen 

1. Kommission für Wirtschaft, Abgaben und Staatspolitik; 1 Mitglied für die Amtsdauer 2004-2006 (Ersatzwahl) 

III. Sachgeschäfte 

1. Revision Raumplanungsgesetz für den Kanton Graubünden (B 3/2004-2005, S. 257) (Zweite Lesung) 

2. Jahresprogramm 2005 und Voranschlag 2005 (separater Bericht) 

3. Totalrevision des Gesetzes über die Pädagogische Fachhochschule (PFHG) sowie Erlass eines Gesetzes über die 
Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTWG) (B7/2004-2005, S. 1115) 

4. Erwahrung der Ergebnisse der kantonalen Volksabstimmung vom 26. September 2004 

IV. Aufträge 

1. Bucher betreffend Neuregelung der Trägerschaften der Spitäler (Fraktionsauftrag SP) (GRP 2004/2005, 187) 

2. Feltscher betreffend finanzielle Unterstützung für Bündner Park- und Erlebnisprojekte (GRP 2004/2005, 215) 

V. Anfragen 

1. Frigg betreffend Einführung Grund- oder Basisstufe in Graubünden (GRP 2004/2005, 219) 

2. Loepfe betreffend Abschneiden von Maturanden im Eignungstest für das Medizinstudium (GRP 2004/2005, 194) 

3. Marti betreffend IT-Arbeitsplätze kantonseigener Institute (GRP 2004/2005, 224) 

4. Stiffler betreffend Aushilfenkredit und Kredit für Dienstleistungen Dritter in der Kantonsverwaltung (GRP 2004/2005, 
215) 

VI. Weitere Vorstösse 

1. Anträge auf Direktbeschluss  
 keine 

2. Parlamentarische Initiativen 
keine 

3. Resolutionen 
 keine 
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Beschlussprotokoll des Grossen Rates des Kantons Graubünden 

Montag, 6. Dezember 2004 
Eröffnungssitzung 

Vorsitz: Standespräsident Christian Möhr 

Protokollführer: Domenic Gross 

Präsenz: anwesend 116 Mitglieder 

 entschuldigt: Portner, Sax, Quinter, Stv. Cattaneo 

Stellvertreter: Toschini Andrea, Lostallo  für Zarro Andrea, Soazza  
 Caviezel Gitta, Chur   für Suter Riccarda, Chur  
 Nay Donat, Zignau   für Cathomas Sep, Brigels 
 Campell Duri, Cinuos-chel  für Trachsel Hansjörg, Celerina 
 Niederer Beat, Trimmis  für Zarn Martina, Landquart 
 Jecklin Maria, Kosters  für Meyer Maria, Klosters 
 Pitsch Daniel, Tschierv  für Fallet Georg, Müstair 
 Mainetti Claudio, Mesocco  für Fasani Rodolfo, Mesocco 
 Gloor Rolf, Sufers   für Stoffel Markus, Hinterrhein 
 Gunzinger Philipp, Scuol  für Bischoff Men, Sent 
 Züst Hans-Luzi,Grüsch  für Jaag Christoph, Stels 
 Cattaneo Roberta, Sta.Maria i.C. für Keller Fabrizio, Grono 
 Brasser Christian, Zizers  für Zanolari Livio, Chur 
 Thurner Astrid, Savognin  für Luzio Guido, Savognin  
 Cahenzli Erika, Untervaz  für Büsser Adrian, Landquart 
 
Sitzungsbeginn: 14.00 Uhr 

 
 

1. Revision Raumplanungsgesetz für den Kanton Graubünden (B3/2004-2005, S. 257) (Zweite Lesung) 

 Präsident der Kommission für 
 Umwelt, Verkehr und Energie: Donatsch 
 Regierungsvertreter: Huber 
 
 I. Eintreten Die Kommission beantragt einstimmig, auf die Vorlage einzutreten. Eintreten ist nicht 

bestritten und daher beschlossen. 
 
 II. Detailberatung I. Allgemeines 
 
   Art. 1 – 4 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 5 Abs. 1 und 3 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
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   Art. 5 Abs. 2 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Ergänzen: 

Die zuständigen Behörden erledigen Gesuche in den in diesem Gesetz oder in der Ver-
ordnung festgelegten Ordnungsfristen, sofern nichts anderes vereinbart wurde. Die 
Fristen beginnen, sobald die Gesuche formell richtig und vollständig vorliegen, sofern 
nichts anderes bestimmt ist. 

 
   Angenommen 
 
 
   Art. 6 Abs. 1 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Ergänzen wie folgt: 
   Einzelheiten regelt die Regierung durch Verordnung. 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 6 Abs. 2 und 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 6 Abs. 4 (neu Abs. 2) 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 7 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ergänzen: 
    Einzelheiten regelt die Regierung durch Verordnung. 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 7 Abs. 2 – 4 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 8 – 12 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    II. Kantonsplanung 
 

1. ALLGEMEINES 
 
   Art. 13 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
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    Art. 14 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen 
 
   Angenommen 
 
 

2. KANTONALE RICHTPLANUNG 
 
   Art. 15 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 

3. KANTONALE NUTZUNGSPLANUNG 
 
   Art. 16 und 17 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
   III. Regionalplanung 
 
   Art. 18 und 19 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    IV. Ortsplanung 
 

1. ALLGEMEINES 
 
   Art. 20 
   Antrag Kommmission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 21 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen 
 
   Angenommen 
 
 

2. KOMMUNALE RICHTPLANUNG 
 
   Art. 22 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
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    3. KOMMUNALE NUTZUNGSPLANUNG 
 
    A. Vorsorgliche Massnahmen 
     
    Art. 23 
    Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    B. Grundordnung 
    a) Allgemeines 
 
    Art. 24 und 25 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 

b) Baugesetz 
 
   Art. 26 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 27 Abs. 1 – 4 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 27 Abs. 5 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ändern wie folgt: 

Die Regierung erlässt durch Verordnung Vorschriften über Begriffe und Messweisen 
der Regelbauweise. 

 
   Angenommen 
 
 
    c) Zonenplan 
 
    Art. 28 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
   
    Art. 29 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ergänzen erster Satz: 
    Zonen für touristische Einrichtungen,  
 
   Angenommen 
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   Art. 29 Abs. 2 und 3 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 29 Abs. 4 

a) Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 

 
b) Antrag Arquint 

    Ergänzen 
Zur Sicherung…Wohnungen und Ferienwohnungen treffen die Gemeinden ange-
messene Massnahmen. Bei volkswirtschaftlich schädlichen Entwicklungen im 
Zweitwohnungsbau trifft die Regierung die nötigen Massnahmen, sofern die 
Gemeinden trotz Aufforderung ungenügende Vorkehrungen treffen. 
 

   Abstimmung 
   Der Antrag Arquint wird mit 86 zu 16 Stimmen abgelehnt. 
 
 
    Art. 30 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 30a neu 
    Antrag Kommission und Regierung 
    1) Marginalie: 3. Zonen für touristische Einrichtungen 

 

2) 1 Zonen für touristische Einrichtungen sind für touristische Bauten und 
Anlagen wie Sport- und Freizeitanlagen, Verpflegungs- und Verkaufsstät-
ten sowie Service-Stationen im Bereich von Tal-, Mittel- und Bergstationen 
touristischer Transportanlagen bestimmt. Wohnraum für Betriebsperso-
nal ist gestattet. 
2 Bei abgelegenen Zonen können die Gemeinden besondere Regelungen 
über die Zufahrt erlassen. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 31 Marginalie 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ziffer 3 ersetzen durch 4 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 31 Abs. 1 und 2 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 32 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ziffer 4 ersetzen durch 5 
 



6. Dezember 2004  703

   Angenommen 
 
 
    Art. 32 Abs. 1 - 4 (neu Abs. 1 und 2) 
    Antrag Kommission und Regierung 

Änderung, Neufassung und Zusammenfassung der bisherigen Abs. 1 bis 4 in neu 2 Ab-
sätzen wie folgt: 
1Erhaltungszonen dienen der Erhaltung von landschaftlich und  
kulturgeschichtlich wertvollen Kleinsiedlungen. Bauten und Anlagen  
sind in ihrem ursprünglichen Charakter und in ihrer Substanz zu  
erhalten. Die Umgebung ist im landschaftstypischen Zustand zu  
belassen. Neubauten sind nicht zulässig. Alle Bauvorhaben unterliegen  
der Gestaltungsberatung. Verbesserungen gestalterischer Art sind  
zulässig. 
2Gebäude, die im Zeitpunkt der Baueingabe noch bestimmungsgemäss nutzbar und 
im Zonenplan oder im Generellen Gestaltungsplan weder als integral geschützt 
noch als landwirtschaftlich notwendig bezeichnet sind, dürfen innerhalb des beste-
henden Volumens umgebaut und in ihrer Nutzung geändert werden. Die bauliche 
Grundstruktur, die äussere Erscheinung sowie der ursprüngliche Charakter des 
Gebäudes sind in den wesentlichen Zügen zu wahren. Störende frühere Eingriffe 
sind zu beseitigen. Untergeordnete Anbauten können im Interesse der Erhaltung 
historischer Bausubstanz bewilligt werden.  

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 32 Abs. 5 (neu 3) 
    Antrag Kommission und Regierung 

   1) Ersetzen im ersten Satz: 
     zulässig durch gestattet 
    2) Einfügen in Ziffer 2: 
     …der ursprünglichen Baute im Wesentlichen entspricht; 
    3) Streichen Ziffer 4 
 

    (Absätze 6 und 7 werden neu zu Absätzen 4 und 5) 

 
   Angenommen 
 
 
   Art. 33 – 38 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 39 Abs. 1, 3 – 5 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 39 Abs. 2 
   Antrag Kommission und Regierung 
    Ergänzen am Schluss mit: 

In Bauwerken wie Dämmen und dergleichen, die zum Schutze von Siedlungen er-
richtet werden, können gestützt auf ein Gesamtkonzept zonenkonforme oder stand-
ortgebundene Nutzungen bewilligt werden. 

 
   Angenommen 
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   Art. 40 Abs. 1 und 2 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 40 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ersetzen durch folgende Fassung: 

Standortgebundene Bauten und Anlagen für den Wintersport sind zulässig. Unter 
den gleichen Voraussetzungen können Bauten und Anlagen bewilligt werden, die 
der sportlichen oder touristischen Nutzung ausserhalb der Wintersaison dienen.  

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 40 Abs. 4 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Folgenden Passus streichen: 
    allfällige Nutzungen ausserhalb der Winterzeit,  
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 41 – 43 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    d) Genereller Gestaltungsplan 
 
    Art. 44 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 45 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ergänzen am Schluss mit: 
    (geschützte Objekte) 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 45 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 

   Erster Satz wie folgt ändern: 
Bauliche Änderungen an geschützten Objekten werden nur gestützt auf ein Gebäudein-
ventar bewilligt. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 45 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ersetzen: 

…Bauten und Anlagen in generell geschützten Siedlungsbereichen und an generell ge-
schützten Einzelbauten… durch: geschützten Objekten  

 
   Angenommen 
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    Art. 45 Abs. 4 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 46 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    e) Genereller Erschliessungsplan 
 
    Art. 47 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    f) Arealplan 
 
    Art. 48 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    g) Verfahren 
 
    Art. 49 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 50 Abs. 1 – 4 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 50 Abs. 5 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ersetzen: 
    Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 50 Abs. 6 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen: 
    durch die Regierung 
 
   Angenommen 
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    Art. 51 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung  

    Ergänzen am Schluss mit: 
Planänderungen gemäss Artikel 50 Absatz 3 genehmigt das Departement. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 51 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 

    Ersetzen durch folgende Fassung: 
Die Genehmigung wird erteilt, wenn keine Vorschriften verletzt sind. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 51 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ersetzen: 
    Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 51 Abs. 4 
    Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 52 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ersetzen: 
    Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 52 Abs. 2 
    Antrag Kommisson und Regierung 
    1)   Ersetzen: 
     Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
 

  2) Ändern: 
…des Genehmigungsbeschlusses selbst, wenn ein Gesamtentscheid zur Ver-
besserung der Koordination beiträgt, der Verfahrensbeschleunigung dient 
oder unter den Parteien vereinbart wurde. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 52 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ersetzen: 
    Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
 
   Angenommen 
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    Art. 52 Abs. 4 neu 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Einfügen neuer Abs. 4: 

Weitere Einzelheiten über die Koordination regelt die Regierung durch Verord-
nung. 

 
   Angenommen 
 
 
    C. Quartierplanung 
 
    Art. 53 und 54 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 55 Abs. 1 und 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 55 Abs. 3 neu  
    Antrag Kommission und Regierung 

   Einfügen neuer Abs. 3: 
Das Einleitungsverfahren entfällt bei Quartierplanungen, die von Privaten selbst 
erarbeitet werden (private Quartierplanung). 

 

    (Abs. 3 bisher wird zu Abs. 4) 

   Angenommen 
 
 
   Art. 55 Abs. 4 (bisher Abs. 3) 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 56 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    D. Bau- und Niveaulinien 
 
    Art. 57 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ändern erster Satz: 

Baulinien dienen insbesondere der Freihaltung von Räumen entlang von Erschlies-
sungsanlagen, Gewässern und Waldrändern… 

 
   Angenommen 
 
 
   Art. 57 Abs. 2 – 4 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
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   Angenommen 
 
 
   Art. 58 und 59 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    4. ERSCHLIESSUNG 
 
    Art. 60 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ändern und ergänzen: 

Die Gemeinden planen im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Grund-, Grob- und Feiner-
schliessung ihres Gebietes. Sie erstellen Übersichten über den Stand der Überbau-
ung, Erschliessung und Baureife. 

 
   Angenommen 
 
 
   Art. 60 Abs. 2 – 4 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 61 Abs. 1 
    Antrag Kommissin und Regierung 
    Ergänzen wie folgt: 

Die Gemeinden erstellen ein Erschliessungsprogramm. Dieses bestimmt in Abstim-
mung mit der Finanzplanung… 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 61 Abs. 2 und 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 62 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 63 Abs. 1 und 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 63 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Redaktionelle Änderung: 

Verkehrs-, Versorgungs- und Entsorgungsanlagen ersetzen durch: Erschliessungsanla-
gen 
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   Angenommen 
 
 
    Art. 64 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 65 Abs. 1 – 4 und 6 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 65 Abs. 5 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen im zweiten Satz: 
    unter Haftung 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 66 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 

5. LANDUMLEGUNG 
  
   Art. 67 – 73 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    V. Kantonale Bauvorschriften 
     
    1. BAUREIFE 
 
    Art. 74 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    2. GESTALTUNG 
     
    Art. 75 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 76 Marginalie 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ersetzen: 

Generell geschützte Siedlungsbereiche und Einzelbauten durch: Geschützte Objekte 
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   Angenommen 
 
 
    Art. 76 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ändern: 
    Geschützte Objekte nach Artikel 45 sind zu erhalten. 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 76 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ändern erster Satz: 

    Bauliche Änderungen an geschützten Objekten unterliegen der Gestaltungsberatung. 
 
   Angenommen 
 
    
   Art. 76 Abs. 3 und 4 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 

3. ABSTÄNDE 
 
    Art. 77 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen ganzer zweiter Satz: 
    Der Grenzabstand ist die waagrecht gemessene… 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 77 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen ganzer zweiter Satz: 
    Der Gebäudeabstand ist die waagrecht gemessene… 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 77 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 78 – 80 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 

4. SICHERHEIT UND GESUNDHEIT 
 
Art. 81 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Angenommen 
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Art. 82 Abs. 1 und 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Angenommen 

 
 
    Art. 82 Abs. 3 neu 
   a) Antrag Kommissionsminderheit (3 Stimmen, Sprecherin Bucher-Brini) und Regie-

rung 
     Einfügen neuer Abs. 3: 

   Wer Bauten und Anlagen nach Absatz 1 errichten oder erneuern will, hat die 
projektpläne auf eigene Kosten durch eine von der Regierung zu bezeichnende 
Beratungsstelle prüfen zu lassen. Der Prüfbericht ist der Gemeinde mit dem 
Baugesuch einzureichen. 

 
b) Antrag Kommissionsmehrheit (5 Stimmen, Sprecher Donatsch) 

    Gemäss 1. Lesung 
 

c) Antrag Tremp 
    Einfügen neuer Abs. 3: 

   Die Prüfung von Baugesuchen auf ihre Übereinstimmung mit den Vorschriften 
über das behindertengerechte Bauen obliegt der kommunalen Baubehörde. Sie 
kann zu diesem Zweck sachkundige Beraterinnen oder Berater beiziehen. 

     
   Die Anträge der Kommissionsmehr- und minderheit und der Regierung werden zurück-

gezogen. Der Antrag Tremp wird von der Kommission und der Regierung unterstützt. 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 82 Abs. 4 (bisher Abs. 3) 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 

5. BESITZSTAND UND AUSNAHMEN INNERHALB DER BAUZONEN 
 
Art. 83 Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Angenommen 
 

 
    Art. 83 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    1) Ergänzen erster Satz: 

Solche Bauten und Anlagen dürfen zudem umgebaut, massvoll erweitert oder 
in ihrer Nutzung geändert werden, wenn … 

2) Streichen ganzer zweiter Satz 
Zweckänderungen sind unter denselben Voraussetzungen…… 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 83 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 

    Einfügen neuer Abs. 3: 
Die Gemeinden können im Baugesetz auch den Wiederaufbau nach Zerstörung 
oder Abbruch ohne Rücksicht auf die geltenden Vorschriften der Regelbauweise 
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für zulässig erklären (Hofstattrecht). Sie regeln die Einzelheiten unter Berücksich-
tigung der öffentlichen und nachbarlichen Interessen. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 83 Abs. 4 neu 
    Antrag Kommission und Regierung 

    Einfügen neuer Abs. 4: 
Vorbehalten bleiben besondere gesetzliche Anpassungs- oder Sanierungspflichten 
sowie besondere Regelungen des eidgenössischen oder kantonalen Rechts über die 
Anwendung neuer Vorschriften auf bestehende Bauten und Anlagen. 
 

   Angenommen 
 
 
    Art. 84 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 85 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 86 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 87 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 

6. AUSNAHMEN FÜR BAUTEN UND ANLAGEN AUSSERHALB DER  
 BAUZONEN 
 
Art. 88 und 89 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Angenommen 
 
 

    VI. Formelles Baurecht 
 
    1. ORGANISATION 
 
    Art. 90 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
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    2. BEWILLIGUNGEN 
 
    Art. 91 Abs. 1 und 4 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 91 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Dritter Satz ersetzen durch: 

Sie trifft für Bauten und Anlagen innerhalb und ausserhalb der Bauzonen die glei-
che Regelung, soweit das Bundesrecht dies zulässt. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 91 Abs. 3 neu 
    Antrag Kommission und Regierung 

    Neuer Abs. 3 einfügen: 
Die Gemeinden können im Baugesetz nicht baubewilligungspflichtige Bauvorhaben 
dem Meldeverfahren unterstellen.  

 
    (Abs. 3 bisher wird zu Abs. 4) 

   Angenommen 
     
 
    Art. 92 Abs. 1 – 5 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 92 Abs. 6 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ändern: 
    …., auch wenn die Gemeinden sie dem Meldeverfahren unterstellen.  
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 93 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 93 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 

     Zweiter Satz wie folgt ersetzen: 
Bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen entscheidet die BAB-Behörde über kan-
tonale Zusatzbewilligungen selbst, wenn ein Gesamtentscheid zur Verbesserung der 
Koordination beiträgt, der Verfahrensbeschleunigung dient oder unter den Par-
teien vereinbart wurde. 

 
   Angenommen 
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    Art. 93 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung  

1) Erster Satz 
Ergänzen: 
Weitere Einzelheiten über die Koordination… 

2) Zweiter Satz 
Ersatzlos streichen 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 94 – 96 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 97 Abs. 1, 2 und 4 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 97 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 

   In zweiten Satz ersetzen: 
vereinfachtes Verfahren durch Meldeverfahren 

 
   Angenommen 
 
 
    3. VERANTWORTLICHKEIT, WIEDERHERSTELLUNG, STRAFE 
 
    Art. 98 – 100 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 

4. VERFAHRENSKOSTEN 
 
Art. 101 Abs. 1, 3 – 5 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Angenommen 
 

 
    Art. 101 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ersatzlose Streichung letzter Satz: 

Schadenersatzansprüche im Zusammenhang mit Einsprachen richten sich nach Bundes-
zivilrecht. 

 
   Angenommen 
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    VII. Enteignung 
 
    Art. 102 Marginalie 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichung: 
    1. Enteignungsrecht, Verzicht 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 102 Abs. 1 und 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
    Art. 102 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung  
    Ersetzen durch folgende Fassung: 

Will die Gemeinde oder eine von ihr ermächtigte Trägerschaft das Enteignungs-
recht ausüben, teilt sie dies den betroffenen Grundeigentümerinnen und Grundei-
gentümern unter Bekanntgabe der beanspruchten Rechte und der angebotenen 
Entschädigung schriftlich mit. In gleicher Weise können auch die Betroffenen 
durch schriftliche Bekanntgabe ihres Angebotes von der Gemeinde die Ausübung 
des Enteignungsrechts verlangen.   

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 102 Abs. 4 neu 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Einfügen neuer Abs. 4: 

Können sich die Parteien über die Höhe der Entschädigung nicht einigen, kann jede 
Partei bei der zuständigen Enteignungskommission die Durchführung des Schät-
zungsverfahrens verlangen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der kantonalen 
Enteignungsgesetzgebung. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 103 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 104 Marginalie 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen: 

1. Entschädigungsanspruch 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 104 Abs. 1 und 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
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    Art. 104 Abs. 3 neu 
    Antrag Kommission und Regierung 

Entschädigungsbegehren aus materieller Enteignung sind beim entschädigungs-
pflichtigen Gemeinwesen schriftlich und unter Angabe der Höhe der geforderten 
Entschädigung geltend zu machen. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 104 Abs. 4 neu 
    Antrag Kommission und Regierung 

Bestreitet das Gemeinwesen die Entschädigungspflicht oder können sich die Par-
teien über die Höhe der Entschädigung nicht einigen, kann das Entschädigungsbe-
gehren nach den Bestimmungen der kantonalen Enteignungsgesetzgebung bei der 
zuständigen  Enteignungskommission geltend gemacht werden. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 104 Abs. 5 neu 
    Antrag Kommission und Regierung 

Beträgt die zu leistende Entschädigung mehr als zwei Drittel des Wertes, der für 
das Grundstück im Falle einer formellen Enteignung bezahlt werden müsste, kön-
nen beide Parteien die formelle Enteignung verlangen. 

   Angenommen 
 
 
    Art. 105 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Streichen 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 106 Marginalie 
    Antrag Kommission und Regierung 

1) Streichen: 
Ordnungszahl 3 
 

    2) Ersetzen durch folgenden Wortlaut: 
Verzicht auf die Enteignung  bzw. Eigentumsbeschränkung, Rückerstat-
tung, Verjährung 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 106 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    1) Ergänzen erster Satz: 

…Festlegung der Entschädigung auf die Enteignung bzw. Eigentumsbe-
schränkung… 

 
2) Ändern zweiter Satz: 

Die Verzichtserklärung wird unwirksam, wenn die Planfestsetzung nicht 
innerhalb von zwei Jahren aufgehoben wird. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 106 Abs. 2 und 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
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    VIII. Rechtsschutz 
 
    Art. 107 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 108 Abs. 1, 3 und 4 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 108 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung  

1) Streichen Passus: 
sowie Organisationen, soweit sie 

 
2) Einfügen: 

oder (vor: nach Bundesrecht) 
 

   Angenommen 
 
 
   Art. 109 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 110 Abs. 1 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss 1. Lesung 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 110 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ergänzen: 

Verfügungen über den Erlass oder die Verlängerung kantonaler Planungszonen, die Ge-
nehmigung von Planänderungen nach Artikel 50 Absatz 3 sowie BAB-Entscheide 
können auch von den Gemeinden angefochten werden. 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 111 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 111 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 

1) Ändern erster Satz: 
In Baubewilligungsverfahren für Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen sowie 
bei Planungen, die einer kantonalen Genehmigung bedürfen, melden Organisa-
tionen, sofern sie beschwerdeberechtigt sind und vom Beschwerderecht 
Gebrauch machen wollen, die Beteiligung…. 
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    2) Ändern dritter Satz: 
Geht eine Stellungnahme ein, wird der Entscheid auch der am Verfahren 
beteiligten Organisation mitgeteilt. 

 
   Angenommen 
 
 
    IX. Schlussbestimmungen 
 
    Art. 112 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 113 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 113 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung, mit Ausnahme von: 
    1. Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch 
     Art. 89 bis Art. 95 
     Aufgehoben 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 114 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 114 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Einfügen neue Ziffer 2 

    Die Zonenvorschrift für die Zonen für Grünflächen (Artikel 31): sie gelangt in 
Grünzonen nach Artikel 28 KRG 73 zur Anwendung, die innerhalb des weitgehend 
überbauten Gebietes liegen; 

  
    (die bisherigen Ordnungszahlen 2, 3, 4, und 5 werden zu den Zahlen 3, 4, 5 und 6) 
 
   Angenommen 
 
 
    Art. 114 Abs. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Erster Satz ändern: 

   Die Befugnis der Gemeinden gemäss Art. 91 Abs. 2, nicht baubewilligungspflichtige 
Bauvorhaben dem Meldeverfahren zu unterstellen, kann 

 
   Angenommen 
 
 
    Art. 115 Abs. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Ändern Ziffer 2: 
    Streitigkeiten aus Nachbarrecht gemäss Artikel 89 - 95 und … 
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   Angenommen 
 
 
    Art. 115 Abs. 2 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss 1. Lesung 
 
    Angenommen 
 
  
    Art. 116 
    a) Antrag Kommission und Regierung 
     Gemäss 1. Lesung 
 
 
    b) Antrag Jäger 
     Dieses Gesetz untersteht dem obligatorischen Referendum. 
 
   Abstimmung 
   Der Antrag der Kommission und Regierung wird mit 69 zu 28 Stimmen angenommen. 
 
 

   Verordnung über die Aufhebung und Anpassung grossrätlicher Erlasse im Zusam-
menhang mit der Revision des Raumplanungsgesetzes für den Kanton Graubünden 

 
    Art. 1 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss Botschaft 
 
    Angenommen 
 
 
    Art. 2 

   1. Kantonale Gewässerschutzverordnung (KGSchV) vom 27. Januar 1997 

 1) Art. 10 Abs. 2 
  Antrag Kommission und Regierung 

     Gemäss Botschaft 
 
 2) Art. 10 Abs. 5 
  Antrag Kommission und Regierung 
     Gemäss Botschaft 

 
      Angenommen 
 
 

2. Kantonale Waldverordnung (KWaV) vom 2. Dezember 1994 

1) Art. 5 Abs. 3 
 Antrag Kommission und Regierung 

     Gemäss Botschaft 
 
     Angenommen 
 

 2) Art. 20 neu 

     a) Antrag Kommission 
Die Gefahrenkommissionen bestehen aus drei von der 
Regierung bestimmten Fachleuten. Die Gemeinden kön-
nen zur Beurteilung von Gefahrenzonen auf ihrem Ge-
biet zwei weitere Mitglieder in die Gefahrenkommission 
entsenden. 
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      b) Antrag Tramèr 
       Ergänzen 
       ….zwei weitere Mitglieder mit beratender Stimme in die
       Gefahrenkommission entsenden. 

 
c) Antrag Regierung 

Gemäss Botschaft 

1. Abstimmung 

Der Antrag Tramèr obsiegt gegenüber dem Antrag der Kommis-
sion mit 52 zu 32 Stimmen. 

2. Abstimmung 

Der Antrag der Regierung obsiegt gegenüber dem Antrag Tramèr 
mit 51 zu 34 Stimmen. 

 
 

    Art. 3 
    Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss Botschaft 
 
    Angemommen 
 
 
    Schlussabstimmung 

  2.  Der Grosse Rat stimmt der Revision des Raumplanungsgesetzes für den Kanton 
Graubünden (KRG) mit  103 zu 0 Stimmen zu. 

  3. Der Grosse Rat stimmt der Verordnung über die Aufhebung und Anpassung grossrät-
licher Erlasse im Zusammenhang mit der Revision des Raumplanungsgesetzes für 
den Kanton Graubünden (KRG) mit  102 zu 0  Stimmen zu. 

  4.  Der Grosse Rat schreibt die Motion Tremp betreffend Revision des kantonalen 
Raumplanungsgesetzes (GRP 1995/96, S. 125) zufolge Erfüllung mit 96 zu 0 Stim-
men ab. 

  5.  Der Grosse Rat nimmt von der Erledigung der Postulate Belletti betreffend Ortspla-
nungsrevision (GRP 1995/96, S. 126) und Kehl betreffend Abschaffung der Ausnüt-
zungsziffer (GRP 1995/96, S. 131) Kenntnis. 

 
 
 
Schluss der Sitzung: 18.10 Uhr 
 
 
 
Es sind folgende Vorstösse eingegangen: 
 
 
 

A N F R A G E  

betreffend Einbürgerungsentscheide an der Urne 

Seit im Juni 2003 das Bundesgericht Einbürgerungsentscheide an der Urne für verfassungswidrig erklärt hat, sind verschie-
dene Kantone betreffend ihrer Vorschriften über die Erlangung des Kantons- und Gemeindebürgerrechtes aktiv geworden. So 
beantragt beispielsweise der Regierungsrat des Kantons Glarus dem Landrat, einer Änderung des Gesetzes über das Kantons- 
und Gemeindebürgerrecht zu Handen der Landsgemeinde 2005 zuzustimmen. Dabei sollen in Glarus grundsätzlich Gemein-
deversammlungen als Einbürgerungsorgan bestimmt werden, sofern nicht die Gemeindeordnungen eine andere, verfassungs-
konforme Regelung vorsehen. 

Das Bundesgerichtsurteil vom Juni 2003, welches die Begründungspflicht verlangt, so dass eine geheime Abstimmung an der 
Urne nicht mehr möglich ist, hatte auch Einfluss auf die Einbürgerungspraxis einzelner Gemeinden im Kanton Graubünden. 
Dies betrifft natürlich primär Bürgergemeinden, die bisher für Einbürgerungen die Urnenabstimmung praktizierten. Betroffen 
ist unter anderem die Bürgergemeinde Chur. In Chur stimmten die Bürgerinnen und Bürger anlässlich einer Urnenabstim-
mung vom 24. Oktober 2004 mit deutlichem Mehr dem Vorschlag des Bürgerrates zu, wonach dieser - zumindest bis zur Klä-
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rung der Konsequenzen des erwähnten Bundesgerichtsurteils in Graubünden - die Einbürgerung in eigener Kompetenz wahr-
nehmen kann. 

Art. 19 des Gesetzes über Erwerb und Verlust des Kantons- und Gemeindebürgerrechtes (Bürgerrechtsgesetz, BR 130.100) 
überlässt innerhalb der Schranken der Bundesgesetzgebung und des kantonalen Gesetzes die Regelung zum Erwerb des Bür-
gerrechts den einzelnen Gemeinden (Bürgergemeinden). 

Die Regierung wird um Beantwortung folgender Fragen ersucht: 

1. Teilt die Regierung die Auffassung, dass auch im Kanton Graubünden - entsprechend dem erwähnten Bundesgerichtsur-
teil - vor allem aus Gründen der Rechtsgleichheit - in Zukunft keine Einbürgerungsentscheide mehr an der Urne getrof-
fen werden sollen? 

2. Hält die Regierung zur Klärung der Situation eine entsprechende Revision des kantonalen Gesetzes für sinnvoll? 

Frigg, Meyer Persili, Pfiffner, Arquint, Baselgia, Bucher, Jäger, Noi, Peyer, Pfenninger, Schütz, Trepp, Zindel, Brasser, Ca-
viezel (Chur) 
 
 
 

A N F R A G E  

betreffend der Zusammensetzung der Schulräte und dem Umgang mit den Lehrkörpern in den Bildungsinstitutionen 
des Kantons 

Neuerdings lautet die Rechtsform in den Bildungsinstitutionen des Kantons, wie folgt:  “Die (Name der Institution) ist eine 
selbständige Anstalt des kantonalen öffentliches Rechts”. Diese Bezeichnung kommt in der Rechtsform des Bildungszentrums 
Gesundheit und Soziales sowie in denjenigen der Pädagogischen Fachhochschule und der Hochschule für Technik und Wirt-
schaft (Artikeln 8 und 5 der Gesetzen in der Botschaft der Regierung an den Grossen Rates Heft Nr.7/2004-2005) vor. 
Diese neue Formulierung entspricht dem schweizerischen Trend nach Privatisierung und verleiht den Institutionen mehr Au-
tonomie; unbestritten ist jedoch, dass diese Rechtsform den Schuldirektionen auch eine grössere Macht verleiht.  
Es muss nicht erklärt werden, dass ein Ueberwiegen der Macht auf der einen Seite, das Absinken derselben auf der anderen 
Seite bedeutet. In diesem Fall sitzen die Lehrpersonen am kurzen Hebel, welches zu ungesunden Umständen führen kann. Ha-
ben wir doch bis jetzt in unseren Bildungseinrichtungen die Kultur des Gespräches der Kollegialität und der Mitbestimmung 
gepflegt. Dieses Verhalten kennzeichnet die pädagogische Kultur auch in Umgang mit den Lernenden. Das ist Qualität. 
Fazit: die neue Rechtsform birgt in sich Gefahren, welche neue Massnahmen verlangt. 
Die Massnahmen müssen die korrekte Kommunikation und den geordneten Umgang zwischen Direktion und Lehrpersonal 
zum Ziel haben. Der Schulrat muss dabei seine Aufsichtsfunktion als unabhängige und paritätische Instanz ausüben. 
Im Sinne dieser Ausführungen stelle ich folgende Fragen an die Regierung: 
1. Ist die Regierung nach wie vor an einer reibungslosen Funktionsfähigkeit der Bildungsinstitutionen des Kantons inte 

ressiert? 
2. Legt die Regierung Wert auf erfahrene und fachkompetente Lehrpersonen in den Bildungsinstitutionen des Kantons?  

Wenn ja, warum werden an der Vorschule für Pflegeberufe (BGS) Lehrpersonen – welche alle zwischen 11 bis 17 Jah-
ren im Dienst des Kantons stehen – von der Direktion und dem Schulrat aufgefordert, sich eine neue Stelle zu suchen, 
obwohl eine schriftliche Zusicherung von der Regierung besteht, dass diese Lehrkräfte in das neue Schulsystem integ-
riert werden sollen? Und warum werden zeitgleich an der neuen Schule für FaGe (ebenfalls BGS) neue Lehrerinnen und 
Lehrer angestellt, welche zum Teil noch entsprechend geschult werden müssen? 

3. Welche Sparmassnahmen verspricht man sich aus dieser - meiner Meinung nach - unsinnigen Umstellung? 
4. Der Schulrat, welcher solche Entscheidungen mit der Direktion (sie besteht aus einer Person) getroffen hat, besteht  

aus sechs bezüglich Pflege branchenfremden Personen (der Departementsvorsteher als Schulratspräsident, drei Departe-
mentssekretäre, der Vorsitzenden des Verbandes Heime und Spitäler und einer Richterin). Ist es für den Bildungsbereich 
Gesundheit und Soziales noch “gesund” wenn, wie in Punkt 2. und 3. beschrieben, solch wichtige Personalentscheide 
von einem solchen Gremium getroffen werden? 

5. Ist die Regierung nicht auch der Ansicht, dass in einem Schulsystem mit soviel Macht auch Mitglieder des Lehrkör 
pers ggf. der Schülerschaft im Schulrat vertreten sein sollten? Dies würde dem demokratischen Geist der Schweiz besser 
entsprechen. 

Noi 
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D R I N G L I C H E  F R A K T I O N S A N F R A G E  

betreffend Armee XXI – zum Logistik-Infrastrukturentscheid vom 6. Dezember 2004 

Der 6. Dezember 2004 war der Tag der Vorentscheidung. VBS-Chef Schmid hat die Standortentscheide der Logistik-
Infrastruktur-Zentren der Schweizer Armee bekannt gegeben. Im Kanton Graubünden und in Chur hat man auf einen positi-
ven Entscheid gehofft. Es geht um den Erhalt der Arbeitsplätze und des volkswirtschaftlichen Nutzens sowie den Fortbestand 
der Kundennähe. 

Bei den Logistikzentren geht es um die Bewirtschaftung und Instandhaltung des Materials. Die Infrastrukturzentren betreiben 
die Übungs-/Schiessplätze und die Unterkünfte/Kasernen. Ein Logistik- oder Infrastrukturzentrum entspricht ungefähr der 
geografischen Grösse der Ostschweiz. 

Die Waffen- und Schiessplätze Graubündens zählen zu den besten Ausbildungsplätzen der Schweizer Armee und sollen auch 
in Zukunft intensiv genutzt werden. Diese Ausgangslage hätte sich im Vorentscheid vom 6. Dezember 2004 für Graubünden 
positiv auswirken müssen. Aufgrund der bisherigen Informationen aus dem VBS ist zu befürchten, dass in der Logistikbasis 
der Armee eine Analyse der Leistungserbringung nach rein betriebswirtschaftlichen Aspekten, dem sog. „Standortoptimie-
rungsmodell“, erfolgt ist und dass demzufolge im Vorentscheid vom 6. Dezember 2004 der gesamtheitlichen Beurteilung der 
Auswirkungen zu wenig Platz eingeräumt wird. 

Für den Kanton Graubünden mit den bundeseigenen Ausbildungsplätzen Chur, St. Luzisteig, Hinterrhein, Brigels und S-chanf 
steht viel auf dem Spiel. Chur, unter Einbezug der vorerwähnten Aussenstandorte, muss zu einem Zentrumsbetrieb mit ange-
messenem Erhalt der Arbeitsplätze reüssieren (Gewähr für volkswirtschaftlichen Nutzen) 

Wir stellen der Regierung deshalb folgende Fragen: 

1. Wie beurteilen Sie den Entscheid des VBS vom 6. Dezember 2004 und welche Erkenntnisse resultieren daraus? 

2. Was wird unternommen, damit Graubünden seine gute Ausgangslage im Verteilkampf um die Logistik- und Infrastruk-
turstandorte sowie Arbeitsplätze trotzdem nutzen kann?  

3. Wie ist das weitere Vorgehen zu diesem Geschäft zwischen Kanton und Bund? 

Cavigelli, Augustin, Berther (Disentis), Berther (Sedrun), Biancotti, Bundi, Cahannes, Capaul, Casanova (Vignogn), Cavegn, 
Crapp, Demarmels, Dermont, Farrér, Federspiel, Geisseler, Kleis-Kümin, Loepfe, Maissen, Parpan, Pfister, Plozza, Schmid, 
Tomaschett, Tremp, Tuor, Zanetti, Zegg, Nay, Niederer, Thurner 
 
 
 
 

Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Domenic Gross 
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Dienstag, 7. Dezember 2004 
Vormittag 

Vorsitz: Standespräsident Christian Möhr 

Protokollführer: Adriano Jenal 

Präsenz: anwesend 117 Mitglieder 

 entschuldigt: Gredig, Quinter, Stv. Cattaneo  

Sitzungsbeginn: 8.15 Uhr 

 
 

1. Dringliche Fraktionsanfrage betreffend Armee XXI – zum Logistik-Infrastrukturentscheid vom 6. Dezember 2004 
(Fraktionsanfrage CVP) 

 Erstunterzeichner: Cavigelli 
  
 I. Beschluss Der Grosse Rat erklärt die Fraktionsanfrage CVP mit 109 zu 0 Stimmen für dringlich. 

2. Auftrag Feltscher betreffend finanzielle Unterstützung für Bündner Park- und Erlebnisprojekte  

 Erstunterzeichner: Feltscher 
 Regierungsvertreter: Huber 
 
 I. Antrag Regierung Die Regierung beantragt, den Auftrag im Sinne ihrer schriftlichen Ausführungen zu 

überweisen. 
 
   Antrag Feltscher 
   Diskussion 
 
   Abstimmung 
   Dem Antrag wird mit offensichtlichem Mehr zugestimmt. 
 
 II. Beschluss Der Grosse Rat überweist den Auftrag im Sinne der schriftlichen Ausführungen der Re-

gierung mit 96 zu 0 Stimmen. 

3. Anfrage Marti betreffend IT-Arbeitsplätze kantonseigener Institute  

 Erstunterzeichner: Marti 
 Regierungsvertreter: Huber 
 
   Antrag Marti 
   Diskussion 
 
   Abstimmung 
   Dem Antrag wird mit offensichtlichem Mehr zugestimmt. 
 
 Erklärung  Der Anfrager erkärt sich von der Antwort der Regierung nicht befriedigt. 
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4. Jahresprogramm 2005  

 Präsident der  
 Strategiekommission: Loepfe 
 Regierungsvertreter: Huber, Widmer, Lardi, Schmid, Engler 
 
 I. Eintreten Die Kommission beantragt einstimmig, auf die Vorlage einzutreten. Eintreten ist nicht 

bestritten und daher beschlossen. 
 
 II. Detailberatung Antrag Kommission und Regierung 
   Der Grosse Rat nimmt vom Jahresprogramm 2005 der Regierung Kenntnis. 
 
   Antrag Kommission 
   Der Grosse Rat unterstützt grundsätzlich die von der Regierung in ihrem Programm for-

mulierten Zielsetzungen. 
 
   Zu den Politikbereichen hält der Grosse Rat folgendes ergänzend fest: 
 
 
   6. Verkehr 
   ES 15/16: Bedürfnisgerechte Ausstattung der Infrastrukturen 
   Infrastrukturen – Bedürfnisgerchte Ausstattung, Sicherheit 
   Die Pro-Kopf-Belastung im Strassenbereich ist im Kanton Graubünden weit höher als in 

den übrigen Kantonen. 
   Der Grosse Rat fordert daher die Regierung auf, weiterhin in Richtung Aufklassierung 

wichtiger Strassenzüge von Hauptstrassen zu Nationalstrassen zu wirken. 
 
   Angenommen 
 
 
   8. Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit 
   ES 21/13: Chancen des Tourismus 
   Chancen des Toursimus 

a) Der Grosse Rat fordert die Regierung auf, eine Analyse der Tourismusstrukturen 
vorzunhehmen und Projekte zur Erneuerung und Effizienzsteigerung der Touris-
musstrukturen zu unterstützen. 

b) Der Grosse Rat fordert die Regierung auf, neben innovativen Vorhaben der Touris-
musbranche auch Inwertsetzungsprojekte zu unterstützen. 

 
   Angenommen 
    
 III. Beschluss Der Grosse Rat nimmt vom Jahresprogramm 2005 der Regierung – mit den eingebrach-

ten Anträgen der Strategiekommission – mit 99 zu 0 Stimmen Kenntnis und unterstützt 
grundsätzlich die von der Regierung in ihrem Programm formulierten Zielsetzungen. 

5. Budget 2005  

 Präsidentin der GPK: Cavegn 
 Regierungsvertreter: Huber, Widmer, Lardi, Schmid, Engler 
 

I. Eintreten Antrag Kommission und Regierung 
Eintreten 
 
Eintreten ist nicht bestritten und somit beschlossen. 

 
 
 
Schluss der Sitzung: 12.10 Uhr 
 
 
 
Es sind folgende Vorstösse eingegangen: 
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I N T E R P E L L A N Z A  

concernente la sicurezza stradale in Val Poschiavo 

L‘attuale rete stradale cantonale in Val Poschiavo e sul Passo del Bemina non è più confacente alle esigenze del traffico o-
dierno. Con il continuo aumento del traffico, sia leggero che pesante, la sicurezza viene messa in forte pericolo. In ben 3 paesi 
(Campocologno, Le Prese e St. Antonio) la Ferrovia Retica attraversa gli stessi parallelamente ed incrociando la strada canto-
nale mettendo in serio pericolo la sicurezza degli automobilisti ed in special modo quella dei motociclisti. Specialmente du-
rante il periodo estivo questo fatto causa parecchi incidenti. In caso di pioggia le rotaie della Ferrovia Retica sono una vera 
trappola per i motociclisti. Nel periodo estivo continue colonne di automobili percorrono i nostri paesi (traffico Livigno). Già 
da decenni la Val Poschiavo rivendica la costruzione di circonvallazioni in Valle. Già nel 1994 sono stati presentati al Comu-
ne di Brusio i piani di costruzione della circonvallazione di Campocologno. Sono ormai trascorsi 10 anni ma i lavori non sono 
ancora iniziati. 
La sicurezza invernale sul Passo del Bernina, viste le condizioni geografiche (vento e valanghe), non è garantita. 

In base a queste constatazioni chiediamo all‘illustre Governo 

1. Ha il Governo intenzione, a corto termine, specialmente per motivi di sicurezza, di costruire le circonvallazioni in Val 
Poschiavo? 

2. Quali misure urgenti intende il Governo adottare per ovviare ai continui incidenti dei motociclisti? 

3. E disposto il Governo, a corto termine, a rendere sicuro il transito invernale sul Passo del Bernina? 

Plozza, Zanetti, Mengotti, Noi, Pedrini, Righetti, Mainetti 
 
 
 

A N F R A G E  

betreffend Integrationsprogramm für schwer vermittelbare Jugendliche 

In zunehmendem Masse haben schwer vermittelbare Jugendliche keine Chance, eine ordentliche Berufslehre beginnen zu 
können oder auch nur in Integrations-Programmen vermittelt zu werden. Diese Entwicklung ist langfristig verheerend. Lö-
sungsmöglichkeiten sind aber dringend, die Politik muss sich der Konsequenzen einer Nicht-Bewältigung dieses Problems 
bewusst werden und gewillt sein, ohne Wenn und Aber und mit geeigneten Mitteln das Problem anzugehen und einer Lösung 
zuzuführen.  

Mit der Zielsetzung im Regierungsprogramm 2002 Ziff. 5, Massnahme 29 wurde als Schwerpunktthema auf die wünschbare 
Integrationshilfe für Sozialempfänger und -empfängerinnen hingewiesen. Dabei sollte das Angebot auch auf weitere Bedürf-
nisgruppen ausgeweitet werden. 

In der Zwischenzeit ist seit dem 21. Juni 2004 das Jugendprogramm Funtauna in Betrieb. Dieses Jugendprogramm ist inner-
halb aller arbeitsmarktlichen Massnahmen gut verankert und eingebunden. Die Finanzierung erfolgt über das SECO. Die Teil-
nehmenden erhalten parallel dazu Arbeitslosenunterstützung. Dem Kanton fallen damit keine Kosten an. 

Das Angebot gilt jedoch nicht für den Bereich der nichtvermittelbaren Jugendlichen, welche von der Arbeitslosenkasse nicht 
unterstützt werden. Da diese jungen Menschen keine oder eindeutig zu wenig Kompetenzen zur selbständigen Lehrstellensu-
che besitzen, werden sie von den Betrieben kaum ausgebildet. Diese Personen finden aber auch im erwähnten Jugendpro-
gramm keinen Platz. Sie werden damit den regionalen Sozialdiensten zugewiesen. Im Moment gibt es auch keine Tagestruktur 
für diese Gruppe von Jugendlichen. Ihre Problematik liegt primär in den Bereichen psychosozialer Schwierigkeiten, Gewalt, 
Sucht etc. Es muss zudem festgestellt werden, dass diese Gruppe von jungen Menschen deutlich zunimmt. Damit verschärft 
sich das geschilderte Problem laufend. 

Wir stellen deshalb der Regierung folgende Fragen: 

1. Ist der Regierung die Zunahme der Gruppe von Jugendlichen bekannt, welche aus den erwähnten Gründen nicht in die 
bestehenden arbeitsmarktlichen Massnahmen aufgenommen werden können? 

2. Was wurde von der Massnahme 29 umgesetzt? Wie gedenkt die Regierung die erwähnte Lücke zu schliessen? 

3. In welcher Form können die Gemeinden zur Finanzierung von niederschwelligen Integrationsprogrammen einbezogen 
werden? 

Schütz, Frigg, Pfenninger, Arquint, Baselgia, Bucher, Jäger, Koch, Mani-Heldstab, Meyer Persili (Chur), Mengotti, Michel, 
Noi, Peyer, Pfiffner, Trepp, Zindel, Brasser, Caviezel (Chur) 
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Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Adriano Jenal 
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Dienstag, 7. Dezember 2004 
Nachmittag 

Vorsitz: Standespräsident Christian Möhr 

Protokollführer: Domenic Gross 

Präsenz: anwesend 114 Mitglieder 

 entschuldigt: Berther (Sedrun), Nigg, Sax, Zegg, Quinter, Stv. Cattaneo 

Sitzungsbeginn: 14.00 Uhr 

 
 

1. Budget 2005 (Fortsetzung) 

 II. Detailberatung 2 DEPARTEMENT DES INNERN UND DER VOLKSWIRTSCHAFT 
 
   2250 Amt für Wirtschaft und Tourismus 
   .362011 Allgemeine Beiträge Wirtschaftsentwicklungsgesetz 
   Antrag Michel 
   Einsetzen eines Betrages  zugunsten der Alpinen Kinderklinik Davos 
 
   Abstimmung 
   Der Grosse Rat stimmt im Grundsatz dem Antrag Michel mit 71 zu 9 Stimmen zu, unter 

Offenlassung der Frage, welchem Konto der Betrag zu belasten ist. 
   (Der Betrag wird schliesslich regierungsseitig dem Gesundheitsamt 3212.364002 be-

lastet; siehe dazu nachstehend). 
 
 
   2107 Grundbuchinspektorat und Handelsregister (GRiforma) 
 
   Verwaltungsrechnung 
 
   Ergebnis laufende Rechnung (Aufwandüberschuss) 
   Antrag der GPK 
   Erhöhung Aufwandüberschuss von 29'000 Franken (Ertragsüberschuss) um 240'000 

Franken auf 211'000 Franken (Aufwandüberschuss) 
 
   Kostenrechnung 
 
   Produktgruppen Total (Verlust) 
   Antrag der GPK 
   Erhöhung Verlust von 167'000 Franken um 237'000 Franken auf 404'000 Franken 
 
   Abstimmung 
   Der Rat stimmt den Anträgen der GPK mit 76 zu 0 Stimmen zu. 
 
 
 
   3 JUSTIZ-, POLIZEI- UND  SANITÄTSDEPARTEMENT 
 
   Laufende Rechnung 
    
   3130 Strassenverkehrsamt 
 
   .4371 Bussen im Ordnungsbussenverfahren 
   Antrag der GPK 
   Erhöhung um 200'000 Franken von 2,2 Millionen Franken auf 2,4 Millionen Franken 
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   .4372 Übrige Bussen im Strassenverkehr 
   Antrag der GPK 
   Erhöhung um 450'000 Franken von 1,15 Millionen Franken auf 1,6 Millionen Franken 
 
 
   .3985 Vergütung des Reingewinns an die Spezialfinanzierung Strassen 
   Antrag der GPK 
   Erhöhung um 650'000 Franken von 47,173 Millionen Franken auf 47,823 Millionen 

Franken 
    
 
   .5113 Abschreibungen, Rückstellungen und Beitrag SF-Strassen 
   .3310 Ordentliche Abschreibungen auf Sachgütern 
   Antrag der GPK 
   Erhöhung um 148'000 Franken von 15,045 Millionen Frankan auf 15,193 Millionen 

Franken 
 
 
   Investitionsrechung 
 
   3120 Kantonspolizei 
   .5063 Anschaffung von Geräten, Mobilien und Einrichtungen 
   Antrag der GPK 
   Erhöhung  um 370'000 Franken von 0 Franken auf 370'000 Franken 
 
 
   Spezialfinanzierung Strassen 
    
   6230. Finanzierung der Strassenaufwändungen 
   .4985 Zuweisung Reinertrag des Strassenverkehrsamts 
   Antrag der GPK 
   Erhöhung um 650'000 Franken von 47,173 Millionen Franken auf 47,823 Millionen 

Franken 
 
 
   .4820 Entnahme aus dem Bestandeskonto Spezialfinanzierung Strassen (=Erhöhung 

der Strassenschuld) 
   Antrag der GPK 
   Reduktion um 650'000 Franken von 19,028 Millionen Franken auf 18,378 Millionen 

Franken 
 
   Abstimmung 
   Der Grosse Rat stimmt allen sieben vorstehenden Anträgen der GPK – da zusammen-

hängenend – in einem Akt mit 89 zu 0 Stimmen zu. 
 
 
   3212 Gesundheitsamt 
 
   Laufende Rechnung 
 
   .364002 Beitrag an den Betrieb der übrigen Krankenanstalten im Kanton Grau-

bünden 
   Antrag Michel und GPK  
   Reduktion um 125'000 Franken von 250'000 auf auf 125’000 Franken 
 
   Antrag Peyer 
   Die Regierung wird aufgefordert, den budgetierten Betrag von 250'000 Franken zur 

Vermeidung von Härtefällen für die von der Schliessung verschiedener Kliniken in Da-
vos betroffenen Mitarbeitenden aus dem Bündnder Arbeitslosenfonds zu überführen. 

 
   Der Antrag Peyer wird  zurückgezogen 
 
   Abstimmung 
   Der Rat stimmt dem Antrag Michel und der GPK mit 94 zu 0 Stimmen zu. 
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   .364020 Beiträge an subventionierte Spitäler für medizinische Leistungen 
   Antrag der GPK 
   Festlegung der Beitragssumme auf 69'440'000 Franken gemäss Botschaft 
 
   Antrag der Kommissionsmehrheit für Gesundheit und Soziales (6 zu 3 Stimmen, Sprecher 

Hardegger) 
   Die nicht realisierbare Sparmassnahme 12 A „Aufhebung der Marktzulage im Spitalbe-

reich“ im Betrag von vier Millionen Franken ist ersatzlos, d.h. definitiv zu streichen. 
   Die Budgetposition 3212.364020 erhöht sich dadurch um vier Millionen Franken auf 

73'440'000 Franken. 
 
   Antrag Beck 
   Den anerkannten standardisierten Fallaufwand auf 7'500 Franken festlegen. 
   Die Position 364020 ist in der Folge um den resultierenden Betrag von zwei Millionen 

Franken zu erhöhen. 
    
   Abstimmung 
   Alle Anträge werden als Hauptanträge behandelt. Demnach gelangt das Verfahren ge-

mäss Artikel 65 zur Anwendung. 
 
   In der Abstimmung entfallen: 

- auf den Antrag der GPK 56 Stimmen 
- auf den Antrag der Kommission für Gesundheit und Soziales 28 Stimmen 
- auf den Antrag Beck 11 Stimmen 
Total sind 95 Stimmen eingegangen. Das absolute Mehr beträgt demnach 48 Stimmen.  
Der Antrag der GPK hat das absolute Mehr erreicht und ist somit angenommen. 

 
 
   .364099 Abbau Restzahlungen an den Betrieb der Spitäler 
   Antrag der GPK 
   Reduktion um 2,15 Millionen Franken von 17,5 Millionen Franken auf 15,35 Millionen 

Franken 
 
 
   Investitionsrechnung 
 
   .5640 Beiträge an den Bau von Krankenanstalten 
   Antrag GPK 
   Erhöhung um 4,3 Millionen Franken von 14,5 Millionen Franken auf 18,8 Millionen 

Franken 
    
   Abstimmung  
   Der Rat stimmt den Anträgen der GPK zu den Positionen 3212. 364099 und 3212.5640 

mit 66 zu 0 Stimmen zu 
 
 
 
Schluss der Sitzung: 18.10 Uhr 
 
 
 
Es sind folgende Vorstösse eingegangen: 
 
 
 

A U F T R A G  

betreffend Revision des Gesetzes über die Kindergärten im Kanton Graubünden (Kindergartengesetz) 

Spätestens durch die Diskussion der PISA-Ergebnisse richtet sich die Aufmerksamkeit von Bildungsexperten und Bildungspo-
litikerinnen vermehrt auch auf die Phase vor dem Schuleintritt. Die Bedeutung der vorschulischen Förderung für die spätere 
schulische Entwicklung der Kinder wird heute allgemein anerkannt. Die Stellung des Kindergartens als vorschulische Einrich-
tung ist im Wandel begriffen. Dies zeigt sich unter anderem in der Debatte um die allfällige Einführung einer Grundstufe (Ba-
sisstufe). Verschiedene Kantone sind derzeit parallel dazu daran, durch die Obligatorischerklärung des Kindergartenbesuchs 



 7. Dezember 2004 730 

die Schulpflicht von bisher 9 auf 10 oder 11 Jahre auszudehnen. Je länger je mehr erweist sich auch ein fixes gleiches Schul-
eintrittalter für alle als problematisch. Das heutige Schuleintrittsalter in Graubünden ist tendenziell zu hoch. Eine allfällige 
Veränderung sollte aber auch in Richtung vergrösserter Flexibilität erfolgen. 

Nachdem im Kanton Zürich ein erster Anlauf eines neuen Volksschulgesetzes unter anderem wegen der umstrittenen Basis-
stufe gescheitert war, beschloss der Kantonsrat nun erst kürzlich, das Kindergartenwesen zu kantonalisieren und gleichzeitig 
einen zweijährigen Kindergartenbesuch für alle Kinder als obligatorisch vorzusehen. Damit erweitert sich im Kanton Zürich 
die obligatorische Schulpflicht (inklusive Kindergarten) auf 11 Jahre. 

Vor allem auch im Bereich des Spracherwerbs werden im Alter von 4 bis 6 Jahren wertvolle Grundsteine für die gesamte spä-
tere Bildung gelegt. Die grosse Mehrheit der Kinder besucht schon heute den Kindergarten während zwei Jahren. Dies ist vor 
allem auch zur Integration von Einzelkindern und Fremdsprachigen sehr wichtig. 

Während andere Kantonen den Kindergartenbesuch nun obligatorisch erklären, ist im geltenden bündnerischen Kindergarten-
gesetz lediglich die Berechtigung fixiert, dass ein Kind während mindestens eines Jahres vor dem Schuleintritt einen Kinder-
garten besuchen darf. 

Da die Unterschiede zwischen den verschiedenen kantonalen Schulsystemen nicht immer noch grösser werden sollten, drängt 
sich – wie in den anderen Kantonen  - auch in Graubünden eine Gesetzesrevision auf, wonach der Kindergartenbesuch für ob-
ligatorisch erklärt werden soll. Aus der fachlichen Perspektive wäre es dabei wünschbar, wie im Kanton Zürich ein zweijähri-
ges Obligatorium zu fixieren. Dadurch wird die Institution Kindergarten als erste Stufe im Bildungssystem eindeutig gestärkt. 

Die Regierung wird eingeladen, dem Grossen Rat Bericht und Antrag zu stellen, um das kantonale Kindergartengesetz in 
Richtung Obligatorium des Kindergartenbesuchs zu revidieren und dieses allfällig zusätzlich ins kantonale Schulgesetz zu in-
tegrieren. 

Jäger, Feltscher, Casanova (Vignogn), Arquint, Baselgia, Bucher, Cahannes, Casty, Caviezel-Sutter (Thusis), Cavigelli, 
Christ, Christoffel, Crapp, Dermont, Frigg, Hanimann, Hess, Hübscher, Koch, Loepfe, Meyer Persili (Chur), Mengotti, Mi-
chel, Noi, Peyer, Pfenninger, Pfiffner, Pfister, Portner, Rizzi, Robustelli, Schütz, Tomaschett, Tremp, Trepp, Wettstein, Zin-
del, Brasser, Cahenzli, Caviezel (Chur), Toschini 
 
 
 

A U F T R A G  

betreffend Bericht zur Zukunft der Bündner Alpwirtschaft 

Die Alpwirtschaft hat eine bedeutende wirtschaftliche Funktion für die Bündner Landwirtschaft. Die aktuellen Entwicklungen 
im Milchmarkt und auf der Bundespolitischen Ebene beeinflussen diese Funktion zunehmend negativ. Mit der bevorstehenden 
Aufhebung der staatlich geregelten Milchkontingentierung gerät nicht zuletzt die klein strukturierte Berglandwirtschaft mit 
hohen Transportkosten in die Verarbeitungszentren unter erhöhten wirtschaftlichen Druck. Die Konsequenzen für die Alp-
wirtschaft sind heute noch nicht abschätzbar. Jedoch ist festzustellen, dass Alpsennereien wegen fehlender Milch oder gerin-
ger Wirtschaftlichkeit geschlossen werden. 

Die Veränderung der Alpbestossung (steigende Anzahl Mutterkühe und Schafe) und die anhaltend rückläufigen Bestossungs-
zahlen beeinflussen sowohl die Wirtschaftlichkeit als auch die nachhaltige ökologische Funktion der Alpen. Tendenziell ist 
eine Konzentration der Alpmilchproduktion und Verarbeitung auf Gunstlagen zu beobachten. Als Grundvoraussetzung für 
Gunstlagen spielt die Erschliessung eine entscheidende Rolle. 

Die Alpwirtschaft Graubündens muss als agrarpolitisches Ziel die flächendeckende Bewirtschaftung der Alpen sicherstellen. 
Dieser Anspruch wird nicht zuletzt von Seite des Tourismus für eine gepflegte Kulturlandschaft gestellt. Angesichts dieser 
Ausgangslage sind neue Strategien und Visionen gefragt. Die Regierung wird daher eingeladen, einen Bericht zur Zukunft der 
Bündner Alpwirtschaft zu erstellen. Im Vordergrund sollen folgende Themenbereiche aufgearbeitet werden: 

- Wo soll in Zukunft Alpmilch produziert und verarbeitet werden? Dazu ist ein Gebietsraster mit Schwerpunktregionen zu 
erstellen. 

- In welchen Gebieten trägt die Alpwirtschaft existenziell zur Erhaltung der Dorfsennereien bei und muss deshalb auch 
aus volkswirtschaftlicher Sicht zwingend erhalten werden? 

- Wo sind die Schnittpunkte mit dem im Zusammenhang mit dem Postulat Schmid geforderten Konzept über die Milch-
produktion und Verarbeitung im Kanton Graubünden? 

- Wie kann sichergestellt werden, dass bei abnehmenden Mitteln für die Unterstützung der Alpwirtschaft für Erschlies-
sungen, Sanierungen etc. von Seiten der öffentlichen Hand und privaten Geldgebern nur mittel- und langfristig nachhal-
tig rentable Projekte unterstützt werden? 

- Die rückläufigen Bestossungszahlen werden zusätzlich wegen fehlender Tiere aus dem Talgebiet beeinflusst. Es sind 
Massnahmen zu prüfen um dieser Tendenz Einhalt zu gebieten.  
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Farrér, Telli, Jeker, Barandun, Beck, Brüesch, Butzerin, Capaul, Casanova (Vignogn), Casty, Caviezel (Pitasch), Cavigelli, 
Christoffel, Conrad, Dermont, Federspiel, Fleischhauer, Giovannini, Gredig, Hanimann, Hardegger, Hartmann, Joos-Buchli, 
Kessler, Kleis-Kümin, Koch, Marti, Mengotti, Michel, Noi, Parolini, Pedrini, Pfister, Plozza, Ratti, Righetti, Sax, Schmid, 
Stiffler, Thomann, Tomaschett, Zanetti, Campell, Jecklin-Jegen, Mainetti, Nay, Niederer, Pitsch, Thurner, Toschini 
 
 
 

A N F R A G E  

betreffend die finanziellen Auswirkungen des neuen Finanzausgleichs auf den Kanton Graubünden 

Im NFA Faktenblatt Nr. 19/GR des Eidgenössischen Finanz Departements (EFD) werden die Folgen des NFA’s auf den Kan-
ton Graubünden skizziert und budgetiert. Darin sind im speziellen Fr. 111 Mio. an den Kanton Graubünden unter dem Titel 
geographischer und topographischer Lastenausgleich (GLA) budgetiert. Dieser kompensiert den negativen Saldo des Kantons 
am Transfervolumen von Fr. 110 Mio.  

Die folgende Tabelle gibt grob und gerundet über die Veränderungen Auskunft. 

Bisherige zweckgebundene Transferzahlungen  -181 Mio. 

Bisherige zweckfreie Transferzahlungen     +71 Mio. 

Veränderungen bisherige Transferzahlungen per Saldo  -110 Mio. 

Neuer Geographischer-Topographischer Lastenausgleich +111 Mio. 

Gesamtsaldo NFA für den Kanton       +1 Mio. 

Quelle NFA Faktenblatt 19/GR, EFD 

Im Zusammenhang mit diesem Systemwechsel ergeben sich aus politischer Sicht im Hinblick auf die Verwendung der zweck-
freien Mittel folgende Fragen an die Regierung: 

1. Die Regierung wird eingeladen, die detaillierten Ausfälle der verschiedenen Positionen dem Grossen Rat aufzuzeigen. 

2. Hat die Regierung konkrete Vorstellungen über die zukünftige Verwendung der zweckfreien Mittel? Wenn ja, wie sehen 
diese aus? 

3. Bei genauerer Betrachtung erfahren v.a. die ehemaligen Beiträge unter dem zusammenfassenden Titel „Erschliessung 
des ländlichen Raumes“ und „Strukturerhaltung“ die grössten Reduktionen. Im Besonderen sind durch den NFA die Po-
sitionen Hauptstrassen, Beiträge an den öffentlichen Regionalverkehr, Beiträge an die Waldwirtschaft und Massnahmen 
für die landwirtschaftlichen Strukturverbesserungen betroffen. Kann die Regierung zum jetzigen Zeitpunkt bereits zusi-
chern, dass die Fehlbeträge dieser Positionen durch Mittel aus dem Geographischen-Topographischen Leistungsausglei-
ches mindestens gedeckt werden? 

4. In Zukunft werden gemäss den Berechnungen des EFD rund 94% der Transferzahlungen an den Kanton Graubünden un-
ter dem Titel Geographisch-Topographischer Lastenausgleich geleistet. Damit entsteht eine grosse Abhängigkeit von 
dieser Position. Es ist absehbar, dass in unserem Land in Zukunft die Kernstadt- und die soziodemographischen Proble-
me zunehmen werden. Somit ist damit zu rechnen, dass die Position des Geographisch-Topographischen Lastenausglei-
ches politisch unter Druck kommen wird. Wie geht die Regierung in diesem Zusammenhang mit diesem finanzpoliti-
schen Risiko um, respektive bestehen diesbezüglich Strategien? 

Schmid, Wettstein, Brüesch, Bachmann, Bär, Beck, Brunold, Capaul, Casanova (Vignogn), Cavegn, Caviezel (Pitasch), Ca-
vigelli, Crapp, Farrér, Federspiel, Hanimann, Hardegger, Hübscher, Kleis-Kümin, Lemm, Maissen, Parpan, Pfister, Plozza, 
Portner, Righetti, Sax, Telli, Tomaschett, Tremp, Tuor, Zanetti, Zegg, Campell, Mainetti, Nay, Toschini 
 
 
 
 

Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Domenic Gross 
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Mittwoch, 8. Dezember 2004  
Vormittag 

Vorsitz: Standespräsident Christian Möhr / Standesvizepräsident Hans Geisseler 

Protokollführer: Adriano Jenal 

Präsenz: anwesend 115 Mitglieder 

 entschuldigt: Beck, Dermont, Schmid, Quinter, Stv. Cattaneo 

Sitzungsbeginn: 8.15 Uhr 

 
 

1. Wahl eines Mitglieds für die Kommission für Wirtschaft, Abgaben und Staatspolitik für die Amtsdauer 2004-2006 
(Ersatzwahl)  

 Wahl: Ernst Nigg wird mit 95 zu 0 Stimmen gewählt. 

2. Nachtragskredite 

 Sprecher der GPK: Pfenninger 
 Regierungsvertreterin: Widmer 
 
 I. Eintreten Antrag GPK 
   Eintreten 
 
   Eintreten ist nicht bestritten und somit beschlossen. 
 
 II. Detailberatung Antrag GPK 
   Genehmigung der Nachtragskredite der 9. Serie zum Voranschlag 2004 und Kenntnis-

nahme der Orientierungsliste der GPK über die bewilligten Nachtragskreditgesuche zum 
Voranschlag 2004. 

 
   Abstimmung 
   Der Grosse Rat genehmigt die Nachtragskredite der 9. Serie zum Voranschlag 2004 mit 

108 zu 0 Stimmen und nimmt von der Orientierungsliste der GPK über die bewilligten 
Nachtragskreditgesuche zum Voranschlag 2004 Kenntnis. 

3. Erwahrung der Ergebnisse der kantonalen Volksabstimmung vom 26. September 2004 

 Präsidentin der Kommission für 
 Justiz und Sicherheit: Cahannes 
 Regierungsvertreter: Huber 
 
 I. Eintreten  Antrag Kommisson für Justiz und Sicherheit 
   Eintreten 
 
   Eintreten ist nicht bestritten und somit beschlossen.  
 
 II. Detailberatung Erwahrung der Ergebnisse der kantonalen Volksabstimmung vom 26. September 2004 
 
 III. Beschluss Der Grosse Rat erwahrt die Ergebnisse der kantonalen Volksabstimmung vom 26. Sep-

tember 2004 mit 106 zu 0 Stimmen. 
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4.  Anfrage Stiffler  betreffend Aushilfenkredit und Kredit für Dienstleistungen Dritter in der Kantonsverwaltung  

 Erstunterzeichner: Stiffler 
 Regierungsvertreterin: Widmer 
 
   Antrag Stiffler 
   Diskussion 
 
   Abstimmung 
   Der Antrag wird mit offensichtlichem Mehr beschlossen. 
 
 
 Erklärung  Der Anfrager erkärt sich von der Antwort der Regierung befriedigt. 

5. Budget 2005  

 Detailberatung (Fortsetzung) 5 FINANZ- UND MILITÄRDEPARTEMENT 
 
 
   5121 Allgemeiner Personalaufwand 
   .3093 Globalkredit für Personalwerbung 
   Antrag der GPK 
   Reduktion  um 80'000 Franken auf 150'000 Franken 
 
   Abstimmung 
   Der Antrag der GPK wird mit 88 zu 0 Stimmen angenommen. 

    
 
   Schlussanträge 
 
   Antrag der GPK und Regierung 
   3.  Im Sinne von Art. 26 Abs. 2 ABzFHG seien folgende Verpflichtungskredite, welche 

nicht dem Finanzrefrerenzdum zu unterstellen sind, zu genehmigen: 
    Kantonspolizei 
    Ablösung Richtfunknetz des Kantons Graubünden: 
    Verpflichtungskredit: Fr. 7'500'000.00 
    Zeitlicher Anfall der Kosten: 2005 Fr. 4'500'000.00 

2006 Fr. 3'000'000.00 
    Staatsrechnungsposition Konto 3120.5064 
  
 
    Kantonspolizei   
    Ablösung Einsatzleitrechner und Verlegung Notruf- und Einsatzzentrale: 
    Verpflichtungskredit: Fr. 6'100'000.00 
    Zeitlicher Anfall der Kosten 2005 Fr. 2'500'000.00 

2006 Fr. 3'600'000.00 
    Staatsrechnungsposition Konto 3120.5064 
 
   Abstimmung 
   Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung mit 84 zu 0 Stimmen. 
 
 
   Antrag der GPK und Regierung 

4. Umsetzung des Massnahmenprogramms zur Haushaltsanierung: 
4.1 Von der Umsetzung der Sanierungsmassnahmen und der geplanten Kompensa-

tionsmassnahmen sei Kenntnis zu nehmen; 
4.2 Einer alternativen Realisierung der Massnahme B1 63 betreffend „Kreditkür-

zung beim kantonseigenen Neubau für das Bildungszentrum Gesundheit und 
Soziales „BGS“ sei mittels Mietlösung zuzustimmen. 

4.3 Auf die Erarbeitung und Umsetzung weiterer Kompensationsmassnahmen sei 
zu verzichten. 
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   Abstimmung 
 Der Grosse Rat folgt den Anträgen 4.1 – 4.3 der GPK und Regierung mit 83 zu 1 Stim-
men. 

 
 
   Antrag der GPK und der Regierung 

5. Festlegung der Werte und Kredite für die Betriebsbeiträge 2005 an die Spitäler im 
Kanton Graubünden: 
5.1 Der anerkannten standardisierten Fallaufwand sei auf 7'320 Franken feszule-

gen. 
5.2 Die maximale Hospitalisationsrate für die bis 64-jährigen Personen sei auf 110 

stationäre Fälle je 1'000 Einwohner und für die 65-jährigen und älteren Perso-
nen auf 360 stationäre Fälle je 1'000 Einwohner festzulegen. 

5.3 Der Gesamtkredit für das Rettungswesen (inkl. Mesolcina-Calanca) sei auf 
550'000 Franken festzulegen. 

5.4 Der Gesamtkredit für Lehre und Forschung sei auf 5'660'000 Franken festzule-
gen. 

5.5 Die Abgabesätze auf dem anerkannten Fallaufwand seien wie folgt festzulegen: 
a) für ausserkantonale Patienten auf 10.5 % für das Kantonsspital und 7,5 % 

für die übrigen Spitäler; 
b) für Halbprivat- und Privatpatienten sowie Selbstzahler auf 13 % für das 

Kantonsspital und 10 % für die übrigen Spitäler; 
    5.6. Der Gesamtkredit für das Bereitschaftswesen sei auf 4'400'000 Franken festzu-

legen 
 
   Abstimmung 
   Der Grosse Rat folgt den Anträgen 5.1 – 5.6 der GPK und Regierung mit 73 zu 9 Stim-

men. 
 
 
   Antrag der GPK und Regierung 
   6. Der Erlass einer Verordnung über den Verzicht auf Beiträge an Schul- und Schul-

sportanlagen im Volksschulbereich sei zu genehmigen. 
 
   Abstimmung 
   Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung mit 79 zu 0 Stimmen. 
 
 
   Antrag der GPK und Regierung 

  7.  Der ordentliche Beitrag aus allgemeinen Staatsmitteln an die Strassenrechnung ge-
mäss Art. 84 Abs. 2 des Strassengesetzes sei auf 29'246'000 Franken (45% der Ver-
kehrssteuern) festzulegen.  

 
  Abstimmung 
  Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung mit 85 zu 0 Stimmen. 
 
 
  Antrag der GPK und Regierung 
  8.  Kantonaler Steuerfuss 2005: 
   Der Steuerfuss für das Jahr 2005 – ertragswirksam im Jahr 2006 – sei auf 105 % der 

einfachen Kantonssteuer festzusetzen. 
 
  Abstimmung 
  Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung mit 92 zu 0 Stimmen. 
 
 
  Antrag der GPK und Regierung 
  9. Steuerfuss und Beiträge für den interkommunalen Finanzausgleich (mit Auswirkung 

im Jahr 2006): 
    9.1  Der gestützt auf das Finanzausgleichsgesetz für das Jahr 2005 zu erhebenden 

Zuschlag zur Kantonssteuer sei auf 101 % der einfachen Kantonssteuer festzu-
legen. 

    9.2  Die Finanzierungsbeiträge des Kantons und der Gemeinden für den interkom-
munalen Finanzausgleich für das Jahr 2005 seien auf je 6 % festzulegen. 
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    9.3 Der Satz für die Kürzung der Gemeindetreffnisse sei wie bisher bei 50 % zu be-
lassen. 

    9.4 Auf die Gewährung eines Zusatzbeitrages des Kantons gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. 
e) und Art. 3 Abs. 2 des Finanzausgleichsgesetz sei zu verzichten. 

 
   Abstimmung 

  Der Grosse Rat folgt den Anträgen 9.1 – 9.4 der GPK und Regierung mit 91 zu 0 Stim-
men. 

 
 
   Antrag der GPK und Regierung 
   10. Die Quellensteuerfüsse für das Jahr 2005 seien wie folgt festzulegen: 
    10.1 Der Quellensteuerfuss für die Gemeinden von 100 % auf 95 % der einfachen 

Kantonssteuer. 
    10.2 Der Quellensteuerfuss für die Kirchen von 15 % auf 13 % der einfachen Kan-

tonssteuer. 
 
   Abstimmung 

  Der Grosse Rat folgt den Anträgen 10.1 und 10.2 der GPK und Regierung mit 91 zu 0 
Stimmen. 

 
 
   Antrag der GPK und Regierung 

  11. Die Kreditpositionen mit Sperrvermerk (Konten 5111.5851, 6100.503207 und 
6100.503329) seien zu genehmigen. Diese stehen unter dem Vorbehalt des Inkrafttre-
tens des revidierten Finanzhaushaltsgesetzes im Jahr 2005. 

 
   Abstimmung 

  Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung mit 85 zu 0 Stimmen. 
 
 
   Antrag der Regierung 
   12. GRiforma- Planungsbericht für Pilotdienststellen: 
    Der Planungsbericht 2005 der GRiforma-Pilotdienststellen und die entsprechenden 

Kredite sowie die übergeordneten Ziele je Produktgruppe (für das Landwirtschaftli-
che Bildungs- und Beratungszentrum Plantahof, das Sozialamt und das Amt für In-
formatik) seien zu genehmigen. 

 
   Antrag der GPK 
   Der GRiforma-Planungsbericht für Pilotdienststellen mit den Änderungen der GPK ge-

mäss Beilage 1 des GPK-Berichts vom 16.11.2004 zum Budget 2005, sei zu genehmi-
gen. 

 
   Abstimmung 
   Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK mit 91 zu 1 Stimmen. 
 
 
   Antrag der Regierung 
   13. Das kantonale Budget für das Jahr 2005 sei zu genehmigen. 
 
   Antrag der GPK 
   13. Das kantonale Budget für das Jahr 2005 mit den Änderungen der GPK gemäss Nach-

trag zum GPK-Bericht vom 16.11.2004 an den Grossen Rat sei zu genehmigen. 
 
   Abstimmung 

  Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK mit 83 zu 4 Stimmen. 
 
 
   Antrag Zanetti 
   Neu einfügen Ziffer 14 

Ab Budget 2006 sind sämtliche Steuereinnahmen entsprechend dem Sollprinzip gemäss 
Artikel 6 Absatz 3 FHG periodengerecht zu berücksichtigen. 
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   Abstimmung 
   Der Antrag Zanetti wird mit 49 zu 29 Stimmen abgelehnt. 

6. Totalrevision des Gesetzes über die Pädagogische Fachhochschule (PFHG) sowie Erlass eines Gesetzes über die 
Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTWG) (B7/2004-2005, S. 1115) 

 Präsident der Kommission für 
 Bildung und Kultur: Butzerin 
 Regierungsvertreter: Lardi 
 
 I. Eintreten Antrag Kommission 
   Eintreten 
 
   Eintreten ist nicht bestritten und somit beschlossen. 
 
 
 
Schluss der Sitzung: 12.10 Uhr 
 
 
 
Es sind folgende Vorstösse eingegangen: 
 
 
 

A U F T R A G  

betreffend vorzeitiger Aufhebung des Numerus Clausus auf Mittelschulstufe 

Die Regierung möchte die Massnahme 332 des Sparprogramms bis spätestens  2008 ohnehin aufheben. 
Anlässlich der Grossratsdebatte im August 2003 war sich der Grosse Rat nur bedingt bewusst, dass er mit dieser Massnahme 
als einziger Kanton in der Schweiz den Numerus Clausus auf Mittelschulstufe einführen würde. Die Zustimmung erfolgte 
Querbeet mit grossem Unbehagen, Zähne knirschen und ohne Begeisterung. 
Nun hat sich gezeigt, dass mit einer willkürlichen Reduktion der Schülerzahlen um 10 % bei der DMS, HMS und dem Unter-
gymnasium verfassungsrechtlich problematische Situationen entstehen können. Einerseits werden Schülerinnen und Schüler, 
die das notwendige Niveau erreicht haben, als überzählig nicht aufgenommen, andererseits können auch Schülerinnen und 
Schüler,  um die vorgegebenen Klassengrössen zu erreichen aufgenommen werden, ohne dass sie das notwendige Niveau er-
reicht haben. Dies widerspricht der, von der Bundes- als auch der Kantonsverfassung verankerten Chancengleichheit. Aus 
mannigfaltigen Gründen kann die Anzahl der Schülerinnen und Schüler, die die notwendigen Fähigkeiten für die Aufnahme in 
eine Mittelschule haben, von Jahr zu Jahr variieren; danach haben sich auch die Schulen auszurichten.  
In verschiedenen Kantonen, im Kanton Glarus sogar an der Landsgemeinde, wurden ähnliche Sparmassnahmen vom Volke 
verworfen. 
Diese Massnahme trifft alle Kinder: der schulische Druck wird einfach nach unten weitergereicht, so dass am Schluss Real-
schülerinnen und Realschüler kaum mehr eine Lehrstelle erhalten werden. 
Graubünden, als vielsprachiger Kanton mit wenig Industrie und Ausbildungsplätzen liegt mit seiner Maturitätsquote deutlich 
unter dem schweizerischen Durchschnitt. Es gibt keine Gründe, warum wir uns hier selbst beschränken sollten, und uns und 
unserer Jugend damit Schaden zufügen sollten. Ueberdies sind die Finanzen, gerade auch im Vergleich mit anderen Kantonen, 
nicht mehr derart prekär, dass sie solche Massnahmen weiterhin rechtfertigen würden. 
Aus all den oben genannten Gründen ersuchen die unten aufgeführten Grossrätinnen und Grossräte die Regierung die Mass-
nahme 332 im Jahre 2005 vorzeitig ersatzlos aufzuheben. 

Trepp, Portner, Parolini, Arquint, Augustin, Brüesch, Bucher, Bundi, Kleis-Kümin, Koch, Michel, Noi, Peyer, Pfenninger, 
Pfister, Righetti, Stiffler, Tomaschett, Tramèr, Tuor, Zindel, Caviezel (Chur) Mainetti, Nay 
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A N F R A G E  

betreffend sichere Zukunft der Wasserkraft-Energie 

Wir leben im „Wasserschloss Graubünden“. Wasserkraft ist mit rund 60 % der grösste Stromproduzent der Schweiz. Die 
Wasserkraft hat viele und hohe Qualitäten.  Sie steht im ökologischen Vergleich ganz vorne, schafft vorwiegend Arbeitsplätze 
in den Gebirgstälern, erzeugt die ganze Wertschöpfung im eigenen Land und erhöht die Sicherheit der Stromversorgung. Spei-
cherstrom ist jederzeit schnell verfügbar und regulierbar. Wasserkraft vermindert Hochwasserschäden in Millionenhöhe und 
steigert die Attraktivität der Alpenregionen für den Tourismus. Wasserkraft bedeutet für Graubünden einen der wichtigsten 
Standortvorteile und volkswirtschaftlichen Eckpfeiler mit grosser fiskalischer Bedeutung. Die Wasserkraft muss optimiert und 
im Interesse der Zukunft der Bündner Volkswirtschaft weiter ausgebaut werden.  

Die heutige und geplante Gesetzgebung und -Praxis lässt jedoch grosse Zweifel aufkommen, ob die Wasserkraft die heutigen 
und künftigen Konkurrenz- und Standortvorteile sicherstellen und ausbauen kann. Es ist auch fraglich, ob die bisherigen Er-
träge der öffentlichen Hand aus der Nutzung der Wasserkraft gesichert sind und ob die Gewährleistung des Service public im 
Bereich der Elektrizitätsversorgung gegeben ist. Vor diesen Hintergründen fragen wir die Regierung an: 

1. Teilt die Regierung obige Beurteilung bezüglich heutiger und künftiger Beurteilung der Wasserkraft? 

2. Teilt die Regierung obige Beurteilung bezüglich Verschlechterung der Rahmenbedingungen bei der Optimierung und 
beim Ausbau der Wasserkraft? 

3. Ist die Regierung bereit, alles zu tun, damit die Wasserkraft weiter ökonomisch optimiert und sinnvoll ausgebaut werden 
kann? 

4. Ist die Regierung ebenfalls der Meinung, dass die Bedenken betreffend Auswirkungen von „Schwall und Sunk“ nicht ge-
teilt werden, die Forderungen von Revitalisierung und Massnahmen beim Betriebsregime übertrieben sind und zu einer 
wesentlichen Entwertung der Wasserkraft als Spitzenenergie führen würden, die zu kompensieren wären? 

5. Wie gedenkt die Regierung, die Energie- und Fiskalausfälle bei der Umsetzung der Gewässerschutzgesetzgebung zu 
kompensieren? 

6. Teilt die Regierung die Meinung, dass die Rahmenbedingungen für die Wasserkraft wesentlich zu verbessern sind und 
auch das Verbandsbeschwerderecht einzuschränken ist? 

7. Wo sieht die Regierung grössten Handlungsbedarf bei der Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Wasserkraft, 
insbesondere im Hinblick auf die Marktöffnung und das Ausschöpfen von Marktpotentialen?  

Jeker, Bleiker, Parolini, Bachmann, Bär, Barandun, Beck, Brüesch, Butzerin, Capaul, Casanova (Vignogn), Casty, Caviezel 
(Pitasch), Christ, Christoffel, Claus, Conrad, Crapp, Donatsch, Dudli, Federspiel, Fleischhauer, Giovannini, Göpfert, Hani-
mann, Hardegger, Hartmann, Heinz, Hess, Hübscher, Janom Steiner, Kessler, Krättli-Lori, Maissen, Mani-Heldstab, Marti, 
Montalta, Nigg, Pedrini, Plozza, Portner, Ratti, Righetti, Stiffler, Telli, Thomann, Tramèr, Tscholl, Tuor, Vetsch, Wettstein, 
Campell, Gloor, Gunzinger, Jecklin-Jegen, Pitsch 
 
 
 

A N F R A G E  

betreffend Unterstützung von Berufsausstellungen (Lehrstellenförderung) 

Am Do 28. Oktober  bis und mit Sa 30. Oktober 2004 ist die 6. EMBA (Berufswahlschau der Region Mittelbünden) erfolg-
reich über die Bühne gegangen. Erfolgreich deshalb, weil sich rund 120 Gewerbetreibende die Arbeit an über 50 Berufsbil-
dern während 3 Tagen teilten. 700 SchülerInnen der Oberstufe haben diese Berufswahlschau besucht. Erstmals hat sich die 
EMBA nach aussen geöffnet, waren doch nicht nur Schulen sondern auch Gewerbebetriebe ausserhalb der Region Mittelbün-
den auf der Lenzerheide engagiert. Schulen von Felsberg, Chur, Trimmis, Davos und Maienfeld haben die Gelegenheit ge-
nutzt, an der einzig regelmässig durchgeführten Berufsausstellung Graubündens teilzunehmen. Nebst der Berufsschau wurden 
in Informationsblocks über weitergehende Ausbildungsmöglichkeiten, Drogenprävention und Ausbildungsverbunde infor-
miert.  

Gemäss Auskunft des Amtes für Berufsbildung und Berufsberatung werden pro Jahr rund 9% oder ca. 450 Lehrstellenverträge 
aus den verschiedensten Gründen aufgelöst. Diese Anzahl ist unseres Erachtens zu hoch. Frustration und Verärgerung sind 
beim Lehrstellenabbrechenden und in besonderem Masse beim Ausbildner gross. Hier setzt die EMBA einen wichtigen Ak-
zent in der Berufsbildvermittlung. Sie kann die Schnupperlehre nicht ersetzen, ist aber mit ihrem dreistufigen erprobten Sys-
tem ein weiteres wichtiges Glied in der Berufsfindung. Zudem steht die Berufsausstellung nicht nur Schülern zur Verfügung, 
vielmehr können sich auch Lehrer und Eltern über die Berufsbilder informieren. Man kann es drehen und wenden wie man 
will: Die EMBA ist effizient: 1 Standort, über 50 Berufe, 700 Schülerinnen und Schüler.  
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Die EMBA sollte zu Zeiten des Lehrstellenbeschlusses II als eigentliches Pilotprojekt für weitere gleichgelagerte Ausstellun-
gen im Kanton dienen, welche alternierend stattfinden sollten. Die letzte EMBA wurde folglich auch mit Geldern des Lehr-
stellenbeschlusses unterstützt. In diesem Jahr wurde unser Gesuch abgelehnt. Hätte nicht der Bündner Gewerbeverband und 
seine Branchenverbände der  EMBA kräftig unter die Arme gegriffen, wäre wohl bereits die diesjährige Ausgabe nicht mehr 
zustande gekommen. Seitens des Kantons flossen keinerlei Mittel. Sicherlich liegt die Verantwortung für die Berufsbildung 
beim Gewerbe selbst - unterstützt von den Verbänden. Unseres Erachtens aber auch beim Kanton. In Baselland stellt der Kan-
ton beispielsweise für eine periodisch stattfindende kantonale Berufsausstellung mehrere 100'000 Franken zur Verfügung. Zu-
dem konnte anlässlich des Forums über die Berufsbildung Schweiz, welches ebenfalls an der EMBA stattgefunden hatte, dem 
Referat von Herrn  Fumeaux, Direktor Bundesamt für Berufsbildung und Technologie, entnommen werden, dass sein Amt 
über einen Innovationsfond von 60 Mio. Franken verfügt. Seine Aussage war dahingehend zu interpretieren, dass man eben 
eine Eingabe machen müsse. Ein solches Projekt habe Chancen, Unterstützungsbeiträge zu bekommen. Aus diesen Überle-
gungen ergeben sich folgende Fragen an die Regierung: 

1. Welchen Stellenwert nimmt die Berufsbildung aus Sicht der Regierung ein? 

2. Sind Projekte wie die EMBA förderungswürdig? 

3. Ist die Regierung bereit, diese künftig stärker zu fördern und zu unterstützen? 

4. Wurde beim Bundesamt für Berufsbildung und Technologie um Unterstützungsbeiträge nachgesucht, oder war man über 
einen existierenden Innovationsfond nicht im Bild? 

5. Welche Rolle kommt dem Amt für Berufsbildung und Berufsberatung bei derartigen Berufs-Ausstellungen zu?  

6. Ist die Regierung bereit, solchen Berufsausstellungen wie der EMBA einen fixen Budgetposten zuzuordnen? 

Crapp, Claus, Stiffler, Arquint, Augustin, Barandun, Baselgia, Berther (Disentis), Bleiker, Bucher, Casanova (Vignogn), 
Casty, Cavegn, Caviezel (Pitasch), Christ, Conrad, Demarmels, Dermont, Farrér, Federspiel, Giovannini, Gredig, Jäger, Kleis-
Kümin, Krättli-Lori, Maissen, Mani-Heldstab, Marti, Meyer Persili (Chur), Michel, Parolini, Parpan, Perl, Peyer, Portner, 
Righetti, Rizzi, Robustelli, Sax, Schmid, Thomann, Tremp, Trepp, Tuor, Zanetti, Zindel, Brasser, Campell, Caviezel (Chur), 
Gloor, Mainetti, Nay, Niederer, Thurner, Züst 
 
 
 
 

Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Adriano Jenal 
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Mittwoch, 8. Dezember 2004 
Nachmittag 

Vorsitz: Standesvizepräsident Hans Geisseler 

Protokollführer: Domenic Gross 

Präsenz: anwesend 111 Mitglieder 

entschuldigt:  Bachmann, Beck, Cavegn, Hübscher, Meyer Persili, Schmid, Tomaschett, Quinter,  
Stv. Cattaneo 

Sitzungsbeginn: 14.00 Uhr 

 
 

1. Totalrevision des Gesetzes über die Pädagogische Fachhochschule (PFHG) sowie Erlass eines Gesetzes über die 
Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTWG) (B7/2004-2005, S. 1115) (Fortsetzung) 

 Präsident der Kommission für 
 Bildung und Kultur: Butzerin 
 Regierungsvertreter: Lardi 
 
 
 II. Detailberatung TOTALREVISION DES GESETZES ÜBER DIE PÄDAGOGISCHE FACHHOCHSCHULE (PFHG) 

(B7/2004-2005, S. 1115) 
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 
   Art. 1 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen  
 
 
   Art. 2, Marginalie 
   Antrag Kommission und Regierung  
   Streichen: 1. Hauptaufgaben 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 2 Abs. 1 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Absatz wie folgt ändern: 

Die Hochschule sorgt für eine qualitativ hochstehende Ausbildung von Lehrpersonen, 
insbesondere auch für das deutsch-, romanisch- und italienischsprachige Kantonsgebiet. 

 
   Angenommen 
 
 
   Art. 2 Abs. 2 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 
 
 
 
 



 8. Dezember 2004 740 

   Art. 2 Abs. 3 (neu) 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Absatz 3 neu einfügen: 

Die Hochschule stellt Ausbildungsangebote bereit, welche zur Unterrichtserteilung 
in anderen Kantonen und im Fürstentum Liechtenstein befähigen. 

 
   Angenommen 
 
 
   Art. 2 Abs. 4 (neu) 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Absatz 4 neu einfügen: 
   Die Regierung kann der Hochschule weitere Aufgaben übertragen. 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 3 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Entfällt (Neu in Art. 2 Abs. 3 neu und Abs. 4 neu enthalten) 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 4 – 7 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 

II. Rechtsform, Leistungserbringung und Organisation 
 
   Art. 8 – 10 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 11 Abs. 1 und 2 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 11 Abs. 3 neu 
   a) Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss Botschaft 
 
   b) Antrag Arquint 
     Der Hochschulrat setzt sich zusammen aus: 

a) den von der Regierung gewählten Mitgliedern; 
b) je einer Vertretung des Lehrkörpers und der Studierenden. 

 
   c) Antrag Märchy    

Der Lehrerverein Graubünden LGR kann ein Mitglied in den Hochschulrat 
vorschlagen. 

 
   1. Abstimmung 
    Der Antrag Arquint wird mit 72 zu 20 Stimmen abgelehnt 
 
   2. Abstimmung 
    Der Antrag Märchy wird mit 78 zu 8 Stimmen abgelehnt. 
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   Art. 11 Abs. 3 neu 
   a) Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss Botschaft 
 
   b) Antrag Arquint 
    Neuer Absatz 4 bzw. 3 einfügen: 

Die Amtsdauer der Mitglieder des Hochschulrats beträgt vier Jahre. Zweimali-
ge Wiederwahl ist möglich. 

 
Abstimmung 
Der Antrag Arquint wird mit 52 zu 23 angenommen. 
 
 
Art. 12 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 13 
a) Antrag Kommission und Regierung 
  Gemäss Botschaft 
 
b) Antrag Loepfe 
  Ändern wie folgt: 

Der Schulleitung gehören der Rektor oder die Rektorin und die Abteilungslei-
tenden an. Die Schulleitung ist für die operative und pädagogische Führung der 
Hochschule verantwortlich. Der Rektor oder die Rektorin vertritt die Hoch-
schule gegen aussen. 

 
Abstimmung 
Der Antrag Loepfe wird mit 91 zu 0 Stimmen angenommen. 
 
 
Art. 14 – 16 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 

 
 

III. Finanzen 
 
   Art. 17 und 18 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 19 
   a) Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss Botschaft 
 
   b) Antrag Arquint 

Der Grosse Rat genehmigt das Globalbudget, den Jahresbericht und die Jahres-
rechnung. 

 
   Der Antrag Arquint wird zurückgezogen 
 
   Angenommen 
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   Art. 20 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 

IV. Rechtspflege 
 
   Art. 21 und 22 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 

V. Schlussbestimmungen 
 
   Art. 23 - 29 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 
   Schlussabstimmung 

2.  Der Grosse Rat stimmt der Totalrevision des Gesetzes über die Pädagogische Fach-
hochschule (neu: Gesetz über die Pädagogische Hochschule) mit 100 zu 0 Stimmen 
zu. 

 
 
 
   GESETZ ÜBER DIE HOCHSCHULE FÜR TECHNIK UND WIRTSCHAFT (HTWG) (B7/2004-

2005, S. 1115) 
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 
   Art. 1 – 4 
   Antrag Kommision und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 

II. Rechtsform, Leistungserbringung und Organisation 
 
   Art. 5 - 7 
   Antrag Kommision und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 8 Abs. 1 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 8 Abs. 2 

a) Antrag Kommissionsmehrheit (7 Stimmen, Sprecher Butzerin) und Regierung 
Gemäss Botschaft 
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b) Antrag Kommissionsminderheit (3 Stimmen, Sprecher Claus)  
    Absatz wie folgt ändern: 

Die Regierung wählt den Hochschulrat und bezeichnet dessen Präsidium. Der För-
derverein HTW ist berechtigt, die Hochschulräte vorzuschlagen. Die Regierung 
wählt die Revisionsstelle. 

    
c) Antrag Arquint 

    Der Hochschulrat setzt sich zusammen aus: 
    a) den von der Regierung gewählten Mitgliedern; 
    b) je eine Vertretung des Lehrkörpers und der Studierenden. 
 

d) Antrag Casanova (Chur) 
Die Regierung wählt den Hochschulrat und bezeichnet dessen Präsidium. Sie 
berücksichtigt dabei die Interessen der Wirtschaft. Die Regierung wählt die Re-
visionsstelle. 

 
Der Antrag der Kommissionsminderheit und der Antrag Arquint werden zurückgezogen. 
 

   Abstimmung 
Der Grosse Rat stimmt dem Antrag Casanova mit 50 zu 43 Stimmen zu.  

 
 
   Art. 8 Abs. 3 neu 
   a) Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss Botschaft 
 
   b) Antrag Arquint 

Die Amtsdauer der Mitglieder des Hochschulrats beträgt vier Jahre. Zweimali-
ge Wiederwahl ist möglich. 

 
Abstimmung 
Der Antrag Arquint wird mit 67 zu 0 Stimmen angenommen. 
 
 

   Art. 9  
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 10 
   Antrag Loepfe 
   Ändern wie folgt: 

Der Schulleitung gehören der Rektor oder die Rektorin und die Abteilungsleiten-
den an. Die Schulleitung ist für die operative und pädagogische Führung der Hoch-
schule verantwortlich. Der Rektor oder die Rektorin vertritt die Hochschule gegen 
aussen. 
 
Die Kommission und die Regierung unterstützen den Antrag Loepfe. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 11 – 13 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
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III. Finanzen 
 

   Art. 14 und 15 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
    
   Art. 16 
   a) Antrag Kommission und Regierung 
    Gemäss Botschaft 
 
   b) Antrag Arquint 
    Ändern 

Der Grosse Rat genehmigt das Globalbudget, den Jahresbericht und die Jahres-
rechnung. 

 
   Der Antrag Arquint wird zurückgezogen. 
 
   Angenommen 
 
 
   Art. 17 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 

IV. Rechtspflege 
 

   Art. 18 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 

V. Schlussbestimmungen 
 

   Art. 19 - 24 
   Antrag Kommission und Regierung 
   Gemäss Botschaft 
 
   Angenommen 
 
 
   Schlussabstimmung 

2. Der Grosse Rat stimmt dem Gesetz über die Hochschule für Technik und Wirtschaft 
 mit 95 zu 0 Stimmen zu. 

 
 
 
Schluss der Sitzung: 17.50 Uhr 
 
 
 
Es sind folgende Vorstösse eingegangen: 
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A U F T R A G  

betreffend Einsetzung eines KMU-Forums durch die Regierung 

Die administrativen Lasten und Auflagen sowie die oft zeitraubenden Bewilligungsverfahren belasten die Unternehmungen 
trotz allen gegenteiligen Beteuerungen in zunehmendem Mass. Es wird immer dringender, dass bei der Ausarbeitung von neu-
en Bestimmungen und Vorschriften so frühzeitig wie möglich geprüft wird, welchen zusätzlichen Aufwand sie für KMU’s zur 
Folge haben; weiter sollte bei Verwaltungshandlungen künftig überprüft werden, welche administrativen Folgen und Verzöge-
rungen sie für die involvierten Parteien zur Folge hatten.  

Die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner schlagen deshalb die Einsetzung eines KMU-Forums auf kantonaler Ebene vor. 
Auf Bundesebene wurde bereits 1998 ein entsprechendes Forum eingesetzt, welches sich – wenn auch mit einem etwas ande-
ren Auftrag - sehr bewährt.  

Hauptaufgabe des neuen Forums soll es sein, bei der Ausarbeitung von neuen Gesetzen und Verordnungen im Detail zu über-
prüfen, welche administrativen Konsequenzen das geplante Vorgehen für die Unternehmen im Kanton zur Folge hätte, und 
zuhanden der Sachbearbeiter sowie der gesetzgebenden Behörde zu dieser Frage Stellung zu nehmen.  

Weiter soll es wie eine „Ombudsstelle“ auf Hinweis von Beteiligten und Betroffenen überprüfen, ob ein Verwaltungsakt aus 
betriebs- und volkswirtschaftlicher Sicht effizienter, zeitsparender oder rationeller hätte erlassen werden können.  

Die Erfahrungen daraus gestatten es ihm, der Verwaltung Hinweise für die Vereinfachung von bestehenden Vorschriften zu 
vermitteln. 

In diesem Sinn kann das neue Forum auch ein Ort des Gedankenaustausches zwischen Wirtschaft und Verwaltung sein.  

Das Forum soll durch die Regierung aus ausserparlamentarischen, politisch losgelösten Vertretern von bedeutenden Branchen 
und Wirtschaftszweigen gebildet werden, wobei deren Verbände sich auch angemessen an den Kosten beteiligen sollten. Auf-
gaben, Arbeitsweise und Kompetenzen werden ebenfalls durch sie geregelt. 

In diesem Sinn wird die Regierung beauftragt, die Voraussetzungen für ein derartiges KMU-Forum zu schaffen.  

Donatsch, Wettstein, Hanimann, Bachmann, Bär, Barandun, Berther (Disentis), Bleiker, Brüesch, Brunold, Bühler-Flury, Ca-
sanova (Chur), Casty, Caviezel (Pitasch), Cavigelli, Christ, Claus, Conrad, Crapp, Dudli, Federspiel, Feltscher, Giacometti,  
Göpfert, Gredig, Hartmann, Hess, Jeker, Jenny, Kessler, Krättli-Lori, Maissen, Märchy-Michel, Marti, Montalta, Parpan, Perl,  
Rizzi, Stiffler, Thomann, Vetsch, Zegg, Gunzinger, Jecklin-Jegen, Toschini, Züst 
 
 
 

A N F R A G E  

betreffend RhB Linie Davos - Filisur 

Die Strecke Davos - Filisur ist eine der schönsten und abwechslungsreichsten Linien der RhB. An ihr befinden sich zahlreiche 
historische Bauten und andere Attraktionen. 

z.B. Bergbau-Museum Schmelzboden, Brauerei Monstein, Zügenschlucht, Wiesner-Viadukt, Bahnhof-Wiesen usw. 

Mit einer geschickten Vermarktung liessen sich schon bestehende Angebote ausschöpfen. Mit geringem Aufwand könnte z.B. 
das Projekt Museumsbahn realisiert werden. 

Zudem wäre der Glacier-Express um einiges attraktiver, wenn die Strecke Davos - Filisur mit eingeschlossen wäre. Das Albu-
latal und Davos würden touristisch profitieren. 

Wir stellen deshalb der Regierung folgende Fragen: 

1. Ist die Regierung bereit dieses wertvolle Potenzial auszuschöpfen und das Projekt Museumsbahn zu fördern? 

2. Die Strecke Davos-Filisur analog der Strecke Zermatt - St.Moritz in das Angebot des Glacier- Express aufzunehmen. 

Stiffler, Barandun, Arquint, Baselgia, Beck, Bleiker, Bucher, Casanova (Chur), Casty, Cavegn, Christ, Christoffel, Conrad, 
Crapp, Dermont, Feltscher, Fleischhauer, Frigg, Giacometti, Göpfert, Hardegger, Hess, Hübscher, Joos-Buchli, Kessler, Koch, 
Krättli-Lori, Mani-Heldstab, Marti, Michel, Montalta, Nigg, Noi, Parpan, Pedrini, Portner, Sax, Vetsch, Zindel, Gunzinger, 
Jecklin-Jegen, Thurnher, Züst 
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A N F R A G E  

betreffend freien Personenverkehr mit der EU 

Seit 1.6.2004 gilt zwischen der Schweiz und der EU die zweite Phase des freien Personenverkehrs. Eine generelle Kontrolle 
von Lohn- und Arbeitsbedingungen findet seither nicht mehr statt. Wie erste Berichte zeigen, blieb die manchenorts befürch-
tete Einwanderungswelle von Arbeitnehmern aus der EU aus. Die Zahl der Grenzgänger scheint aber doch sehr stark zuge-
nommen zu haben. In diesem Zusammenhang wird die Regierung eingeladen folgende Fragen zu beantworten:  

1. Wie viele Personen aus der EU sind seit 1.6. 2004 bis zum Zeitpunkt der Anfragebeantwortung im Vergleich zu den bei-
den Vorjahren in die Schweiz insgesamt bzw. nach Graubünden eingewandert? 

2. Um welche Prozentzahl haben die niedergelassenen EU-Bürger in Graubünden seit Einführung der ersten Phase des 
freien Personenverkehrs zugenommen?  

3. Wie viele Kontrollen hat die sogenannte tripartite Kommission seit 1.6.2004 gemacht und welches sind die gemachten 
Feststellungen und gewonnenen Erkenntnisse?  

4. Sind statistische Erfassungen von Missbräuchen schon vorhanden? Wenn ja, mit welchen Ergebnissen?  

Augustin, Cavigelli, Zegg 
 
 
 

A N F R A G E  

betreffend Konzept „Rumantsch grischun en scola“ 

Das Grundkonzept „rumantsch grischun en scola“ war von Mitte Oktober bis Ende November 2004 in der Vernehmlassung. 
Noch bevor alle Stellungnahmen beim EKUD eingetroffen waren, hat Regierungsrat Lardi die Ansicht der Regierung zum 
weiteren Vorgehen anlässlich des Treffens der Regierung mit den Journalisten vom 30. November 2004 wiedergegeben. Es 
hiess unter anderem, die Regierung sei gewillt das Konzept umzusetzen und eine Verabschiedung des Konzeptes sei noch im 
Dezember 2004 zu erwarten. In diesem Zusammenhang stellen die Unterzeichneten folgende Fragen an die Regierung. 

1. Welchen Sinn hatte diese Vernehmlassung zum Grobkonzept „rumantsch grischun en scola“, wenn bevor alle Stellung-
nahmen beim EKUD eingetroffen sind, der verantwortliche Regierungsrat Lardi bereits die Ansicht der Regierung zum 
weiteren Vorgehen bekannt gibt?  

2. Liegt es nicht in der Verantwortung der Regierung, das Handeln des Kantons zu überprüfen und gegebenenfalls zu hin-
terfragen, vor allem wenn eine sehr grosse Opposition sich gegen das Vorgehen manifestiert? Wenn ca. 75% der Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger zahlreicher Gemeinden mit romanischer Grundschule, zahlreiche Persönlichkeiten, darun-
ter auch namhafte rätoromanische Sprachwissenschaftler, Professoren, Schriftsteller, Gemeinde- und Schulbehörden, 
Regionalorganisationen sowie zahlreiche Lehrer sich gegen den Ersatz der Idiome durch rumantsch grischun (rg) aus-
sprechen, müsste auch die Regierung aufhorchen und sich vertiefter mit der Problematik befassen.  

3. Teilt die Regierung die Meinung, dass der Grosse Rat bei seinem Entscheid in der Augustsession 2003 von einer fal-
schen Erwartung ausging, als es darum ging, ab 2005 nur noch Lehrmittel in rg herauszugeben und ab 2005 jährlich 
100'000.- Fr einzusparen? Tatsache ist, dass der Kanton zur Einführung von rg aufgrund von Schätzungen mindestens 10 
Millionen Fr. (vermutlich sogar noch viel mehr) aufwenden muss. Bereits für die nächsten vier Jahre ist es gemäss Re-
gierungsprogramm und Finanzplan vorgesehen, dass 2.21 Millionen für dieses sehr umstrittene Projekt aufgewendet 
werden. 

4. Der Entscheid, alle Lehrmittel nur noch in rg herauszugeben und die Schlussfolgerungen der Regierung daraus, alle Idi-
ome durch rg als Schriftsprache in der Schule zu ersetzen, verstossen gegen Artikel 3 Abs. 3 der kantonalen Verfassung 
und entsprechen in keiner Weise der bisherigen liberalen Sprachpolitik Graubündens, bei der die Gemeinden praktisch 
autonom bezüglich ihrer Sprache entscheiden können. Ist die Regierung sich dessen bewusst?  

5. In verschiedenen Gemeinden wird bereits das Szenario besprochen, die Schulsprache von romanisch auf deutsch zu än-
dern, falls das Konzept rg in der Schule von oben dekretiert werden sollte. In anderen Gemeinden wird sich vorerst nur 
das Engagement zu Gunsten der romanischen Sprache mangels Identifikation mit dem rg massiv verkleinern.  Inwiefern 
lassen sich diese von Seiten des Kantons verursachten Tendenzen mit den grossen Bemühungen des Kantons und der 
Eidgenossenschaft zur Erhaltung und Förderung des Rätoromanischen vereinbaren?  

6. Das Konzept „Haltiner“ aus dem Jahre 1999 sah eine passive Einführung des rg vor allem in der Oberstufe der Grund-
schulen vor. Die schnelle Einführung dieses guten Konzeptes hätte es erlaubt, dass in den nächsten Jahrzehnten mehrere 
Generationen mit rg in passiver Form konfrontiert worden wären. Jeder hätte in der Oberstufe gelernt, rg zu lesen und 
mündlich zu verstehen. Dadurch hätte die Akzeptanz des rg bei den Rätoromanen erhöht werden können. Weitergehende 
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Schritte wären dann je nachdem möglich. Ist die Regierung auch der Meinung, dass dieses schubladisierte Konzept im-
mer noch die bessere Variante wäre, um die rätoromanische Sprache im Allgemeinen und das rg im Speziellen zu för-
dern? 

7. Die Einheitssprache rg sollte an sich die Rätoromanen vereinen. Mit dem vorgelegten Konzept werden die Rätoromanen 
hingegen polarisiert. Sie verkraften aber keine weitere Aufsplitterung und Polarisierung. Wichtig wäre es bei allen wei-
teren Schritten den grössten gemeinsamen Nenner zu suchen. Dies wäre die passive Einführung von rg in der Schule. 
Teilt die Regierung die Meinung, dass der Einheit der Rätoromanen eine grössere Priorität einzuordnen ist als dem Be-
harren auf dem Projekt der integralen Einführung des rg in der Schule? 

Parolini, Hartmann, Bundi, Arquint, Berther (Disentis), Conrad, Lemm, Maissen, Perl, Ratti, Tramèr, Tuor, Campell, Cavie-
zel (Chur), Gunzinger, Nay 
 
 
 
 

Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Domenic Gross 
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Donnerstag, 9. Dezember 2004 
Vormittag 

Vorsitz: Standespräsident Christian Möhr 

Protokollführer: Adriano Jenal 

Präsenz: anwesend 103 Mitglieder 

entschuldigt: Arquint, Bachmann, Beck, Berther (Disentis), Biancotti, Brasser, Casanova (Chur), Con-
rad, Feltscher, Hess, Kessler, Lemm, Marti, Pfiffner, Schmid, Quinter, Stv. Cattaneo 

Sitzungsbeginn: 8.15 Uhr 

 
 

1. Dringliche Fraktionsanfrage betreffend Armee XXI – zum Logistik-Infrastrukturentscheid vom 6. Dezember 2004 
(Fraktionsanfrage CVP) 

 Erstunterzeichner: Cavigelli 
 Regierungsvertreterin: Widmer 
 
 Erklärung: Der Anfrager erklärt sich von der Antwort der Regierung befriedigt. 

2. Auftrag Bucher betreffend Neuregelung der Trägerschaften der Spitäler (Fraktionsauftrag SP) 

 Erstunterzeichnerin: Bucher 
 Regierungsvertreter: Schmid 
 
 I. Antrag Regierung Die Regierung beantragt, den Auftrag abzulehnen. 
 
 II. Beschluss Der Grosse Rat lehnt die Überweisung des Auftrags mit 66 zu 12 Stimmen ab. 

3. Anfrage Loepfe betreffend Abschneiden von Bündner Maturanden im Eignungstest für das Medizinstudium 

 Erstunterzeichner: Loepfe 
 Regierungsvertreter: Lardi 
 
 Erklärung  Der Anfrager erklärt sich von der Antwort der Regierung teilweise befriedigt. 

4. Anfrage Frigg betreffend Einführung Grund- oder Basistufe in Graubünden 

 Erstunterzeichnerin: Frigg 
 Regierungsvertreter: Lardi 
 
 Erklärung  Die Anfragerin erklärt sich von der Antwort der Regierung befriedigt. 
 
 
 
Schluss der Sitzung: 11.45 Uhr 
 
 
 
Es ist folgender Vorstoss eingegangen: 
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A U F T R A G  

betreffend Delegation von Rechtssetzungsbefugnissen an selbständige Anstalten des kantonalen öffentlichen Rechts 

Die Regierung hat dem Grossen Rat seit dem Jahr 2000 insgesamt vier Vorlagen unterbreitet, um selbständige Anstalten des 
kantonalen öffentlichen Rechts zu errichten. Es sind dies die Pädagogische Hochschule (PHG, 2004), die Hochschule für 
Technik und Wirtschaft (HTWG, 2004), das Bildungszentrum für Gesundheit und Soziales (AGSG, 2002) und die Psy-
chiatrischen Dienste Graubünden (POG, 2000). In der jüngsten einschlägigen Botschaft, nämlich jene betreffend die Päda-
gogische Hochschule und die HTW (Heft Nr. 7/2004-2005), bezeichnet die Regierung die Entscheide als politisch-
strategische Massnahmen. Ähnlich umschreibt die Regierung gemäss Botschaften die übrigen rechtlichen Verselbständigun-
gen der vergangenen Jahre. Dies zu Recht.  

Zu den erwähnten Anstalten treten solche älteren Errichtungsdatums hinzu. Es sind dies die Sozialversicherungsanstalt von 
Graubünden, die Gebäudeversicherungsanstalt sowie die Graubündner Kantonalbank.  

Sämtlichen oberwähnten Anstalten kommt in unterschiedlichem Mass ein Selbstorganisationsrecht zu, um ihre gesetzlichen 
Aufträge zu erfüllen. Gemein ist ihnen das Bedürfnis, grundsätzlich und zusätzlich über darüber hinausgehende Rechtsset-
zungsbefugnisse zu verfügen. Im Vordergrund stehen Regelungen im Personalrecht, aber auch für die Erfüllung von Kernauf-
gaben. Bei der Pädagogischen Hochschule und der HTW sind dies beispielsweise der Erlass von Zulassungsvoraussetzungen 
zur Schule, Promotions- und Studienordnungen sowie die Festlegung von Studiengeldern - alles Grundlagen, die mit der ta-
gesgeschäftlichen Erfüllung des Auftrages der Hochschulen zusammenhängen und die vom Hochschulrat als strategisches 
Organ der jeweiligen Schule frontnah beurteilt werden können. Von ähnlicher Tragweite sind Festlegungen im Bereich des 
Personalrechts, welche übers Ganze gesehen zwardurchaus von geringfügigerer Bedeutung sein können und für den anstalts-
typisch zu erfüllenden Auftrag aber durchaus zweckerforderlich und daher der Selbstorganisation durch die jeweilige Anstalt 
zu überlassen sind. Im Detail sind die Bedürfnisse je Anstalt wiederum sehr unterschiedlich und können formelle wie auch in-
haltliche Regelungen betreffen. In formeller Hinsicht steht die Regelung betreffend die Zuständigkeit für Anstellungs- und 
Entlassungsentscheide sowie generell für personalrechtliche Entscheide im Vordergrund, in inhaltlicher Hinsicht betriebstypi-
sche Regelungsbedürfnisse betreffend beispielsweise Nacht-/Feiertags-/Wochenenddienste, Pikettdienste sowie Fortbildungs- 
und Forschungssemesterregelungen. Sämtliche solche Regelungsbedürfnisse dienen wirksam der Aufrechterhaltung und För-
derung der Wettbewerbsfähigkeit der verschiedenen Anstalten im jeweiligen Marktumfeld, was einem der Kernzwecke von in 
die Verselbständigung entlassenen Betrieben/Schulen entspricht.  

Aufgrund des geltenden Verfassungsrechts gemäss neuer Kantonsverfassung von Graubünden ist eine solche Kompetenzdele-
gation von Rechtssetzungsbefugnissen an die selbständigen Anstalten des kantonalen öffentlichen Rechts neu nicht (mehr) 
möglich - dies im Gegensatz zur jüngst aufgehobenen Kantonsverfassung, verschiedenen Verfassungen anderer Kantone und 
namentlich auch beispielsweise der jüngsten Verfassung des Bundes (Art. 164 Abs. 2 BV). Die Unterzeichneten fordern da-
her:  

1. eine rechtliche Grundlage in der neuen Kantonsverfassung zu schaffen, damit die selbständigen Anstalten des kanto-
nalen öffentlichen Rechts auf dem Weg der Gesetzgebung Rechtssetzungsbefugnisse grundsätzlich zugeteilt erhalten 
können;  

2. gestützt auf eine Sammelbotschaft die Gesetzesrevisionen betreffend sämtliche in Frage stehenden Organisationsge-setze 
sämtlicher selbständiger Anstalten des kantonalen öffentlichen Rechts zu schaffen mit der Zielsetzung, die jeweils an-
staltstypischen individuellen Bedürfnisse zur selbständigen Rechtssetzung dieser Anstalten zu berücksichtigen.  

Cavigelli, , Hanimann, Vetsch, Augustin, Bachmann, Berther (Sedrun), Bleiker, Cahannes, Casanova (Vignogn), Casanova 
(Chur), Casty, Caviezel (Pitasch), Christ, Claus, Crapp, Demarmels, Dermont, Donatsch, Dudli, Farrér, Federspiel, Feltscher, 
Giacometti, Gredig, Hardegger, Hartmann, Hess, Jeker, Joos-Buchli, Kessler, Kleis-Kümin, Loepfe, Maissen, Parolini, Par-
pan, Pedrini, Portner, Rizzi, Robustelli, Sax, Stiffler, Thomann, Tremp, Tuor, Wettstein, Zegg, Gunzinger, Jecklin-Jegen, 
Pitsch, Thurner 
 
 
 
 

Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Adriano Jenal 
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Beilagen zum Grossratsprotokoll 

Raumplanungsgesetz für den Kanton Graubünden 
(KRG) 

vom 6. Dezember 2004 

 
Der Grosse Rat des Kantons Graubünden, 
 
gestützt auf Art. 80 der Kantonsverfassung, 
nach Einsicht in die Botschaft der Regierung vom 11. Mai 2004, 
 
beschliesst: 

I. Allgemeines 

Art. 1 
1 Das Gesetz ordnet die Raumplanung auf Gebiet des Kantons Graubün-
den. Es bestimmt die von den Gemeinden, von den Regionalverbänden 
und vom Kanton zu erfüllenden Aufgaben.  
2 Das Gesetz legt kantonale Bau- und Zonenvorschriften fest. Es regelt die 
durch das kantonale Recht bestimmten Verfahren. 

Art. 2 
1 Gemeinden, Regionalverbände und Kanton sorgen für die Planung im 
Sinne der Raumplanungsgesetzgebung. Sie berücksichtigen die Anliegen 
der Raumplanung auch bei ihren übrigen Tätigkeiten.  

Gegenstand 

Planungspflicht 
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2 Gemeinden, Regionalverbände und Kanton erfüllen ihre Aufgaben im 
gegenseitigen Einvernehmen und stimmen ihre Grundlagen, Planungen 
und raumwirksamen Tätigkeiten aufeinander und mit den Grundlagen, 
Konzepten und Sachplanungen des Bundes sowie den Planungen der be-
nachbarten Kantone und Länder ab. 

Art. 3 
1 Die Ortsplanung ist Aufgabe der Gemeinden. Sie erfüllen diese Aufgabe 
im Rahmen des übergeordneten Rechts autonom. 
2 Die überörtliche Planung ist in der Regel Sache der Regionalverbände 
und des Kantons.  
3 Die Regierung führt die Aufsicht über die Raumplanung. Sie bezeichnet 
das zuständige Departement (Departement) und die Fachstelle für Raum-
planung (Fachstelle).  

Art. 4 
1 Die Behörden informieren die Öffentlichkeit angemessen über Grundla-
gen, Ziele und Ablauf von Planungen und sorgen dafür, dass Interessierte 
bei Planungen in geeigneter Weise mitwirken können. 
2 Die Planungsträger können mit Privaten Vereinbarungen abschliessen, 
insbesondere über den zeitlichen Ablauf von Planungen, die anzustre-
bende Siedlungsqualität, den Zeitpunkt der Ausführung von Bauvorhaben 
und den angemessenen Ausgleich von planungsbedingten Vor- und 
Nachteilen. Betreffen Vereinbarungen Gegenstände, die zum Mindestin-
halt einer Planung gehören, stehen sie unter dem Vorbehalt des Entschei-
des der für den Erlass und die Genehmigung der Planung zuständigen Be-
hörden. 

Art. 5 
1 Für die in diesem Gesetz und in der Verordnung festgelegten Verfahren 
für Planungen, Bauvorhaben, Landumlegungen und die Erhebung von Er-
schliessungsabgaben gilt ausschliesslich kantonales Recht, soweit die Ge-
meinden und Regionalverbände nicht ausdrücklich ermächtigt oder ver-
pflichtet werden, abweichende oder ergänzende eigene Verfahrensvor-
schriften zu erlassen oder bestimmte Verfahren selbst zu regeln.  
2 Die zuständigen Behörden erledigen Gesuche in den in diesem Gesetz 
oder in der Verordnung festgelegten Ordnungsfristen, sofern nichts ande-
res vereinbart wurde. Die Fristen beginnen, sobald die Gesuche formell 
richtig und vollständig vorliegen, sofern nichts anderes bestimmt ist. 
3 Kann eine Frist ausnahmsweise nicht eingehalten werden, teilt die zu-
ständige Behörde die Verzögerung den Betroffenen vor Ablauf der Frist 
mit kurzer Begründung und unter Bekanntgabe einer neuen Erledigungs-
frist mit.  

Planungsträger 

Information, 
Mitwirkung, 
kooperative 
Planung 

Verfahren, 
Erledigungsfristen 
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Art. 6 
1 Die Einsprache- und Rechtsmittelbehörden können hängige Verfahren 
jederzeit zugunsten einer Mediation sistieren, wenn die Parteien dies ge-
meinsam beantragen. Einzelheiten regelt die Regierung durch Verordnung.  
2 Zugeständnisse einer Partei im Rahmen einer Mediation dürfen nicht in 
den Prozess eingebracht werden und bilden keinen Beweis. Wer als Medi-
atorin oder Mediator tätig war, ist im Prozess von Mediationsparteien als 
Rechtsvertreter, Zeuge oder Auskunftsperson ausgeschlossen. 

Art. 7 
1 Die Planungsträger beschaffen die für ihre Planungen notwendigen 
Grundlagen. Sie stimmen die Beschaffung der Grundlagen gegenseitig ab 
und sorgen für deren Austausch. Einzelheiten regelt die Regierung durch 
Verordnung. 
2 Die Planungsträger beobachten und analysieren die räumliche Entwick-
lung und stützen ihre Planungen darauf ab. Das Departement erteilt dem 
Bundesamt die erforderlichen Auskünfte. 
3 Die kantonalen Dienststellen arbeiten zusammen und stellen die erfor-
derliche kantonsinterne Abstimmung der Grundlagen sicher. 
4 Die Grundlagen sind öffentlich und können von jedermann eingesehen 
werden. Ihre Rechtswirkung richtet sich nach der einschlägigen Gesetzge-
bung.  

Art. 8 
1 Grundlagen und Planungsmittel werden digital erstellt und bewirtschaf-
tet. 
2 Pläne sind aus den digitalen Daten erstellte graphische Auszüge. Solange 
die Regierung nichts anderes bestimmt, kommt nur dem graphischen Aus-
zug Rechtswirkung zu.  
3 Raumplanungsdaten werden von den Planungsträgern und Dienststellen 
gegenseitig abgegeben, wobei nur Bearbeitungskosten in Rechnung ge-
stellt werden dürfen. 

Mediation 

Grundlagen 
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Art. 9  
1 Das Departement und die Fachstelle können im Rahmen ihrer Zuständig-
keit unterstützende Massnahmen zur Gewährleistung einer nachhaltigen 
räumlichen Entwicklung und zur Umsetzung des Raumordnungsrechts 
treffen. 
2 Das Departement und die Fachstelle können Bestrebungen der Gemein-
den zur Bildung gemeinsamer Bauämter und Fachgremien mit Beratungs-
funktion in Bau- und Planungsfragen unterstützen. 

Art. 10 
1 Der Kanton kann im Rahmen der verfügbaren Mittel Beiträge ausrichten 
an Gemeinden und Regionalverbände sowie an Organisationen, Institutio-
nen und andere Projektträger für: 
1. Grundlagen und Planungen; 
2. Projekte wie Konzepte, Untersuchungen, Studien, Leitbilder, Analy-

sen, die der nachhaltigen räumlichen Entwicklung des Kantons, der 
Regionen, Agglomerationen und Gemeinden, der Verbesserung der 
Zusammenarbeit, gegenseitigen Information und Grundlagenkennt-
nisse, der Aus- und Weiterbildung von Personen mit raumplaneri-
schen Aufgaben oder dem Vollzug dienen; 

3. Wettbewerbe, Vollzugshilfen. 
2 Der Kanton kann ferner Betriebsbeiträge ausrichten an Organisationen 
und Fachgremien, die in besonderem Masse und regelmässig auf dem Ge-
biet der Raumplanung beratend und informierend tätig sind.  
3 Die Gewährung von Beiträgen setzt insbesondere voraus, dass die Arbei-
ten im kantonalen Interesse liegen und unter fachkundiger Leitung ausge-
führt werden. 

Art. 11 
1 Beiträge an Gemeinden und Regionalverbände werden in der Form von 
Grundbeiträgen und von Zusatzbeiträgen ausgerichtet. 
2 Die Grundbeiträge werden nach der Finanzkraft der Gemeinden und Re-
gionalverbände und der Art der Leistung abgestuft. Die maximalen 
Grundbeiträge an die anrechenbaren Kosten betragen für: 
1. Gemeinden:  Planungen 30% 

  Grundlagen, Projekte 40% 
2. Regionalverbände: Grundlagen, Planungen, Projekte 50% 
Die Regierung kann Grundbeiträge um 10 - 50 Prozent kürzen, wenn der 
kantonale Finanzhaushalt dies erfordert. 
3 Zusatzbeiträge bis maximal 20 Prozent der anrechenbaren Kosten wer-
den gewährt, wenn die Arbeiten von besonderer raumplanerischer und 
volkswirtschaftlicher Bedeutung sind. 
4 Beiträge an Organisationen, Institutionen und andere Projektträger für 
Vorhaben gemäss Artikel 10 Absatz 1 sind nach der raumplanerischen und 

Förderung 

Kantonsbeiträge 
1. Grundsatz, 
Voraussetzungen 

2. Bemessung 
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volkswirtschaftlichen Bedeutung abzustufen und betragen maximal 50 
Prozent der anrechenbaren Kosten. 

Art. 12 
1 Beiträge werden von der Regierung auf Grund von Arbeitsprogrammen 
und Kostenschätzungen zugesichert. Die Regierung kann diese Kompe-
tenz an das Departement und die Fachstelle delegieren. 
2 Die Zusicherung erfolgt in der Regel im Rahmen von Leistungsvereinba-
rungen, welche mindestens die Zielsetzung, die Leistungen des Beitrags-
empfängers und der Fachstelle, das Zeitprogramm, die anrechenbaren 
Kosten sowie die Modalitäten der Abrechnung und Auszahlung des Bei-
trags und der Leistungsprüfung enthalten. 
3 Bei Streitigkeiten über Beiträge sowie bei weiteren Auseinandersetzun-
gen aus Leistungsvereinbarungen entscheidet die Regierung. Erfolgt die 
Zusicherung durch die Fachstelle, entscheidet das Departement. 
4 Entscheide des Departements können nach den Bestimmungen des Ge-
setzes über das Verfahren in Verwaltungs- und Verfassungssachen vom 
3. Oktober 1982 (VVG) an die Regierung weitergezogen werden. 

II. Kantonsplanung 

1. ALLGEMEINES 

Art. 13 
Die Regierung erstattet dem Grossen Rat periodisch Bericht über die 
Raumordnung und Raumentwicklung. 

2. KANTONALE RICHTPLANUNG 

Art. 14 
1 Der Richtplan Graubünden und dessen Änderungen werden von Kanton 
und Regionalverbänden partnerschaftlich erarbeitet.  

3. Zusicherung, 
Rechtsmittel 

Grosser Rat 

Kantonaler 
Richtplan 
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2  Zuständig für Beschlüsse über Erlass und Änderungen des kantonalen 
Richtplans ist die Regierung. Fortschreibungen sind in der Regel Sache 
des Departements. 
3 Die Regierung regelt durch Verordnung das Richtplanverfahren. 

3. KANTONALE NUTZUNGSPLANUNG 

Art. 15 
1 Die Regierung kann unter Berücksichtigung der Interessen der Gemein-
den mit den gleichen Rechtswirkungen, wie sie für Nutzungspläne der Ge-
meinden gelten, kantonale Nutzungspläne für Vorhaben von besonderer 
kantonaler Bedeutung wie Verkehrs-, Versorgungs- und Entsorgungsanla-
gen sowie Produktions- und Dienstleistungsbetriebe erlassen. Sie hebt sol-
che Nutzungspläne wieder auf, wenn die Gemeinden in ihren Grundord-
nungen den übergeordneten Anliegen hinreichend Rechnung tragen. 
2 Die Regierung kann auf Antrag der Gemeinden kantonale Nutzungspläne 
auch für gemeindeübergreifende Planungsvorhaben erlassen, wenn dies 
der Vereinfachung des Verfahrens dient. 
3 Die Regierung regelt durch Verordnung das Verfahren für kantonale Nut-
zungspläne.  
4 Für kantonale Nutzungsplanungen gemäss Spezialgesetzgebung richtet 
sich das Verfahren nach der betreffenden Spezialgesetzgebung. Festlegun-
gen in kommunalen Nutzungsplänen über Gegenstände, die kantonalen 
Nutzungsplanungen gemäss Spezialgesetzgebung vorbehalten sind, gelten 
lediglich als Hinweise.  

Art. 16 
1 Wird eine kantonale Nutzungsplanung nach diesem Gesetz in die Wege 
geleitet, kann das Departement nach Anhören der Gemeinde für die davon 
betroffenen Gebiete mit den gleichen Wirkungen, wie sie für Planungszo-
nen der Gemeinden gelten, eine Planungszone erlassen.  
2 Die Planungszone kann für die Dauer von zwei Jahren erlassen und an-
gemessen verlängert werden. 
3 Das Departement gibt den Erlass und Verlängerungen der Planungszone 
im amtlichen Publikationsorgan der Gemeinde und im Kantonsamtsblatt 
bekannt. Die Planungszone tritt mit der Bekanntgabe in Kraft. 

III. Regionalplanung 

Art. 17 
1 Regionale Planungsaufgaben werden von Regionalverbänden erfüllt. Bei 
Aufgaben, die über das Regionsgebiet hinausgehen, streben die Regional-
verbände eine gemeinsame Aufgabenerfüllung an. 
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Kantonale 
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2 Die Regionalverbände sorgen für die nachhaltige räumliche Entwicklung 
in ihrem Gebiet. Sie erfüllen insbesondere Aufgaben, die ihnen aufgrund 
der Raumplanungsgesetzgebung und des kantonalen Richtplans zufallen 
oder die sich aus der Regional- und Agglomerationspolitik oder weiteren 
raumwirksamen Politikbereichen ergeben. Sie tragen zur stufengerechten 
Umsetzung des kantonalen Richtplans bei.  

Art. 18 
1 Die Regionalverbände erlassen die zur Umsetzung des kantonalen Richt-
plans erforderlichen sowie die in der Gesetzgebung vorgeschriebenen re-
gionalen Richtpläne. Sie können weitere regionale Richtpläne erlassen. 
2 Zuständig für Beschlüsse über Erlass und Änderungen von regionalen 
Richtplänen sind die Delegierten des Regionalverbands (Regionalver-
sammlung). Fortschreibungen sind in der Regel Sache des Vorstandes. 
3 Erlass und Änderungen von regionalen Richtplänen bedürfen der Geneh-
migung durch die Regierung und werden mit der Genehmigung für die 
Behörden des Kantons, der Region und der beteiligten Gemeinden ver-
bindlich. Fortschreibungen genehmigt in der Regel das Departement. 
4 Können Richtpläne oder Teile davon voraussichtlich nicht genehmigt 
werden, kann der Regionalverband beim Departement eine Einigungsver-
handlung verlangen. Kommt keine Einigung zustande, entscheidet die Re-
gierung.  
5 Die Regierung regelt durch Verordnung weitere Einzelheiten des Verfah-
rens. Die Regionalverbände erlassen ergänzende Vorschriften. 

IV. Ortsplanung 

1. ALLGEMEINES 

Art. 19 
1 Die Gemeinden fördern die Verwirklichung ihrer Planungen durch eine 
den örtlichen Verhältnissen angepasste aktive Boden- und Baulandpolitik. 

Regionaler 
Richtplan 

Boden- und 
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2 Die Gemeinden treffen insbesondere bei Einzonungen und Umzonungen 
die erforderlichen Massnahmen zur Gewährleistung der Verfügbarkeit des 
Bodens für den festgelegten Zonenzweck.  
3 Führen planerische Massnahmen zu erheblichen Vor- oder Nachteilen, 
können die Gemeinden mit den Betroffenen vertraglich einen angemesse-
nen Ausgleich festlegen. 

2. KOMMUNALE RICHTPLANUNG 

Art. 20 
1 Die Gemeinden können kommunale Richtpläne erlassen. Diese legen die 
von ihnen angestrebte räumliche Entwicklung bezüglich Nutzung, Gestal-
tung, Erschliessung und Ausstattung fest. Sie zeigen auf, wie die raum-
wirksamen Tätigkeiten der Gemeinde mit jenen der Nachbargemeinden, 
des Regionalverbands und des Kantons koordiniert werden. 
2 Die Gemeinden regeln Zuständigkeit und Verfahren für den Erlass von 
kommunalen Richtplänen. Sie führen eine Mitwirkungsauflage durch.  
3 Kommunale Richtpläne werden der Regierung zur Kenntnis gebracht 
und sind für die mit Planungsaufgaben betrauten Organe der Gemeinde 
verbindlich. Sie sind öffentlich und können von jedermann eingesehen 
werden. 
4 Die anzustrebende räumliche Entwicklung kann auch in Leitbildern und 
dergleichen festgehalten werden. 

3. KOMMUNALE NUTZUNGSPLANUNG 

A. Vorsorgliche Massnahmen 

Art. 21 
1 Wird der Erlass oder die Änderung der Grundordnung oder eines Quar-
tierplans in die Wege geleitet, kann der Gemeindevorstand für die davon 
betroffenen Gebiete eine Planungszone erlassen. 
2 In der Planungszone darf nichts unternommen werden, was die neue Pla-
nung erschweren oder dieser entgegenstehen könnte. Insbesondere dürfen 
Bauvorhaben nur bewilligt werden, wenn sie weder den rechtskräftigen 
noch den vorgesehenen neuen Planungen und Vorschriften widersprechen. 
3 Die Planungszone kann für die Dauer von zwei Jahren erlassen und mit 
Zustimmung des Departements angemessen verlängert werden. 
4 Die Gemeinde gibt den Erlass und Verlängerungen der Planungszone im 
amtlichen Publikationsorgan der Gemeinde und im Kantonsamtsblatt be-
kannt. Die Planungszone tritt mit der Bekanntgabe in Kraft. 
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B. Grundordnung 

a) Allgemeines 

Art. 22 
1 Die Gemeinden erlassen die Grundordnung. Diese bestimmt die Nutzung 
sowie die Grundzüge der Gestaltung und Erschliessung des Gemeindege-
bietes. Sie ist für jedermann verbindlich. 
2 Die Grundordnung besteht aus dem Baugesetz, dem Zonenplan, dem 
Generellen Gestaltungsplan und dem Generellen Erschliessungsplan. Für 
Teilgebiete kann ein Arealplan erlassen werden. Anstelle eines Generellen 
Gestaltungsplans können die Gemeinden im Baugesetz Gestaltungs-vor-
schriften erlassen.  
3 Die Grundordnung berücksichtigt die Vorgaben und Vorschriften des 
übergeordneten Rechts. Die Gemeinden können im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit strengere Bestimmungen aufstellen, soweit es die örtlichen Ver-
hältnisse erfordern und die übergeordnete Regelung dem nicht entgegen-
steht. 
4 Die Kosten für die Erarbeitung und den Erlass der Grundordnung tragen 
in der Regel die Gemeinden. Bei projektbezogenen Planungen können die 
Gemeinden die Planungskosten ganz oder teilweise jenen Personen über-
binden, die in besonderem Mass aus der Planung Vorteile ziehen.  

Art. 23 
1 Genügt die Grundordnung einer Gemeinde den Anforderungen des über-
geordneten Rechts nicht, fordert die Regierung die Gemeinde auf, die 
Mängel innert angemessener Frist zu beheben.  
2 Kommt die Gemeinde dieser Aufforderung nicht nach, erlässt die Regie-
rung an Stelle und auf Kosten der Gemeinde eine geeignete Ersatzord-
nung. Für das Verfahren gelten sinngemäss die Vorschriften für den Erlass 
von kantonalen Nutzungsplänen. Das Departement kann für die betroffe-
nen Gebiete eine kantonale Planungszone erlassen. 

Grundordnung 

Ersatzordnung 
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3 Erlässt die Gemeinde später eine den gesetzlichen Anforderungen genü-
gende Grundordnung, fällt die Ersatzordnung mit der Genehmigung der 
geänderten Grundordnung dahin.  

b) Baugesetz 

Art. 24 
1 Das Baugesetz enthält mindestens die Bauvorschriften, die Zonenvor-
schriften sowie weitere nach kantonalem Recht erforderliche Bestimmun-
gen.  
2 Die Bauvorschriften regeln entsprechend den örtlichen Bedürfnissen ins-
besondere  
1. die Anforderungen an Bauten und Anlagen hinsichtlich Ausführung, 

Betrieb und Unterhalt;  
2. die Gestaltung und Erhaltung von Bauten und Anlagen sowie von 

Aussenräumen; 
3. die Errichtung von Gemeinschaftsanlagen wie Spielplätze, Grünanla-

gen, Parkierungsanlagen, Gemeinschaftsantennen, Energieversor-
gungsanlagen; 

4. die Bereitstellung von Abstellplätzen für Motorfahrzeuge und Fahrrä-
der; 

5. die Benützung des öffentlichen Grundes und Luftraumes durch Pri-
vate sowie die Beanspruchung von privaten Grundstücken für öffent-
liche Zwecke; 

6. die Anforderungen an Verkehrs-, Versorgungs- und Entsorgungsanla-
gen; 

7. die Anforderungen an besondere Bauvorhaben.  
3 Die Zonenvorschriften bestimmen den Zonenzweck, die zulässige Art 
der Nutzung und für die Bauzonen zusätzlich die Regelbauweise.  

Art. 25 
1 Die Regelbauweise umfasst wenigstens das Mass der Nutzung, die Bau-
weise (geschlossene, offene Bauweise) sowie die Grenz- und Gebäudeab-
stände. 
2 Das Mass der Nutzung wird durch Gebäudeabmessungen und Nutzungs-
ziffern bestimmt. Für Gebiete, in denen als Folgeplanung eine Arealpla-
nung durchgeführt wird, können für Gebäudeabmessungen und Nutzungs-
ziffern Richtwerte oder Rahmen festgelegt werden. 
3 Auf Nutzungsziffern kann verzichtet werden, wenn das Mass der Nut-
zung in der Grundordnung durch Gebäudeabmessungen beziehungsweise 
andere planerische Massnahmen hinreichend bestimmt ist.  
4 Die Gemeinden können vorsehen, dass im Rahmen von Quartierplänen 
von der Regelbauweise abgewichen werden darf. Voraussetzungen und 
Umfang der Abweichungen sind im Baugesetz festzulegen.  

Baugesetz 
1. Allgemeines 

2. Regelbauweise 
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5 Die Regierung erlässt durch Verordnung Vorschriften über Begriffe und 
Messweisen der Regelbauweise. 

c) Zonenplan 

Art. 26 
1 Der Zonenplan unterteilt das Gemeindegebiet in verschiedene Nutzungs-
zonen. Die Zonen der Grundnutzung bestimmen allgemein die zulässige 
Nutzung des Bodens. Die Zonen überlagerter Nutzung enthalten ergän-
zende Nutzungsvorschriften.  
2 Die Gemeinden scheiden entsprechend den örtlichen Bedürfnissen die 
Bauzonen, die Landwirtschaftszonen, die Schutzzonen sowie die weiteren 
Zonen aus.  
3 In den in diesem Gesetz umschriebenen Zonen gelten ausschliesslich die 
kantonalen Vorschriften, soweit die Gemeinden nicht ausdrücklich er-
mächtigt oder verpflichtet werden, abweichende oder ergänzende Bestim-
mungen zu erlassen. Scheiden die Gemeinden Bau-, Schutz- oder weitere 
Zonen aus, die nicht in diesem Gesetz umschrieben sind, erlassen sie die 
erforderlichen Zonenvorschriften selbst. 
4 Im Zonenplan können Gebiete bezeichnet werden, in denen eine Folge-
planung (Arealplanung, Quartierplanung) durchgeführt wird. Die Festle-
gung einer Folgeplanung hat für das betroffene Gebiet die Wirkung einer 
Planungszone. Die Folgeplanung wird von Amtes wegen oder auf Antrag 
von Betroffenen eingeleitet. 

Art. 27 
1 Bauzonen können unterteilt werden in Kernzonen, Zentrumszonen, Dorf-
zonen, Wohnzonen, Zonen für Produktions- und Dienstleistungsbetriebe, 
Mischzonen für Wohnen und Arbeiten, Zonen für öffentliche Bauten und 
Anlagen, Zonen für touristische Einrichtungen, Zonen für Grünflächen, 
Zonen für Sport- und Freizeitanlagen, Hotelzonen, Erhaltungszonen. Die 
Gemeinden können weitere Arten von Bauzonen festlegen. 
2 Erschliessungsflächen innerhalb oder am Rand der Bauzonen gelten als 
Bauzonen. 

Zonenplan 

Bauzonen 
1. Allgemeines 
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3 Bei Mischzonen können für die verschiedenen Nutzungen Nutzungsan-
teile festgelegt werden. In allen Bauzonen können ferner Flächen oder 
Flächenanteile für öffentliche oder öffentlichen Interessen dienende Nut-
zungen festgelegt werden.  
4 Zur Sicherung eines genügenden Angebots an erschwinglichen Wohnun-
gen für die ortsansässige Bevölkerung und eines angemessenen Verhält-
nisses zwischen dauernd bewohnten Wohnungen und Ferienwohnungen 
können die Gemeinden Erstwohnungsanteile festlegen oder gleichwertige 
Regelungen treffen.  

Art. 28 
1 Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen sind für öffentliche oder öf-
fentlichen Interessen dienende Bauten und Anlagen bestimmt. Unterge-
ordnete private Nutzungen sind zulässig, wenn sie mit zonenkonformen 
Bauten baulich verbunden sind. 
2 Bestehende Bauten und Anlagen, die dem Zonenzweck widersprechen, 
dürfen nur unterhalten werden.  
3 Die Zone kann unterteilt werden in Zone für öffentliche Bauten und Zo-
ne für öffentliche Anlagen. 

Art. 29 
1 Zonen für touristische Einrichtungen sind für touristische Bauten und 
Anlagen wie Sport- und Freizeitanlagen, Verpflegungs- und Verkaufsstät-
ten sowie Service-Stationen im Bereich von Tal-, Mittel- und Bergstatio-
nen touristischer Transportanlagen bestimmt. Wohnraum für Betriebsper-
sonal ist gestattet.  
2 Bei abgelegenen Zonen können die Gemeinden besondere Regelungen 
über die Zufahrt erlassen.  

Art. 30 
1 Zonen für Grünflächen dienen der Erhaltung und Schaffung von Freiräu-
men zur Strukturierung der Überbauung innerhalb oder am Rand der Bau-
zonen.  
2 Bauten und Anlagen dürfen dem Zonenzweck nicht widersprechen.  

Art. 31 
1 Erhaltungszonen dienen der Erhaltung von landschaftlich und kulturge-
schichtlich wertvollen Kleinsiedlungen. Bauten und Anlagen sind in ihrem 
ursprünglichen Charakter und in ihrer Substanz zu erhalten. Die Umge-
bung ist im landschaftstypischen Zustand zu belassen. Neubauten sind 
nicht zulässig. Alle Bauvorhaben unterliegen der Gestaltungsberatung. 
Verbesserungen gestalterischer Art sind zulässig.  
2 Gebäude, die im Zeitpunkt der Baueingabe noch bestimmungsgemäss 
nutzbar und im Zonenplan oder im Generellen Gestaltungsplan weder als 
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integral geschützt noch als landwirtschaftlich notwendig bezeichnet sind, 
dürfen innerhalb des bestehenden Volumens umgebaut und in ihrer Nut-
zung geändert werden. Die bauliche Grundstruktur, die äussere Erschei-
nung sowie der ursprüngliche Charakter des Gebäudes sind in den wesent-
lichen Zügen zu wahren. Störende frühere Eingriffe sind zu beseitigen. 
Untergeordnete Anbauten können im Interesse der Erhaltung historischer 
Bausubstanz bewilligt werden. 
3 Der Wiederaufbau nach Zerstörung ist gestattet. Die Gemeinden können 
im Baugesetz auch den Wiederaufbau nach Abbruch für zulässig erklären. 
Baubewilligungen für Wiederaufbauten dürfen nur erteilt werden, wenn 
1. die bisherige Baute noch bestimmungsgemäss nutzbar war; 
2. die Ersatzbaute in Bezug auf Lage, Grösse, Form, Stellung, Gestal-

tung, Konstruktion und Material der ursprünglichen Baute im We-
sentlichen entspricht; 

3. das Gesuch für den Wiederaufbau innerhalb von drei Jahren nach der 
Zerstörung oder zusammen mit dem Abbruchgesuch eingereicht 
wird. 

4 Verkehrs-, Versorgungs- und Entsorgungsanlagen sowie Solaranlagen mit 
einer Absorberfläche von mehr als 1 m2 sind nur nach den Vorgaben des 
Generellen Erschliessungsplans und des Generellen Gestaltungsplans ges-
tattet. Erschliessungskosten sind vollumfänglich von den Grundeigentü-
merinnen und Grundeigentümern zu tragen. Wassereinleitungen in Ge-
bäude und Wassertanks sind nur zulässig, wenn eine gesetzeskonforme 
Abwasserbehandlung gewährleistet ist. 
5 Der Generelle Gestaltungsplan kann entsprechend den örtlichen Verhält-
nissen ergänzende Bestimmungen enthalten.  

Art. 32 
1 Die Gemeinden scheiden nach den Vorgaben des Bundesrechts die Land-
wirtschaftszonen aus. Sie tragen dabei den verschiedenen Funktionen der 
Landwirtschaftszonen angemessen Rechnung. 
2 Für die Beurteilung der Zonenkonformität von Bauten und Anlagen in 
der Landwirtschaftszone ist das Bundesrecht massgebend. Vorbehalten 
bleiben eine engere Umschreibung der Zonenkonformität im Rahmen von 

Landwirt-
schaftszonen 
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Absatz 1 sowie die von der Regierung durch Verordnung erlassenen Be-
stimmungen über den landwirtschaftlichen Wohnraum.  
3 Bauten und Anlagen, die über eine innere Aufstockung im Sinne des 
Bundesrechts hinausgehen, können in den von den Gemeinden ausge-
schiedenen Zonen für bodenunabhängige Produktion als zonenkonform 
bewilligt werden. 

Art. 33 
1 Naturschutzzonen umfassen naturnahe Lebensräume (Biotope) oder Le-
bensgemeinschaften und weitere naturnahe Standorte, die sich durch be-
sondere Artenvielfalt oder das Vorkommen seltener Arten auszeichnen, 
sowie wertvolle geologische oder erdgeschichtliche Bildungen (Geotope).  
2 Neue Bauten und Anlagen sowie Eingriffe wie Ent- oder Bewässerungen 
und Düngungen sind nicht gestattet. Bestehende Bauten und Anlagen dür-
fen nur erneuert werden. Bauliche Eingriffe zur Renaturierung oder Revi-
talisierung sowie angepasste landwirtschaftliche Nutzung im Rahmen der 
Pflegemassnahmen sind zulässig. Vorbehalten bleiben weitergehende oder 
abweichende Anordnungen nach der Natur- und Heimatschutzgesetz-
gebung sowie in Bewirtschaftungsverträgen. 

Art. 34 
1 Landschaftsschutzzonen umfassen Landschaften von besonderer Schön-
heit und Eigenart oder mit ökologischer Funktion. 
2 Neue Bauten und Anlagen sind nicht gestattet. Vorbehalten sind Eingriffe 
zur Revitalisierung oder Aufwertung, unterirdische Leitungen, land- und 
forstwirtschaftliche Bauten und Anlagen, sofern deren Erstellung an einem 
Standort ausserhalb der Landschaftsschutzzone nicht zumutbar ist, sowie 
Hochgebirgsunterkünfte.  
3 Bestehende Bauten und Anlagen dürfen im Rahmen des Bundesrechts 
erneuert, teilweise geändert und innerhalb des bestehenden Gebäudevolu-
mens massvoll erweitert werden. Der Wiederaufbau nach Zerstörung, 
landwirtschaftsfremde Wohnnutzungen in landwirtschaftlichen Wohnbau-
ten sowie die vollständige Zweckänderung von als schützenswert aner-
kannten Bauten und Anlagen können im Rahmen des Bundesrechts bewil-
ligt werden.  
4 Die Gemeinden legen innerhalb der Landschaftsschutzzonen die genauen 
Grenzen von Moorlandschaften von besonderer Schönheit und von natio-
naler Bedeutung fest. Für die Moorlandschaften gelten ausschliesslich die 
Bestimmungen des Bundesrechts. 

Art. 35 
1  Freihaltezonen umfassen Flächen, die zum Schutz des Orts- und Land-
schaftsbildes und von Aussichtslagen sowie zur Gliederung von Sied-
lungsgebieten freizuhalten sind. 
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2 Bauten und Anlagen dürfen dem Zonenzweck nicht widersprechen.  

Art. 36 
1 Archäologiezonen umfassen Flächen, auf denen mit grosser Wahrschein-
lichkeit archäologische Funde und Befunde zu erwarten sind. Bauabsich-
ten sind der Gemeinde vor Ausarbeitung der Projektpläne bekannt zu ge-
ben. Diese legt unter Beizug des Archäologischen Dienstes die erforderli-
chen Auflagen fest.  
2 Archäologische Schutzzonen umfassen bekannte archäologische Fund-
stellen. Es werden nur Bauten und Anlagen bewilligt, die dem Zonen-
zweck dienen. 

Art. 37 
1 Grundwasser- und Quellschutzzonen umfassen Gebiete, die für die Si-
cherstellung der Trinkwasserversorgung vor nachteiligen Einwirkungen zu 
schützen sind. 
2 Gebiete innerhalb der Grundwasser- und Quellschutzzone gelten als be-
sonders gefährdete Bereiche nach Gewässerschutzgesetzgebung. Die für 
die Bewilligung zuständige Behörde unterbreitet Baugesuche der zustän-
digen Fachbehörde. 
3 Land- und forstwirtschaftliche, gartenbauliche und andere Nutzungen 
müssen so betrieben werden, dass ein ausreichender Schutz der Gewässer 
gewährleistet ist. 

Art. 38 
1 Gefahrenzonen umfassen Gebiete, die durch Lawinen, Rutschungen, 
Steinschlag, Überschwemmung oder andere Naturereignisse bedroht sind. 
Sie werden nach den kantonalen Richtlinien in eine Gefahrenzone mit ho-
her Gefahr (Gefahrenzone 1) und in eine Gefahrenzone mit geringer Ge-
fahr (Gefahrenzone 2) unterteilt. 
2 In der Gefahrenzone 1 dürfen keine neuen Bauten und Anlagen erstellt 
werden, die dem Aufenthalt von Menschen und Tieren dienen. Bestehende 
Bauten und Anlagen, die dem Aufenthalt von Menschen und Tieren die-
nen, dürfen nur erneuert werden. In Bauwerken wie Dämmen und derglei-
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chen, die zum Schutze von Siedlungen errichtet werden, können gestützt 
auf ein Gesamtkonzept zonenkonforme oder standortgebundene Nutzun-
gen bewilligt werden. 
3 In der Gefahrenzone 2 bedürfen neue Bauten und Anlagen, die dem Auf-
enthalt von Menschen und Tieren dienen, besonderer baulicher Schutz-
massnahmen. Bei wesentlichen Änderungen an bestehenden Gebäuden 
sind die erforderlichen Schutzmassnahmen für das ganze Gebäude zu tref-
fen. 
4 Bauten und Anlagen, die nicht dem Aufenthalt von Menschen und Tieren 
dienen, bedürfen in Gefahrenzonen eines angemessenen Objektschutzes. 
5 Baubewilligungen und BAB-Bewilligungen für Bauvorhaben in Gefah-
renzonen werden nur erteilt, wenn eine Genehmigung der Gebäude-
versicherung des Kantons Graubünden vorliegt. Diese erlässt Richtlinien 
für die baulichen Schutzmassnahmen und für den angemessenen Objekt-
schutz. 

Art. 39 
1 Wintersportzonen umfassen das für den Wintersport erforderliche Ge-
lände. 
2 Bauten und Anlagen, Terrainveränderungen sowie Nutzungen wie Pflan-
zungen und Düngungen dürfen die Ausübung des Wintersports nicht be-
einträchtigen. Einfriedungen im Bereich von Pisten sind während der üb-
lichen Wintersaison zu entfernen. 
3 Standortgebundene Bauten und Anlagen für den Wintersport sind zuläs-
sig. Unter den gleichen Voraussetzungen können Bauten und Anlagen be-
willigt werden, die der sportlichen oder touristischen Nutzung ausserhalb 
der Wintersaison dienen.  
4 Die Gemeinden können ergänzende Bestimmungen erlassen, insbeson-
dere über das allgemeine Zutrittsrecht, über die Beanspruchung des Bo-
dens für die Beschneiung und maschinelle Präparierung, über die Abgel-
tung von Ertragsausfällen und Schäden an Grundstücken sowie über die 
Aufteilung der daraus entstehenden Kosten auf die interessierten Unter-
nehmen.  

Art. 40 
1 Zonen für künftige bauliche Nutzung umfassen Gebiete, die für eine spä-
tere Erweiterung der Bauzone vorgesehen sind. 
2 Zulässig sind Bauvorhaben, welche die Voraussetzungen für eine Aus-
nahmebewilligung für Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen er-
füllen und dem künftigen Zonenzweck nicht entgegenstehen.  
3 Landumlegungen in Zonen für künftige bauliche Nutzung sind nach den 
Grundsätzen für Landumlegungen in Bauzonen durchzuführen. 
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Art. 41 
1 Die Zonen übriges Gemeindegebiet umfassen das unproduktive Land, 
die Gewässer sowie Restflächen, für die keine andere Nutzungszone in 
Frage kommt. 
2 Zulässig sind Bauvorhaben, welche die Voraussetzungen für eine Aus-
nahmebewilligung für Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen er-
füllen. 

d) Genereller Gestaltungsplan 

Art. 42 
1 Der Generelle Gestaltungsplan ordnet in den Grundzügen die Gestaltung 
(Erhaltung, Erneuerung, Weiterentwicklung) der Siedlungen und der 
Landschaft. 
2 Grundlage der Festlegungen bilden insbesondere Siedlungsanalysen, Ge-
bäudeinventare, Landschaftsinventare, Studien sowie Ergebnisse von 
Wettbewerben. 
3 Soweit sich die Rechtsfolgen der einzelnen Festlegungen nicht aus dem 
kantonalen Recht ergeben, werden sie in der Grundordnung geregelt. 

Art. 43 
1 Siedlungsbereiche und Einzelbauten von besonderer künstlerischer, his-
torischer, architektonischer oder landschaftsprägender Bedeutung werden 
gestützt auf Siedlungsanalysen oder andere Grundlagen als generell ge-
schützte Siedlungsbereiche und Einzelbauten in den Generellen Gestal-
tungsplan aufgenommen (geschützte Objekte).  
2 Bauliche Änderungen an geschützten Objekten werden nur gestützt auf 
ein Gebäudeinventar bewilligt. Dieses ist vor der Ausarbeitung der Pro-
jektpläne zu erstellen und bildet die Grundlage für die Festlegung der zu-
lässigen baulichen Änderungen und allfällige Erhaltungsanordnungen in 
der Baubewilligung.  
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3 Liegen bei Erarbeitung des Generellen Gestaltungsplans bereits Gebäu-
deinventare vor, können die zulässigen baulichen Änderungen an ge-
schützten Objekten im Baugesetz festgelegt werden. 
4 Der Generelle Gestaltungsplan kann weitere Festlegungen enthalten wie 
Erneuerungsbereiche, Freihaltebereiche, Baugestaltungslinien, Nutzungs-
verlegungen, Gebiete mit Pflicht zur Gestaltungsberatung. 

Art. 44 
1 Natur- und Kulturobjekte von besonderer Bedeutung werden gestützt auf 
Landschaftsinventare oder gleichwertige Grundlagen als geschützte Natur- 
und Kulturobjekte in den Generellen Gestaltungsplan aufgenommen, so-
fern sie nicht einer Schutzzone zugewiesen werden. 
2 Geschützte Objekte und ihre Umgebung dürfen weder zerstört noch be-
einträchtigt werden. 

e) Genereller Erschliessungsplan 

Art. 45 
1 Der Generelle Erschliessungsplan legt in den Grundzügen die Verkehrs-, 
Versorgungs- und Entsorgungsanlagen zur Erschliessung der Bauzonen 
und anderer Nutzungszonen fest. Er enthält mindestens die Anlagen der 
Grund- und Groberschliessung und, wo keine Folgeplanung festgelegt ist, 
auch Anlagen der Feinerschliessung, die mehreren Grundstücken dienen. 
2 Der Generelle Erschliessungsplan legt ferner bedeutende Erschliessungs-
anlagen mit Ausstattungscharakter wie Anlagen des öffentlichen Verkehrs, 
Parkierungsanlagen, Beschneiungsanlagen, Loipen, Fusswege, Wander-
wege, Radwege und Reitwege fest. 
3 Die Gemeinden unterscheiden im Generellen Erschliessungsplan beste-
hende und geplante Anlagen. Sie regeln in der Grundordnung die Rechts-
folgen der einzelnen Festlegungen, soweit sich diese nicht aus dem kanto-
nalen Recht ergeben.  
4 Bei der Projektierung geplanter Anlagen sind geringfügige Abweichun-
gen gegenüber dem Generellen Erschliessungsplan zulässig, sofern die 
konzeptionellen Vorgaben gewahrt sind. 

f) Arealplan 

Art. 46 
1 Der Arealplan legt die Entwicklung, Gestaltung und Erneuerung von 
Siedlungen sowie von Projekten in der Landschaft fest. Er kann Elemente 
des Zonenplans, des Generellen Gestaltungsplans und des Generellen Er-
schliessungsplans enthalten und mit Vorschriften ergänzt werden. In Are-
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alplänen zur Siedlungserneuerung können Nutzungs- und Abbruchver-
pflichtungen festgelegt werden. 
2 Abweichungen vom Zonenplan und von der Regelbauweise sind zuläs-
sig, wenn keine überwiegenden nachbarlichen Interessen entgegenstehen. 
Art und Mass der Nutzung dürfen nur für räumlich begrenzte Flächen zur 
Entflechtung von Nutzungen oder Herstellung zweckmässiger Zonengren-
zen geändert werden. Ist das Mass der Nutzung für einzelne Bauzonen als 
Richtwert oder Rahmen bestimmt, legt der Arealplan die genauen Gebäu-
deabmessungen und Nutzungsziffern fest.  
3 Der Arealplan wird erlassen für Gebiete, für die eine Folgeplanung fest-
gelegt ist. Er kann für weitere Gebiete innerhalb oder ausserhalb der Bau-
zonen erlassen werden. 
4 Wird im Zonenplan eine Arealplanung vorgesehen, legen die Gemeinden 
zusammen mit der Abgrenzung des Gebietes die Rahmenbedingungen für 
die Folgeplanung fest. 

g) Verfahren 

Art. 47 
1 Die Gemeinden orientieren die Fachstelle vor dem Beschluss über die 
Einleitung von Verfahren für den Erlass oder die Änderung der Grundord-
nung. 
2 Über Anträge von Grundeigentümerinnen oder Grundeigentümern auf 
Einleitung des Verfahrens entscheidet der Gemeindevorstand.  
3 Die Regierung regelt durch Verordnung das Vorprüfungs- und das Mit-
wirkungsverfahren. 

Art. 48 
1 Erlass und Änderung von Baugesetz, Zonenplan, Generellen Gestal-
tungsplänen und Generellen Erschliessungsplänen unterliegen der Ab-
stimmung in der Gemeinde. Für den Generellen Erschliessungsplan oder 
Teile davon können die Gemeinden den Gemeinderat für zuständig erklä-
ren. 
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2 Arealpläne werden vom Gemeindevorstand erlassen, sofern die Gemein-
den nicht den Gemeinderat für zuständig erklären.  
3 Planänderungen von untergeordneter Bedeutung, wie geringfügige An-
passungen von Zonengrenzen an neue Plangrundlagen, können vom Ge-
meindevorstand beschlossen werden, sofern bei der Mitwirkungsauflage 
keine Einwendungen eingegangen sind. 
4 Der Gemeindevorstand gibt Beschlüsse über den Erlass oder die Ände-
rung der Grundordnung im amtlichen Publikationsorgan der Gemeinde 
und im Kantonsamtsblatt bekannt und sorgt dafür, dass die beschlossenen 
Planungsmittel sowie damit verbundene Gesuche für Zusatzbewilligungen 
während der Dauer der Beschwerdefrist öffentlich aufgelegt werden (Be-
schwerdeauflage).  
5 Einsprachen gegen Gesuche für Zusatzbewilligungen sind während der 
Auflage bei der Genehmigungsbehörde einzureichen. 
6 Beschlüsse über den Erlass oder die Änderung der Grundordnung entfal-
ten bis zur Genehmigung der Vorlage die Wirkung einer kommunalen Pla-
nungszone.  

Art. 49 
1 Baugesetz und Pläne der Grundordnung wie auch Änderungen dieser Er-
lasse bedürfen der Genehmigung durch die Regierung und treten mit dem 
Genehmigungsbeschluss in Kraft. Planänderungen gemäss Artikel 48 Ab-
satz 3 genehmigt das Departement. 
2 Die Genehmigung wird erteilt, wenn keine Vorschriften verletzt sind. 
3 Die Genehmigungsbehörde kann im Genehmigungsverfahren nach An-
hören des Gemeindevorstands und Betroffener rechtswidrige Vorschriften 
ändern und formelle Mängel beheben.  
4 Das Genehmigungsverfahren ist beförderlich durchzuführen. Es darf zu-
sammen mit dem Vorprüfungsverfahren nicht länger als acht Monate dau-
ern. Ortsplanungsrevisionen können gestaffelt genehmigt werden. 

Art. 50 
1 Die Genehmigungsbehörde sorgt für die inhaltliche Koordination der 
Genehmigung mit allfälligen Zusatzbewilligungen. 
 2 Die Genehmigungsbehörde entscheidet über Gesuche für kantonale Zu-
satzbewilligungen im Rahmen des Genehmigungsbeschlusses selbst, wenn 
ein Gesamtentscheid zur Verbesserung der Koordination beiträgt, der Ver-
fahrensbeschleunigung dient oder unter den Parteien vereinbart wurde.  
3 Wird die Zusatzbewilligung von den gemäss Spezialgesetzgebung zu-
ständigen Behörden erteilt, sorgt die Genehmigungsbehörde möglichst für 
eine gleichzeitige Eröffnung. 
4 Weitere Einzelheiten über die Koordination regelt die Regierung durch 
Verordnung. 
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C. Quartierplanung 

Art. 51 
1 Der Quartierplan regelt im Rahmen der Grundordnung die Gestaltung 
und Erschliessung von Bauzonen mit Folgeplanung oder von weiteren 
Teilgebieten der Bauzone im Detail. Das Planungsgebiet kann ausnahms-
weise auf Grundstücke ausserhalb der Bauzonen ausgedehnt werden, falls 
die Planung dies erfordert.  
2 Der Quartierplan besteht aus den Quartierplanbestimmungen und je nach 
Zweck aus dem Quartiergestaltungsplan und dem Quartiererschliessungs-
plan. 
3 Für Bereinigungen von beschränkten dinglichen Rechten, Vormerkungen 
und Anmerkungen gelten die Bestimmungen über die Landumlegung 
sinngemäss. 

Art. 52 
1 Die Quartierplanbestimmungen enthalten Vorschriften über die Gestal-
tung der Bauten und Anlagen, über die Ausführung, den Unterhalt und die 
Erneuerung der Quartiererschliessung sowie über die Aufteilung der Pla-
nungs- und Erschliessungskosten (Verteilschlüssel). Sie können die Bau-
vorschriften der Grundordnung ergänzen und Etappen für die Ausführung 
der Erschliessung und Überbauung des Quartiers festlegen. 
2 Der Quartiergestaltungsplan bestimmt die Situierung von Bauten und 
Anlagen und die freizuhaltenden Flächen. Er kann weitergehende Anord-
nungen enthalten, insbesondere über die Baukuben und deren Nutzung 
und Gestaltung.  
3 Der Quartiererschliessungsplan enthält die notwendigen Anlagen zur Er-
schliessung des Quartiers. Er kann Gemeinschaftsanlagen vorsehen wie 
Spielplätze sowie Anlagen für die Parkierung und die Quartierausstattung. 

Art. 53 
1 Der Gemeindevorstand ist zuständig für die Einleitung und Durchfüh-
rung der Quartierplanung sowie für den Erlass und Änderungen des Quar-
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tierplans. Die Gemeinden können für den Erlass und Änderungen den Ge-
meinderat für zuständig erklären.  
2 Der Gemeindevorstand beschliesst von Amtes wegen oder auf Antrag 
Privater über die Einleitung der Quartierplanung. Lehnt er private Anträge 
ab, teilt er dies den Antragstellenden in einer anfechtbaren Verfügung mit. 
3 Das Einleitungsverfahren entfällt bei Quartierplanungen, die von Priva-
ten selbst erarbeitet werden (private Quartierplanung). 
4 Einzelheiten über das Verfahren regelt die Regierung durch Verordnung. 

Art. 54 
1 Die Kosten der Quartierplanung und Quartiererschliessung gehen zulas-
ten der Quartierplanbeteiligten. Die Gemeinde beteiligt sich an den Kos-
ten, soweit an der Planung oder den Anlagen ein weitergehendes öffentli-
ches Interesse besteht.  
2 Die Beteiligten können zu Akontozahlungen bis zur Höhe der voraus-
sichtlichen Anteile an den Planungs- und Erschliessungskosten ver-
pflichtet werden. 
3 Für die Abgabepflicht und die Aufteilung der Planungs- und Erschlies-
sungskosten unter den Quartierplanbeteiligten gelten sinngemäss die Be-
stimmungen für die Erhebung von Beiträgen.  
4 Einzelheiten über das Verfahren zur Festlegung und für den Einzug der 
Kostenanteile regelt die Regierung durch Verordnung. 

D. Bau- und Niveaulinien 

Art. 55 
1 Baulinien dienen insbesondere der Freihaltung von Räumen entlang von 
Erschliessungsanlagen, Gewässern und Waldrändern sowie der Freihal-
tung von Flächen im Interesse des Ortsbildes und des Natur- und Umwelt-
schutzes. Für verschiedene Bedürfnisse können unterschiedliche Baulinien 
festgelegt werden. 
2 Baulinien gehen allen anderen öffentlichrechtlichen Abstandsvorschrif-
ten vor. Sie bestimmen die Grenze, bis zu der ober- und unterirdisch ge-
baut werden darf. Bestehende Bauten und Anlagen im Baulinienbereich 
dürfen nur unterhalten werden. 
3 Vorspringende Gebäudeteile wie Dachvorsprünge, Vordächer, Vortrep-
pen, Erker, offene Balkone und dergleichen dürfen bis 1.5 m über die Bau-
linie hinausragen, bei Baulinien entlang von Verkehrsanlagen nur, sofern 
sie mindestens 3.0 m über dem Trottoir- und 4.5 m über dem Stras-
senniveau liegen. 
4 Vorbehalten bleiben Vorschriften über Baulinien in anderen kantonalen 
Erlassen. 
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Art. 56 
1 Niveaulinien bestimmen die Höhenlage projektierter Verkehrsanlagen. 
2 Bauten und Anlagen auf angrenzenden Grundstücken sind auf die Ni-
veaulinien auszurichten. 

Art. 57 
1 Die für die Bewilligung zuständige Behörde kann ausser bei Gewässer- 
und Waldabstandslinien Ausnahmen von den Vorschriften über Bau- und 
Niveaulinien gewähren, wenn keine überwiegenden Interessen entgegen-
stehen und die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer sich in ei-
nem Revers verpflichten, auf Verlangen der zuständigen Behörde den ge-
setzlichen Zustand herzustellen.  
2 Werden Bau- und Niveaulinien als Bestandteil von Plänen der Grundord-
nung oder von Quartierplänen festgelegt, gelten die Verfahrensvorschrif-
ten für die betreffenden Pläne. Für eigenständige Bau- und Niveaulinien-
pläne richtet sich das Verfahren sinngemäss nach den Vorschriften über 
das Quartierplanverfahren.  
3 Baulinien der Gemeinden entlang von Kantonsstrassen sind in einem 
Plan der Grundordnung festzulegen. 

4. ERSCHLIESSUNG 

Art. 58 
1 Die Gemeinden planen im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Grund-, 
Grob- und Feinerschliessung ihres Gebietes. Sie erstellen Übersichten 
über den Stand der Überbauung, Erschliessung und Baureife.  
2 Die Grunderschliessung umfasst die Versorgung eines grösseren zusam-
menhängenden Gebietes mit den übergeordneten Anlagen wie Hauptstras-
sen, Eisenbahnlinien, Wasser- und Elektrizitätswerken, Abwasserreini-
gungs- und Abfallanlagen. 
3 Unter Groberschliessung wird die Versorgung eines zu überbauenden 
Gebietes mit den Hauptsträngen der Erschliessungsanlagen verstanden, 
namentlich Wasser-, Energieversorgungs- und Abwasserleitungen sowie 
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Strassen und Wege, die unmittelbar dem zu erschliessenden Gebiet dienen. 
Sie verbinden die Anlagen der Grunderschliessung mit denjenigen der 
Feinerschliessung. 
4 Die Feinerschliessung umfasst den Anschluss der einzelnen Grundstücke 
an die Hauptstränge der Erschliessungsanlagen mit Einschluss von öffent-
lich zugänglichen Quartierstrassen und öffentlichen Leitungen. 

Art. 59 
1 Die Gemeinden erstellen ein Erschliessungsprogramm. Dieses bestimmt 
in Abstimmung mit der Finanzplanung, welche Teile der Bauzone zu wel-
chem Zeitpunkt erschlossen und welche Erschliessungsanlagen wann sa-
niert werden. 
2 Die Gemeinden regeln Zuständigkeit und Verfahren für den Erlass und 
die Änderung des Erschliessungsprogramms. Sie führen eine Mitwir-
kungsauflage durch.  
3 Das Erschliessungsprogramm ist für die mit Planungsaufgaben betrauten 
Organe der Gemeinde verbindlich. Es ist öffentlich und kann von jeder-
mann eingesehen werden. 

Art. 60 
1 Die Durchführung der Erschliessung der Bauzonen und der anderen Nut-
zungszonen (Projektierung, Bau, Betrieb, Unterhalt und Erneuerung) ist 
Aufgabe der Gemeinden beziehungsweise der von ihnen beauftragten oder 
konzessionierten Trägerschaften, sofern nicht Bund oder Kanton Träger 
der Erschliessung sind. 
2 Die Gemeinden können im Baugesetz Private ermächtigen, ihr Land 
nach den Vorgaben der Erschliessungspläne selbst zu erschliessen. Sind 
mehrere Private an einer Erschliessung beteiligt und können sie sich über 
das Vorgehen oder die Verteilung der Kosten nicht einigen, entscheidet der 
Gemeindevorstand. 
3 Der Gemeindevorstand entscheidet über Ansprüche Privater gemäss 
Bundesrecht auf Privaterschliessung oder Bevorschussung bei nicht recht-
zeitiger Erschliessung von Bauzonen durch das Gemeinwesen. Wird eine 
Privaterschliessung oder Bevorschussung gestattet, führt der Gemeinde-
vorstand im Zuge der Ausführung der Anlagen ein Beitragsverfahren 
durch und verteilt die Kosten auf alle erschlossenen Grundstücke.  
4 Rückerstattungsansprüche aus der Privaterschliessung oder Bevorschus-
sung sind im Beitragsverfahren gemäss Absatz 3 zu regeln. Vorleistungen, 
die zurückzuerstatten sind, werden ohne Zins in das Beitragsverfahren 
einbezogen. 
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Art. 61 
1 Die Gemeinden erlassen nähere Bestimmungen über die Planung und 
Durchführung der Erschliessung sowie die Koordination mit anderen Er-
schliessungsanlagen. 
2 Die Gemeinden ordnen insbesondere die Anforderungen an die Er-
schliessung im Allgemeinen und für besondere Verhältnisse und regeln die 
Ausgestaltung, den Betrieb, den Unterhalt und die Erneuerung von Er-
schliessungsanlagen. 
3 Die Gemeinden regeln die Berechtigung der Öffentlichkeit und von Pri-
vaten zur Benützung von Erschliessungsanlagen sowie die daraus flies-
senden Entschädigungsfragen. Sie bestimmen ausserdem die Vorausset-
zungen und die Zuständigkeit für die Übernahme von privaten Erschlies-
sungsanlagen durch die Gemeinde. 

Art. 62 
1 Die Gemeinden decken ihre Auslagen für Erschliessungen nach Artikel 
60 durch Erhebung von Erschliessungsabgaben. Sie beteiligen sich an den 
Kosten, soweit an den Anlagen ein öffentliches Interesse besteht oder be-
sondere Umstände vorliegen. 
2 Verkehrsanlagen werden über Beiträge, Versorgungs- und Entsorgungs-
anlagen über Beiträge beziehungsweise Gebühren finanziert. Die Ge-
meinden bestimmen, welche Versorgungs- und Entsorgungsanlagen über 
Beiträge und welche über Gebühren finanziert werden. 
3 Die Erschliessungsabgaben sind grundsätzlich von den Personen zu be-
zahlen, die aus den öffentlichen Anlagen einen wirtschaftlichen Sonder-
vorteil ziehen oder die Anlagen nutzen oder nutzen könnten. Erscheint die 
Bezahlung einer voraussichtlichen Abgabe als gefährdet, kann der Ge-
meindevorstand eine angemessene Sicherheit verlangen.  
4 Für die Finanzierung von Erschliessungsanlagen, die gestützt auf die 
Meliorationsgesetzgebung erstellt werden, gelten ausschliesslich die Be-
stimmungen der Meliorationsgesetzgebung. 

2. Ausführungs-
recht der Gemein-
den 

Finanzierung 
1. Abgabepflicht 
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Art. 63 
1 Beiträge werden erhoben zur Deckung der Kosten für die Erstellung, 
Änderung und Erneuerung von Erschliessungsanlagen. Zu den beitrags-
pflichtigen Kosten gehören alle für das öffentliche Werk notwendigen 
Aufwendungen.  
2 Der Gemeindevorstand legt den Kostenanteil fest, der von der Gemeinde 
(Anteil der öffentlichen Interessenz) und von der Gesamtheit der Grundei-
gentümerinnen und Grundeigentümer (Anteil der privaten Interessenz) zu 
tragen ist. Dabei gelten in der Regel folgende Richtwerte: 

 Gemeindeanteil Privatanteil 
Groberschliessung 70 - 40 % 30 -   60 % 
Feinerschliessung 30 -  0 % 70 - 100 % 

3 Für die Aufteilung des Privatanteils auf mehrere Beteiligte dient in der 
Regel die mögliche Grundstücksnutzung unter Berücksichtigung allfälli-
ger weiterer Vor- und Nachteile. 
4 Die Beteiligten können zu Akontozahlungen bis zur Höhe der voraus-
sichtlichen Kostenanteile verpflichtet werden. 
5 Schuldner der Beiträge sind die im Zeitpunkt der Fälligkeit im Grund-
buch eingetragenen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer. Bei 
Gesamteigentum sind die Gesamteigentümer, bei Miteigentum die Mitei-
gentümer Schuldner der Beiträge. Bei Baurechtsverhältnissen ist der Bau-
berechtigte Beitragsschuldner. 
6 Die Regierung regelt durch Verordnung das Verfahren für die Erhebung 
von Beiträgen (Beitragsverfahren). 

Art. 64 
1 Gebühren werden erhoben zur Deckung der Kosten für den Bau, den Be-
trieb, den Unterhalt und die Erneuerung von Versorgungs- und Entsor-
gungsanlagen.  
2 Die Gemeinden bestimmen in einem Gemeindeerlass, welche Gebühren 
erhoben werden. Sie legen den Kreis der Gebührenpflichtigen sowie die 
Bemessungsgrundlagen und die Gebührenansätze fest und regeln das Ver-
fahren für die Veranlagung und den Bezug der Gebühren. 

5. LANDUMLEGUNG 

Art. 65 
1 Erfordern der Erlass von Nutzungsplänen oder die Verwirklichung einer 
festgelegten Nutzungsordnung die Umlegung von Grundstücken oder die 
Änderung von Parzellengrenzen, werden Landumlegungen oder Grenzbe-
reinigungen durchgeführt.  

2. Beiträge 

3. Gebühren 

Zweck 
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2 Landumlegungen und Grenzbereinigungen können als selbständige Ver-
fahren oder in Verbindung mit einem Nutzungsplanverfahren durchgeführt 
werden. 
3 Für land- und forstwirtschaftliche Güterzusammenlegungen sowie für 
Landumlegungen für National- oder Kantonsstrassen gelten die Verfah-
rensbestimmungen der Meliorations- beziehungsweise Strassenge-
setzgebung.  

Art. 66 
1 Zuständig für die Einleitung und Durchführung von Landumlegungen 
und Grenzbereinigungen sowie für Entscheide über die Neuzuteilung und 
den Kostenverteiler ist unter Vorbehalt von Absatz 2 der Gemeindevor-
stand oder, sofern die Landumlegung oder Grenzbereinigung in Verbin-
dung mit einer kantonalen Nutzungsplanung erfolgt, das Departement. 
2 Wird die Landumlegung oder Grenzbereinigungen mit einer Nutzungs-
planung verbunden, für deren Erlass nicht der Gemeindevorstand oder das 
Departement zuständig sind, wird die Neuzuteilung von dem für den Er-
lass der Nutzungsplanung zuständigen Organ erlassen. 
3 Die Einleitung von Landumlegungen und Grenzbereinigungen erfolgt 
von Amtes wegen oder auf Antrag Privater. Lehnt die für die Einleitung 
zuständige Behörde private Anträge ab, teilt sie dies den Antragstellenden 
in einer anfechtbaren Verfügung mit. 
4 Die Regierung regelt durch Verordnung das Verfahren für Landumlegun-
gen und Grenzbereinigungen nach diesem Gesetz. 

Art. 67 
1 Nach Anordnung einer Landumlegung kann die zuständige Behörde für 
das ganze Beizugsgebiet oder Teile davon für die Dauer von zwei Jahren 
einen Umlegungsbann beschliessen. Für den Erlass und die Verlängerung 
des Umlegungsbannes gelten sinngemäss die Vorschriften für kommunale 
Planungszonen. Der Umlegungsbann ist unter Angabe der Dauer im 
Grundbuch anzumerken.  
2 Während des Umlegungsbannes dürfen über Grundstücke ohne Zustim-
mung der zuständigen Behörde keine rechtlichen oder tatsächlichen Verfü-

Zuständigkeit, 
Verfahren 

Umlegungsbann, 
Vorkaufsrecht 
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gungen getroffen werden, welche die Umlegung beeinträchtigen oder er-
schweren könnten.  
3 Während der Dauer einer Landumlegung steht dem Träger der Umlegung 
an allen Grundstücken im Beizugsgebiet ein Vorkaufsrecht zu, soweit das 
Grundstück zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe benötigt wird.  

Art. 68 
1 Für alle Grundstücke im Umlegungsgebiet sind gestützt auf das Grund-
buch ein Bestandesplan und ein Verzeichnis über die dinglichen Rechte, 
Vormerkungen und Anmerkungen (Bestandesverzeichnis) zu erstellen. 
Wird die Landumlegung als Wertumlegung durchgeführt, sind die Pläne 
und Verzeichnisse durch eine Bewertungstabelle zu ergänzen. Eigentüme-
rinnen und Eigentümer von nicht im Grundbuch aufgenommenen 
Grundstücken haben den Eigentumsausweis auf eigene Kosten zu erbrin-
gen.  
2 Die zuständige Behörde führt ein Auflage- und Einspracheverfahren 
durch. Betreffen Einsprachen den Bestandesplan oder das Bestandesver-
zeichnis, setzt die Behörde der Partei, deren Anspruch sich nicht aus dem 
Grundbuch ergibt, eine Frist von 20 Tagen, um eine allfällige Klage auf 
dem Zivilweg geltend zu machen.  
3 Nach Abschluss des Verfahrens erwächst der alte Bestand in Rechtskraft. 

Art. 69 
1 Von der Gesamtfläche des Umlegungsgebietes wird das Land unentgelt-
lich in Abzug gebracht, das für die Erschliessung sowie für Gemein-
schaftsanlagen benötigt wird, die überwiegend den Bedürfnissen des Um-
legungsgebietes dienen. Die Abtretung von Boden oder Rechten zu wei-
tergehenden öffentlichen Zwecken richtet sich, sofern keine Einigung er-
zielt wird, nach den Vorschriften des Enteignungsgesetzes. 
2 Die nach den Landabzügen übrig bleibende Fläche wird im Verhältnis 
des eingeworfenen Landes und unter Berücksichtigung aller mit dem alten 
und neuen Besitzstand verbundenen Vor- und Nachteile auf die beteiligten 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer verteilt. Mehr- und Minder-
zuteilungen sowie besondere Vor- und Nachteile einzelner Zuteilungen 
sind in Geld voll auszugleichen. 
3 Reicht ein Anteil zur Bildung eines zonengemäss nutzbaren Grundstücks 
nicht aus, und ist auch eine zweckmässige Zuteilung von Gesamt- oder 
Miteigentum nicht gewünscht oder nicht möglich, besteht kein Anspruch 
auf eine Landzuteilung. 

Art. 70 
1 Vor der Neuzuteilung sind in Zusammenarbeit mit dem Grundbuchamt 
die dinglichen Rechte, Vormerkungen und Anmerkungen zu bereinigen 
und die Grundbuchanmeldung vorzubereiten. 
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2 Mit Ausnahme der übertragenen oder neu begründeten Rechte sowie der 
Grundpfandrechte gehen mit dem Erwerb des Eigentums an den neu zuge-
teilten Grundstücken sämtliche beschränkten dinglichen Rechte sowie 
sämtliche Vormerkungen und Anmerkungen des alten Bestandes unter.  

Art. 71 
1 Die Kosten der Landumlegung und Grenzbereinigung einschliesslich der 
Kosten der Vermessung und Vermarkung gehen zulasten der Beteiligten. 
Die Gemeinde leistet ausnahmsweise Beiträge, soweit an den Massnah-
men ein weitergehendes öffentliches Interesse besteht. 
2 Für die Abgabepflicht und die Aufteilung der Kosten unter den Beteilig-
ten gelten sinngemäss die Bestimmungen für die Erhebung von Beiträgen.  
3 Einzelheiten über das Verfahren zur Festlegung und für den Einzug der 
Kostenanteile regelt die Regierung durch Verordnung. 

V. Kantonale Bauvorschriften 

1. BAUREIFE  

Art. 72 
1 Neubauten sowie wesentliche Umbauten und Erweiterungen werden nur 
bewilligt, sofern das Grundstück baureif ist. 
2 Ein Grundstück gilt als baureif, wenn seine Form und Grösse eine zonen-
gemässe und zweckmässige Überbauung gestatten und das Grundstück für 
die beabsichtigte Nutzung vorschriftsgemäss erschlossen ist oder die Er-
schliessung bis zum Abschluss des Bauvorhabens ausgeführt wird.  

Kosten 

Baureife 
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2. GESTALTUNG  

Art. 73 
1 Siedlungen, Bauten und Anlagen sind nach den Regeln der Baukunst so 
zu gestalten und einzuordnen, dass mit der Umgebung und der Landschaft 
eine gute Gesamtwirkung entsteht.  
2 Wo dieses Gesetz oder die Ortsplanung eine Pflicht zur Gestaltungsbera-
tung vorsehen, haben sich die Bauherrschaft bei der Ausarbeitung der Pro-
jektpläne und die Baubehörde bei der Beurteilung des Bauvorhabens 
durch Fachleute in Fragen der Baugestaltung beraten zu lassen. 
3 Verunstaltet eine Baute oder Anlage wegen mangelhaftem Unterhalt das 
Orts- oder Landschaftsbild, verpflichtet die für die Bewilligung zuständige 
Behörde die Eigentümerin oder den Eigentümer zu den notwendigen 
Massnahmen. Kommen diese den Anordnungen innert Frist nicht nach, 
lässt die Behörde nach erfolgter Androhung die Massnahmen auf Kosten 
der Säumigen durch Dritte vornehmen.  

Art. 74 
1  Geschützte Objekte nach Artikel 43 sind zu erhalten.  
2 Bauliche Änderungen an geschützten Objekten unterliegen der Gestal-
tungsberatung. Die Bauabsichten sind vor der Ausarbeitung der Projekt-
pläne der für die Bewilligung zuständigen Behörde bekannt zu geben. 
Diese legt zusammen mit der Bauherrschaft und den Fachleuten für Fra-
gen der Baugestaltung, gestützt auf die Schutzziele gemäss Siedlungsana-
lyse und das Gebäudeinventar, die Erhaltungsanordnungen im Einzelnen 
fest. Liegt für das betroffene Objekt noch kein Gebäudeinventar vor, ver-
anlasst sie die Inventarisierung. 
3 Bauliche Änderungen werden bewilligt, wenn sie die Erhaltungsanord-
nungen berücksichtigen. Die Bewilligung kann mit entsprechenden Aufla-
gen verknüpft werden. 
4 Vorbehalten bleiben bereits bestehende Schutz- und Erhaltungsanordnun-
gen der Gemeinden oder von kantonalen oder eidgenössischen Behörden, 
welche gestützt auf die Raumplanungs- oder die Natur- und Heimat-
schutzgesetzgebung getroffen wurden. 

3. ABSTÄNDE  

Art. 75 
1 Bei der Erstellung von Gebäuden, die den gewachsenen Boden überra-
gen, ist gegenüber jedem Nachbargrundstück ein Grenzabstand von 2.5 m 
einzuhalten, sofern das Baugesetz der Gemeinde nicht grössere Grenzab-
stände vorschreibt. 
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2 Zwischen Gebäuden ist ein Gebäudeabstand von 5.0 m einzuhalten, so-
fern das Baugesetz der Gemeinde nicht grössere Gebäudeabstände vor-
schreibt.  
3 Vorspringende Gebäudeteile wie Dachvorsprünge, Vordächer, Vortrep-
pen, Erker, offene Balkone dürfen bis zu 1.0 m in den Grenz- und Gebäu-
deabstand hineinragen. Bildet der vorspringende Gebäudeteil nach aussen 
eine Wand, gilt diese als Teil der Umfassungswand. 

Art. 76 
1 Für offene überdachte Flächen wie Unterstände und dergleichen gelten 
die Grenzabstände für Gebäude, gemessen ab Dachtraufe bis zur Grund-
stücksgrenze. 
2 Freistehende Mauern, hinterfüllte Mauern (Futtermauern), Böschungen 
und dergleichen dürfen an der Grenze errichtet werden, sofern sie nicht 
höher als 1.0 m sind. Überschreiten sie die Höhe von 1.0 m, haben sie ei-
nen Grenzabstand im Ausmass der Mehrhöhe, jedoch von maximal 2.5 m 
einzuhalten. 
3 Bei Grabungen ist ein Grenzabstand von 0.5 m, gemessen von der Ober-
kante der Grabenböschung, einzuhalten. Wird das Nachbargrundstück 
durch eine Stützmauer oder vergleichbare bauliche Massnahmen gesi-
chert, braucht kein Grenzabstand eingehalten zu werden 
4 Einfriedungen wie Zäune, Mauern und Holzwände bis zu einer Höhe von 
1.5 m ab gewachsenem Boden dürfen an die Grenze gestellt werden. Hö-
here Einfriedungen müssen um das Mass der Mehrhöhe zurückversetzt 
werden, jedoch um maximal 2.5 m. 
5 Lebhäge dürfen mit einem Abstand von 0.5 m von der Grenze angelegt 
werden, sofern sie jährlich auf die Grenze und eine Höhe von 1.5 m ab ge-
wachsenem Boden zurückgeschnitten werden. Höhere Lebhäge sind um 
das Mass der Mehrhöhe zurück zu setzen, jedoch um maximal 2.5 m.  

Art. 77 
1 Die kommunale Baubehörde kann Unterschreitungen der in diesem Ge-
setz und im Baugesetz der Gemeinde festgelegten Bauabstände bewilli-
gen, wenn eine Vereinbarung zwischen den Betroffenen vorliegt und keine 
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überwiegenden öffentlichen Interessen entgegenstehen. Die kommunale 
Baubehörde verfügt die Anmerkung der Unterschreitung im Grundbuch.  
2 Schreiben die Grundordnung oder ein Quartierplan eine bestimmte Lage 
einer Baute oder Anlage vor, gelten die Bauabstände dieses Gesetzes und 
der Baugesetze der Gemeinden nicht, soweit sie der Planung entgegenste-
hen. 
3 Vorbehalten bleiben Abstandsvorschriften in anderen kantonalen Erlas-
sen, Abstände aufgrund der Umweltschutzgesetzgebung sowie Strassenab-
stände der Gemeinden. 

Art. 78 
1 Bauten und Anlagen haben gegenüber Gewässern die in der Grundord-
nung festgelegten Gewässerabstandslinien einzuhalten. 
2 Wo Gewässerabstandslinien fehlen, gilt innerhalb der Bauzone ein Ge-
wässerabstand von 10 m und ausserhalb der Bauzone ein solcher von 
mindestens 20 m, gemessen ab Schnittlinie zwischen dem mittleren Som-
merwasserstand und der Uferböschung. Bei Vorliegen besonderer Um-
stände, insbesondere bei Änderungen an bestehenden Bauten und Anla-
gen, kann die für die Bewilligung zuständige Behörde nach Anhören der 
kantonalen Fachbehörde Ausnahmen von diesen Abständen gewähren, 
wenn keine überwiegenden öffentlichen Interessen entgegenstehen.  
3 Der Abstand von Bauten und Anlagen gegenüber dem Wald richtet sich 
nach der kantonalen Waldgesetzgebung. Waldabstandslinien, die in der 
Grundordnung festgelegt sind, gehen dem Waldabstand gemäss Waldge-
setzgebung vor. 

4. SICHERHEIT UND GESUNDHEIT 

Art. 79 
1 Bauten und Anlagen haben den gesundheits-, feuer- und gewerbepolizei-
lichen Bestimmungen sowie den Vorschriften der Arbeits-, Energie-, Ge-
wässerschutz- und Umweltschutzgesetzgebung zu entsprechen. 
2 Bauten und Anlagen haben den anerkannten Regeln der Baukunde zu ge-
nügen und dürfen weder bei der Erstellung noch durch ihren Bestand und 
ihre Nutzung Personen, Tiere und Sachen gefährden. 
3 Die Regierung kann durch Verordnung vorschreiben, dass bestimmte 
Bauten und Anlagen einer besonderen behördlichen Prüfung auf ihre Si-
cherheit gegenüber Einwirkungen der Natur wie Erdbeben, Schnee, Wind 
zu unterziehen sind.  
4 Gefährdet eine Baute oder Anlage Menschen oder Tiere, oder werden 
Menschen oder Tiere durch die Benützung gefährdeter Bauten oder Anla-
gen einer unmittelbaren Gefahr ausgesetzt, verpflichtet die kommunale 
Baubehörde die Eigentümerin oder den Eigentümer zu den notwendigen 
Massnahmen. Kommen diese den Anordnungen innert Frist nicht nach, 
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lässt die kommunale Baubehörde nach erfolgter Androhung die Massnah-
men auf Kosten der Säumigen durch Dritte vornehmen. 

Art. 80 
1 Öffentlich zugängliche Bauten und Anlagen, Gebäude mit mehr als acht 
Wohneinheiten sowie Bauten und Anlagen mit mehr als 50 Arbeitsplätzen 
müssen nach den anerkannten Fachnormen so gestaltet werden, dass sie 
auch für Behinderte zugänglich sind. Die öffentlich zugänglichen Bauten 
und Anlagen müssen überdies von Behinderten benützt werden können. 
2 Die Anforderungen gemäss Absatz 1 sind auch bei Erneuerungen im 
Sinne des einschlägigen Bundesrechts zu erfüllen, sofern keine überwie-
genden öffentlichen Interessen entgegenstehen oder der Aufwand für die 
Anpassung nicht unverhältnismässig ist. 
3 Die Prüfung von Baugesuchen auf ihre Übereinstimmung mit den Vor-
schriften über das behindertengerechte Bauen obliegt der kommunalen 
Baubehörde. Sie kann zu diesem Zweck sachkundige Beraterinnen oder 
Berater beiziehen. 
4 Die kommunale Baubehörde gibt den beschwerdeberechtigten Behinder-
tenorganisationen den Zeitpunkt der öffentlichen Auflage der Baugesuche 
bekannt. 

5. BESITZSTAND UND AUSNAHMEN INNERHALB DER 
BAUZONEN 

Art.  81 
1 Rechtmässig erstellte Bauten und Anlagen, die den geltenden Vorschrif-
ten nicht mehr entsprechen, dürfen erhalten und erneuert werden. 
2 Solche Bauten und Anlagen dürfen zudem umgebaut, massvoll erweitert 
oder in ihrer Nutzung geändert werden, wenn dadurch die Abweichung 
von den geltenden Vorschriften nicht verstärkt wird und keine überwie-
genden öffentlichen oder nachbarlichen Interessen entgegenstehen.  
3 Die Gemeinden können im Baugesetz auch den Wiederaufbau nach Zer-
störung oder Abbruch ohne Rücksicht auf die geltenden Vorschriften der 
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Regelbauweise für zulässig erklären (Hofstattrecht). Sie regeln die Ein-
zelheiten unter Berücksichtigung der öffentlichen und nachbarlichen Inte-
ressen. 
4 Vorbehalten bleiben besondere gesetzliche Anpassungs- oder Sanie-
rungspflichten sowie besondere Regelungen des eidgenössischen oder 
kantonalen Rechts über die Anwendung neuer Vorschriften auf bestehende 
Bauten und Anlagen.  

Art. 82 
1 Liegen ausserordentliche Verhältnisse vor und bedeutet die Einhaltung 
der gesetzlichen Bestimmungen eine unverhältnismässige Härte, so kann 
die kommunale Baubehörde Ausnahmen von einzelnen Bau- und Zonen-
vorschriften gewähren, wenn dadurch keine überwiegenden öffentlichen 
und privaten Interessen verletzt werden. 
2 Die Ausnahmebewilligung kann davon abhängig gemacht werden, dass 
sich die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer in einem Revers 
verpflichten, auf Verlangen der zuständigen Behörde den gesetzlichen Zu-
stand herzustellen. Für wertvermehrende Aufwendungen wird in diesem 
Fall bei späterer Enteignung keine Entschädigung geleistet.  
3 Werden an bestehenden Bauten oder Anlagen Aussenisolationen bewil-
ligt, darf von Gebäude- und Firsthöhen, Gebäudelängen, Ausnützungszif-
fern, Grenz- und Gebäudeabständen sowie Baulinien um die Konstrukti-
onsstärke der Aussenisolation abgewichen werden. 

6. AUSNAHMEN FÜR BAUTEN UND ANLAGEN 
AUSSERHALB DER BAUZONEN 

Art. 83 
1 Die Zulässigkeit von nicht zonenkonformen Bauvorhaben ausserhalb der 
Bauzonen richtet sich nach dem Bundesrecht. 
2 Die Umnutzung landwirtschaftlicher Wohnbauten zu landwirtschafts-
fremden Wohnzwecken wird im Rahmen des Bundesrechts bewilligt. 
3 Die vollständige Zweckänderung von als schützenswert anerkannten 
Bauten und Anlagen wird im Rahmen des Bundesrechts bewilligt, wenn 
die Bauten und Anlagen in der Grundordnung oder von der gemäss kanto-
naler Natur- und Heimatschutzgesetzgebung zuständigen Behörde unter 
Schutz gestellt wurden.  
4 Abweichende nutzungsplanerische Regelungen bleiben vorbehalten. 

Art. 84 
1 Die Änderung der Nutzung von landschaftsprägenden Bauten wird im 
Rahmen des Bundesrechts bewilligt, wenn  
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1. die Bauten zusammen mit der Landschaft von der Gemeinde nach 
den Vorgaben des kantonalen Richtplans in der Grundordnung unter 
Schutz gestellt und als umnutzbar bezeichnet sind; 

2. in der Grundordnung sichergestellt ist, dass die Landschaft ab Unter-
schutzstellung langfristig bewirtschaftet wird; 

3. in der Grundordnung sichergestellt ist, dass die geschützten Bauten 
unterhalten werden und dass bauliche Massnahmen an allfälligen 
weiteren Bauten nur zulässig sind, wenn dies mit den Schutzzielen 
vereinbar ist. 

2 Die umnutzbaren Bauten müssen im Zeitpunkt der Baueingabe noch be-
stimmungsgemäss nutzbar sein. Die durch eine allfällige Umnutzung neu 
geschaffenen Wohnfläche darf nicht mehr als 50 m2 Bruttogeschossfläche 
betragen. Restflächen sind als Nebenflächen zu nutzen. Umbauten unter-
liegen der Gestaltungsberatung. Bei Umbauten sind störende frühere Ein-
griffe in die Baute und deren Umgebung zu beseitigen. Die Umgebung ist 
im landschaftstypischen Zustand zu belassen oder in diesen Zustand zu-
rück zu versetzen. 
3 Wird die Bewirtschaftung während mehr als fünf Jahren unterlassen, 
setzt die für die Bewilligung zuständige Behörde den Pflichtigen eine an-
gemessene Frist zur Erfüllung der Verpflichtung. Kommen diese den An-
ordnungen nicht nach, lässt die zuständige Behörde nach erfolgter An-
drohung die Landschaft auf Kosten der Säumigen durch Dritte bewirt-
schaften.  

VI. Formelles Baurecht 

1. ORGANISATION 

Art. 85 
1 Das Bauwesen ist Sache der Gemeinden, soweit dieses Gesetz oder die 
Spezialgesetzgebung nichts anderes bestimmen. 
2 Zuständige Behörde für Verfügungen und Entscheide der Gemeinden ist 
der Gemeindevorstand, soweit dieses Gesetz, die Spezialgesetzgebung 

Grundsatz 
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oder das Gemeinderecht nicht eine andere kommunale Behörde bestim-
men (kommunale Baubehörde). 
3 Die Gemeinden organisieren das Bauwesen so, dass ein fachlich kompe-
tenter, wirksamer, zeitgerechter und koordinierter Vollzug gewährleistet 
ist.  
4 Die Gemeinden streben eine überkommunale Zusammenarbeit an, insbe-
sondere durch Bildung gemeinsamer Bauämter sowie durch Bezeichnung 
gemeinsamer Fachleute oder Fachgremien mit Beratungsfunktion in Bau-
gestaltungsfragen und weiteren Fragen des Bau-, Umwelt- und Energie-
rechts. 

2. BEWILLIGUNGEN 

Art.  86 
1 Bauten und Anlagen (Bauvorhaben) dürfen nur mit schriftlicher Baube-
willigung der kommunalen Baubehörde errichtet, geändert, abgebrochen 
oder in ihrem Zweck geändert werden. Der Baubewilligungspflicht unter-
liegen auch Zweckänderungen von Grundstücken, sofern erhebliche Aus-
wirkungen auf die Nutzungsordnung zu erwarten sind.  
2 Zeitlich begrenzte Bauvorhaben sowie solche, die weder öffentliche noch 
private Interessen berühren, unterliegen nicht der Baubewilligungspflicht. 
Die Regierung bestimmt durch Verordnung, welche Bauvorhaben keiner 
Baubewilligung bedürfen. Sie trifft für Bauten und Anlagen innerhalb und 
ausserhalb der Bauzonen die gleiche Regelung, soweit das Bundesrecht 
dies zulässt. 
3 Die Gemeinden können im Baugesetz nicht baubewilligungspflichtige 
Bauvorhaben dem Meldeverfahren unterstellen.  
4 Vorbehalten bleiben abweichende eidgenössische oder kantonale Bestim-
mungen für Bauvorhaben, die nicht der kommunalen Baubewil-ligungsho-
heit unterliegen. 

Art.  87 
1 Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen (BAB) erfordern neben 
der Baubewilligung eine kantonale Bewilligung (BAB-Bewilligung).  
2 Zuständig für Entscheide über Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen ist 
das Departement (BAB-Behörde). Die Regierung kann durch Verordnung 
die Zuständigkeit ganz oder teilweise einer anderen kantonalen Behörde 
übertragen.  
3 Die kommunale Baubehörde überweist Gesuche für Bauvorhaben aus-
serhalb der Bauzonen (BAB-Gesuch), bei denen sie die Voraussetzungen 
für eine Baubewilligung und eine BAB-Bewilligung als erfüllt betrachtet, 
mit begründetem Antrag auf Erteilung der BAB-Bewilligung der Fachstel-
le. Andernfalls weist sie das Gesuch von sich aus ab.  
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4 Erteilt die BAB-Behörde die BAB-Bewilligung, wird sie von der kom-
munalen Baubehörde zusammen mit der Baubewilligung eröffnet. In die-
sem Fall ist die Baubewilligung ohne Rücksicht auf allfällige kommunale 
Rechtsmittel direkt beim Verwaltungsgericht anfechtbar.  
5 Verweigert die BAB-Behörde die BAB-Bewilligung, eröffnet sie den ab-
lehnenden BAB-Entscheid direkt den Gesuchstellenden, wodurch das 
Baugesuch als abgewiesen gilt. Für die Verfahrenskosten der Gemeinde 
erlässt die kommunale Baubehörde einen separaten Kostenentscheid. 
6 Bauten und Anlagen, die von der Regierung durch Verordnung von der 
Baubewilligungspflicht ausgenommen werden, erfordern keine BAB-
Bewilligung, auch wenn die Gemeinden sie dem Meldeverfahren un-
terstellen. 

Art.  88 
1 Erfordern Bauvorhaben neben der Baubewilligung und einer allfälligen 
BAB-Bewilligung zusätzliche Bewilligungen, Ausnahmebewilligungen, 
Genehmigungen oder Zustimmungen weiterer Behörden (Zusatz-bewilli-
gungen) und besteht zwischen den Bewilligungen ein derart enger Sachzu-
sammenhang, dass sie nicht getrennt und unabhängig voneinander erteilt 
werden können, sondern inhaltlich abgestimmt werden müssen, werden 
Verfahren und Entscheide im Baubewilligungsverfahren und im BAB-Ver-
fahren koordiniert. 
2 Bei Bauvorhaben innerhalb der Bauzonen ist die Koordination Sache der 
kommunalen Baubehörde. Bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen ent-
scheidet die BAB-Behörde über kantonale Zusatzbewilligungen selbst, 
wenn ein Gesamtentscheid zur Verbesserung der Koordination beiträgt, 
der Verfahrensbeschleunigung dient oder unter den Parteien vereinbart 
wurde. 
3 Weitere Einzelheiten über die Koordination regelt die Regierung durch 
Verordnung.  

Koordination bei 
Zusatzbewil-
ligungen 
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Art. 89 
1 Bauvorhaben und Zweckänderungen werden bewilligt, wenn alle Vor-
schriften des kommunalen, kantonalen und eidgenössischen Rechts ein-
gehalten sind. 
2 Baugesuche werden nach dem Recht beurteilt, das zur Zeit des Ent-
scheids gilt. 
3 Ist die Bauherrschaft nicht Eigentümerin des Baugrundstücks, ist das 
Baugesuch durch den Eigentümer oder die Eigentümerin mit zu unter-
zeichnen. Ist sie nicht Eigentümerin des für die Erschliessung benötigten 
Bodens, wird die Baubewilligung nur erteilt, wenn die erforderlichen 
Rechte für die Erschliessung des Bauvorhabens im Baugesuch nachgewie-
sen werden. 

Art. 90 
1 Können inhaltliche oder formale Mängel des Bauvorhabens ohne beson-
dere Schwierigkeiten behoben werden oder drängen sich Anordnungen zur 
Schaffung oder Erhaltung des rechtmässigen Zustands auf, sind mit der 
Bewilligung die gebotenen Nebenbestimmungen (Auflagen, Bedingungen, 
Befristungen) zu verknüpfen. 
2 Nebenbestimmungen mit längerer zeitlicher Wirkung oder von erhebli-
cher Bedeutung sind vor Baubeginn auf Kosten der Baugesuchstellenden 
im Grundbuch anzumerken. Das Grundbuchamt bescheinigt der anmel-
denden Behörde den Vollzug der Anmerkung. 
3 Für die richtige Erfüllung von Nebenbestimmungen in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Bauausführung kann Sicherstellung verlangt wer-
den. Sie ist in der Regel vor Baubeginn zu leisten.  

Art. 91 
1 Bauvorhaben dürfen begonnen werden, sobald die Baubewilligung 
schriftlich vorliegt. Vorbehalten bleiben anderslautende Anordnungen in 
einem Rechtsmittelverfahren. 
2 Baubewilligungen und BAB-Bewilligungen erlöschen, wenn mit den 
Bauarbeiten nicht innert Jahresfrist seit zulässigem Baubeginn begonnen 
worden ist. Bauvorhaben sind innert zwei Jahren nach Baubeginn zu voll-
enden. Die für die Bewilligung zuständige Behörde kann diese Fristen auf 
begründetes Gesuch hin angemessen verlängern. 
3 Wird ein Bauvorhaben nicht vollendet, sind unvollendete Bauteile zu 
entfernen und der ursprüngliche Zustand wieder herzustellen.  

Art. 92 
1 Baugesuche, BAB-Gesuche und Gesuche für koordinationsbedürftige 
Zusatzbewilligungen sind bei der Standortgemeinde einzureichen.  
2 Die Gemeinden führen das Auflageverfahren durch. Während der öffent-
lichen Auflage kann bei der Gemeinde schriftlich und begründet Einspra-
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che erhoben werden. Für die Einsprachelegitimation gelten sinngemäss 
die Voraussetzungen für die Planungsbeschwerde an die Regierung.  
3 Die Regierung regelt durch Verordnung das Baubewilligungsverfahren 
und das BAB-Verfahren. Für Bauvorhaben, die nur geringfügige öffentli-
che und private Interessen berühren, legt sie ein Meldeverfahren fest.  
4 Die Gemeinden erlassen im Baugesetz nach Bedarf ergänzende Bestim-
mungen. 

3. VERANTWORTLICHKEIT, WIEDERHERSTELLUNG, 
STRAFE 

Art. 93 
1 Für die Beachtung der gesetzlichen Vorschriften, die Übereinstimmung 
der ausgeführten Bauten und Anlagen mit den bewilligten Plänen und dem 
Baugespann sowie für die Einhaltung von Nebenbestimmungen sind Bau-
herrschaften, Eigentümerinnen und Eigentümer, sonstige Berechtigte so-
wie die mit der Projektierung und Ausführung von Bauvorhaben beauf-
tragten Personen verantwortlich. 
2 Kanton und Gemeinden übernehmen durch die Bewilligung und Kon-
trolle von Bauten und Anlagen keine Haftung für Konstruktion, Festigkeit, 
Materialeignung und Sicherheit der ausgeführten Bauten und Anlagen. 

Art. 94 
1 Materiell vorschriftswidrige Zustände sind auf Anordnung der zuständi-
gen Behörde zu beseitigen, gleichgültig, ob für deren Herbeiführung ein 
Bussverfahren durchgeführt wurde.  
2 Zuständig für den Erlass und die Durchsetzung von Wiederherstellungs-
verfügungen ist die kommunale Baubehörde. Bei vorschriftswidrigen Zu-
ständen ausserhalb der Bauzonen trifft die BAB-Behörde die erforderli-
chen Massnahmen, sofern die kommunale Baubehörde trotz Aufforderung 
durch den Kanton untätig bleibt. Die dem Kanton daraus erwachsenden 
Kosten werden der Gemeinde belastet, soweit sie nicht den Pflichtigen 
überbunden werden können oder uneinbringlich sind. 
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3 Die Pflicht zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands obliegt so-
wohl den Eigentümerinnen oder Eigentümern als auch Personen, die den 
rechtswidrigen Zustand herbeigeführt haben. Kommen die Pflichtigen ei-
ner rechtskräftigen Wiederherstellungsverfügung innert Frist nicht nach, 
lässt die zuständige Behörde nach erfolgter Androhung die verfügten 
Massnahmen auf Kosten der Säumigen durch Dritte vornehmen. 
4 Muss die zuständige Behörde aus Gründen der Verhältnismässigkeit oder 
des Vertrauensschutzes von der Anordnung von Wiederherstellungsmass-
nahmen ganz oder teilweise absehen, erlässt sie eine Verfügung, dass der 
gesetzwidrige Zustand geduldet wird (Duldungsverfügung).  

Art. 95 
1 Wer dieses Gesetz oder darauf beruhende Erlasse und Verfügungen des 
Kantons oder der Gemeinden verletzt, wird mit Busse zwischen 200 Fran-
ken und 40 000 Franken bestraft. In besonders schweren Fällen, insbeson-
dere bei Gewinnsucht, ist die zuständige Behörde an dieses Höchstmass 
nicht gebunden. Widerrechtliche Gewinne werden nach den Bestimmun-
gen des Schweizerischen Strafgesetzbuches eingezogen. 
2 Strafbar ist die vorsätzliche oder fahrlässige Widerhandlung, begangen 
durch die nach Artikel 93 verantwortlichen Personen. Anstelle einer juris-
tischen Person, einer Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, einer Ein-
zelfirma oder einer Personengesamtheit ohne Rechtspersönlichkeit sind 
die natürlichen Personen strafbar, die für sie gehandelt haben oder hätten 
handeln sollen. Für Bussen und Kosten haftet die juristische Person, die 
Gesellschaft oder die Personengesamtheit solidarisch.  
3 Zuständig für die Bestrafung ist die kommunale Baubehörde. In Fällen, 
wo die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands von der BAB-Be-
hörde angeordnet wird, ist diese für die Bestrafung zuständig. 
4 Der Strafanspruch verjährt innerhalb von fünf Jahren seit Beendigung 
der strafbaren Handlung. Die absolute Verjährung tritt nach zehn Jahren 
ein. Die Strafe einer Widerhandlung verjährt in fünf Jahren. 

4. VERFAHRENSKOSTEN 

Art. 96 
1 Die Gemeinden erheben für ihren Aufwand im Baubewilligungsverfah-
ren und in weiteren baupolizeilichen Verfahren Gebühren. Auslagen für 
Leistungen Dritter wie Fachgutachten, Beratungen sowie Grundbuchkos-
ten sind der Gemeinde zusätzlich zu vergüten. 
2 Kostenpflichtig ist, wer den Aufwand durch Gesuche aller Art oder durch 
sein Verhalten verursacht hat. Die sich aus der Behandlung von Einspra-
chen ergebenden Kosten sind den Einsprechenden zu überbinden, wenn 
die Einsprache abgewiesen oder darauf nicht eingetreten wird. Diesfalls 
können die Einsprechenden ausserdem zur Leistung einer angemessenen 
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ausseramtlichen Entschädigung an die Gesuchstellenden verpflichtet wer-
den.  
3 Die Gemeinden regeln die Bemessung und Erhebung der Gebühren in 
einer Gebührenverordnung.  
4 Die BAB-Behörde erhebt für BAB-Entscheide sowie für Buss- und Wie-
derherstellungsverfügungen bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen 
von den Gesuchstellenden beziehungsweise Parteien Gebühren, welche 
aus einer Staatsgebühr bis 3000 Franken, einer Kanzleigebühr und dem 
Ersatz allfälliger Barauslagen bestehen. Bei ausserordentlichen Umstän-
den kann die Staatsgebühr angemessen erhöht werden. 
5 Vorbehalten bleiben Gebühren für Zusatzbewilligungen und Umweltver-
träglichkeitsprüfungen nach Massgabe der jeweiligen Spezialgesetzge-
bung. 

VII. Enteignung  

Art. 97 
1 Mit der Genehmigung der Grundordnung ist der Gemeinde das Enteig-
nungsrecht erteilt für die darin festgesetzten 
1. Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen; 
2. Flächen oder Flächenanteile in andern Bauzonen für öffentliche oder 

öffentlichen Interessen dienende Bauten und Anlagen; 
3. projektierten und für die Enteignung vorgesehenen Strassen und We-

ge. 
2 Das Enteignungsrecht erstreckt sich auf dingliche und obligatorische 
Rechte sowie Nachbarrechte, die zur Ausführung der geplanten Bauten 
und Anlagen benötigt werden oder diesen entgegenstehen. 
3Will die Gemeinde oder eine von ihr ermächtigte Trägerschaft das Enteig-
nungsrecht ausüben, teilt sie dies den betroffenen Grundeigentümerinnen 
und Grundeigentümern unter Bekanntgabe der beanspruchten Rechte und 
der angebotenen Entschädigung schriftlich mit. In gleicher Weise können 
auch die Betroffenen durch schriftliche Bekanntgabe ihres Angebotes von 
der Gemeinde die Ausübung des Enteignungsrechtes verlangen. 

Formelle 
Enteignung 
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4 Können sich die Parteien über die Höhe der Entschädigung nicht einigen, 
kann jede Partei bei der zuständigen Enteignungskommission die Durch-
führung des Schätzungsverfahrens verlangen. Im Übrigen gelten die Be-
stimmungen der kantonalen Enteignungsgesetzgebung. 

Art. 98 
1 Führen Planungen zu Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung 
gleichkommen (materielle Enteignung), haben die Betroffenen einen An-
spruch auf volle Entschädigung.  
2 Entschädigungspflichtig ist das Gemeinwesen, welches die Eigentums-
beschränkung beschlossen hat oder gemäss Zuständigkeitsordnung hätte 
beschliessen müssen. 
3 Entschädigungsbegehren aus materieller Enteignung sind beim entschä-
digungspflichtigen Gemeinwesen schriftlich und unter Angabe der Höhe 
der geforderten Entschädigung geltend zu machen. 
4 Bestreitet das Gemeinwesen die Entschädigungspflicht oder können sich 
die Parteien über die Höhe der Entschädigung nicht einigen, kann das Ent-
schädigungsbegehren nach den Bestimmungen der kantonalen Enteig-
nungsgesetzgebung bei der zuständigen Enteignungskommission geltend 
gemacht werden. 
5 Beträgt die zu leistende Entschädigung mehr als zwei Drittel des Wertes, 
der für das Grundstück im Falle einer formellen Enteignung bezahlt wer-
den müsste, können beide Parteien die formelle Enteignung verlangen. 

Art. 99 
1 Die Gemeinde kann innert 90 Tagen seit rechtskräftiger Festlegung der 
Entschädigung auf die Enteignung beziehungsweise Eigentumsbeschrän-
kung verzichten. Die Verzichtserklärung wird unwirksam, wenn die Plan-
festsetzung nicht innerhalb von zwei Jahren aufgehoben wird. 
2 Wird eine Eigentumsbeschränkung, für die eine Entschädigung geleistet 
wurde, später aufgehoben oder entfällt deren enteignungsähnliche Wir-
kung, hat die Gemeinde gegenüber der jeweiligen Grundeigentümerin 
oder dem jeweiligen Grundeigentümer einen Anspruch auf eine angemes-
sene Rückerstattung. Streitigkeiten über den Rückerstattungsanspruch ent-
scheidet die zuständige Enteignungskommission. Die Gemeinde lässt den 
Rückerstattungsanspruch im Zeitpunkt der Bezahlung der Entschädigung 
im Grundbuch anmerken. 
3 Entschädigungsansprüche wegen materieller Enteignung sowie Rücker-
stattungsansprüche gemäss Absatz 2 verjähren innert fünf Jahren seit In-
Kraft-Treten der Eigentumsbeschränkung beziehungsweise deren Aufhe-
bung oder Wegfall. 
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VIII. Rechtsschutz 

Art. 100 
1 Die in diesem Gesetz und der darauf beruhenden Verordnung festgeleg-
ten Auflage-, Einsprache- und Beschwerdefristen für Nutzungspläne und 
Bauvorhaben gelten auch für gleichzeitig aufzulegende Gesuche für Zu-
satzbewilligungen.  
2 Werden Zusatzbewilligungen zusammen mit Entscheiden, Beschlüssen 
oder Verfügungen eröffnet, die dem Rekurs an das Verwaltungsgericht un-
terliegen, gilt das Rechtsmittel des Rekurses auch für eine allfällige An-
fechtung der Zusatzbewilligung.  

Art. 101 
1 Beschlüsse der Gemeinden über den Erlass der Grundordnung sowie Be-
schlüsse des Gemeindevorstands über den Erlass oder die Verlängerung 
von Planungszonen können innert 30 Tagen seit der öffentlichen Bekannt-
gabe mit Planungsbeschwerde bei der Regierung angefochten werden.  
2 Zur Beschwerde berechtigt sind Personen, die ein schutzwürdiges eige-
nes Interesse an der Anfechtung der Planung haben oder nach Bundesrecht 
zur Beschwerdeführung legitimiert sind. 
3 Die Regierung hat die volle Überprüfungsbefugnis. Hebt sie im Be-
schwerdeentscheid Erlasse oder Teile davon auf, entscheidet sie in der Sa-
che selbst oder weist diese zur neuen Beschlussfassung an die Gemeinde 
zurück. 
4 Im Übrigen richtet sich das Beschwerdeverfahren nach den Vorschriften 
des VVG.  

Art. 102 
1 Entscheide der Regierung über den Erlass von kantonalen Nutzungsplä-
nen und Ersatzordnungen, über die Genehmigung von kommunalen 
Grundordnungen sowie über Planungsbeschwerden können mit Rekurs an 
das Verwaltungsgericht weitergezogen werden. 
2 Entscheide der Regierung gemäss Absatz 1 sowie Entscheide über den 
Erlass des kantonalen Richtplans und die Genehmigung von regionalen 
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Richtplänen können von den betroffenen Gemeinden und Regionalverbän-
den als Träger der Orts- beziehungsweise Regionalplanung mit Rekurs 
beim Verwaltungsgericht angefochten werden. 

Art. 103 
1 Verfügungen kantonaler Behörden, die sich auf dieses Gesetz oder darauf 
beruhende Erlasse stützen und nicht gemäss ausdrücklicher Regelung bei 
der Regierung angefochten werden können, unterliegen dem Rekurs an 
das Verwaltungsgericht. 
2 Verfügungen über den Erlass oder die Verlängerung kantonaler Pla-
nungszonen, die Genehmigung von Planänderungen nach Artikel 48 Ab-
satz 3 sowie BAB-Entscheide können auch von den Gemeinden ange-
fochten werden. 

Art. 104 
1 Die nach Bundesrecht zur Beschwerde berechtigten Umweltorganisatio-
nen beteiligen sich an Baubewilligungsverfahren für Bauvorhaben inner-
halb der Bauzonen sowie bei Planungen, die keiner kantonalen Genehmi-
gung bedürfen, durch Erhebung einer Einsprache während des Auflage-
verfahrens. 
2 In Baubewilligungsverfahren für Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen 
sowie bei Planungen, die einer kantonalen Genehmigung bedürfen, mel-
den Organisationen, sofern sie beschwerdeberechtigt sind und vom Be-
schwerderecht Gebrauch machen wollen, die Beteiligung am Verfahren 
während der Einsprache- oder Beschwerdeauflage bei der Fachstelle an. 
Diese gewährt der Organisation Akteneinsicht und gibt ihr Gelegenheit, 
innert einer von ihr festgelegten Frist zum Bauvorhaben oder zur Planung 
Stellung zu nehmen. Geht eine Stellungnahme ein, wird der Entscheid 
auch der am Verfahren beteiligten Organisation mitgeteilt. Erfolgt im Auf-
lageverfahren keine Anmeldung oder wird im nachfolgenden Verfahren 
auf eine Stellungnahme verzichtet, gilt das Beschwerderecht als verwirkt. 

IX. Schlussbestimmungen 

Art. 105 
1 Die Regierung erlässt die in diesem Gesetz vorgesehenen Bestimmungen 
durch Verordnung. Sie kann bei Bedarf weitere zum Vollzug erforderliche 
Vorschriften erlassen.  
2 Das Beschwerderecht des Kantons gemäss Bundesgesetz über die Raum-
planung steht der Regierung zu. Das Verwaltungsgericht gibt dem Depar-
tement Gelegenheit, sich an Verfahren betreffend Bauten und Anlagen 
ausserhalb der Bauzonen und materielle Enteignung zu beteiligen. 
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Art. 106 
1 Mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes wird das Raumplanungsgesetz 
für den Kanton Graubünden vom 20. Mai 1973 aufgehoben. 
2 Die nachstehenden Erlasse werden mit dem In-Kraft-Treten dieses Ge-
setzes wie folgt geändert: 

1. Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 12. 
Juni 1994 (EGzZGB) 

 Art. 89 bis Art. 95  
 Aufgehoben 

 Art. 100 Abs. 1 
 1 Stützmauern zur Erhaltung des gewachsenen Bodens ge-

hören dem Eigentümer des Grundstücks, auf welchem sie 
errichtet worden sind, und sind von ihm zu unterhalten. 

 Art. 101 Abs. 1 und 2 
 Aufgehoben 

 Art. 131 Abs. 1 Ziff. 2 
 1 Ein gesetzliches Pfandrecht besteht: 
 2. für die Kosten der Ersatzvornahme der Gemeinde und 

des Kantons gemäss Artikel 73 Absatz 3, Artikel 79 Absatz 
4, Artikel 84 Absatz 3 und Artikel 94 Absatz 3 des kantona-
len Raumplanungsgesetzes. 

 Art. 131 Abs. 2 Ziff. 2 
 2 Ein allen andern Pfandrechten vorgehendes Pfandrecht be-

steht: 
 2. für die auf Liegenschaften und Gebäulichkeiten entfal-

lenden Beiträge an öffentliche Unternehmungen (Fluss-
korrektionen, Wildbachverbauungen, Verkehrsanlagen, 
Wasserversorgungen, Kanalisationen, elektrische Anlagen, 
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Quartierplanungen, Baulandumlegungen und dergleichen), 
unter Ausschluss der wiederkehrenden Benutzungsge-
bühren; 

2. Enteignungsgesetz des Kantons Graubünden vom 26. Oktober 1958 

 Art. 1 Abs. 1 und 2 
1 Dieses Gesetz gilt unter Vorbehalt des Bundesrechtes und 
des kantonalen Raumplanungsrechtes für alle Ent-eignun-
gen und die Feststellung und Folgen enteignungsähnlicher 
Eigentumsbeschränkungen. 
2 Ist eine Enteignung nach eidgenössischem und kantona-
lem Recht möglich, so kann der Enteigner bestimmen, nach 
welchem Rechte sie durchzuführen ist.3) Nach Erteilung des 
Enteignungsrechts besteht dieses Wahlrecht nicht mehr. 

3. Perimetergesetz des Kantons Graubünden vom 28. September 1980 

 Art. 1 Abs. 4 
 4 Für die Finanzierung von Erschliessungen, die von den 

Gemeinden oder den von ihnen beauftragten Körper-schaf-
ten auf Grund des kantonalen Raumplanungs-rechts durch-
geführt werden, gelten ausschliesslich die Bestimmungen 
der Raumplanungsgesetzgebung. 

Art. 107 
1 Die bestehenden Ortsplanungen bleiben, soweit Absatz 2 nichts anderes 
bestimmt, bis zur Anpassung an dieses Gesetz in Kraft. Die Anpassung hat 
bei der nächsten Überprüfung der Ortsplanung, jedoch innert 15 Jahren, 
zu erfolgen. Die Regierung kann diese Frist angemessen verlängern. 
2 Unmittelbar anwendbare Bestimmungen dieses Gesetzes gehen abwei-
chenden kommunalen Vorschriften vor. Als unmittelbar anwendbar gelten: 
1. die Bestimmungen über Verfahren und Zuständigkeiten (Artikel 5); 
2. die Zonenvorschrift für die Zonen für Grünflächen (Artikel 30): sie 

gelangt in Grünzonen nach Artikel 28 KRG 73 zur Anwendung, die 
innerhalb des weitgehend überbauten Gebietes liegen; 

3. die Zonenvorschrift für die Gefahrenzonen (Artikel 38); 
4. die Zonenvorschrift für die Zonen für künftige bauliche Nutzung (Ar-

tikel 40): sie gelangt in Gebieten zur Anwendung, die von den Ge-
meinden zur Verkleinerung zu grosser Bauzonen der zweiten Nut-
zungsetappe zugewiesen wurden; 

5. die kantonalen Bauvorschriften (Artikel 72 – 84); 
6. das formelle Baurecht (Artikel 85 – 96). 
Wo dieses Gesetz ergänzende oder abweichende kommunale Vorschriften 
zulässt, findet das bestehende kommunale Recht weiterhin Anwendung. 

Übergangs-
bestimmungen 
1. Verhältnis zu 
den Ortsplanun-
gen  
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Vorbehalten bleiben ferner allgemein strengere Vorschriften der Gemein-
den. 
3 Die Befugnis der Gemeinden gemäss Artikel 86 Absatz 3, nicht baube-
willigungspflichtige Bauvorhaben dem Meldeverfahren zu unterstellen, 
kann vorübergehend bis zur Anpassung des Baugesetzes von den Ge-
meindevorständen wahrgenommen werden. Entsprechende Bestimmungen 
sind in einer Verordnung festzulegen und öffentlich bekannt zu geben. 

Art. 108 
1 Für Baugesuche, Planungen und Verfahren, die im Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Gesetzes hängig sind, gilt unter Vorbehalt nachfol-
gender Bestimmungen neues Recht: 
1. Hängige kommunale Baubewilligungs-, Planungs- und andere Ver-

fahren werden bis zu deren Abschluss auf Gemeindeebene nach den 
bisherigen Zuständigkeits- und Verfahrensvorschriften weitergeführt. 
Für Rechtsmittel gilt neues Recht; 

2. Streitigkeiten aus Nachbarrecht gemäss Artikel 89 - 95 und 101 Ab-
satz 1 und 2 EGzZBG, die vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes anhän-
gig gemacht worden sind, werden bis zur rechtskräftigen Erledigung 
von den bis anhin zuständigen Behörden nach bisher geltendem 
Recht beurteilt. 

2 Wo zur Erfüllung regionaler Planungsaufgaben noch kein Regionalver-
band besteht, richten sich Zuständigkeit und Verfahren für regionale 
Richtpläne weiterhin nach den von der Regierung genehmigten Organisa-
tionsstatuten. 

Art. 109 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Die Regierung bestimmt den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens. 

2. Verfahren 

Referendum, 
In-Kraft-Treten 
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Verordnung über die Aufhebung und Anpassung 
grossrätlicher Erlasse im Zusammenhang mit der 
Revision des Raumplanungsgesetzes für den Kanton 
Graubünden (KRG) 

vom 6. Dezember 2004 

 
Der Grosse Rat des Kantons Graubünden, 
 
gestützt auf Art. 32 der Kantonsverfassung, 
nach Einsicht in die Botschaft der Regierung vom 11. Mai 2004, 
 
beschliesst: 

Art. 1 
Die nachstehenden grossrätlichen Verordnungen werden aufgehoben: 
1. Raumplanungsverordnung für den Kanton Graubünden vom  

26. November 1986 (KRVO) 
2. Verordnung über die Förderung des Wohnungsbaues vom  

24. November 1966 
3. Grossratsbeschluss vom 28. September 1977 betreffend die Weiter-

führung der Massnahmen zur Förderung des Wohnungsbaues 

Art.  2 
Die nachstehenden grossrätlichen Verordnungen werden wie folgt geän-
dert: 

Aufzuhebende 
Erlasse 

Anzupassende 
Erlasse 
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1. Kantonale Gewässerschutzverordnung (KGSchV) vom  
27. Januar 1997 

Art. 10 Abs. 2 
2 Nach Ablauf der Einsprachefrist leitet die Gemeinde die Gesuchs-
unterlagen samt allfälligen Einsprachen der Fachstelle zuhanden der 
zuständigen Bewilligungsbehörde weiter. Steht das Gesuch um eine 
gewässerschutzrechtliche Bewilligung im Zusammenhang mit ei-
nem Bauvorhaben, für das eine Bewilligung der zuständigen kanto-
nalen Behörde für Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone er-
forderlich ist, leitet die Gemeinde die Gesuchsunterlangen an diese 
weiter. 

Art. 10 Abs. 5 
Aufgehoben 

2. Kantonale Waldverordnung (KWaV) vom 2. Dezember 1994 

Art. 5 Abs. 3 
3 Über Bewilligungen zur Entfernung oder wesentlichen Beeinträch-
tigung von Hecken und Feldgehölzen gemäss Artikel 2  
Absatz 4 des kantonalen Waldgesetzes (KWaG) entscheidet das Er-
ziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement. Steht die Entfer-
nung oder wesentliche Beeinträchtigung von Hecken oder Feldge-
hölzen im Zusammenhang mit einem Bauvorhaben aus-serhalb der 
Bauzonen, entscheidet darüber die für die Erteilung der BAB-
Bewilligung zuständige Behörde. 

Art. 3 
Diese Verordnung tritt mit der Revision des Raumplanungsgesetzes für 
den Kanton Graubünden (KRG) in Kraft. 

 

In-Kraft-Treten 
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Verordnung über den Verzicht auf Beiträge an 
Schul- und Schulsportanlagen im Volksschulbereich 

Gestützt auf Art. 53 Abs. 4 des Gesetzes für die Volksschulen des Kantons 
Graubünden (Schulgesetz) 

vom Grossen Rat erlassen am 8. Dezember 2004 

 

Art.  1 
Für die Jahre 2005, 2006 und 2007 werden keine kantonalen Beiträge an 
neue Bauvorhaben von Schul- und Schulsportanlagen im Volksschul-
bereich gewährt.  

Art.  2 
Nicht betroffen sind Beiträge an Schul- und Schulsportanlagen im Volks-
schulbereich, bei welchen ein von der Regierung genehmigtes Vorprojekt 
(Phase II) bis Ende 2004 vorliegt. 

Art.  3 
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft und gilt bis 31. Dezem-
ber 2007. 

Umfang 
Beitragsverzicht 

Zeitliche 
Abgrenzung 

In-Kraft-Treten 
und 
Geltungsdauer 
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Gesetz über die Pädagogische Hochschule (PHG) 

vom 8. Dezember 2004 

Der Grosse Rat des Kantons Graubünden 

gestützt auf Art. 47 Ziff. 5 und Art. 89 Abs. 3 der Kantonsverfassung, 
nach Einsicht in die Botschaft der Regierung vom 21. September 2004, 

beschliesst:  

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 
Dieses Gesetz regelt die Führung und Finanzierung der Pädagogischen 
Hochschule (Hochschule). 

Art. 2 
1 Die Hochschule sorgt für eine qualitativ hochstehende Ausbildung von 
Lehrpersonen, insbesondere auch für das deutsch-, romanisch- und italie-
nischsprachige Kantonsgebiet. 
2 Sie erbringt praxisorientierte Ausbildungsangebote in den Bereichen 
Diplomstudien und Weiterbildung sowie Angebote in den Bereichen For-
schung und Entwicklung, Ausbildung von Praktikumslehrpersonen sowie 
Dienstleistungen für Dritte.  
3 Die Hochschule stellt Ausbildungsangebote bereit, welche zur Unter-
richtserteilung in anderen Kantonen und im Fürstentum Liechtenstein be-
fähigen. 
4 Die Regierung kann der Hochschule weitere Aufgaben übertragen. 

Gegenstand 

Aufgaben 
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Art. 3 
1 Die Zulassung zu den einzelnen Ausbildungsgängen setzt eine geeignete 
Vorbildung voraus. 
2 Als Nachweis dienen in der Regel:  
1. Für die Ausbildung zur Lehrperson der Primarschule die 

gymnasiale Maturität;  
2. Für jene zur Lehrperson für den Kindergarten der erfolgrei-

che Abschluss einer Diplom- oder Fachmittelschule. 
3 Die Regierung erlässt Bestimmungen über die Zulassung weiterer Vor-
bildungen, insbesondere aus dem berufsbildenden Bereich. 

Art. 4 
1 Die Studiengänge für Lehrpersonen für den Kindergarten und für die 
Primarschule dauern in der Regel drei Jahre. Sie vermitteln fachliche, be-
rufspraktische, erzieherische und kulturelle Kenntnisse und Fähigkeiten 
und fördern die Entwicklung der Persönlichkeit. 
2 Die Hochschule vermittelt in den Studiengängen nach Massgabe der Prü-
fungsreglemente schweizerisch anerkannte Ausbildungsabschlüsse. 

Art. 5 
Die Hochschule arbeitet in ihrem Aufgabenbereich mit anderen Ausbil-
dungs- und Forschungseinrichtungen zusammen und kann sich einem 
Verbund von Hochschulen anschliessen. 

Art. 6 
Die Regierung kann mit anderen Kantonen oder Staaten sowie mit weite-
ren Schulträgern öffentlichen oder privaten Rechts Vereinbarungen über 
die Zusammenarbeit bei der Ausbildung oder bezüglich Erlangung einer 
geeigneten Vorbildung für das Studium an der Hochschule abschliessen. 

II. Rechtsform, Leistungserbringung und Organisation 

Art. 7 
Die Pädagogische Hochschule ist eine selbstständige Anstalt des kantona-
len öffentlichen Rechts mit Sitz in Chur. 

Art. 8 
1 Die Regierung bestimmt die von der Hochschule zu erbringenden Leis-
tungen in einem Rahmen- und einem Jahreskontrakt. 
2 Die Anforderungen an die Berichterstattung werden im Rahmenkontrakt 
geregelt. Diese hat mindestens jährlich zu erfolgen und insbesondere die 
wesentlichen Kennzahlen zur Leistungs-, Wirkungs- und Qualitätsbeurtei-
lung zu umfassen. 

Zulassungs-
voraussetzungen 
zum Studium 

Studium, 
Ausbildungs-
abschlüsse 

Zusammenarbeit 

Vereinbarungen 

Rechtsform, Sitz 

Leistungsauftrag, 
Berichterstattung 
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Art. 9 
1 Die Hochschule ist in ihrer Organisation selbstständig und in der Be-
triebsführung frei, soweit dies mit dem Leistungsauftrag vereinbar ist. 
2 Sie führt eine eigene Rechnung. Der Anwendungsbereich der Gesetzge-
bung über den Finanzhaushalt des Kantons Graubünden beschränkt sich 
auf die Grundsätze der Gesetzmässigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Wirksamkeit sowie der ordnungsgemässen  Rechnungslegung. 

Art. 10 
1 Organe sind der Hochschulrat, die Schulleitung und die Revisionsstelle. 
2 Die Regierung wählt den Hochschulrat, bezeichnet dessen Präsidium und 
legt die strategischen Grundsätze für den Betrieb der Hochschule fest. Sie 
wählt die Revisionsstelle. 
3 Die Amtsdauer der Mitglieder des Hochschulrats beträgt vier Jahre. 
Zweimalige Wiederwahl ist möglich. 

Art. 11 
1 Dem Hochschulrat gehören höchstens sieben Mitglieder an. Er ist das 
oberste Organ. 
2 Der Hochschulrat ist insbesondere zuständig für: 
1. Festlegung der Schwerpunkte in der Aus- und Weiterbildung, in For-

schung und Entwicklung sowie im Dienstleistungsangebot; Verab-
schiedung von Leitbild und Lehrplänen; 

2. Antragsstellung an die Regierung zum Erlass von Bestimmungen 
betreffend die Zulassungsvoraussetzungen, die Studien- und Promo-
tionsordnung sowie betreffend die Festlegung der Studiengelder der 
Studierenden;  

3. Wahl und Entlassung des Rektors oder der Rektorin, der übrigen 
Schulleitungsmitglieder und der hauptamtlich Lehrenden; Verleihung 
des Professortitels; 

4. Verabschiedung des Budgets, des Rahmen- und Jahreskontraktes, des 
Jahresberichts und der Jahresrechnung zuhanden der Regierung; 

5. Erlass von ergänzenden Bestimmungen über Organisation und Be-
trieb, über die Mitwirkung der Angehörigen, über weitere Gebühren 

Organisation, 
Betriebs- und 
Rechnungs-
führung  

Organe 
1. Arten und Wahl 

2. Hochschulrat 
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und über die Abgeltung für die Inanspruchnahme von Räumlichkei-
ten, Einrichtungen und Material; 

6. Aufsicht über die Geschäftsführung, das Controlling und die Quali-
tätssicherung. 

3 Der Hochschulrat kann für besondere Aufgaben Ausschüsse einsetzen 
oder Fachleute beiziehen. 

Art. 12 
Der Schulleitung gehören der Rektor oder die Rektorin und die Abtei-
lungsleitenden an. Die Schulleitung ist für die operative und pädagogische 
Führung der Hochschule verantwortlich. Der Rektor oder die Rektorin 
vertritt die Hochschule gegen aussen. 

Art. 13 
Die Revisionsstelle überprüft die Rechnungsführung und erstattet der Re-
gierung und dem Hochschulrat Bericht. 

Art. 14 
1 Die Anstellungsverhältnisse richten sich nach der Verordnung über das 
Arbeitsverhältnis der Mitarbeitenden des Kantons Graubünden. 
2 Deren Bestimmungen gelten für die Hochschule in gleicher Weise wie 
für das Bildungszentrum für Gesundheit und Soziales. 

Art. 15 
1 Studierende haben für die Aufnahme in einen Ausbildungsgang die Zu-
lassungsvoraussetzungen zu erfüllen. 
2 Die Schulleitung kann Studierende aus der Hochschule ausschliessen: 
1. Bei Nichteignung zum Lehrberuf; 
2. Als schwerste Disziplinarmassnahme. 

III. Finanzen 

Art. 16 
Die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen finanziellen Mittel werden 
insbesondere aufgebracht durch: 
1. Studiengelder, Kursgebühren und Entgelte für Dienstleistungen; 
2. Beiträge des Kantons, anderer Kantone und des Bundes; 
3. Beiträge und Zuwendungen Dritter; 
4. Aufnahme von Darlehen und Krediten. 

Art. 17 
1 Der Kanton leistet der Hochschule einen Beitrag an das Betriebsdefizit. 
Er kann den Beitrag im Rahmen eines Globalbudgets oder in Form von 
leistungsbezogenen Pauschalen ausrichten. 

3. Schulleitung 

4. Revisionsstelle 

Angehörige der 
Hochschule 
1. Personal 

2. Studierende 

Finanzierung 

Kantonsbeitrag, 
Rückstellungen 
und Rücklagen 
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2 Die Regierung regelt die Einzelheiten zur Budgetierung und Rechnungs-
legung, zu den anrechenbaren Aufwändungen und Erträgen, zu den Rah-
men- und Jahreskontrakten, zur Berichterstattung, zur Bildung und Ver-
wendung von Rücklagen und Rückstellungen sowie über die Ausrichtung 
von Vorschusszahlungen. 

Art. 18 
1 Das Budget, die Rahmen- und Jahreskontrakte sowie der Jahresbericht 
und die Jahresrechnung sind der Regierung zur Genehmigung zu unter-
breiten. 
2 Der Jahresbericht und die Jahresrechnung sind dem Grossen Rat zur 
Kenntnis zu bringen. 

Art. 19 
Die Haftung der Hochschule richtet sich nach der kantonalen Verantwort-
lichkeitsgesetzgebung. 

IV. Rechtspflege 

Art. 20 
1 Entscheide der Schulleitung können innert 14 Tagen an den Hochschulrat 
weitergezogen werden. Dieser entscheidet endgültig. 
2 Entscheide betreffend Nichtzulassung zum Studium sowie betreffend 
Nichtbestehen der Abschlussprüfung können innert 14 Tagen an das De-
partement weitergezogen werden. Dieses entscheidet endgültig. 

Art. 21 
1 Ein Titel, welcher auf unrechtmässige Weise erworben wurde, wird 
durch die Instanz entzogen, die ihn verliehen hat. 
2 Die Strafverfolgung wegen unbefugter Führung eines geschützten Titels 
bleibt vorbehalten. 

Aufsicht 

Haftung 

Rechtsweg 

Titel 
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V. Schlussbestimmungen 

Art. 22 
1 Die Regierung erlässt die erforderlichen Ausführungsbestimmungen. 
2 Das Departement kann Massnahmen unterstützen, welche der Zusam-
menarbeit und Koordination unter den einzelnen Institutionen im Hoch-
schulbereich und im Bereich der Höheren Berufsbildung dienen. 

Art. 23 
Die Regierung trifft auf den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Geset-
zes sämtliche erforderlichen Vorkehren für die Verselbstständigung der 
Pädagogischen Hochschule. Sie ist befugt, sämtliche damit im Zusam-
menhang stehenden Rechtshandlungen vorzunehmen. 

Art. 24 
1 Grundstücke, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes 
dem Betrieb der Hochschule dienen, bleiben im Eigentum des Kantons 
und werden der Anstalt mit schuldrechtlichem Vertrag zur Verfügung ge-
stellt. 
2 Das der Pädagogischen Fachhochschule dienende Mobiliar  und die Wa-
renvorräte gehen unentgeltlich an die Anstalt über.  

Art.  25 
1 Die Hochschule übernimmt die Vertragsverhältnisse, welche die Päda-
gogische Fachhochschule betreffen. 
2 Sie führt als Arbeitgeberin die Arbeitsverhältnisse weiter, welche die Pä-
dagogische Fachhochschule betreffen. Die Anstellungsverhältnisse sind 
innert eines Jahres seit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes neu zu begründen. 
3 Auf die vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes erlassenen Verfügungen so-
wie auf hängige Verfahren und Rechtsmittel gelangt das bisherige Recht 
sinngemäss zur Anwendung. 

Art. 26 
Die nachfolgenden Gesetze werden wie folgt geändert: 
1. Gesetz über die Kindergärten im Kanton Graubünden (Kindergarten-

gesetz) vom 17. Mai 1992 (BR 420.500) 

Art. 11 Marginalie sowie Absätze 1 und 2 
Als Lehrperson kann angestellt werden, wer im Besitz eines Bündner Dip-
loms, eines schweizerisch anerkannten Ausbildungsabschlusses oder einer 
vom Amt erteilten Lehrbewilligung ist. 
2 Aufgehoben 
 

Vollzug 
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2. Gesetz für die Volksschulen des Kantons Graubünden (Schulgesetz) 
vom 26. November 2000 (BR 421.000) 

Art. 32 Marginalie sowie Absätze 1 und 2 
1 Als Lehrperson für die Primarschule kann angestellt werden, wer das 
Bündner Lehrpatent, einen schweizerisch anerkannten Ausbildungs-
abschluss oder eine vom Amt erteilte Lehrbewilligung besitzt. 
2 Als Lehrperson für Kleinklassen, die Realschule, die Sekundarschule und 
als Fachlehrperson kann angestellt werden, wer einen schweizerisch oder 
von der Regierung anerkannten Ausbildungsabschluss oder eine vom Amt 
erteilte Lehrbewilligung besitzt.  

Art. 27 
Das Gesetz über die Pädagogische Fachhochschule vom 27. September 
1998 wird aufgehoben. 

Art. 28 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Die Regierung bestimmt den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Ge-
setzes. 
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Gesetz über die Hochschule für Technik und 
Wirtschaft (HTWG) 

Vom 8. Dezember 2004 

Der Grosse Rat des Kantons Graubünden 

gestützt auf Art. 47 Ziff. 5 und 89 Abs. 3 der Kantonsverfassung,  
nach Einsicht in die Botschaft der Regierung vom 21. September 2004,  

beschliesst: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 
1 Dieses Gesetz regelt die Führung und Finanzierung der Hochschule für 
Technik und Wirtschaft (Hochschule). 
2 Für Sachverhalte, welche in diesem Gesetz nicht geregelt sind, gelten die 
Bestimmungen der kantonalen Berufsbildungsgesetzgebung sinngemäss. 

Art. 2 
1 Die Hochschule erbringt Angebote in den Bereichen Diplomstudien, 
Weiterbildung, angewandte Forschung und Entwicklung sowie 
Dienstleistungen für Dritte.  
2 Die Regierung kann der Hochschule weitere Aufgaben übertragen. 

Art. 3 
Die Hochschule arbeitet in ihrem Aufgabenbereich mit anderen Ausbil-
dungs- und Forschungseinrichtungen zusammen und kann sich einem 
Verbund von Hochschulen anschliessen. 

Art.  4 
Die Regierung kann mit anderen Kantonen oder Staaten sowie mit weite-
ren Schulträgern öffentlichen oder privaten Rechts Vereinbarungen über 
die Zusammenarbeit bei der Ausbildung oder bezüglich Erlangung einer 
geeigneten Vorbildung für das Studium an der Hochschule abschliessen. 

Gegenstand 

Aufgaben 

Zusammenarbeit 

Vereinbarungen 
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II. Rechtsform, Leistungserbringung und Organisation 

Art. 5 
Die Hochschule für Technik und Wirtschaft ist eine selbstständige Anstalt 
des kantonalen öffentlichen Rechts mit Sitz in Chur. 

Art. 6 
1 Die Regierung bestimmt die von der Hochschule zu erbringenden Leis-
tungen in einem Rahmen- und einem Jahreskontrakt. 
2 Die Anforderungen an die Berichterstattung werden im Rahmenkontrakt 
geregelt. Diese hat mindestens jährlich zu erfolgen und insbesondere die 
wesentlichen Kennzahlen zur Leistungs-, Wirkungs- und Qualitätsbeurtei-
lung zu umfassen. 

Art. 7 
1 Die Hochschule ist in ihrer Organisation selbstständig und in der Be-
triebsführung frei, soweit dies mit dem Leistungsauftrag vereinbar ist. 
2 Sie führt eine eigene Rechnung. Der Anwendungsbereich der Gesetzge-
bung über den Finanzhaushalt des Kantons Graubünden beschränkt sich 
auf die Grundsätze der Gesetzmässigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Wirksamkeit sowie der ordnungsgemässen Rechnungslegung. 

Art. 8 
1 Organe sind der Hochschulrat, die Schulleitung und die Revisionsstelle. 
2 Die Regierung wählt den Hochschulrat und bezeichnet dessen Präsidium. 
Sie berücksichtigt dabei die Interessen der Wirtschaft. Die Regierung 
wählt die Revisionsstelle. 
3 Die Amtsdauer der Mitglieder des Hochschulrats beträgt vier Jahre. 
Zweimalige Wiederwahl ist möglich. 

Art. 9  
1 Dem Hochschulrat gehören höchstens sieben Mitglieder an. Er ist das 
oberste Organ.  
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2 Der Hochschulrat ist insbesondere zuständig für: 
1. Festlegung der Schwerpunkte in der Aus- und Weiterbildung, in For-

schung und Entwicklung sowie im Dienstleistungsangebot; Verab-
schiedung von Leitbild und Lehrplänen; 

2. Antragsstellung an die Regierung zum Erlass von Bestimmungen 
betreffend die Zulassungsvoraussetzungen, die Studien- und Promo-
tionsordnung sowie betreffend die Festlegung der Studiengelder der 
Studierenden; 

3. Wahl und Entlassung des Rektors oder der Rektorin, der übrigen 
Schulleitungsmitglieder und der hauptamtlich Lehrenden; Verleihung 
des Professortitels; 

4. Verabschiedung des Budgets, des Rahmen- und Jahreskontraktes, des 
Jahresberichts und der Jahresrechnung zuhanden der Regierung; 

5. Erlass von ergänzenden Bestimmungen über Organisation und Be-
trieb, über die Mitwirkung der Angehörigen, über weitere Gebühren 
und über die Abgeltung für die Inanspruchnahme von Räumlichkei-
ten, Einrichtungen und Material; 

6. Aufsicht über die Geschäftsführung, das Controlling und die Quali-
tätssicherung. 

3 Der Hochschulrat kann für besondere Aufgaben Ausschüsse einsetzen 
oder Fachleute beiziehen. 

Art. 10 
Der Schulleitung gehören der Rektor oder die Rektorin und die Abtei-
lungsleitenden an. Die Schulleitung ist für die operative und pädagogische 
Führung der Hochschule verantwortlich. Der Rektor oder die Rektorin 
vertritt die Hochschule gegen aussen. 

Art. 11 
Die Revisionsstelle überprüft die Rechnungsführung und erstattet der Re-
gierung und dem Hochschulrat Bericht. 

Art. 12 
1 Die Anstellungsverhältnisse richten sich nach der Verordnung über das 
Arbeitsverhältnis der Mitarbeitenden des Kantons Graubünden. 
2 Deren Bestimmungen gelten für die Hochschule in gleicher Weise wie 
für das Bildungszentrum für Gesundheit und Soziales. 

Art. 13 
1 Studierende haben für die Aufnahme in einen Ausbildungsgang die Zu-
lassungsvoraussetzungen zu erfüllen. 
2 Die Schulleitung kann als schwerste Disziplinarmassnahme Studierende 
aus der Hochschule ausschliessen. 

3. Schulleitung 

4. Revisionsstelle 

Angehörige der 
Hochschule 
1. Personal 

2. Studierende 
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III. Finanzen 

Art. 14 
Die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen finanziellen Mittel werden 
insbesondere aufgebracht durch: 
1. Studiengelder, Kursgebühren und Entgelte für Dienstleistungen; 
2. Beiträge des Kantons, anderer Kantone und des Bundes;  
3. Beiträge und Zuwendungen Dritter; 
4. Aufnahme von Darlehen und Krediten. 

Art. 15 
1 Der Kanton leistet der Hochschule einen Beitrag an das Betriebsdefizit. 
Er kann den Beitrag im Rahmen eines Globalbudgets oder in Form von 
leistungsbezogenen Pauschalen ausrichten. 
2 Beiträge für Nicht-Fachhochschul-Leistungen und Investitionsbeiträge 
richten sich nach den Bestimmungen der Berufsbildungsgesetzgebung. 
3 Die Regierung regelt die Einzelheiten zur Budgetierung und Rechnungs-
legung, zu den anrechenbaren Aufwändungen und Erträgen, zu den Rah-
men- und Jahreskontrakten, zur Berichterstattung, zur Bildung und Ver-
wendung von Rücklagen und Rückstellungen sowie über die Ausrichtung 
von Vorschusszahlungen. 

Art. 16  
1 Das Budget, die Rahmen- und Jahreskontrakte sowie der Jahresbericht 
und die Jahresrechnung sind der Regierung zur Genehmigung zu unter-
breiten. 
2 Der Jahresbericht und die Jahresrechnung sind dem Grossen Rat zur 
Kenntnis zu bringen. 

Art. 17 
Die Haftung der Hochschule richtet sich nach der kantonalen Verantwort-
lichkeitsgesetzgebung. 

Finanzierung 

Kantonsbeitrag, 
Rückstellungen 
und Rücklagen 

Aufsicht 

Haftung 
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IV. Rechtspflege 

Art. 18  
1 Entscheide der Schulleitung können innert 14 Tagen an den Hochschul-
rat weitergezogen werden. Dieser entscheidet endgültig. 
2 Entscheide betreffend Nichtzulassung zum Studium sowie betreffend 
Nichtbestehen der Abschlussprüfung können innert 14 Tagen an das De-
partement weitergezogen werden. Dieses entscheidet endgültig. 

V. Schlussbestimmungen 

Art. 19 
1 Die Regierung erlässt die erforderlichen Ausführungsbestimmungen. 
2 Das Departement kann Massnahmen unterstützen, welche der Zusam-
menarbeit und Koordination unter den einzelnen Institutionen im Hoch-
schulbereich und im Bereich der Höheren Berufsbildung dienen. 

Art. 20 
Die Regierung trifft auf den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Geset-
zes sämtliche erforderlichen Vorkehren für die Überführung der Stiftung 
Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur. Sie ist befugt, sämtliche 
damit im Zusammenhang stehenden Rechtshandlungen vorzunehmen. 

Art. 21 
Die Hochschule übernimmt zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses 
Gesetzes sämtliche Rechte und Pflichten der Stiftung Hochschule für 
Technik und Wirtschaft Chur. 

Art. 22 
Die Hochschule übernimmt die bestehenden Vertragsverhältnisse der Stif-
tung Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur. Die Anstellungsver-
hältnisse sind innert eines Jahres seit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes nach 
den neuen Anstellungsbedingungen neu zu begründen. 

Art. 23 
Die Regierung kann die bisherige Trägerschaft der Hochschule für Tech-
nik und Wirtschaft Chur rückwirkend von der Beitragspflicht gemäss kan-
tonalem Berufsbildungsgesetz befreien. 

Art. 24 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Die Regierung bestimmt den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Ge-
setzes. 

Rechtsweg 

Vollzug 

Vorkehren für 
Verselbst-
ständigung 

Übernahme der 
Aktiven und 
Passiven 

Weiterführung 
und Anpassung 
von Rechtsver- 
hältnissen 

Aufhebung der 
Beitragspflicht 

Referendum und 
In-Kraft-Treten 
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Wortlautprotokoll des Grossen Rates des Kantons Graubünden 
 

Montag, 6. Dezember 2004 
Eröffnungssitzung 

Vorsitz: Standespräsident Christian Möhr 

Protokollführer: Domenic Gross 

Präsenz: anwesend 116 Mitglieder 

  entschuldigt: Portner, Sax, Quinter, Stv. Cattaneo 

Sitzungsbeginn:  14.00 Uhr 

 
 
 
 

 
Eröffnung 
 
Standespräsident Möhr: Ich freue mich, Sie zur Dezember-
session 2004 begrüssen und willkommen heissen zu dürfen. 
In diese Begrüssung schliesse ich wie immer auch die Gäste 
auf der Tribüne sowie alle Medienvertreter mit ein. Ob hier 
in diesem Saal schon einmal am Klaustag eine Session eröff-
net worden ist, weiss ich nicht. Was ich aber sicher weiss, 
und was verschiedene unter uns sogar miterleben durften, ist 
die Tatsache, dass hier – allerdings schon vor etlichen Jahren 
– einige Sessionen von einem richtigen Klaus eröffnet wur-
den. Ja, Sie haben richtig geraten, es handelt sich dabei um 
den ehemaligen Standespräsidenten und heutigen Regie-
rungspräsidenten Klaus Huber. Und weil dieser Klaus, d.h. 
eben unser Klaus Huber, heute seine letzte Session hier mit 
uns beginnt, möchte ich ihn hiermit ganz speziell begrüsst 
haben.  
Am 15. November haben bekannte Wirtschaftsexperten und 
Wirtschaftsfachleute anlässlich der Generalversammlung der 
Bündner Handelskammer und einem Podiumsgespräch von 
Avenir Suisse ihre Aussagen und Prognosen zur Schweizer 
Wirtschaft gemacht. Viele von Ihnen waren dabei anwesend 
und ich denke, jede Frau und jedermann hat sich seine Mei-
nung über die verschiedenen Aussagen und Voten machen 
können. Vor Augen geführt wurden in Grundsatzreferaten zu 
den Themen “Wirtschaft ohne Wachstum, eine Schweizer Il-
lusion“ und “Blockierte Schweiz, unfähig zur Reform?“ vor 
allem die Sorgen und Nöte, aber auch die Chancen und Per-
spektiven der Schweizer Wirtschaft. Dies u.a. mit statisti-
schen Erhebungen, Ursachenanalysen, professoralen Thesen 
und Prognosen, Visionen und auch provokativen Szenarien. 
Ich möchte hier die meiner Meinung nach teilweise etwas 
schlagwortartig gemachten Aussagen nicht wiederholen, Sie 
haben diese in den Tageszeitungen nachlesen können. Im 
Grundsatz waren sich die Wirtschaftsexperten und Podiums-
teilnehmer weitgehend einig. Die Wirtschaft braucht Refor-
men, will man den Anschluss an die anderen Industrieländer 
nicht verpassen. Ich denke, in diesem Punkt sind wir uns so-
gar alle einig. Wir brauchen Reformen und Anpassungen. 
Aber wohl nicht “nur“ für und zu Gunsten der Wirtschaft. 
Bei der Umsetzung und beim Wo, Wie und Wann beginnen 
sich die Geister jedoch bereits zu scheiden. Für die Einlei-
tung und Umsetzung von Reformen wurde auf oben erwähn-
tem Anlass immer wieder die Politik angesprochen. Doch – 

so meine ich – die Politik kann dafür nicht allein zuständig 
sein. Der Wille, der Mut und die Kraft für nötige, für nötige 
Reformen müssen in einer breiten Öffentlichkeit aufgebaut 
werden und vorhanden sein. Die Politik muss dafür Vertrau-
en schaffen, Solidarität aufzeigen und beweisen, mit Taten 
überzeugen, sowie Sachlich- und Ehrlichkeit in den Vorder-
grund stellen. Dabei muss aber auch darüber Klarheit herr-
schen, dass bei allen Reformen niemand – auch die Politik 
nicht – im Voraus garantieren kann, dass die angestrebten 
Ziele vollumfänglich erreicht werden können. Aufgabe einer 
ehrlichen Politik ist dabei wohl auch das Aufzeigen von Re-
formkonsequenzen und das Eingestehen, dass Reformen 
auch schmerzhaft sein können. Dazu sind wir alle gefordert. 
Abschliessend noch dies:  
Ludwig Locher, der Präsident der Handelskammer und des 
Arbeitgeberverbandes rief in seiner Präsidialansprache am 
erwähnten Anlass zu mehr Pioniergeist und Unternehmertum 
auf. Es müssten Prioritäten gesetzt werden zwischen Bewah-
ren und Aufbruch, staatlichen Regulierungen und Deregulie-
rung sowie zwischen Verbot und kontrollierter Entwicklung. 
Und Regierungspräsident Klaus Huber forderte in diesem 
Zusammenhang die anwesende Wirtschaftsprominenz auf: 
Helfen Sie mit, aus Verteidigern Stürmer zu machen. Zu die-
ser regierungsrätlichen Aufforderung erlaube ich mir, noch 
folgendes beizufügen: Ein Verteidiger kann nur ein erfolg-
reicher Stürmer werden, wenn wir ihn auch stürmen lassen 
und ihn nicht schon im Aufbau neutralisieren oder wieder in 
die Verteidigung zurückdrängen, nur weil uns seine Farbe 
oder seine Herkunft nicht passt, oder weil er links oder doch 
eher rechts vorstossen möchte oder aus welcher Ecke er sei-
ne Pässe schlägt, resp. seine Ideen holt. Auch hier sind wir 
alle angesprochen – zu Toleranz untereinander, Respekt vor 
einander, Verständnis für einander. Dies ganz allgemein aber 
auch im politischen Alltag. Mit diesen Worten erkläre ich 
Sitzung und Session als eröffnet. 
 
 
Vereidigung erstmals anwesender Stellvertreter und 
Stellvertreterinnen 
 
Wir kommen zur Vereidigung erstmals Einsitz nehmender 
Grossrätinnen und Grossräte. Ich bitte diese, nach vorn zu 
treten. Es müssten gemäss Kontrolle zwei, resp. eine Dame 
und ein Herr anwesend sein. Das stimmt. Ich bitte Sie, sich 
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von den Sitzen zu erheben. Ich frage Sie an, möchte jemand 
das Gelübde ablegen. Das scheint nicht der Fall zu sein. Sie, 
als gewählte Mitglieder des Grossen Rates schwören zu Gott, 
alle Pflichten Ihres Amtes nach bestem Wissen und Gewis-
sen zu erfüllen. Ich bitte Sie, die Schwurfinger zu erheben 
und mir die Worte des Eides nachzusprechen. Die Worte des 
Eides lauten: Ich schwöre es. 
 
Ratsmitglieder: Ich schwöre es, jau engir quai. 
 
 
Mitteilung des Präsidiums 
 
Standespräsident Möhr: Bevor wir zum ersten Sachgeschäft 
kommen, habe ich Ihnen folgende Mitteilungen zu machen. 
Die erste Mitteilung: Für die heutige Sitzung hat sich Frau 
Regierungsrätin Widmer entschuldigt. Sie nimmt heute an 
einer Sitzung in Bern statt, an der es um die Zukunft der 
Waffenplätze und Zeughäuser in Graubünden geht. Regie-
rungsrat Engler nimmt sodann heute an der Beerdigung des 
verstorbenen Alt-Regierungsrates Ruedi Gisler in Glarus teil, 
er hat sich dafür heute entschuldigt. Dann eine nächste Mit-
teilung: Heute abend nach Sitzungsschluss, so ca. zwischen 
18.00 Uhr und 18.15 Uhr findet auf Einladung der Regierung 
ein Apéro für alle statt. Die Regierung offeriert dem Grossen 
Rat diesen Apéro. Der Kanton hat bekanntlich im Wallis 100 
Quadratmeter Reben und da fliesst immer Wein in den Kan-
ton Graubünden. Und jetzt ist die Zeit gekommen, an der 
auch der Grosse Rat daran Teil haben darf. Es ist nicht eine 
Klaus-Einladung, aber eine Einladung zum Apéro. Er findet 
anschliessend an die Sitzung heute hier im Foyer statt. Dazu 
sind Sie alle recht herzlich eingeladen. Eine weitere Mittei-
lung: Die Präsidentenkonferenz hat heute Mittag entschie-
den, auf Grund der Geschäftslast auf die Februarsession 
2005 zu verzichten. Die Februarsession findet nicht statt. Die 
nächste Session findet gemäss Terminangaben im April statt, 
also die Aprilsession findet höchst wahrscheinlich an drei 
Tagen im April statt. Damit können wir zum ersten Geschäft 
kommen. Das ist die Revision des Raumplanungsgesetzes für 
den Kanton Graubünden. Die zweite Lesung. Eintreten ist 
bereits beschlossen mit dem Beschluss, dass eine zweite Le-
sung stattfindet. Der Präsident der KUVE hat nun die Mög-
lichkeit, um in das Geschäft einzuführen. Er kann eine kurze 
Einleitung zum Geschäft machen.  
 
 
 
Revision Raumplanungsgesetz für den Kanton Graubün-
den (B3/2004-2005, S. 257) (Zweite Lesung) 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Auch ich möchte Sie alle 
herzlich zu dieser Session begrüssen. Letzte Woche wurde 
das neue Wirtschaftsleitbild vorgestellt. Was mir dabei echt 
zu denken gibt, ist, dass Graubünden mit einem Wachstum 
des Bruttoinlandproduktes von nur 0,1 Prozent weit abge-
schlagen am Schwanz des Alpenraumes liegt. Das Tirol z.B. 
weist ein Wachstum von 2,2 Prozent auf. Unser Stecken-
pferd, der Tourismus, wird immer mehr zum Sorgenkind. 
Die Industrie, die wir haben, wird immer mehr zentralisiert 
in unserer Zentrumsregion Churer Rheintal und dem vorde-
ren Prättigau. Die landwirtschaftlich geprägten Bergregionen 
kämpfen immer mehr ums Überleben. Das kann es doch 
nicht sein, da besteht grosser Handlungsbedarf. Und in allen 
drei Regionentypen der Zentrumsregion, den Tourismusregi-
onen als auch den Landwirtschaftsregionen, sind neue Im-

pulse und innovative Ideen gefragt, damit wir auch in Zu-
kunft unseren Lebensstandard in Graubünden beibehalten 
können und damit auch die nächste Generation, unsere Ju-
gend, in unserem schönen Kanton noch eine Zukunft sieht. 
Bei all diesen Anliegen darf man aber auch nicht vergessen, 
dass auch ein sinnvoller Schutz für unsere schöne Land-
schaft, die Natur, gesetzlich verankert sein muss. Nicht zu-
letzt hängt unser Tourismus von einer intakten Natur ab. 
Nun, Sie fragen sich jetzt vermutlich, was hat das alles mit 
der Raumplanung zu tun. Ich sage Ihnen, sehr viel.  
Für alle drei Regionentypen steckt die Raumplanung die 
Leitplanken ab. Wir müssen, um wieder ein entsprechendes 
Wachstum generieren zu können, auch die richtigen Rah-
menbedingungen, sprich Werkzeuge, in der Raumplanung 
zur Verfügung stellen. Da ist das Raumplanungsgesetz ge-
fordert. Stellt es wirklich die richtigen Werkzeuge bereit, 
damit wir wieder ein Wachstum generieren können? Es müs-
sen entsprechende Planungsinstrumente vorhanden sein und 
die Verfahren müssen rasch, unkompliziert und Kunden ori-
entiert abgewickelt werden. Das Gesetz soll weiter deregu-
liert werden. Genau diese Zielsetzungen hat sich die KUVE 
auch für die zweite Lesung nochmals hinter die Ohren ge-
schrieben. Wir sind überzeugt, mit den nun neu vorgeschla-
genen Verbesserungsvorschlägen einen wichtigen Schritt für 
ein Zukunfts und Kunden orientiertes Gesetz gemacht zu ha-
ben. Wir bitten Sie darum, die Anträge von der KUVE, wel-
che ausser in einem Fall bei den Gefahrenzonen auch von der 
Regierung unterstützt und getragen werden, konsequent zu 
unterstützen. So sind die wichtigsten Änderungen die Ein-
führung einer Tourismuszone, welche an Tal-, Berg- und 
Mittelstationen ausgeschieden werden kann. In dieser Zone 
kann künftig die Gemeinde ohne BAB-Verfahren Bewilli-
gungen erteilen. Damit ist man einem Anliegen aus Touris-
muskreisen gefolgt, welche immer rascher auf neue Kunden-
bedürfnisse reagieren müssen und ja bekanntlich immer ei-
nem grösseren Konkurrenzkampf gegenüber dem benachbar-
ten Ausland ausgesetzt sind.  
Ebenfalls hat man die Bewilligungsverfahren weitergehend 
vereinfacht und klarer definiert. Eine wichtige Rahmenbe-
dingung für die Industrie, aber auch die Landwirtschaft. 
Ebenfalls hat man das Gesetz im Sinne von VFFR weiter 
entschlackt und weitere Bestimmungen vom EG zum ZGB 
aufgehoben. Die KUVE hat kurz nach der Augustsession die 
erste Sitzung abgehalten, wo sämtliche Anregungen und 
Wünsche betreffend zweiter Lesung aus dem Grossen Rat 
aufgenommen und analysiert wurden, sowie wurde der An-
forderungskatalog mit Aufträgen für Abklärungen und Vor-
schlägen an das Departement erstellt. Daraufhin haben wir 
uns nochmals intensiv mit dem Gesetz befasst und in zwei 
Sitzungen die Vorschläge behandelt. Schlussendlich haben 
wir, ausser in einem Punkt, überall mit der Regierung Kon-
sens. Wir sind nun überzeugt, dass mit den nun vorgeschla-
genen Verbesserungen unser Kanton ein modernes und Zu-
kunftsweisendes Raumplanungsgesetz zur Verfügung hat, 
welches auch seinen Teil zur Wirtschaftsentwicklung beitra-
gen wird.  
Wichtig ist nun aber deren Umsetzung. Es ist von grosser 
Bedeutung, dass das Gesetz auch im Sinne unserer gemach-
ten Ausführungen, und auch Ihrer Ausführungen umgesetzt 
wird. Ich hoffe nun auf eine gute und sachliche Diskussion in 
der zweiten Lesung, möchte Sie aber zugleich auch bitten, 
Anträge, die Sie bereits in der ersten Lesung gestellt haben 
und dort nicht durchgekommen sind, nicht nochmals zu stel-
len, sofern die Fakten die gleichen geblieben sind. Eintreten 
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haben wir ja beschlossen und ich denke, wir können direkt 
zur Detailberatung übergehen. 
 
Standespräsident Möhr: Das Wort wäre eigentlich offen, 
aber ich denke, es ist alles gesagt vom Kommissionspräsi-
denten. Wir beginnen direkt mit der Detailberatung.  
 
 
I. Allgemeines 
 
Art. 1, Gegenstand 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 2, Planungspflicht 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 3, Planungsträger 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 4, Information, Mitwirkung, kooperative Planung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 5  
Abs. 1 Verfahren, Erledigungsfristen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Ergänzen: 
Die zuständigen Behörden erledigen Gesuche in den in die-
sem Gesetz oder in der Verordnung festgelegten Ordnungs-
fristen, sofern nichts anderes vereinbart wurde. Die Fristen 
beginnen, sobald die Gesuche formell richtig und vollständig 
vorliegen, sofern nichts anderes bestimmt ist. 
 
Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 

Donatsch; Kommissionspräsident: Die Kommission hat den 
Hinweis von Grossrat Telli aus der ersten Lesung aufge-
nommen und die Rechtsfolge bei Nichteinhaltung der Fristen 
geprüft. Der Absatz 3 muss im Gesetz verankert bleiben, da 
das Bundesgesetz verlangt, dass entsprechende Fristen im 
Gesetz geregelt werden. Jedoch gilt der Grundsatz, dass die 
Erledigungsfristen, welche im Gesetz als auch in der Ver-
ordnung verankert sind, sowohl von Gemeinde als auch von 
Kanton einzuhalten sind. Daran gibt es nichts zu rütteln. So-
mit kann auf den Absatz 3 bei Artikel 5 nicht verzichtet wer-
den. Dafür wird aber neu ein Einschub in Absatz 2 gemacht. 
Die Gemeinden und der Kanton sowie Gesuchsteller erhalten 
so die Möglichkeit, im gegenseitigen Einvernehmen entspre-
chende kürzere oder längere Fristen untereinander zu verein-
baren. Ich könnte Ihnen einige Beispiele aufzeigen, wo eine 
solche Vereinbarung absolut Sinn macht. Eine Vereinbarung 
ist nicht nur zwischen Gemeinde und Gesuchsteller möglich, 
natürlich auch zwischen Kanton und Gemeinde bei z.B. einer 
Zonenplanrevision. Dieser Zusatz ist sicher eine weitere be-
grüssenswerte Flexibilisierung des Raumplanungsgesetzes, 
welcher nur zu einer win/win-Situation führen kann. 
 
Standespräsident Möhr: Weiter Mitglieder der Kommission 
zu diesem Artikel? Nicht gewünscht. Allgemeine Diskussi-
on? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 6  
Abs. 1, Mediation 
Antrag Kommission und Regierung 
Ergänzen wie folgt: 
Einzelheiten regelt die Regierung durch Verordnung. 
 
Abs. 2 und 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen 
 
Abs. 4  
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Über Artikel 6, Mediati-
on, haben wir uns ja bereits in der ersten Lesung eingehend 
unterhalten und uns bei der Abstimmung auch klar zur Me-
diation bekennt. Das neue Planungsinstrument der Mediation 
soll somit im Gesetz verankert bleiben. Der Artikel 6 wurde 
nun dahin gehend geändert, dass die Einzelheiten des Ver-
fahrens der Mediation durch die Regierung neu in der Ver-
ordnung geregelt werden können. Unserer Ansicht nach ge-
hören die Detailbestimmungen der Verfahren in die Verord-
nung und nicht in das Gesetz. Die Kommission und Regie-
rung haben das Verfahren der Mediation nochmals überprüft 
und beantragen Ihnen, den Änderungen in Artikel 6 zuzu-
stimmen. Übrigens, die KRVO, die Verordnung liegt vorne 
auf, der Entwurf, für die, die das interessiert, die können dort 
vorne den Entwurf holen auf dem Tisch. 
 
Standespräsident Möhr: Weitere Mitglieder der Kommission 
zu diesem Artikel? Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht, dann ist diese Änderung so genehmigt.  
 
Angenommen 
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Art. 7  
Abs. 1, Grundlagen 
Antrag Kommission und Regierung 
Einzelheiten regelt die Regierung durch Verordnung. 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Heinz: Die Ergänzung auf Absatz 1, dass Einzelheiten von 
der Regierung über die Verordnung geregelt werden sollen, 
ist zu Stande gekommen, da Regierungsrat Huber uns zuge-
sichert hat, dass er eine Absichtserklärung im Grossen Rat 
abgibt, dass nicht über die Hintertüre der Verordnung die ur-
sprünglich vorgesehenen Studien, Analysen, Untersuchungen 
und Leitbilder in der Grundlageplanung für Gemeinden, Re-
gionen und Kanton, da kommen wir dann noch auf Artikel 
14, wieder aufgenommen werden. Mit der zu erwartenden 
Aussage unseres Regierungspräsidenten ist für mich die Sa-
che erledigt.  
 
Regierungspräsident Huber: Die Zusicherung kann gemacht 
werden. 
 
Abs. 2 – 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Damit ist alles gesagt. Weitere Vo-
ten zu diesem Artikel? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 8, Digitalisierung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 9, Förderung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Angenommen 
 
 
Art. 10, Kantonsbeiträge, 1. Grundsatz, Voraussetzungen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 11, 2. Bemessung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 

Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 12, Zusicherung, Rechtsmittel 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
II. Kantonsplanung  
1. ALLGEMEINES  
 
Art. 13, Grosser Rat 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 14, Grundlagen der Kantonsplanung 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Das Gesetz wurde auf 
Antrag der ersten Lesung von den Grossräten Tremp und 
Hess nochmals auf Doppelspurigkeiten im Sinne von VFRR 
überprüft. Dabei kamen die KUVE und die Regierung zum 
Schluss, dass die Artikel 14 und 21 über die Grundlagen in 
der Kantons- und kommunalen Planung ersatzlos gestrichen 
werden können. Die Grundlage für die Planung ist in Artikel 
7 bereits ausgeführt und die Einzelheiten dazu für die einzel-
nen Verfahren kann die Regierung in der Verordnung regeln. 
Es würde sich somit nur um Wiederholungen handeln. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion zu Art. 14? 
Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
2. KANTONALE RICHTPLANUNG  
 
Art. 15, Kantonaler Richtplan 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
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Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
3. KANTONALE NUTZUNGSPLANUNG 
 
Art. 16, Kantonale Nutzungspläne  
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 17, Kantonale Planungszonen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
III. Regionalplanung  
 
Art. 18, Aufgaben  
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 19, Regionaler Richtplan 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
IV. Ortsplanung  
1. ALLGEMEINES 
 
Art. 20, Boden- und Baulandpolitik 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 

Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 21, Grundlagen der Ortsplanung 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Bei Artikel 21 gilt das 
gleiche für die Ortsplanung wie bei Artikel 14 für die Kanto-
nale Planung. Er kann ersatzlos gestrichen werden, da er in 
Artikel 7 bereits enthalten ist. 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu? Nicht gewünscht. 
 
Angenommen 
 
 
2. KOMMUNALE RICHTPLANUNG 
 
Art. 22, Kommunale Richtpläne, Leitbilder 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
3. KOMMUNALE NUTZUNGSPLANUNG 
A. Vorsorgliche Massnahmen  
 
Art. 23, Kommunale Planungszonen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
B. Grundordnung  
a) Allgemeines  
 
Art. 24, Grundordnung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
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Art. 25, Ersatzordnung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
b) Baugesetz  
 
Art. 26, Baugesetz, 1. Allgemeines 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 27, 2. Regelbauweise  
Abs. 1 – 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Angenommen 
 
 
Abs. 5 
Antrag Kommission und Regierung 
Die Regierung erlässt durch Verordnung Vorschriften über 
Begriffe und Messweisen der Regelbauweise. 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Kollege Hess verlangte 
hier in der ersten Lesung eine weitere Prüfung einer Harmo-
nisierung der Begriffe in der Regelbauweise wie in etwa Ge-
bäudehöhen, Grenzabstände usw. Wie ich bereits in der ers-
ten Lesung ausgeführt habe, läuft diese Harmonisierung zur 
Zeit auch auf Bundesebene und es wurde eine interkantonale 
Vereinbarung gegründet. Die Vernehmlassung des Entwurfes 
der Harmonisierung der Begriffe ist diesen Sommer gelau-
fen. Der Kanton Graubünden kann 2005 dieser Vereinbarung 
beitreten. Die Kommission erachtet dies als sehr sinnvoll, ist 
doch die Harmonisierung der Regelbauweise ein altes und 
grosses Anliegen aller am Bau beteiligten Personen. Wir ha-
ben nun das kantonale Raumplanungsgesetz nachträglich 
noch auf Doppelspurigkeiten zu dieser Vereinbarung über-
prüfen lassen und diese ausgemerzt. Ebenfalls haben wir in 
Absatz 5 eine Änderung vorgenommen. Nämlich, dass die 
Regierung nicht nochmals zusätzliche Richtlinien erlässt, 
sondern dass sie das in der Verordnung regeln kann. So kann 
die Regierung ohne Gesetzesänderung 2005 diesem Konkor-
dat beitreten, was unsere Kommission auch empfiehlt. Sie 
kann bei Bedarf immer noch ergänzende Vorschriften erlas-
sen, wo die interkantonale Vereinbarung zu wenig weit geht. 
Hauptsache ist, es braucht keine Gesetzesänderung, wenn die 
Regierung dem Konkordat beitritt. Wir beantragen Ihnen, 
den entsprechenden Änderungen in Artikel 27 zuzustimmen. 
 

Standespräsident Möhr: Weitere Mitglieder der Kommissi-
on? Nicht gewünscht. Allgemeine Diskussion? Auch nicht 
gewünscht, dann ist das so genehmigt.  
 
Angenommen 
 
 
c) Zonenplan 
 
Art. 28, Zonenplan 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Angenommen 
 
 
Art. 29, Bauzonen, 1. Allgemeines  
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Ergänzen erster Satz mit: 
Zonen für touristische Einrichtungen 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Wir sind 
beim Artikel 29. Hat das Grossrat Arquint auch gehört?  
 
Arquint: Wir sind noch nicht beim Absatz 4. 
 
Standespräsident Möhr: Wir lesen Artikel 29, Absatz 1, 2 
und 4. Dann, wir haben nämlich einen Antrag von Grossrat 
Arquint. Ich habe den ganzen Artikel zur Diskussion gestellt, 
dann haben Sie jetzt das Wort, Grossrat Arquint. 
 
Abs. 2 und 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Arquint: Besten Dank für die Aufforderung, sonst hätte ich 
nachträglich kommen müssen. Der Kommissionspräsident 
hat zwar uns ermahnt, nicht mit Anträgen in das Plenum zu 
kommen, die in einer ersten Lesung abgelehnt worden wa-
ren. Ich muss dazu eine kleine Bemerkung machen, ich hatte 
gewünscht, dass die Kommission dieses Problem Zweitwoh-
nungsbau überdenken würde. Natürlich habe ich nicht mit 
der grossen Ehre rechnen können, in die Kommission zur 
Anhörung eingeladen zu werden, wie das andern Mitgliedern 
in diesem Rat möglich war und das hat sich natürlich in einer 
Dammbau-Lex Zegg und in einer Lex Jeker niedergeschla-
gen. Anscheinend ist die Auswahl der Anhörungen in der 
Kommission doch etwas auf Mittelstürmer und nicht auf lin-
ke Angreifer zugeschnitten gewesen. Und deshalb komme 
ich jetzt halt mit meinem Antrag hier. Ich habe gelernt, vor 
allem nach dem vielstimmigen Chor meiner Oberengadiner 
Kollegen, die das Loblied der Oberengadiner Gemeindeau-
tonomie gesungen haben, dass an der Gemeindeautonomie 
nicht zu rütteln ist.  
Mein Antrag stellt deshalb einen doppelten Kniefall vor der 
Gemeindeautonomie dar. Ich formuliere ihn wie folgt: Zu-
nächst einmal bestehend, im Absatz vier, zur Sicherung eines 
genügenden Angebots an erschwinglichen Wohnungen für 
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die ortsansässige Bevölkerung und eines angemessenen Ver-
hältnisses zwischen den dauernd bewohnten Wohnungen und 
Ferienwohnungen – und jetzt kommt der Zusatzantrag – tref-
fen die Gemeinden angemessene Massnahmen. Bei volks-
wirtschaftlich schädlichen Entwicklungen im Zweitwoh-
nungsbau trifft die Regierung die nötigen Massnahmen, so-
fern die Gemeinden trotz Aufforderung ungenügende Vor-
kehrungen treffen. Der doppelte Kniefall besteht darin, dass 
die Gemeinden Vorkehrungen treffen müssen, dass bei 
volkswirtschaftlich schädlichen Entwicklungen der Kanton 
die Gemeinden auffordert, geeignete Massnahmen vorzukeh-
ren und erst wenn da nichts passiert, dann ist die Regierung 
befugt, aber auch aufgefordert, notwendige Massnahmen 
selber vorzuschlagen. Das können Kontingentierungen sein, 
das können raumplanerische Massnahmen sein usw. Es gibt 
eigentlich keine zusätzlichen Argumente. Ich möchte aus der 
neusten Diskussion im Zweitwohnungsbau nur zwei noch 
herausstreichen, die das letzte Mal nicht in dieser Deutlich-
keit erwähnt wurden und die spezifisch im Augenblick – sa-
ge ich – auf das Oberengadin bezogen sind. Früher waren die 
Aussenquartiere gewissermassen die Zonen der Ferienwohn-
bauten. In den letzten Jahren stellen wir fest, dass man sich 
von diesen Metastasen ausserhalb des Dorfkernes gewisser-
massen auf den Dorfkern zurückzieht, dass Ferienheime, die 
Unterländer Städten wie Winterthur, Lenzburg und anderen 
gehörten, veräussert werden, dass Hotels umgebaut werden 
zu Zweitwohnungen und dass häufiger alte Engadiner Bau-
substanz im Dorfkern ebenfalls für den Zweitwohnungsbau 
veräussert wird. Das hat natürlich negative Auswirkungen. 
Zum Einen, die PR-Wirkung, all diese Kinder, die regelmäs-
sig Ferien im Oberengadin machen konnten, zum anderen 
Hotelbauten, umgewandelt zu Ferienwohnungen erbringen 
eine deutlich geringere Wertschöpfung und haben noch dazu 
den Nachteil, mit den alten Engadiner Häusern im Dorfkern, 
dass auch der Dorfkern gewissermassen ein Geisterstadt ähn-
liches Bild annimmt. Das wäre die eine Entwicklung, die es 
meines Erachtens dringend notwendig macht, dass im 
Raumplanungsgesetz eine Art Verhaltenskodex, aber auch 
eine Art Kodex entwickelt wird, der dazu führt, dass Mass-
nahmen getroffen werden. Das Zweite ist vielleicht wichti-
ger.  
Es fliessen nicht unbedeutende Gelder durch den Zweitwoh-
nungsbau in die Gemeindekasse. Die Gemeindekassen ge-
wöhnen sich an diesen Posten, der erheblich ist. Und sollte 
dieser schrumpfen, dann besteht für jede Gemeinde – und ich 
verstehe jeden Gemeindepräsidenten, der dann auch diese 
Karte zieht –die Möglichkeit, dass man neu diesen Bauboom 
in Gang setzt und natürlich neue Zonenbestimmungen er-
lässt. Dies sind zwei neue Entwicklungen, die sich im Ober-
engadin abzeichnen, aber dieser Vorschlag zur Änderung des 
Absatzes 4 in Artikel 29 betrifft nicht nur das Oberengadin, 
es betrifft jede touristische Agglomeration, die von einer 
ähnlichen Entwicklung betroffen wird und deshalb kann man 
nicht von einer Lex Oberengadin im Generellen sprechen, 
sondern das Oberengadin wäre eine der ersten Gegenden, wo 
ein solches Spiel in Gang gesetzt würde. Erfreulicherweise 
sind einige Oberengadiner Gemeinden schon dazu überge-
gangen, Massnahmen zu treffen. Aber das Gesetz soll ja eine 
mittel- und langfristige Wirkung haben und deshalb schlägt 
der Antrag Abläufe vor, die eine geordnete Entwicklung er-
möglichen.  
Ja, Herr Regierungspräsident, das letzte Mal haben Sie mir in 
der Vorklauszeit die Rute gezeigt, vielleicht ist jetzt, nach-
dem ich lernfähig geworden bin und der Gemeinde möglichst 

grosse Autonomie auch in diesem Bereich zugestehe, eine 
Schokolade oder ein kleiner Lebkuchensamiklaus fällig.  
 
Antrag Arquint 
Abs. 4 wie folgt ergänzen: 
Zur Sicherung…Wohnungen und Ferienwohnungen treffen 
die Gemeinden angemessene Massnahmen. Bei volkswirt-
schaftlich schädlichen Entwicklungen im Zweitwohnungsbau 
trifft die Regierung die nötigen Massnahmen, sofern die 
Gemeinden trotz Aufforderung ungenügende Vorkehrungen 
treffen.  
 
Tscholl: Ich hätte eine Frage an Grossrat Arquint. Was ist ei-
ne angemessene Massnahme? Was ist volkswirtschaftlich 
schädlich, aus seiner Sicht und was sind nötige Massnah-
men? Das ist ein Gummi-Artikel, der überhaupt nicht fassbar 
ist. 
 
Arquint: Gerne. Ich denke, nicht meine Meinung ist gefragt, 
sondern es ist ein Gesetz, das vollzogen werden soll. Und 
beim Vollzug geht es um die politische Einschätzung. Und 
ich überlasse es gerne der Regierung, die hierfür auch ange-
stellt und bezahlt ist, diese politische Einschätzung vorzu-
nehmen, um dann Massnahmen anzuordnen. Ich denke, hier 
hilft kein Regelwerk von Juristen und wir dürfen und müssen 
uns der Verantwortung stellen und das ist in diesem Fall im 
Gesetz die Regierung, aber auch die Gemeinden, um diese 
Interpretation vorzunehmen und allenfalls Vorkehrungen zu 
treffen. Mein konkreter Vorschlag in der ersten Debatte zum 
Raumplanungsgesetz, der war sehr genau und bindend und 
der Erfolg ist ja dann auch entsprechend ausgefallen. Und 
jetzt wird der Vorwurf gemacht, es sei nicht genügend ge-
nau. Politisch soll der Entscheid getroffen werden und da 
denke ich, dass die Politiker gefordert sind und dass sie diese 
Kompetenzen auch haben. 
 
Tremp: Wenn ich als Vertreter der Stadt Chur hier spreche, 
dann nehme ich für mich in Anspruch, relativ unverdächtig 
zu sein zu diesem Thema. Die Ausführungen von Ratskolle-
ge Arquint bezüglich der Entwicklungen im Zweitwoh-
nungsbau sind an sich ja nicht bestritten und ich denke, es 
wird niemandem einfallen, hier andere Ansichten zu vertre-
ten. Das Problem liegt ganz woanders. Mir ist einmal im Zu-
sammenhang auch mit dem Zweitwohnungsbau, mit einem 
Thema, das mich ja auch beruflich über mehrere Jahre be-
schäftigt hat, ein etwas makaberer Vergleich in den Sinn ge-
kommen. Wenn Sie Staaten in Mittelamerika, Lateinamerika 
oder auch im asiatischen Raum anschauen, dann gibt es ge-
wisse Staaten, bei denen Pflanzungen über Hektaren und 
grosse Flächen gesetzt werden, weil das die einzige Einnah-
memöglichkeit dieser meist armen Bauern sind. Und es stellt 
sich ja auch dort leider immer wieder heraus, das Problem 
liegt nicht in der Bekämpfung des Anbaus, sondern das Prob-
lem liegt eigentlich ganz woanders, viel näher, dass man die-
sen Menschen eine gewisse Sicherheit gibt für ihren Lebens-
unterhalt und für ihre Existenz. Und damit komme ich zu-
rück auf das Thema Zweitwohnungsbau. Das Problem liegt 
nicht im Zweitwohnungsbau an sich, der ist nämlich nicht 
schlecht, es ist mehr eine Frage des Masses.  
Was für Alternativen können wir in einer touristisch orien-
tierten Region oder Gemeinde anbieten, wenn eine Region 
oder eine Gemeinde zu 50 und mehr Prozent vom Tourismus 
direkt und indirekt abhängig ist. Das ist die Fragestellung, 
die mich auch des öfteren beschäftigt und wenn ich eine Stu-
die, bzw. einen Bericht des Wirtschaftsforums Graubünden 
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zur Hand nehme, die eine Studie, oder ein Bericht, der kürz-
lich im Kreis Churwalden gehalten worden ist, dann komme 
ich zum Schluss, das was darin gesagt worden ist, ist soweit 
alles zutreffend. Aber es löst das Problem immer noch nicht, 
wie es möglich ist, dass wir in touristischen Regionen in Zu-
kunft die Existenz von zahlreichen Menschen behalten kön-
nen. Dass der Zweitwohnungsbau hierbei ein nicht zu ver-
nachlässigendes Thema ist, über das müssen wir, glaube ich, 
auch nicht diskutieren. Die Entwicklung im Oberengadin ist 
keinesfalls neu, zumindest ist das mein Empfinden, so wie 
sie auch nicht neu ist in anderen Regionen. Man müsste sich 
nämlich auch fragen, was mit Gemeinden passiert, in denen 
der Zweitwohnungsbau in den 70er Jahren, in Zeiten des 
Booms und des Billigbauens erstellt worden ist. Wohnungen, 
die zwischenzeitlich 30 Jahre alt geworden sind, die fast 
niemand mehr halten will und wo auch die nachfolgende 
Generation ganz andere Vorstellungen hat über das Wohnen, 
insbesondere auch über die Qualität. Der Ansatz, den Sie 
hier in Ihrem Antrag formulieren, Grossrat Arquint, erachte 
ich nicht als tauglich, wenngleich ich das Problem auch er-
kenne. Aber ich erachte ihn nicht als tauglich, weil – Rats-
kollege Tscholl hat darauf hingewiesen – was volkswirt-
schaftlich schädliche Einwirkungen im Zweitwohnungsbau 
sind, das sind ja nicht nur die Einwirkungen auf den Woh-
nungsbau an sich oder auf die raumplanerischen Konsequen-
zen, auf die Folgen im Bereiche der Infrastruktur, beispiels-
weise Wasserversorgung oder Abwasserbeseitigung, sondern 
volkswirtschaftlich schädliche Einwirkungen sind nicht zu-
letzt auch die Erhaltung von Arbeitsplätzen in den Gemein-
den und Regionen. Und hier meinte ich, müsste man den He-
bel ansetzen und nicht mit diesem Antrag. 
 
Ratti: Als Oberengadiner fühle ich mich natürlich bei dieser 
Frage sofort angesprochen, weil ich ein bisschen auf der an-
deren Seite stehe, als Grossrat Arquint. Im Grundsatz kann 
ich ihm Recht geben. Wir haben tatsächlich im Oberengadin 
ein Problem diesbezüglich, wobei, meine Auffassung dahin 
geht, dass man das Problem nicht nur so per Gesetz lösen 
kann, sondern dass dabei auch ein Wollen dahinter stecken 
muss. Ich kann mich den Ausführungen von Grossrat Tremp 
voll anschliessen, ich bin auch dieser Meinung. Und ich fin-
de den Absatz 4 in Artikel 29 vollends genügend, sofern die 
Gemeinden es wollen. Ich stelle in unserer Gemeinde oder in 
umliegenden Gemeinden selber fest, die Instrumente haben 
wir und die sind auch zum Teil recht tauglich. Der Boom des 
Zweitwohnungsbaus hat eigentlich in den 70er und 80er Jah-
ren begonnen und das ist auch ein bisschen unser Problem. 
Viele Gemeinden haben in den 90er Jahren durch neue Bau-
gesetze und Erstwohnungsanteilen und anderen Instrumenta-
rien es geschafft, dass man eine Regelung hat, die auch lang-
sam greift. Und deshalb bitte ich Sie, den Antrag von Gross-
rat Arquint abzulehnen, denn die Gemeinden haben heute die 
Instrumente diese Probleme einigermassen zu lösen - ganz 
lösen wird man sie nicht können - damit da eine Regelung 
getroffen werden kann. Was ich auch feststelle, ist, dass im 
Oberengadin wohl auch die Gemeindeautonomie eigentlich 
hoch im Kurs steht, wobei ich Grossrat Arquint sagen möch-
te, die Hauptaufgabe der Gemeindepräsidenten ist nicht, die 
Gemeindeautonomie aufrecht zu erhalten für jeden Preis. 
Und ich glaube auch, dass man hier Regelungen treffen 
kann, die spezifisch auf die Probleme der Gemeinde abge-
stützt werden können, weil jede Gemeinde ein bisschen eine 
andere Problematik hat und deswegen glaube ich, dass diese 
Regelungen hier im Artikel 29 gut sind.  
 

Lemm: Sie wissen und haben das in jüngster Vergangenheit 
bestimmt mitverfolgen können, im Oberengadin steht eine 
Initiative mit der Einschränkung des Zweitwohnungsbaus 
vor der Tür, d.h. die Initiative ist beim Kreis eingereicht 
worden, ist als gültig erklärt worden und nächste Woche 
werden wir im Kreisrat Oberengadin über die Botschaft zu 
dieser Initiative beraten. Und es liegt natürlich auf der Hand, 
dass Grossrat Arquint, als einer der Erstunterzeichner dieser 
Initiative, interessiert ist, dass der Abstimmungskampf jetzt 
rechtzeitig lanciert wird. Was gäbe es für eine bessere Gele-
genheit, als im Zusammenhang mit dem Rauplanungsgesetz 
hier noch eine Präsenz zu markieren und das nach aussen zu 
tragen, um dann im Abstimmungskampf dann wieder sagen 
zu können, wie bös auch der Grosse Rat gewesen sei, sie sei-
en seinen Forderungen nicht nachgekommen, und deshalb sei 
es doppelt so wichtig, dass diese Initiative jetzt auch ange-
nommen wird. Das ganze ist meiner Meinung nach konse-
quent nach gewohnter Manier von Grossrat Arquint aufge-
baut, aber dient der Sache nicht. Ich möchte in diesem Zu-
sammenhang einfach festhalten, dass dieser Zweitwoh-
nungsbau im Oberengadin tatsächlich ein Problem ist. Und 
dieses Problem muss an die Hand genommen werden und 
jetzt muss nach geeigneten Lösungen gesucht werden. Nicht 
vergessen bei der Diskussion darf man aber, dass der Zweit-
wohnungsbau gerade im Oberengadin zu Wohlstand verhol-
fen hat. Wir haben eine Vollbeschäftigung im Oberengadin, 
den Gemeinden geht es äusserst gut, das werden Sie bei der 
Beratung des Budgets einmal mehr feststellen können, die 
Infrastrukturen sind in bester Ordnung.  
Und andere Regionen, das ist doch so im Kanton Graubün-
den, andere Regionen beneiden uns um unseren Stand. 
Grossrat Arquint hat aber dann auch richtig gesagt, dass in-
zwischen einige Gemeinden die Zeichen der Zeit erkannt ha-
ben und Massnahmen getroffen haben. Das sind Massnah-
men in Bezug auf den Verkauf von Einheiten an Ausländer. 
Einige Gemeinden haben die Quoten reduziert, andere ken-
nen sogar die Nullquote. Man hat Erstwohnungsanteile fest-
gelegt in den Gemeinden, man hat die Bauzonen verkleinert, 
man hat Zonen geschaffen für Einheimische und man hat – 
und das ist noch interessant, heute klagen alle, dass Hotellie-
genschaften zu Apartmenthäusern umgebaut werden – vor 
wenigen Jahren noch gedacht, dass das System des Apartho-
tels, wo man zusätzliche Kontingente für Ausländer geschaf-
fen hat, das Lösungsprinzip gewesen wäre. Auch hier hat 
man Erfahrungen gemacht, die inzwischen die Gemeinden 
dazu gebracht haben, dieses Modell wieder abzuschaffen. 
Aber mit dem wollte ich lediglich sagen, es ist auf diesem 
Gebiet einiges bereits gemacht worden und die Gemeinden 
sind – und das sagt Grossrat Arquint ausdrücklich - auch da-
zu übergegangen, neue Lösungen zu finden. Wenn Sie aber 
der Regierung jetzt den Auftrag erteilen wollen, abzuklären, 
was schädliche Entwicklungen in diesem Zusammenhang 
sind, dann muss ich Ihnen sagen, für mich sind schädliche 
Entwicklungen jene Regionen, die gar nichts gemacht haben, 
dass sie sich eben nicht entwickeln können und wären froh, 
wenn sie auf diesem Markt auch eine wichtigere Rolle spie-
len könnten. Ich bin heute über den Julier gefahren und habe 
einmal mehr staunen müssen, wissen Sie, im Sommer fahre 
ich immer den Albula und im Herbst schaue ich, was gibt es 
im Oberhalbstein neues. Ich habe meine Wildwarnanlage ge-
sehen und war zudem erstaunt, wieviel Plakate da vor den 
Häusern hängen, Liegenschaft zu verkaufen, Haus zu ver-
kaufen, Wohnung zu verkaufen. Da ist der Markt ausge-
trocknet, dem Oberengadin geht es besser. Ich meine, wir 
können über das Raumplanungsgesetz dieses Problem nicht 
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lösen und ich habe grosse Hoffnungen in die Verhandlung 
von nächster Woche im Kreisrat Oberengadin, dass man hier 
wirklich Nägel mit Köpfen macht und dem Problem auf den 
Grund geht. Und Sie müssen sich fragen, Grossrat Arquint, 
wer hat im Oberengadin in den letzten Jahren was gebaut 
und was verkauft. Dann kommen Sie zu einer ernüchternden 
Feststellung. Wir haben Überkapazitäten im Baugewerbe. 
Das können Sie mit dem Raumplanungsgesetz so nicht lösen. 
Das Problem liegt tiefer und hier braucht es Grundsätze, 
neue Formen, neue Konzepte, neue politische Ausrichtungen 
und das können Sie nicht mit dem Vorschlag von Grossrat 
Arquint im Raumplanungsgesetz bewältigen. Deshalb ersu-
che ich Sie, bitte erlassen Sie keine Lex Oberengadin in die-
sem Gesetz, sondern folgen Sie dem Antrag der Kommission 
und der Regierung.  
 
Regierungspräsident Huber: Das Thema wurde ja in diesem 
Saal schon öfters diskutiert. Es wurde richtig gesagt, es ist 
ein nicht einfaches Thema, die Materie ist komplex, aber es 
ist nicht so, dass nichts gemacht wurde. Also ich denke an 
die Auszonungen, die gemacht wurden, also Reduktion von 
Bauzonen, das ist eine der härtesten Massnahmen. Grossrat 
Arquint, die Thematik, was wir Ihnen schon anlässlich Ihres 
Vorstosses gesagt haben, haben wir im kantonalen Richtplan 
aufgenommen, wir sagen dort, dass es notwendig sei, regio-
nale Siedlungskonzepte zu erarbeiten, dort wo dieses Thema 
ansteht. Und das ist ja speziell im Oberengadin auch so auf-
genommen worden. Es ist ein Thema, dass das Oberengadin 
als Region, aber auch einzelne Gemeinden beschäftigt – das 
wurde richtig gesagt – einzelne Gemeinden haben auch be-
reits zusätzliche Massnahmen ergriffen. Ich denke hier an die 
Kontingentierung beispielsweise in der Gemeinde Sils. Es ist 
so, dass wir im Artikel 29 Absatz 4 diese Möglichkeit jetzt 
auch in diesem Raumplanungsgesetz schaffen. Ich meine, 
wir hätten einiges an Möglichkeiten, an Instrumenten gelie-
fert, um hier tatsächlich tätig zu sein, aber so tätig zu sein, 
wie es eben in einer Gemeinde oder in einer entsprechenden 
Region als Thema auch verlangt wird. Wir können nicht alles 
über einen Leist schlagen und eine kantonale Regelung hier 
über das Raumplanungsgesetz einführen. Bei dieser Haltung 
bleibe ich.  
Und nun noch vielleicht eine Bemerkung. Eine Ferienwoh-
nung an sich, eine Zweitwohnung, ist ja nicht einfach 
schlecht oder gut. Also belegte Betten in Zweitwohnungen 
haben durchaus einen sehr hohen volkswirtschaftlichen Nut-
zen. Je nach dem können die Auslastungen – es gibt Objekte, 
die ja auch zu sehr hohen Prozentsätzen ausgelastet werden –
durchaus an Wertschöpfungsgrössen auch von Hotelbetten 
herankommen. Also das ist auch eine Thematik, die nicht im 
Raumplanungsgesetz zu regeln ist, Sie werden das diskutie-
ren, wenn Sie beispielsweise auch das Steuergesetz nächstes 
Jahr diskutieren. Wir haben einen entsprechenden Vorstoss 
ja auch zur Beantwortung bekommen. Also es gibt hier eine 
vielseitige, breite Facette von Massnahmen, Möglichkeiten, 
und die können wir nicht mit einem Wurf im Raumpla-
nungsgesetz so regeln. An dieser Haltung hat sich auch sei-
tens der Regierung, Grossrat Arquint, nichts geändert, und 
ich verteile hier weder Ruten noch Schokolade, ich versuche 
hier die Tatsachen so darzustellen, wie wir sie beurteilen, 
wie wir darauf reagieren und wie wir auch im Rahmen der 
Diskussion mit der Kommission dies diskutiert haben. 
 
Peyer: Es ist ein bisschen eine déja-vu-Debatte, die wir hier 
führen, nur mit umgekehrten Vorzeichen. Hiess es im August 
noch, der Antrag Arquint sei zu drastisch, schränke zu sehr 

ein, mache zu rigide Vorschriften, hören wir heute, er sei zu 
offen, zu flexibel und die Gemeindeautonomie – sagt Gross-
rat Ratti – sei dann doch nicht überall das Beste, von dem 
was wir gerne hätten. In gewohnter Manier hat Grossrat 
Lemm gesagt, genau das ist es, in gewohnter Manier, kommt 
der Steilpass von links, wird er von den rechten Stürmern 
verdribbelt. Das widerspricht ein bisschen dem, was Stan-
despräsident Möhr zu Beginn der Debatte in seinen einlei-
tenden Worten gesagt hat. Der Grosse Rat ist nicht ein böser, 
wenn er einen Antrag von uns annimmt, wir sind ja die Lin-
ken und Netten und können deshalb gar nicht so böse sein 
mit Ihnen. Ich muss auch sagen, was Grossrat Tscholl gesagt 
hat, das hat etwas, oder? Der Grosse Rat hier lebt nach der 
Maxime “im Minimum an Gummi drum“ – überall, wo eine 
rigide Vorschrift kommt, schwächt man die ein bisschen ab. 
Und das steht auch hier jetzt schon im Absatz vier. Es wird 
gesprochen von erschwinglichem Wohnraum. Wer definiert 
dann, was noch erschwinglich ist? Es wird gesprochen von 
angemessenen Verhältnissen. Was ist dann hier angemessen? 
Und es heisst, können die Gemeinden, ja, wann können sie 
dann? Und es sind noch gleichwertige Regelungen zu treffen 
und da könnte man dann auch noch diskutieren, was gleich-
wertig ist. Grossrat Arquint, sein Vorschlag, will nur, dass 
dort, wo Handlungsbedarf besteht – und das ist ja offensicht-
lich unbestritten – dass dann etwas gemacht wird von Seiten 
der Regierung, wenn eben die Gemeinden und die Regionen 
nichts machen. Und dann zwingt die Regierung sie nicht, so 
etwas zu machen, sondern sie fordert sie zuerst einmal dazu 
auf. Also weicher, sanfter, oder eben angemessener und 
gleichwertiger kann man es, glaube ich, nicht mehr regeln. 
Ausser man will eben nicht. Und nach wie vor ist es halt so, 
dass der Tatbeweis ausbleibt, ob man die Auswüchse des 
Zweitwohnungsbaus tatsächlich bekämpfen will oder nicht. 
Diesen Tatbeweis, glaube ich, dem ein bisschen auf die 
Sprünge zu helfen, das wäre auch eine Aufgabe dieses Gros-
sen Rates. Und deshalb möchte ich Sie bitten, den Antrag 
Arquint zu unterstützen. 
 
Arquint: Herr Regierungspräsident, Sie haben natürlich 
Recht, eine Ferienwohnung ist an sich nichts Schlechtes. Das 
habe ich auch nie behauptet. Aber Sie wissen selber, dass es 
wie bei allem eine Frage des Masses ist, wann ein Heilmittel 
zum Gift wird. Und wenn wir feststellen, dass in den frühen 
70er Jahren wir einen Bauboom mit 300, 400 Wohnungen im 
Jahr hatten, dann kam eine Rezession und kaum war die Re-
zession da, haben die Gemeinden alle Lockerungen vollzo-
gen, die sie lockern konnten und jetzt haben wir in den letz-
ten vier Jahren wieder jährlich an die 400 Wohnungen, die 
gebaut werden. Ich habe grosse Achtung von Grossrat Tremp 
als Planer, ich bin aber eigentlich doch etwas erstaunt, von 
ihm und von den anderen, die zwar das Problem erkennen, 
aber gar keine Lösung im Raumplanungsgesetz vorsehen, 
sondern alles auf andere Wege, auf andere Instanzen usw. 
verteilen. Wir hatten ja vom Bund her die Kontingentierung. 
Das war ein ordnungspolitisch falsches Mittel, das wird ver-
schwinden.  
Aber wer sagt denn nicht, dass wenn der Kanton eine Kon-
tingentierung in überhitzten Gegenden anordnet, dass das 
nicht eine kontrollierte mittel- und langfristige Bautätigkeit 
und Existenzsicherung für das Gewerbe im Tal darstellt. Wir 
haben heute im touristischen Kerngebiet des Oberengadins 
Baulandreserven von vier bis acht Jahren, wenn in diesem 
Tempo weiter gebaut wird. Das ist keine langfristige Siche-
rung der Existenz der Bauindustrie, die 100 Prozent über 
dem Durchschnittswert des Kantons ist und von auswärts 
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noch gespiesen wird, wenn man Baulandreserven, die eigent-
lich für 30 Jahre genügen würden für die einheimische In-
dustrie, nun in kurzfristiger Renditeperspektive und Nach-
frageüberangebot veräussert und verbaut werden. Das ist das 
Gegenteil von Existenzsicherung, die Sie angesprochen ha-
ben und die wir eigentlich mit diesem Antrag in geordnetere 
Bahnen lenken möchten. Ich denke, die Entwicklung hat ge-
zeigt, die Gemeinden haben in diesen 30 Jahren nicht die 
notwendigen Massnahmen realisiert. Sie sind jetzt vielleicht 
dran, vielleicht, aber ich habe Ihnen gesagt, sobald es mit 
den Finanzen in der Gemeinde nicht mehr so rosig aussieht 
und diese Einkünfte abnehmen würden, dann ist es eindeutig, 
wie eine Gemeinde darauf reagieren wird. Von dort her sehe 
ich nicht ein, weshalb in einem kantonalen Raumplanungs-
gesetz, das auch die Siedlungsperspektive und die Existenz 
langfristig sichern möchte, nicht auch eine Möglichkeit des 
Eingreifens bei überhitzter Bautätigkeit und Zweitwoh-
nungsbautätigkeit hinein gehört.  
Kollege Peyer hat gezeigt, was hier steht, ist eigentlich 
nichts. Der Erstwohnungsanteil ist eine Möglichkeit, aber 
auch nicht über alle Zweifel erhaben, als Massnahme. Also 
wieso schreiben wir hier eine der vielen Möglichkeiten, die 
es gäbe, fest im Gesetz und lassen nicht eine offene Formu-
lierung zu, die eben auch andere Möglichkeiten im Visier hat 
und der Regierung diese Möglichkeiten offen lässt. Kollege 
Lemm, ich denke, wenn Sie den Antrag jetzt annehmen, das 
ist ja eine Steilvorlage an die Initiativgegner, dann haben Sie 
ein Argument im Abstimmungskampf über die Kreisinitiati-
ve zu sagen, der Kanton hat vorgesorgt. Mit einem sehr 
schwammigen, und sehr wenig konkreten Artikel, der wahr-
scheinlich sehr wenig Druck ausüben wird, aber das wäre 
doch der geeignete Steilpass an Sie.  
 
Biancotti: Grossrat Lemm vermag mich immer wieder zu er-
staunen. Ich muss sagen, je älter er wird, desto fundierter und 
tiefgründiger wird seine Argumentation. Er trifft den Nagel 
auf den Kopf. Ich kann dem Antrag von Grossrat Arquint 
auch nichts abgewinnen. Und zwar war sein letzter Antrag 
eigentlich schon unbrauchbar, aber immer noch besser als 
dieser hier. Dieser Antrag lässt Tür und Tor offen und an und 
für sich löst er überhaupt nichts in dieser Frage, die zugege-
benermassen heikel ist. Aber ich möchte nicht das Ganze 
wiederholen, was bereits gesagt wurde. Immerhin sind – 
würde ich jetzt behaupten – alle Oberengadiner Gemeinden 
daran, an diesem Problem zu arbeiten. Die Massnahmen, die 
vorgeschlagen wurden, denen muss man etwas Zeit lassen, 
bis sie greifen. Es stimmt auch nicht alles, was da gesagt 
wurde, was jetzt Wertschöpfung anbelangt bei Umnutzung 
von Hotels usw., das lassen wir mal auf der Seite. Aber was 
mich eben an diesem Antrag Arquint nicht gefällt: Wir öff-
nen Tür und Tor für politische Debatten im Grossen Rat, die 
hier an und für sich nichts zu suchen haben. Wieso wir dann 
touristische Entwicklungen, ich sage jetzt Zweitwohnungs-
bau, anders behandeln wollen, als z.B. Entwicklungen in an-
deren Sektoren, sprich Industrie, wäre auch nicht einzusehen. 
Wenn das nämlich eintritt, was wir hier im Grossen Rat uns 
alle wünschen, dass die Bündner Wirtschaft wieder einen 
Aufschwung erhält, das Churer Rheintal noch besser floriert 
als heute, andere Landstriche in Graubünden ebenfalls wirt-
schaftlichen Aufschwung erfahren, wenn hier dieser Markt 
wieder einsetzt, haben wir genau die gleichen Probleme. Und 
wir können doch nicht im Grossen Rat raumplanerische 
Massnahmen, die sich in den einzelnen Gemeinden Abspie-
len, wie Einzonungen von Industrieland usw. hier im Detail 
diskutieren. Das müssen wir über den kantonalen Richtplan 

tun, wenn schon. Und von da her, meine ich, hat Grossrat 
Lemm vermutlich Recht, wenn es mit diesem Antrag weni-
ger um die Sache selber geht, als um den nächsten Schritt, 
das ist dann die Debatte, die im Kreis geführt wird und ge-
führt werden muss. Und ich bitte Sie aus diesen Gründen, 
den Antrag Arquint abzulehnen. 
 
Ratti: Ja, ich habe noch eine Frage an Grossrat Arquint: 
Wenn wir Ihrem Antrag zustimmen, können Sie dann die Ini-
tiative zurückziehen? 
 
Standespräsident Möhr: Grossrat Arquint kann leider nicht 
mehr Antwort geben, er hat schon zweimal gesprochen. Ich 
möchte Ihnen empfehlen, das bilateral mit Grossrat Arquint 
auszudiskutieren, Grossrat Ratti. Die Diskussion ist damit er-
schöpft.  
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Ich möchte noch kurz 
Stellung nehmen für die Kommission, ich kann das nicht so 
im Raume stehen lassen. Wir haben im Sinne einer Verfah-
rensbeschleunigung hier im Grossen Rat zwei Mitglieder der 
Kommission für Wirtschaft, Abgaben und Staatspolitik ein-
geladen zu uns an die Sitzung zu kommen, wobei einer die 
Sitzung schon wieder verlassen hat, bevor sie richtig ange-
fangen hatte. Aber die waren offiziell eingeladen von unserer 
Kommission und die Kommission für Wirtschaft, Abgaben 
und Staatspolitik war mitberichtende Kommission, darum 
waren Sie nicht dabei, Grossrat Arquint. Wir haben aber die-
ses Thema in unserer Kommission auch besprochen und Sie 
haben es den Voten an gemerkt, es ist vor allem ein Oberen-
gadiner Problem, wie wir das beurteilen. Und man ist dort an 
einer Lösung dran und darum denken wir, müssen wir das im 
kantonalen Gesetz nicht unbedingt regeln und uns dort auch 
nicht einmischen in diese regionale Angelegenheit. Zusätz-
lich kommt dazu, dass – wie Regierungspräsident Huber 
ausgeführt hat – der Erstwohnungsbau ja geregelt ist in Ab-
satz 4. Und wir denken, dass der Absatz 4 für diese Mass-
nahmen durchaus genügend ist. Wir bitten Sie darum, den 
Antrag Arquint abzulehnen. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat lehnt den Antrag Arquint mit 86 zu 16 
Stimmen ab.  
 
 
Art. 30, 2. Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 30a, 3. Zonen für touristische Einrichtungen 
Antrag Kommission und Regierung 
Neuer Artikel einfügen: 
1) Marginalie: 3. Zonen für touristische Einrichtungen 

2) 1 Zonen für touristische Einrichtungen sind für tou-
ristische Bauten und Anlagen wie Sport- und Frei-
zeitanlagen, Verpflegungs- und Verkaufsstätten 
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sowie Service-Stationen im Bereich von Tal-, Mit-
tel- und Bergstationen touristischer Transportanla-
gen bestimmt. Wohnraum für Betriebspersonal ist 
gestattet. 
2 Bei abgelegenen Zonen können die Gemeinden 
besondere Regelungen über die Zufahrt erlassen. 

 
Donatsch; Kommissionspräsident: Mit dem Artikel 30a sind 
die Kommission und die Regierung einem Anliegen aus Tou-
rismuskreisen gefolgt. Es wird damit ein neuer Bauzonentyp, 
Zone für touristische Einrichtungen geschaffen. Dies soll ei-
ne Zone sein, die um Tal-, Mittel- und Bergstationen ausge-
schieden werden kann. Es handelt sich dabei um sogenannte 
Inselzonen, in welchen Anlagen für Sport- und Freizeitanla-
gen wie Iglu, Spielplätze und dergleichen sowie Verpfle-
gungs- und Verkaufsstätten zugelassen sind. Ebenfalls ist in 
diesen Zonen Wohnraum für Betriebspersonal gestattet, nicht 
aber Fremdenbetten wie Hotels usw. Da es sich dabei um 
Bauzonen handelt, kann die Gemeinde in diesen Zonen ent-
sprechende Baubewilligungen ohne das BAB-
Bewilligungsverfahren erteilen. Es muss aber erwähnt wer-
den, dass die Gemeinden solche Zonen nicht ausscheiden 
müssen, sondern dies nur bei Bedarf machen können, wenn 
es der Souverän so will. Will eine Gemeinde diese Zone aus-
scheiden, so muss sie selbstverständlich das normale Zonen-
planrevisionsprozedere durchlaufen und dort vom Souverän 
und von der Regierung genehmigt werden. Die Kommission 
und Regierung erachten diesen neuen Bauzonentyp als Be-
kenntnis zu unserer kränkelnden Leitindustrie Tourismus, 
um auf dem immer kurzfristigeren und rascheren Freizeitan-
gebotsmarkt sowohl im Sommer- als auch im Wintertouris-
mus die entsprechenden günstigen Rahmenbedingungen aus 
raumplanerischer Sicht zur Verfügung zu stellen.  
Scheidet eine Gemeinde keine Zonen für touristische Ein-
richtungen aus, dann werden die Baugesuche an diesen Stel-
len wie bis anhin in einem normalen BAB-Verfahren bewil-
ligt oder halt auch nicht bewilligt. Dabei gilt es einfach zu 
erwähnen, dass wir mit dem jetzigen Gesetzesentwurf die 
BAB-Verfahren wesentlich vereinfacht und beschleunigt ha-
ben und die Baubewilligungen auch so innert nützlicher Frist 
vorhanden und erwartet werden dürfen.  
Im Absatz 2 wird der Gemeinde die Möglichkeit geboten, in 
Bezug auf die Verkehrserschliessung spezifische, auf die ört-
lichen Gegebenheiten zugeschnittene Regelungen zu treffen. 
Darunter ist zu verstehen, dass normalerweise eine Bauzone 
mit einer Strasse erschlossen werden muss, in diesem Fall 
aber kann die Gemeinde oder kann die Bauzone bei Mittel-
station, also kann sie auch per Bahn erschlossen werden. Al-
so sie muss nicht durch eine Strasse erschlossen werden. Wir 
bitten Sie, dem Artikel 30a zuzustimmen. 
 
Peyer: Ich hätte eine Frage zu diesen Absätzen 1 und 2: Ers-
tens, was ist der Bereich von Tal-, Mittel- und Bergstatio-
nen? Also liegt alles, was zwischen Tal-, Mittel- und Berg-
station ist, im Bereich davon, oder lässt sich das irgendwie 
räumlich eingrenzen, wenn es ja so genau sein soll. Und wo 
sind die abgelegenen Zonen, resp. was heisst, dass die Ge-
meinden in eigener Autonomie hier Regelungen für die Zu-
fahrt erlassen können? Heisst das, die Gemeinde entscheidet, 
der Kanton bezahlt nachher die Zufahrt, oder wie ist das hier 
zu verstehen? 
 
Regierungspräsident Huber: Sehen Sie, mit diesem Artikel 
betreten wir Neuland. Aus der Überlegung, dass an und für 

sich Tourismus in weiten Teilen dieses Kantons die “Leitin-
dustrie“ ist und wir eigentlich hier Bedingungen erarbeiten 
möchten, Grundlagen zur Verfügung stellen möchten, wie 
wir das andernorts für eben nicht touristische Investitionen 
tun, indem wir entsprechende Zonen bei Bedarf ausscheiden, 
haben wir gesagt, man müsste eigentlich ein ähnliches In-
strument finden und haben diese Zonen definiert. Wir haben 
die Möglichkeit, was in diesen Zonen gebaut wird, in diesem 
Absatz eins eingeschränkt. Und das Verfahren läuft so, wie 
das für jede Zonenplanänderung oder –erweiterung abläuft. 
Es braucht ein Verfahren in der Gemeinde. Die Gemeinde 
definiert auf Grund der Bedürfnisse der Betreiber im Rah-
men dieses Absatz eins, welche Grösse letztlich verfügbar 
sein muss, damit diese Bauzone auch entsprechend zur Wir-
kung kommt. Diese Bauzone wird dann auf Grund des Ge-
nehmigungsbeschlusses, nach dem Genehmigungsbeschluss 
der Gemeinde seitens des Kantons zu genehmigen sein, wo 
die Beurteilung dann auch bezüglich Grösse, wie wir sie mit 
anderen Bauzonengrössen auch machen, vorzunehmen und 
dann zu genehmigen oder nicht zu genehmigen ist. Selbst-
verständlich braucht es dazu, weil ja diese Zonen sich nicht 
immer im erschlossenen Gelände befinden, weil ja das Er-
schliessungen meistens mit den Bahnanlagen dort verfügbar 
sind, können keine anderen diese Zone auch keinen An-
spruch auf eine Strasse, beispielsweise begründen. Die Ge-
meinden können hier beispielsweise definieren, dass all das, 
was in dieser Zone erfolgen kann, über die Bahnanlage zu 
transportieren ist, beispielsweise. Also wir wollen hier eine 
Sicherung einbauen, dass man hier nicht auf Grund dieser 
Zone auch zugleich Erschliessungsanlagen, Strassen usw. de-
finieren kann, sondern dass man das beurteilen muss auf 
Grund der Bedürfnisse, der Lage, der entsprechenden Situa-
tion. Und die Gemeinde hat hier die Möglichkeit, das ent-
sprechend zu regeln. Das ist die Meinung, die wir hier vor-
schlagen. 
 
Standespräsident Möhr: Weitere Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 31, Marginalie 
Antrag Kommission und Regierung 
Ziffer 3 ersetzen durch 4 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 32, 5 Erhaltungszonen 
Abs. 1 - 4 (neu Abs. 1 und 2) 
Antrag Kommission und Regierung 
Änderung, Neufassung und Zusammenfassung der bisheri-
gen Abs. 1 bis 4 in neu zwei Absätzen wie folgt: 
1Erhaltungszonen dienen der Erhaltung von landschaftlich 
und kulturgeschichtlich wertvollen Kleinsiedlungen. Bauten 
und Anlagen sind in ihrem ursprünglichen Charakter und in 
ihrer Substanz zu erhalten. Die Umgebung ist im land-
schaftstypischen Zustand zu belassen. Neubauten sind nicht 
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zulässig. Alle Bauvorhaben unterliegen der Gestaltungsbera-
tung. Verbesserungen gestalterischer Art sind zulässig. 
2Gebäude, die im Zeitpunkt der Baueingabe noch bestim-
mungsgemäss nutzbar und im Zonenplan oder im Generellen 
Gestaltungsplan weder als integral geschützt noch als land-
wirtschaftlich notwendig bezeichnet sind, dürfen innerhalb 
des bestehenden Volumens umgebaut und in ihrer Nutzung 
geändert werden. Die bauliche Grundstruktur, die äussere 
Erscheinung sowie der ursprüngliche Charakter des Gebäu-
des sind in den wesentlichen Zügen zu wahren. Störende frü-
here Eingriffe sind zu beseitigen. Untergeordnete Anbauten 
können im Interesse der Erhaltung historischer Bausubstanz 
bewilligt werden.  

Abs. 5 (neu Abs. 3) 
Antrag Kommission und Regierung 
1) Ersetzen im ersten Satz: 
 zulässig durch: gestattet 
2) Einfügen in Ziffer 2: 

…der ursprünglichen Baute im Wesentlichen entspre-
chen 

3) Streichen Ziffer 4 
 
(Absätze 6 und 7 werden zu den Absätzen 4 und 5) 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Über den Wiederaufbau 
nach Abbruch in Erhaltungszonen haben wir in der ersten 
Lesung ja ausführlich diskutiert und mit deutlicher Zweidrit-
telsmehrheit dazu zugestimmt. Grossrat Tremp hat in Folge 
darauf die Kommission um Abklärungen betreffend Überein-
stimmung mit der Bundesgesetzgebung gebeten. Diese Ab-
klärungen wurden durch das Departement gemacht und wir 
sind heute einstimmig der Meinung, dass hier kein offen-
sichtlicher Widerspruch zum Bundesrecht und zum RIB 
2000 besteht. Im RIB ist der entsprechende Passus nicht im 
Beschlussteil festgehalten, sondern nur in den Erläuterungen. 
Der Artikel wurde aber auf Grund dieser wesentlichen Ände-
rungen aus der ersten Lesung in sich nochmals überarbeitet 
und neu besser und klarer formuliert. Von der Bedeutung her 
ist er aber identisch mit der alten Version, mit dem einzigen 
Zusatz, dass auch gestalterische Verbesserungen neu mög-
lich sind. Dieser Passus war in der bisherigen Version nicht 
enthalten, was natürlich keinen Sinn macht. Wir beantragen 
Ihnen, der neuen Fassung des Artikels 32 zuzustimmen. 

 
Standespräsident Möhr: Weitere Diskussion zu diesem Arti-
kel? Nicht gewünscht. Also wir sprechen jetzt vom ganzen 
Artikel 32 mit allen vorgeschlagenen Änderungen der Kom-
mission und der Regierung. Keine Diskussion, dann ist das 
so genehmigt.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 33, Landwirtschaftszonen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Bitte wei-
terlesen. 
 
Angenommen 
 

Art. 34, Schutzzonen 1. Naturschutzzonen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 35, 2. Landschaftsschutzzonen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 36, 3. Freihaltezonen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 37, 4. Archäologiezonen, archäologische Schutzzo-
nen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 38, 5. Grundwasser- und Quellschutzzonen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 39, Weitere Zonen. 1. Gefahrenzonen 
Abs. 1, 3 - 5 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
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Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Ergänzen am Schluss mit: 
In Bauwerken wie Dämmen und dergleichen, die zum Schut-
ze von Siedlungen errichtet werden, können gestützt auf ein 
Gesamtkonzept zonenkonforme oder standortgebundene 
Nutzungen bewilligt werden. 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Auch den Artikel 39 ha-
ben wir ja in der ersten Lesung sehr eingehend behandelt und 
diskutiert. Der neue Zusatz in Absatz zwei ist auf Antrag der 
mitberichtenden Kommission KWAS aber neu dazugekom-
men. Es geht insbesondere darum, dass Schutzdämme für be-
stimmte Zwecke, wie z.B. öffentliche Bauten, Werkhöfe, 
Feuerwehrdepot oder Museum oder für einen Laden, wie ei-
nen Sportshop unterirdisch in der Gefahrenzone eins genutzt 
werden können. Normalerweise befindet sich ja die Damm-
krone eines neu erstellten Schutzdamms immer in der Gefah-
renzone eins. Damit können auch Geldquellen zur Finanzie-
rung bei der Errichtung eines solchen Schutzbaus erhoben 
werden oder neu erschlossen werden. Es gibt ein entspre-
chendes gutes, praktisches Beispiel im Tirol – wo denn sonst 
– in Galtür. Somit haben wir auch hier eine Lösung gefun-
den, die den meisten Bedürfnissen gerecht wird. Ansonsten 
bleibt aber das absolute Bauverbot in der Gefahrenzone eins 
bestehen. Wir sind gegen eine weitere Aufweichung dieses 
Bauverbotes. Es handelt sich somit hier um eine unbestritte-
ne Ergänzung, wo die Kommission und die Regierung dahin-
ter stehen können. 
 
Tremp: Nur eine Frage an die Kommission: Kann die Kom-
mission erklären, was unter zonenkonforme Nutzung in ei-
nem Damm oder allenfalls unter einer standortgebundenen 
Nutzung zu verstehen ist. Wenn ein Schutzdamm gebaut 
wird, dann habe ich den Kommissionspräsidenten so ver-
standen, befindet sich dieser in der Regel in der Gefahrenzo-
ne eins und damit in einer Zone, wo keine Bauten erstellt 
werden dürfen. Hier geht mir irgendwo etwas noch nicht 
ganz auf. 
 
Pfenninger: Ich hatte genau die gleiche Frage und kann mir 
dies in dem Sinn ersparen. 
 
Jenny: Betreffend Art. 39 möchte ich Ihnen an einem kleinen 
Beispiel aufzeigen, dass Gesetze nicht immer auf die Realitä-
ten Rücksicht nehmen. Die Stadt Maienfeld hat Mitte Januar 
auf Gemeindegebiet von Arosa unterhalb des Furkapasses 
ein BAB-Baugesuch eingereicht. Ziel ist die Sanierung und 
minime Erweiterung einer Hirtenhütte. Diese liegt in der Ge-
fahrenzone eins, also einer Zone mit sogenannt hoher Ge-
fahr. Das Amt für Raumplanung Graubünden hat dieses Ge-
such abgelehnt mit der Begründung, das Objekt liege in einer 
roten Zone. Unverständlich ist dies aus folgenden Gründen: 
Besagte Hirtenhütte liegt seit Bestehen hinter einem aus 
Steinen errichteten Damm, besteht somit also weder für 
Menschen noch Tier irgend eine Gefahr. Zudem wird die 
Hütte übrigens nur im Hochsommer genutzt. Mit Fug und 
Recht kann man hier fragen, welchen Gefahren diese Hütte 
ausgesetzt sein soll. Im Sommer ist auf dem Furka Obersäss 
wohl kaum mit Lawinen zu rechnen und im Winter wird die 
Hütte übrigens nicht genutzt, sie ist nämlich eingeschneit. 
Meines Erachtens bietet ein fachgerecht erstellter Damm 
Gewähr für ausreichende Sicherheit. Wie mir zu Ohren ge-
kommen ist, werden neulich auch Einzelbeurteilungen vor-
genommen. Wie ist das zu verstehen? In Fällen, wie soeben 

erwähnt, sollte wenigstens die Regierung entscheiden kön-
nen. In diesem Zusammenhang möchte ich von Regierungs-
rat Huber Auskunft, ob eine Hirtenhütte auf Grund des ge-
schilderten Beispiels künftig saniert werden kann oder nicht. 
 
Regierungspräsident Huber: Also, ich beginne hinten. Also 
mit der Hirtenhütte hat das, was wir hier regeln, nichts zu 
tun. Also mit dem Schutzbau für eine Einzelbaute, auch 
wenn das ein Nebenhof oder was immer es ist, hat das was 
wir hier regeln, nichts zu tun. Hier regeln wir eine Angele-
genheit, die mit Bauten zusammenhängt, die zur Sicherung 
von Siedlungen notwendig sind. Also Dammbauten, die für 
die Sicherung von Siedlungen notwendig sind. Die grenzen 
ja, wenn sie genutzt werden sollen, an eine Zone, die muss 
definiert werden, und was in dieser Zone möglich ist, ist bis 
dort wo die Zone eben definiert wird, auf die Kammhöhe der 
Schutzbaute beispielsweise, bis dort gilt sie. Es ist also nicht 
möglich, in der Gefahrenzone eins maulwurfartig dann ir-
gendwelche Sachen zu erstellen, das machen wir auch nicht 
mit diesem Artikel. Wir definierten den Schutzbau. Bei der 
Definition dieser Baute wird die Zone abgegrenzt, in der Re-
gel bis dort, wo die Sicherheit geleistet werden muss, wofür 
man die Baute macht. Und im Bau kann man entsprechende 
Nutzungen vorsehen und standortgebundene Nutzungen sind 
Nutzungen, die mit dieser Baute in Zusammenhang gebracht 
werden können als Standort, und sonst gelten die Zonenvor-
schriften der vorgelagerten Zone. Das meinen wir damit, ab-
geleitet etwas an den Nutzungen, die wie in Galtür, an den 
Schutzbauten, die man in Galtür gemacht hat und die teilwei-
se auch von der Kommission oder von anderen besichtigt 
wurden. 
 
Pfenninger: Ich stelle fest, dass es eine Diskrepanz gibt zwi-
schen den Ausführungen des Kommissionspräsidenten und 
den Ausführungen, die Regierungsrat Huber jetzt gemacht 
hat, bezogen auf die möglichen Bauten, die mit diesem neu-
en Einschub möglich sein sollen. 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Diese Diskrepanz gibt es 
nicht. Ich habe es vielleicht ein wenig allgemeiner formu-
liert. Aber wenn jetzt dieser Schutzdamm an eine Zöba 
grenzt, dann kann dort eine Baurichtung ZöBA realisiert 
werden, z.B. ein Feuerdepot in diesem Damm. Ist er in einer 
W2 oder so, könnte man dort auch ein Haus hineinbauen, 
aber das macht ja niemand. Aber die Zonenvorschriften der 
angrenzenden Zone, die gelten dort. 
 
Standespräsident Möhr: Wird die Diskussion noch ge-
wünscht zu diesem Artikel? Scheint nicht der Fall zu sein, 
dann haben wir das so erledigt. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 40, 2. Wintersportzonen 
Abs. 1 und 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Ersetzen durch folgende Fassung: 
Standortgebundene Bauten und Anlagen für den Wintersport 
sind zulässig. Unter den gleichen Voraussetzungen können 
Bauten und Anlagen bewilligt werden, die der sportlichen 



6. Dezember 2004  825

oder touristischen Nutzung ausserhalb der Wintersaison die-
nen. 
 
Abs. 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Folgenden Passus streichen: 
allfällige Nutzungen ausserhalb der Winterzeit 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Mit dem neuen Absatz 3 
hat man zum Ausdruck gebracht, dass Einrichtungen für den 
Winter- und Sommersport nicht nur innerhalb der neu ge-
schaffenen Zone für touristische Einrichtungen möglich sind, 
sondern auch ausserhalb dieser Bauzonen normal über das 
BAB-Verfahren Baueingaben gemacht werden können, wie 
z.B. für ein Seil- und Kletterpark am Beispiel Pradaschier 
oder Madrisa. 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion zu diesem Artikel? 
Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 41, 3. Waldzonen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1 Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Damit ist die Diskussion geschlos-
sen zu Artikel 41. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 42, 4. Zonen für künftige bauliche Nutzung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 43, 5. Zonen übriges Gemeindegebiet 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
d) Genereller Gestaltungsplan  
 
Art. 44, Genereller Gestaltungsplan, 1. Inhalt 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 

Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 45, 2. Siedlung 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Ergänzen am Schluss mit: 
(geschützten Objekten) 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Erster Satz wie folgt ändern: 
Bauliche Änderungen an geschützten Objekten werden nur 
gestützt auf ein Gebäudeinventar bewilligt. 
 
Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Den Passus 
…Bauten und Anlagen in generell geschützten Siedlungsbe-
reichen und an generell geschützten Einzelbauten… 
ersetzen durch: geschützten Objekten 
 
Abs. 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 46, 3. Landschaft 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Donatsch; Kommissionspräsident: Keine Bemerkungen. 
Entschuldigung, ich muss das Wort dem Vizepräsidenten un-
serer Kommission, Grossrat Hans Göpfert überreichen, ich 
habe einen Termin. 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
e) Genereller Erschliessungsplan  
 
Art. 47, Genereller Erschliessungsplan 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
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Angenommen 
 
 
f) Arealplan 
 
Art. 48, Arealplan 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
g) Verfahren 
 
Art. 49, Einleitung, Vorprüfungs- und Mitwirkungsver-
fahren 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Tremp: Im vor kurzem in die Vernehmlassung gegebenen 
neuen oder revidierten kantonalen Strassengesetz ist in Arti-
kel 24 Absatz 1 folgendermassen umschrieben: Die Einspra-
chen und die Mitberichte der kantonalen Amtsstellen sind 
dem Departement innert der Auflagefrist von 30 Tagen 
schriftlich mit einer kurzen Begründung einzureichen. Im 
vorliegenden Artikel 49 unter Verfahren mit der Marginalie 
Einleitung Vorprüfungs- und Mitwirkungsverfahren steht in 
Absatz 3: Die Regierung regelt durch Verordnung das 
Vorprüfungs- und das Mitwirkungsverfahren. Im Sinne einer 
Anregung zu Handen der Regierung mache ich auf den Arti-
kel 24 des Strassengesetzes aufmerksam, ob und wenn ja, in 
welcher Art und Weise dieser Gedanke mit einbezogen wer-
den kann.  
 
Standespräsident Möhr: Das ist so i.O. Weitere Bemerkun-
gen zu diesem Artikel ? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 50, Erlass 
Abs. 1 -4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 5 
Antrag Kommission und Regierung 
Ersetzen: 
Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
 
Abs. 6 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen: 
durch die Regierung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Sie sehen hier, die Ge-
nehmigungsbehörde hat von der Regierung geändert, hängt 
mit Artikel 51 Absatz 3 zusammen. 

Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion zu Artikel 
50? Nicht gewünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 51, Genehmigung, 1. Grundsätze 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Ergänzen am Schluss mit: 
Planänderungen gemäss Artikel 50 Absatz 3 genehmigt das 
Departement. 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Ersetzen durch folgende Fassung: 
Die Genehmigung wird erteilt, wenn keine Vorschriften ver-
letzt sind. 
 
Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Ersetzen: 
Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
 
Abs. 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Auch hier, im Sinne ei-
ner zusätzlichen Vereinfachung, Flexibilisierung und Be-
schleunigung des Verfahrens können kleine Zonenplanände-
rungen gemäss Artikel 50, Absatz 3 direkt vom Departement 
genehmigt werden. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht, so genehmigt.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 52, 2. Koordination 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Ersetzen: 
Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
1) Ersetzen  
 Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
2) Ändern: 
 …des Genehmigungsbeschlusses selbst, wenn ein Ge-
samtentscheid zur Verbesserung der Koordination beiträgt, 
der Verfahrensbeschleunigung dient oder unter den Parteien 
vereinbart wurde. 
 
Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Ersetzen: 
Regierung durch: Genehmigungsbehörde 
 
Abs. 4 (neu) 
Antrag Kommission und Regierung 
Einfügen neuer Abs. 4: 
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Weitere Einzelheiten über die Koordination regelt die Regie-
rung durch Verordnung. 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Im Artikel 52 geht es 
um die Koordination der Bewilligungsverfahren. Ich über-
nehme hier die Worte vom Kommissionspräsidenten, ich 
weiss nicht, was da weiter unten noch steht, aber ich versu-
che mich. Ich mache hier Ausführungen sowohl für BAB-
Bewilligungen, welche in Artikel 92 geregelt sind, als auch 
für die Genehmigung von Zonenplanrevisionen. Beide Ver-
fahren durchlaufen nämlich intern den gleichen Prozess. Das 
Koordinationsverfahren kommt zum Zuge, sobald ein Ge-
such entsprechende Zusatzbewilligungen braucht. Wir haben 
dieses Thema im Hinblick auf die zweite Lesung in der 
Kommission nochmals ausführlich diskutiert und an Hand 
von praktischen Beispielen aufgezeigt, dass hier auch grosser 
Handlungsbedarf besteht. Die Verfahren mit Zusatzbewilli-
gungen müssen unbedingt besser koordiniert, vereinfacht 
und beschleunigt werden. So ist bei einem praktischen Bei-
spiel passiert, dass das BVFD das Rodungsgesuch nicht be-
handelt hat, da noch keine BAB-Bewilligung vorhanden war 
und das DIV das BAB-Gesuch ablehnte, da noch keine Ro-
dungsbewilligung vorhanden war. Das kann und darf natür-
lich nicht sein. Ich möchte hier auch nicht sagen, dass das die 
Regel ist, das war sicher ein Ausnahmefall. Aber trotzdem 
zeigt es klar und deutlich auf, dass intern der Amtsstellen 
Koordinationsbedarf besteht. Mit dem nun vorliegenden Ar-
tikel 52 haben wir einen Vorschlag auf dem Tisch, der unse-
res Erachtens nach den Verfahren mit Zusatzbewilligungen 
optimal koordiniert und auch beschleunigt, wenn der Prozess 
auch gemäss dem Gesetzesartikel und der in der Kommission 
gemachten Ausführungen umgesetzt wird. Warum das? Wie 
wird das Verfahren künftig durchgeführt? Die Gesuche müs-
sen neu gemeinsam eingereicht und gleichzeitig aufgelegt 
werden. Es wird eine Leitbehörde bestimmt, welche das Ver-
fahren koordiniert. Im Normalfall ist das die Fachstelle. Sie 
stellt die Zusatzbewilligungen den anderen zuständigen 
Fachbehörden unter Ansetzung einer Frist zu. Die anderen 
Fachbehörden behalten so ihre Zuständigkeit und können so 
ihrer Verantwortung gemäss Spezialgesetzgebung weiter hier 
wahrnehmen. Wird ein Gesuch nicht bewilligt, so wird die-
ses am Tisch ausdiskutiert und es wird versucht, eine Lösung 
zu finden. Wird auch so keine Lösung gefunden, entscheidet 
die Regierung. Anschliessend werden die Gesuche in der 
Regel in einem Couvert zusammen dem Gesuchsteller eröff-
net. Was ist nun der Unterschied zum Gesamtentscheid? 
Beim Gesamtentscheid wird nur eine Bewilligung erteilt. Die 
anderen Fachbehörden geben der Leitbehörde nur eine Stel-
lungnahme ab, nicht aber eine eigentliche Bewilligung. Um 
dies zu erreichen, müssten aber sämtliche Spezialgesetzge-
bungen angepasst werden. In Zukunft ist es aber mit dem jet-
zigen Artikel 52 ohne Änderung des Raumplanungsgesetzes 
jederzeit möglich, den Gesamtentscheid einzuführen. Die 
Regierung hat somit freie Hand, welches Verfahren für sie 
rascher und einfacher ist. Der Gesamtentscheid könnte aber 
nebst der Anpassung der Spezialgesetzgebung noch weitere 
Umstrukturierungen nach sich ziehen, wie z.B. die Departe-
mentszuteilungen. Solche Veränderungen greifen aber stark 
ins Interne und Operative ein. Aus diesen Gründen wird die 
Verantwortung solcher Entscheidungen der Regierung über-
lassen. Das Gesetz muss nur die nötigen Änderungen zulas-
sen. Die Quintessenz für mich ist nun, dass wir mit dem vor-
liegenden Artikel eine für unseren Kanton gute Lösung ha-
ben und so die gesetzliche Grundlage für eine Beschleuni-
gung, Vereinfachung und Verbesserung des Bewilligungs-

prozesses beim Kanton geschaffen haben. Kommission und 
Regierung empfehlen Ihnen aus diesen Gründen, dem neuen 
Artikel 52 zuzustimmen. 
 
Standespräsident Möhr: Weitere Mitglieder der Kommissi-
on? Wir sprechen vom ganzen Artikel 52. Nicht gewünscht. 
Allgemeine Diskussion. Nicht gewünscht. Dann haben wir 
diesen Artikel bereinigt.  
 
Angenommen 
 
 
C. Quartierplanung 
 
Art. 53, Quartierplan, 1. Zweck, Inhalt 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 54, 2. Bestandteile 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 55, Verfahren 
Abs. 1 und 3 (neu 4) 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Mit dem zusätzlichen 
Absatz 3 in diesem Artikel ist man dem Anliegen einiger 
Churer Grossräte nachgekommen. Somit ist klar und eindeu-
tig formuliert und gesetzlich festgehalten, dass künftig auch 
die Durchführung reiner privater Quartierplanungen möglich 
ist. Dies ist ja bereits heute in Chur vielfach der Fall, wie mir 
mitgeteilt wurde. Und meiner Meinung nach ist das auch ab-
solut sinnvoll. Das private Quartierplanverfahren muss aber 
zusätzlich auch in der kommunalen Gesetzgebung verankert 
sein, wenn man das zulassen will. Soviel mir bekannt ist, ist 
es im Entwurf des neuen Baugesetzes der Stadt Chur aber 
noch nicht enthalten. Trotzdem gibt es aber bei Quartierpla-
nungen, die auf private Initiative eingeleitet werden, sicher 
weniger Probleme als bei amtlichen und sie werden spediti-
ver und schlanker durchgezogen. Darum sind Regierung und 
Kommission für die Ergänzung in Absatz 3 und bitten Sie, 
dem zuzustimmen. Was ich erwähnt habe von der Stadt Chur 
ist eine Aussage unseres Kommissionspräsidenten, ich habe 
ihn da nur zitiert. 
 
Tremp: Herr Kommissionsvizepräsident, ich muss Sie korri-
gieren. Die Stadt Chur befasst sich tatsächlich seit Jahren ne-
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ben anderen Gemeinden, die ich auch kenne, mit privaten 
Quartierplanverfahren. Und selbstverständlich sieht auch das 
neue städtische Baugesetz diese Möglichkeit wiederum vor, 
weil sie durchaus Sinn macht. Ich kann Ihnen aber versi-
chern, es ist keine ausschliessliche Churer Thematik, ein pri-
vates Quartierplanverfahren. In meiner früheren beruflichen 
Tätigkeit hatte ich mit zahlreichen Gemeinden zu tun, wo 
eben auch ein privates Quartierplanverfahren durchaus Sinn 
macht. Dass das zum einen im kommunalen Baugesetz zu 
umschreiben ist, das ist korrekt und richtig und zum anderen, 
dass auch die Bestimmungen einzuhalten sind, ebenfalls. Ich 
danke der Kommission für die Unterstützung. 
 
Standespräsident Möhr: Weitere Wortmeldungen. Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 56, Planungs- und Erschliessungskosten 
Antrag Kommission und Regirung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Bitte wei-
terlesen. 
 
Angenommen 
 
 
D. Bau- und Niveaulinien  
 
Art. 57, Baulinien 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Ändern erster Satz: 
Baulinien dienen insbesondere der Freihaltung von Räumen 
entlang von Erschliessungsanlagen, Gewässern und Wald-
rändern. 
 
Abs. 2 – 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Hier geht es einzig um 
eine einfachere und klarere Formulierung. Dem Sinn nach 
bedeutet das das Gleiche. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 58, Niveaulinien 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 

Art. 59, Ausnahmen, Verfahren 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
4. ERSCHLIESSUNG 
 
Art. 60, Allgemeines 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Ändern und ergänzen: 
Die Gemeinden planen im Rahmen ihrer Zuständigkeit die 
Grund-, Grob- und Feinerschliessung ihres Gebietes. Sie 
erstellen Übersichten über den Stand der Überbauung, Er-
schliessung und Baureife. 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Die Erstellung der 
Übersichten über den Stand der Überbauung, Erschliessung 
und Baureife wurde neu in diesem Artikel integriert. Sie war 
früher im Artikel 21 über die Grundlagen enthalten und den 
haben wir ja bekanntlich gestrichen. 
 
Abs. 2 – 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion dazu? Nicht 
gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 61, Erschliessungsprogramm 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Ergänzen wie folgt: 
Die Gemeinden erstellen ein Erschliessungsprogramm. Die-
ses bestimmt in Abstimmung mit der Finanzplanung… 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Hier gilt eigentlich das 
Gleiche wie bei Artikel 60. 
 
Abs. 2 und 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 62, Durchführung, 1. Zuständigkeit, Säumnis 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
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Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 63, 2. Ausführungsrecht der Gemeinden 
Abs. 1 und 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Redaktionelle Änderung: 
Verkehrs-, Versorgungs- und Entsorgungsanlagen ersetzen 
durch: Erschliessungsanlagen 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 64, Finanzierung, 1. Abgabepflicht 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 65, 2. Beiträge 
Abs. 1 -4 und 6 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 5 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen im zweiten Satz: 
unter Haftung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Das Wort Haftung ist 
hier gestrichen, das macht keinen Sinn mehr. Wir haben in 
der ersten Lesung unter solidarischer Haftung das Wort Soli-
darisch gestrichen. Dies bezog sich auf die Haftung, darum 
muss in Absatz 5 unter Haftung ebenfalls gestrichen werden, 
da der Satz sonst keinen Sinn macht. Ich nehme an, Grossrat 
Casanova ist so einverstanden, denn so ist es sicher auch in 
seinem Sinne. 
 
Standespräsident Möhr: Weitere Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 66, 3. Gebühren 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 

Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
5. LANDUMLEGUNG 
 
Art. 67, Zweck 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 68, Zuständigkeit, Verfahren 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 69, Umlegungsbann, Vorkaufsrecht 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 70, Aufnahme des alten Bestandes, Auflage, Ein-
sprache 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 71, Landabzüge, Neuzuteilung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
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Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 72, Bereinigung der Rechte 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 73, Kosten 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
V. Kantonale Bauvorschriften 
 
1. BAUREIFE 
 
Art. 74 Baureife 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung.  
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
2. GESTALTUNG  
 
Art. 75, Siedlung und Landschaft 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen.  
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 76 Geschützte Objekte 
Marginalie 
Antrag Kommission und Regierung 
Ersetzen Passus: 

Generell geschützte Siedlungsbereiche und Einzelbauten 
durch: Geschützte Objekte 
 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Ändern: 
Geschützte Objekte nach Artikel 45 sind zu erhalten.  
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Ändern erster Satz: 
Bauliche Änderungen an geschützten Objekten unterliegen 
der Gestaltungsberatung. 
 
Abs. 3 und 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert: Hier handelt es sich eigentlich um eine Vereinfa-
chung, sonst keine Bemerkungen.  
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht. 
 
Angenommen 
 
 
3. ABSTÄNDE  
 
Art. 77, Bauabstände, 1. Gebäude  
Abs. 1  
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen ganzer zweiter Satz: 
Der Grenzabstand ist die waagrecht gemessene… 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen ganzer zweiter Satz: 
Der Gebäudeabstand ist die waagrecht gemessene… 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Die Definition von 
Grenz- und Gebäudeabstand werden ebenfalls in den Nor-
men der Regelbauweise definiert, somit können diese Beg-
riffsdefinitionen im Gesetz gestrichen werden. Da sonst 
Doppelspurigkeiten entstehen würden. Vor allem wenn der 
Kanton Graubünden einmal dem Konkordat beigetreten ist.  
 
Abs. 3 und 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 78, 2. Weitere Bauten und Anlagen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
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Art. 79, 3. Unterschreitungen, Vorbehalte 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Herr Kommissionsvizepräsident? 
Allgemeine Diskussion? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 80, Gewässerabstand, Waldabstand 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung.  
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
4. SICHERHEIT UND GESUNDHEIT  
 
Art. 81, Im Allgemeinen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung.  
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 82, Behindertengerechtes Bauen  
Abs. 1, 2 und 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 3 (neu) 
a) Antrag Kommissionsminderheit (3 Stimmen, 
 Sprecherin Bucher-Brini) und Regierung 
 Einfügen neuer Abs. 3: 

Wer Bauten und Anlagen nach Absatz 1 errichten oder 
erneuern will, hat die projektpläne auf eigene Kosten 
durch eine von der Regierung zu bezeichnende Bera-
tungsstelle prüfen zu lassen. Der Prüfbericht ist der Ge-
meinde mit dem Baugesuch einzureichen. 
 

b) Antrag Kommissionsmehrheit (5 Stimmen, Sprecher Do-
natsch) 

 Gemäss 1. Lesung 
 
c) Antrag Tremp 
 Einfügen neuer Abs. 3: 

Die Prüfung von Baugesuchen auf ihre Übereinstimmung 
mit den Vorschriften über das behindertengerechte Bauen 
obliegt der kommunalen Baubehörde. Sie kann zu diesem 
Zweck sachkundige Beraterinnen oder Berater beiziehen. 

 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Das ist eigentlich der 
einzige Artikel, in dem die Kommission nicht einer Meinung 
gewesen ist. Es gibt hier einen Minderheitsantrag. Dieser 

Minderheitsantrag in Absatz 3 wird, vertreten durch Frau 
Bucher, zurückgezogen zugunsten des neuen Kompromiss-
antrages, welcher Grossrat Tremp vorstellen wird.  
 
Tremp: Besten Dank Herr Standespräsident. Im Rahmen der 
ersten Lesung zum Artikel 82 ist Ihnen noch in Erinnerung, 
dass die Ansichten über das Vorgehen bei Bauvorhaben, 
welchen den Behindertengleichstellungsgesetz unterstehen 
sehr unterschiedlich ausgefallen sind. Insbesondere die Zu-
ständigkeit, die Kostentragung und das Verfahren. Die 
Kommission hat aufgrund der Überarbeitung eigentlich keine 
Neufassung gefunden. Und ich bin zum Schluss gekommen, 
dass die Lösung, so wie sie dem Rat jetzt mit dem Protokoll 
unterbreitet wird nach wie vor nicht zweckmässig ist, und 
habe demzufolge einen separaten Antrag unterbreitet, und 
wie Sie gehört haben, sowohl, denke ich, von der Kommissi-
onsmehrheit wie auch von der –minderheit akzeptiert werden 
kann. Der neue Absatz 3 von Artikel 82 lautet demnach nach 
meinem Vorschlag wie folgt: Die Prüfung von Baugesuchen 
auf ihre Übereinstimmung mit den Vorschriften über das be-
hindertengerechte Bauen obliegt der kommunalen Baube-
hörde. Sie kann zu diesem Zweck sachkundige Beraterinnen 
oder Berater beiziehen.  
Weshalb diese Formulierung? Gemäss Artikel 5 des kürzlich 
in Kraft getretenen Behindertengleichstellungsgesetzes ob-
liegt es den Kantonen in ihrer Kompetenz zu legiferieren wie 
die Gemeinden die Umsetzung des Behinderten- gleichstel-
lungsgesetzes wahrnehmen. Es ist nun zweckmässig im kan-
tonalen Raumplanungsgesetz zu stipulieren, dass die Ge-
meinden, welche ja auch schlussendlich die Baubehörde für 
Bauvorhaben sind, für die diesbezügliche Prüfung zuständig 
sind. Nicht zuletzt deshalb, weil’s nach wie vor natürlich vie-
le Gemeinden gibt, die mit der Praxis des Behindertengleich-
stellungsgesetzes nicht vertraut sind, wie das beispielsweise 
in grösseren Gemeinden der Fall ist, die auch zum Teil über 
vollamtliche Fachleute verfügen.  
Mit dem Hinweis im zweiten Satz, dass zu diesem Zweck 
sachkundige Beraterinnen und Berater beigezogen werden 
können, wird darauf aufmerksam gemacht, dass die Gemein-
den an sich frei sind, wenn sie über die eigenen Fachleute 
verfügen, oder wenn die Beurteilung eines entsprechenden 
Baugesuches in der Fachkenntnis der Baubehörde liegt, dann 
kann sie das selbst vornehmen. Und wenn die Baubehörde 
zum Schluss kommt, es sei sinnvoll eine externe zuständige 
Stelle beizuziehen, dann hat sie hier auch die Rechtsgrundla-
ge. Gemäss Bundesgesetz zum Behindertengleichstellungs-
gesetz ist es so, dass zurzeit zwölf Institutionen in der 
Schweiz beschwerdeberechtigt sind. Und es wäre an sich 
schade, wenn eine Baubehörde eine Baubewilligung erteilt 
und im Nachhinein eine derartige Institution mittels dem Be-
schwerdeverfahren zu ihrem Recht kommen müsste. Und in 
diesem Sinne denke ich, ist es ein Kompromiss. Er entspricht 
im Ablauf auch dem Beispiel wie wir es in der Stadt Chur 
handhaben, indem eben die Baugesuche eingereicht werden 
und die Baupolizei dann das Baugesuch prüft und im Sinne 
einer Liste der Pro Infirmis, die auch im Kanton Graubünden 
als zuständig betrachtet wird, für die Beurteilung zustellt und 
die Baubehörde übernimmt dann allfällige Hinweise seitens 
der Prüfinstanz in ihrer Baubewilligung als Auflage. Ich bitte 
Sie, meinen Antrag zu unterstützen.  
 
Standespräsident Möhr: Sie haben den Antrag von Grossrat 
Tremp gehört. Herr Kommissionsvizepräsident, Sie haben in 
Aussicht gestellt, dass dann die Anträge der Minderheit und 
Mehrheit der Kommission dahinfallen. Ist das richtig so? 
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Göpfert: Das ist richtig so. Die Kommission und die Regie-
rung können einstimmig hinter diesem Kompromissantrag 
stehen und ziehen dementsprechend den Minderheitsantrag 
zurück.  
 
Anträge Kommissionsmehrheit und –minderheit und Regie-
rung werden zugunsten des Antrages Tremp zurückgezogen. 
 
Standespräsident Möhr: Die Diskussion ist offen zum Art. 
82, Abs. 3. Wird nicht gewünscht. Dann ist es so akzeptiert.  
 
Antrag Tremp angenommen. 
 
 
5. BESITZSTAND UND AUSNAHMEN INNERHALB 

DER BAUZONEN 
 
Art. 83 Besitzstand, 1. Erneuerungen, Umbauten 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
1) Ergänzen erster Satz: 

Solche Bauten und Anlagen dürfen zudem umge-
baut, massvoll erweitert oder in ihrer Nutzung ge-
ändert werden, wenn … 

2) Streichen ganzer zweiter Satz 
Zweckänderungen sind unter denselben Vorausset-
zungen… 

Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Einfügen neuer Abs. 3: 
Die Gemeinden können im Baugesetz auch den Wiederauf-
bau nach Zerstörung oder Abbruch ohne Rücksicht auf die 
geltenden Vorschriften der Regelbauweise für zulässig erklä-
ren (Hofstattrecht). Sie regeln die Einzelheiten unter Berück-
sichtigung der öffentlichen und nachbarlichen Interessen. 
 
Abs. 4 neu 
Antrag Kommission und Regierung 
Einfügen neuer Abs. 4: 
Vorbehalten bleiben besondere gesetzliche Anpassungs- oder 
Sanierungspflichten sowie besondere Regelungen des eidge-
nössischen oder kantonalen Rechts über die Anwendung 
neuer Vorschriften auf bestehende Bauten und Anlagen. 
 
Göpfert; Komissionsvizepräsident: Wir haben an der ersten 
Lesung beschlossen, dass Nutzungsänderungen beim Hof-
stattrecht zugelassen sind. Aufgrund dieses Beschlusses 
wurde das ganze Hofstattrecht neu formuliert und in einem 
Artikel zusammengeführt. So können die Art. 84 bis 86 ge-
strichen werden und die wesentlichen Aussagen daraus wur-
den im Art. 83 integriert. Abklärungen des Departements ha-
ben ergeben, dass es Gemeinden in Graubünden gibt, die das 
Hofstattrecht heute nicht kennen und es auch in Zukunft 
nicht wollen. Nach der jetzigen Formulierung wäre das Hof-
stattrecht jedoch für alle Gemeinden im Kanton vorgeschrie-
ben gewesen. Darum schlagen wir Ihnen im Sinne der Ge-
meindeautonomie vor, dass die Gemeinden selber entschei-
den können, ob sie das Hofstattrecht in ihrer kommunalen 
Baugesetzgebung zulassen wollen oder nicht.  
 

Standespräsident Möhr: Weitere Mitglieder der Kommission 
zu Art. 83 Abs. 1 bis 4. Allgemeine Diskussion dazu? Nicht 
gewünscht. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 84  
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen 
 
Standespräsident Möhr: Wird die Diskussion dazu ge-
wünscht? Nein. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 85  
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 86 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 87, Ausnahmen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Ergänzungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Bitte wei-
ter lesen. 
 
Angenommen 
 
 
6. AUSNAHMEN FÜR BAUTEN UND ANLAGEN 

AUSSERHALB DER BAUZONEN 
 
Art. 88, im Allgemeinen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 89 Landschaftsprägende Bauten 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
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Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Ergänzungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
VI. Formelles Baurecht  
1. ORGANISATION 
 
Art. 90 Grundsatz 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Weiter le-
sen. 
 
Angenommen 
 
 
2. BEWILLIGUNGEN 
 
Art. 91, Baubewilligung 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Dritter Satz ersetzen durch: 
Sie trifft für Bauten und Anlagen innerhalb und ausserhalb 
der Bauzonen die gleiche Regelung, soweit das Bundesrecht 
dies zulässt. 
 
Abs. 3 neu 
Antrag Kommission und Regierung 
Neuer Abs. 3 einfügen: 
Die Gemeinden können im Baugesetz nicht baubewilli-
gungspflichtige Bauvorhaben dem Meldeverfahren unterstel-
len.  
(Abs. 3 bisher wird neu zu Abs. 4) 

Göpfert: Mit dem neuen Zusatz in Abs. 2 ist man einem An-
liegen von Grossrat Beck aus der ersten Lesung nachge-
kommen. Damit wird gewährleistet, dass die Regierung im 
Rahmen der übergeordneten Gesetzgebung für Bauten und 
Anlagen innerhalb und ausserhalb der Bauzonen die gleichen 
Regelungen erlässt.  
 
Standespräsident Möhr: Diskussion zu diesem Artikel? 
Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 92, BAB-Bewilligung, BAB-Behörde 
Abs. 1 –5 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
 

Abs. 6 
Antrag Kommission und Regierung 
Ändern wie folgt: 
…auch wenn die Gemeinden sie dem Meldeverfahren un-
terstellen. 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Neu wird zusätzlich 
zum ordentlichen Baubewilligungsverfahren das Meldever-
fahren eingeführt. Es ersetzt das vereinfachte Verfahren. Das 
Meldeverfahren wird angewendet bei Bauten, die nur geringe 
öffentliche und private Interessen berühren und keine Ein-
sprachen drohen. Dies sind z.B. geringfügige Projektände-
rungen oder Bauvorhaben, die nach Aussen nicht in Erschei-
nung treten. Die kommunale Baubehörde entscheidet, ob das 
ordentliche Verfahren oder das Meldeverfahren durchgeführt 
wird. Beim Meldeverfahren braucht es keine Profilierung 
sowie besteht keine Auflage- und Publikationspflicht. Die 
Baubewilligung ist stillschweigend einen Monat nach Einrei-
chung des Gesuches rechtskräftig. Es kann aber auch schrift-
lich mitgeteilt werden, sofern dies so im kommunalen Bau-
gesetz festgehalten ist. Ebenfalls entscheiden die Gemeinden 
selber, ob sie die baubewilligungsfreien Bauten gemäss Art. 
33 kantonaler Raumplanungsverordnung dem Meldeverfah-
ren unterstellen oder nicht. Mit diesen Verfahren haben wir 
eine moderne und zukunftsgerichtete Lösung im Gesetz, 
welche ganz klar zu einer Liberalisierung und Vereinfachung 
gegenüber heute führen wird. 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion zu diesem Artikel? 
Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 93, Koordination bei Zusatzbewilligungen 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Zweiter Satz wie folgt ersetzen: 
Bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen entscheidet die 
BAB-Behörde über kantonale Zusatzbewilligungen selbst, 
wenn ein Gesamtentscheid zur Verbesserung der Koordinati-
on beiträgt, der Verfahrensbeschleunigung dient oder unter 
den Parteien vereinbart wurde. 
 
Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung  
1) Erster Satz 

 Ergänzen: 
 Weitere Einzelheiten über die Koordination… 

 
2) Zweiter Satz 
    Ersatzlos streichen 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Unserer Ansicht nach 
sind die Bewilligungsprozesse, egal ob es Zonenplanrevisio-
nen oder BAB-Bewilligungen sind, exakt die gleichen. Es 
geht um eine Vereinfachung und Beschleunigung der Pro-
zesse. Wir haben das ja bereits bei Art. 52 ausführlich disku-
tiert und ich möchte mich hier nicht wiederholen. Ich möchte 
nur nochmals erwähnen, dass die nun vorgeschlagene Lö-
sung politisch breit abgestützt ist, da die zuständigen Fach-
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behörden ihre Zuständigkeit behalten. Trotzdem handelt es 
sich um eine wesentliche Verbesserung gegenüber der heuti-
gen Lösung. Wir erwarten hier bei einer entsprechenden 
Umsetzung des Gesetzes durch die Regierung wirklich eine 
Verbesserung in Zukunft gegenüber heute.  
 
Standespräsident Möhr: Weitere Diskussion zu diesem Arti-
kel? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 94, Bewilligungsvoraussetzungen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu. Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 95, Nebenbestimmungen 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Bitte wei-
ter lesen. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 96, Baubeginn, Erlöschen der Baubewilligung, Bau-
vollendung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 97, Baubewilligungsverfahren 
Abs. 1, 2 und 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Im zweiten Satz ersetzen: 
Vereinfachtes Verfahren durch: Meldeverfahren 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Bitte wei-
ter lesen. 
 
Angenommen 
 
 
3. VERANTWORTLICHKEIT, 

WIEDERHERSTELLUNG, STRAFE 
 

Art. 98, Verantwortlichkeit, Haftung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Aangenommen 
 
 
Art. 99, Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 100, Busse 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
4. VERFAHRENSKOSTEN 
 
Art. 101, Verfahrenskosten 
Abs. 1, 3 –5 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Ersatzlose Streichung letzter Satz: 
Schadenersatzansprüche im Zusammenhang mit Einsprachen 
richten sich nach Bundesrecht. 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Gemäss Antrag Marti, 
den wir in der ersten Lesung beschlossen haben, hatte die 
Kommission nochmals zu überprüfen, ob der letzte Satz in 
Abs. 2 nötig ist. Wir sind nun der Auffassung, dass dieser 
Satz durchaus gestrichen werden kann. Nach Zivilrecht kann 
jemand immer beklagt werden, wenn jemand einem anderen 
etwas Widerrechtliches beifügt. Aus diesem Grund ist dieser 
Satz unserer Ansicht nach eine reine Wiederholung von gel-
tendem Recht und hat somit hier keine Bedeutung.  
 
Standespräsident Möhr: Weitere Diskussion dazu? Nicht 
gewünscht.  
 
Angenommen 
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VII. Enteignung 
 
Art. 102, Formelle Enteignung 
Abs. 1 und 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung  
Ersetzen durch folgende Fassung: 
Will die Gemeinde oder eine von ihr ermächtigte Träger-
schaft das Enteignungsrecht ausüben, teilt sie dies den be-
troffenen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern un-
ter Bekanntgabe der beanspruchten Rechte und der angebo-
tenen Entschädigung schriftlich mit. In gleicher Weise kön-
nen auch die Betroffenen durch schriftliche Bekanntgabe ih-
res Angebotes von der Gemeinde die Ausübung des Enteig-
nungsrechts verlangen. 
 
Abs. 4 neu 
Antrag Kommission und Regierung 
Einfügen neuer Abs. 4: 
Können sich die Parteien über die Höhe der Entschädigung 
nicht einigen, kann jede Partei bei der zuständigen Enteig-
nungskommission die Durchführung des Schätzungsverfah-
rens verlangen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der 
kantonalen Enteignungsgesetzgebung. 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Das ganze Enteig-
nungsrecht Art. 102 bis 106 wurde überprüft und redaktio-
nell überarbeitet und vereinfacht, gemäss Auftrag von Gross-
rat Tremp. Nach Ansicht von Kommission und Regierung 
sind die Artikel neu besser und klarer formuliert. Die Bedeu-
tung an sich ist gleich geblieben. Es handelt sich nur um eine 
Zusammenfassung und redaktionelle Überarbeitung. Art. 103 
wurde im Art. 102 integriert. Art. 105 im Art. 104.  
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 103 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 104, Materielle Enteignung 
Marginalie 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen: 
1. Entschädigungsanspruch 
 
Abs. 1 und 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 3 neu 
Antrag Kommission und Regierung 
Entschädigungsbegehren aus materieller Enteignung sind 
beim entschädigungspflichtigen Gemeinwesen schriftlich 

und unter Angabe der Höhe der geforderten Entschädigung 
geltend zu machen. 
 
Abs. 4 neu 
Antrag Kommission und Regierung 
Bestreitet das Gemeinwesen die Entschädigungspflicht oder 
können sich die Parteien über die Höhe der Entschädigung 
nicht einigen, kann das Entschädigungsbegehren nach den 
Bestimmungen der kantonalen Enteignungsgesetzgebung bei 
der zuständigen  Enteignungskommission geltend gemacht 
werden. 
 
Abs. 5 neu 
Antrag Kommission und Regierung 
Beträgt die zu leistende Entschädigung mehr als zwei Drittel 
des Wertes, der für das Grundstück im Falle einer formellen 
Enteignung bezahlt werden müsste, können beide Parteien 
die formelle Enteignung verlangen. 

 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 105, Verfahren 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 106 
Marginalie 
Antrag Kommission und Regierung 
1) Streichen:  
 Ordnungszahl 3 
2) Ersetzen durch folgenden Wortlaut: 

Verzicht auf die Enteignung bzw. Eigentumsbeschrän-
kung, Rückerstattung, Verjährung 

 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
1) Ergänzen erster Satz: 

…Festlegung der Entschädigung auf die Enteignung 
bzw. Eigentumsbeschränkung 

2) Ändern zweiter Satz: 
Die Verzichtserklärung wird unwirksam, wenn die Plan-
festsetzung nicht innerhalb von zwei Jahren aufgehoben 
wird.  

 
Abs. 2 und 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
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Angenommen 
 
 
VIII. Rechtsschutz  
 
Art. 107, Zusatzbewilligungen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1 Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 108, Planungsbeschwerde 
Abs. 1, 3 und 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
1) Streichen Passus: 
 sowie Organisationen, soweit sie 
2) Einfügen 
 oder  
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Wir folgen hier dem 
Antrag Capaul aus der ersten Lesung und sind der Meinung, 
dass in Abs. 2 die Organisationen nicht explizit aufgeführt 
werden müssen. Die Organisationen, die bereits nach Bun-
desgesetz legitimiert sind, wissen das und darum wäre es nur 
eine Wiederholung des Bundesrechtes. Ebenfalls laufen Be-
strebungen aus verschiedenen politischen Lagern, das Ver-
bandsbeschwerderecht aufzulockern. Falls dort allenfalls Or-
ganisationen auf Bundesebene nicht mehr darunter fallen 
würden, müssten wir diesen Artikel wieder explizit durch ei-
ne Gesetzesrevision ans übergeordnete Recht anpassen. Aus 
diesen Gründen sind wir der Meinung, dass man die Organi-
sationen in diesem Artikel nicht nochmals aufführen muss 
und beantragen Ihnen dessen Streichung. 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 109, Rekurs, 1. Entscheide der Regierung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 110, 2. Verfügungen kantonaler Behörden 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 

Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Ergänzen: 
Verfügungen über den Erlass oder die Verlängerung kanto-
naler Planungszonen, die Genehmigung von Planänderungen 
nach Artikel 50 Absatz 3 sowie BAB-Entscheide können 
auch von den Gemeinden angefochten werden. 
 
Göpfert: Es muss hier ergänzt werden, da wir in Art. 50 ge-
ändert haben, dass kleinere Planänderungen das Departement 
genehmigen kann. Also der Einschub, die Genehmigung von 
Planänderungen nach Art. 50.  
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 111, Beschwerderecht der Umweltorganisationen 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
1) Ändern erster Satz: 

In Baubewilligungsverfahren für Bauvorhaben ausser-
halb der Bauzonen sowie bei Planungen, die einer kanto-
nalen Genehmigung bedürfen, melden Organisationen, 
sofern sie beschwerdeberechtigt sind und vom Be-
schwerderecht Gebrauch machen wollen, die Beteili-
gung…. 

 
2) Ändern dritter Satz: 

Geht eine Stellungnahme ein, wird der Entscheid auch 
der am Verfahren beteiligten Organisation mitgeteilt. 

 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Unserer Ansicht nach 
macht es Sinn, dass die beschwerdeberechtigten Organisati-
onen gemäss Bundesgesetz ihre Stellungnahme gleichzeitig 
mit der Planauflage abgeben können. Dies wirkt mit Sicher-
heit verfahrensbeschleunigend, da andernfalls die Organisa-
tionen zu Einsprachen gezwungen wären. Wir glauben auch, 
dass durch einen frühen Miteinbezug der Organisationen ei-
ne vernehmliche und akzeptable Lösung für alle Seiten ge-
funden werden kann. In diesem Sinne verstehen wir den Art. 
111 als verfahrensbeschleunigend und nicht als behindernd 
und empfehlen dem Grossen Rat ihn mit der vorgeschlage-
nen Änderung so im Gesetz zu belassen.  
 
Jäger: Es scheint mir sehr wichtig zu sein, was der Kommis-
sionssprecher im Moment gesagt hat. Es geht darum, auch in 
der Raumplanung mit den Umweltorganisationen zusammen 
die guten Lösungen zu finden. Der Kommissionssprecher hat 
jetzt gerade darauf hingewiesen, dass es sinnvoll ist, die Or-
ganisationen früh mit einzubeziehen. Ich möchte hier ganz 
klar die Zustimmung sowohl zu der Streichung der entspre-
chenden Wörter bei Art. 108 wie auch hier bei Art. 111 sig-
nalisieren. Ich stimme dem zu, weil ich weiss, dass wir hier 
dieses eidgenössische Thema nicht behandeln. Das Gesetz ist 
korrekt formuliert, ohne diese Wörter. Ich stimme dem aber 
zu und möchte ganz klar sagen, die Begründungen, die wäh-
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rend der ersten Lesung in diesem Bereich getroffen worden 
sind, die können wir überhaupt nicht unterstützen.  
 
Heinz: Erlauben Sie mir doch noch einige Bemerkungen, 
weil ich ein bisschen ein Unbehagen in diesem Artikel ver-
spüre. Denn der Abs. 2 dieses Artikels bewirkt natürlich eine 
Praxisänderung gegenüber heute, mit der Konzentration 
beim Amt für Raumplanung, was für die beschwerdeberech-
tigten Umweltorganisationen einiges erleichtert. Und somit 
muss natürlich das Amt für Raumplanung die Aufgaben im 
Sinne dieses Artikels auch lösen. Dadurch wird der Spiel-
raum des Raumplanungsamtes ein bisschen eingeschränkt. 
Und die Forderungen und Begehrlichkeiten der Umweltor-
ganisationen werden dadurch auch ein bisschen geweckt. 
Das müssen wir schon wissen. Was zur Folge hat, dass dann 
beim Amt für Raumplanung für die Bewältigung dieser Auf-
gaben im dümmsten Fall zusätzliche Stellenprozente ge-
schaffen werden. Denn diese Damen und Herren, die sich auf 
dem Raumplanungsamt melden, die wollen dann auch –wie 
soll ich sagen – einen Platz haben. Und die verantwortlichen 
Personen dort müssen dann die Unterlagen diesen zur Verfü-
gung stellen. Und ein bisschen Angst habe ich vor Repressa-
lien. Wenn da fünf, sechs Bewilligungen zu erteilen sind und 
die Umweltorganisationen in einem Punkt nicht einverstan-
den sind, das Raumplanungsamt gibt dann nicht schön nach 
wie man es möchte, dann kann man einfach die anderen ein 
bisschen blockieren. Also eine gewisse Gefahr besteht hier 
schon gegenüber der heutigen Praxis. Aber trotzdem, im 
Sinne eines guten Gesetzes konnte ich mich dazu bewegen 
diesem Vorschlag, wie die Kommission sie Ihnen präsentiert, 
zuzustimmen.  
 
Standespräsident Möhr: Gibt es weitere Wortmeldungen zu 
Art. 111? Nicht der Fall. Dann ist es so genehmigt.  
 
Angenommen 
 
 
IX. Schlussbestimmungen 
 
Art. 112, Vollzug 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung. 
 
Standespräsident Möhr: Allgemeine Diskussion zu Art. 112? 
Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 113, Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 

1. Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivil-
gesetzbuch vom 12. Juni 1994 ((EGzZGB) 

 
Art. 85 bis Art. 95 
Antrag Kommission und Regierung 
Aufgehoben 

 

Art. 100 Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Art. 101 Abs. 1 und 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Art. 131 Abs. 1 Ziff. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Art. 131 Abs. 2 Ziff. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 

Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Grossrat Hess gab un-
serer Kommission den Auftrag zu prüfen, ob nicht eine wei-
tergehende Auflösung des Einführungsgesetzes zum ZGB 
möglich sei. In der Diskussion zeigte sich, dass man alles, 
was mit Bauvorschriften zu tun hat effektiv aufheben kann. 
Da es teilweise neu im Raumplanungsgesetz verankert ist 
oder sonst keine grosse Bedeutung mehr hat. Die Prüfung er-
gab, dass Art. 89 bis 95 sowie 100 und 101 zusätzlich aufge-
hoben werden. Alles was aber Bepflanzungen, Bäume usw. 
sind, musste im Einführungsgesetz zum ZGB drin bleiben, 
da diese nicht baubewilligungspflichtig sind und darum pri-
vatrechtlich gelöst werden müssen.  
 

2. Enteignungsgesetz des Kantons Graubünden 
vom 26. Oktober 1958 

 
Art. 1 Abs. 1 und 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 

 
3. Perimetergesetz des Kantons Graubünden vom 

28. September 1980 
 

Art. 1 Abs. 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 

 
Standespräsident Möhr: Diskussion zu diesem ganzen Art. 
113? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 114, Übergangsbestimmungen. 1. Verhältnis zu den 
Ortsplanungen 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Einfügen neue Ziffer 2 
Die Zonenvorschrift für die Zonen für Grünflächen (Artikel 
31): sie gelangt in Grünzonen nach Artikel 28 KRG 73 zur 
Anwendung, die innerhalb des weitgehend überbauten Ge-
bietes liegen; 
 
(die bisherigen Ordnungszahlen 2, 3, 4, und 5 werden zu  
3, 4, 5 und 6) 
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Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Unter Art. 114, Abs. 2 
sind die Vorschriften für die kantonal festgelegten Zonen 
aufgeführt. Eine Neuerung unter Absatz 2 kommt ebenfalls 
einem Anliegen aus der ersten Lesung nach, wonach die Zo-
nenvorschriften für die neue Zone für Grünflächen auch für 
die heute bestehenden Grünzonen, welche die Gemeinden 
bereits in ihren Zonenplänen ausgeschieden haben, anzu-
wenden sind. 
 
Brüesch: Ich möchte mich nicht zu diesem neuen Antrag 
äussern sondern generell zu dieser Übergangsbestimmung. 
Beim Eintreten habe ich festgehalten, dass es sich um eine 
gut durchdachte Vorlage der Regierung handelt, dass man 
jedoch bei diversen Punkten auf halbem Wege stehen geblie-
ben sei. Nach der Beratung durch die Kommission für Um-
welt, Verkehr und Energie sowie dem Grossen Rat, ist man 
zwischenzeitlich zu einem guten Ergebnis gelangt. Man hat 
sich daher nun in der Folge nach der Verabschiedung dieser 
Vorlage um die Umsetzung dieses Gesetzes zu kümmern. 
Und vornehmlich davon betroffen sind die Gemeinden, wel-
che nicht unbedeutende Anpassungen in ihren Gesetzgebun-
gen und in der Rechtsanwendung vorzunehmen haben. Hier 
brauchen die Gemeinden Hilfe und Unterstützung. Ich frage 
daher Regierungspräsident Huber an, ob man davon ausge-
hen kann, dass auch in diesem Bereich die Gemeinden bei 
der Umsetzung des neuen KRG unterstützt werden und dafür 
auch gewisse Mittel bereitgestellt werden? 
 
Regierungspräsident Huber: Sie können davon ausgehen, 
dass das unsere Absicht– und ich kann für meinen Nachfol-
ger sprechen hier – seinem Willen entspricht, hier die Ge-
meinden entsprechend zu unterstützen. Die Mittel dazu wer-
den wir, sofern sie notwendig sind, budgetieren. Und wer 
Budgethoheit hat in diesem Hause, das wissen Sie. Also sie 
müssen dann auch Ja sagen dazu. Also wir sehen in erster 
Linie, Grossrat Brüesch, auch die BVR gefordert. Die BVR, 
die eigentlich eine Organisation ist, die auch eine beratende 
und helfende Funktion hat auch für die Gemeinden. Und un-
ser Beitrag gerade an die BVR, ist – sofern sie das Budget 
genehmigen für das nächste Jahr - sichergestellt.  
 
Standespräsident Möhr: Haben wir damit diesen Artikel be-
reinigt? Das ist der Fall.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 115, 2. Verfahren 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Ändern Ziffer zwei: 
Streitigkeiten aus Nachbarrecht gemäss Artikel 89 – 95 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkungen. 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion dazu? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
 

Art. 116, Referendum, Inkrafttreten 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss 1. Lesung 
 
Antrag Jäger 
Ändern wie folgt. 
Dieses Gesetz untersteht dem obligatorischen Referendum. 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Gemäss Art. 116 Ziff. 6 
der neuen Kantonsverfassung kann der Grosse Rat wichtige 
und umstrittene Erlasse dem obligatorischen Referendum un-
terstellen. Die Kommission hat dieses Begehren von Grossrat 
Jäger aus der ersten Lesung geprüft und ist zusammen mit 
der Regierung der Auffassung, dass sich ein obligatorisches 
Referendum für das Raumplanungsgesetz nicht aufdrängt. 
Dies aus folgenden Gründen. Was interessiert die Bevölke-
rung an der Raumplanung? Sie ist daran interessiert, z.B. ob 
ein Skilift gebaut werden darf, wie hoch ein Gebäude gebaut 
werden kann und in welcher Zone, ob ein Hotel aufgestellt 
werden kann oder ob dieses zu Zweitwohnungen umgebaut 
werden darf. Das alles sind doch Fragen, die von allgemei-
nem Interesse sind. Die Bevölkerung interessiert die strategi-
sche Ausrichtung der Raumplanung in den Bereichen Ver-
kehr, Energie, Umwelt und Tourismus. Also überall dort wo 
die Raumplanung eingreift.  
Solche raumpolitischen strategischen Vorgaben zur räumli-
chen Entwicklung sind aber im kantonalen Richtplan und in 
den kommunalen Zonenplänen, welche eh alle der Volksab-
stimmung unterliegen festgehalten. Das Raumplanungsge-
setz kann hingegen mit einem Werkzeugkasten verglichen 
werden, dem man die richtigen Werkzeuge für die Umset-
zung der strategischen Ausrichtung der Raumplanung ent-
nehmen muss. Das Raumplanungsgesetz hat somit keinen 
entwicklungssteuernden Ansatz. Aus diesen Gründen erach-
tet es die Regierung und die Kommission für Umwelt, Ver-
kehr und Energie als nicht sinnvoll, das Geschäft dem obli-
gatorischen Referendum zu unterwerfen.  
 
Jäger: Gestützt auf Artikel 16 Ziffer 6 der Kantonsverfas-
sung stelle ich den Antrag im Namen der SP-Fraktion Absatz 
1 von Artikel 116 wie folgt zu ändern: „Dieses Gesetz unter-
steht dem obligatorischen Referendum“. Der Kommissions-
sprecher hat schon darauf hingewiesen, dass im Rahmen der 
Kantonsverfassung man dem Volk bei der Veränderung des 
früheren obligatorischen Gesetzesreferendums hin zum fa-
kultativen Referendum Versprechungen gemacht hat. Alle 
Stimmberechtigten des Kantons Graubünden, die am 18. Mai 
2003 stimmberechtigt waren, erhielten vom Grossen Rat im 
Namen des Grossen Rates dieses Heftchen „den Abschied 
ans Volk“. Und bei der Begründung, wie man das in Zukunft 
handhaben wird, das obligatorische respektive das fakultati-
ve Referendum, hat man dem Volk Folgendes gesagt. Ich zi-
tiere: „das Volk wird auch in Zukunft über alle wichtigen 
oder umstrittenen Gesetze befinden können“. Es heisst nicht 
„wichtigen und umstrittenen“ sondern „wichtigen oder um-
strittenen“. Man hat dem Volk ein an sich grosses Recht 
weggenommen, dass es mehr als 100 Jahre hatte, nämlich 
dass das Volk über jedes Gesetz abstimmen konnte. Man hat 
dem Volk aber versprochen, bei den wichtigen Gesetzen 
wirst Du abstimmen können.  
Nun, was ist wichtig? Vielleicht erinnern Sie sich, dass ich in 
der Februarsession schon beim Wirtschaftsentwicklungsge-
setz nach dem zuvor die Wichtigkeit des Gesetzes von vielen 
Sprecherinnen und Sprechern dargestellt worden ist, dass ich 
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den gleichen Antrag gestellt habe. Der damalige Kommissi-
onssprecher hatte gesagt, das Wirtschaftsentwicklungsgesetz 
sei nur ein Rahmengesetz. Es enthalte nicht die wesentlichen 
Punkte. Wie steht es nun beim Raumplanungsgesetz. Über-
haupt die Frage, wenn das Raumplanungsgesetz kein wichti-
ges Gesetz ist, welches wäre es dann? Wo könnten wir dieses 
Versprechen, das wir dem Volk gegeben haben und nicht nur 
unsere Fraktion hat dieses versprechen gegeben, einlösen. 
Das ist das Versprechen, das der Standespräsident im Rah-
men des Grossen Rates dem Volk gegeben hat. Welches an-
dere Gesetz ist dann wichtig, wenn das kein wichtiges Gesetz 
ist? Wir haben zwei Lesungen durchgeführt. Wir haben in 
der ersten Lesung zwei Tage dafür gebraucht. Und jetzt sa-
gen wir im nachhinein nein, ein wichtiges Gesetz ist es nicht. 
Ich kann es nicht verstehen, geschätzte Damen und Herren. 
Und ich frage den Kommissionssprecher, ja welches Gesetz 
ist dann wichtig, wenn nicht das? Es ist die Frage, wie wir 
mit unserem Versprechen umgehen. Ganz einfach diese Fra-
ge. Ich möchte Ihnen auch ganz deutlich sagen, unsere Frak-
tion wird diesem Gesetz nachher zustimmen. Es ist nicht so, 
dass wir dieses Gesetz ablehnen. Es ist ein Kompromiss ge-
funden worden. Aber es heisst eben im Abschied ans Volk, 
dass es die wichtigen oder die Umstrittenen sind. Es kann 
doch nicht sein, dass man jedes Mal einzelne Organisationen 
zwingt mit 1'500 Unterschriften dann die Abstimmung doch 
zu erreichen. Wir werden diesmal kein Volksreferendum er-
greifen. Es geht heute einzig darum, wie wir uns zum Ver-
sprechen stellen, das wir dem Volk gegeben haben. Unsere 
Fraktion meint, wenn das kein wichtiges Gesetz ist, was ist 
es dann. Und wie wollen Sie das Versprechen dann umset-
zen, das unser Rat als Ganzes dem Volk gegeben hat? In die-
sem Sinne bitte ich Sie, meinem Antrag zuzustimmen.  
 
Jeker: Ich verstehe Kollege Jäger nicht ganz. Wir haben ja 
einen Kompromiss erarbeitet. Das zum Ersten. Ich bin wirk-
lich der Meinung, dass dieses Gesetz hier nun verabschiedet 
werden kann und zwar ohne ganz klare Vorlage an das Volk. 
Warum? Der Grossteil der Rahmenvorgaben zu diesem Ge-
setz die kommen vom Bund. Unser Spielraum ist ohnehin 
eingeschränkt leider, ob wir wollen oder nicht. Und hier ist 
das Hauptübel zu finden, warum eben wir in verschiedenen 
Dingen auch mit Bezug auf die Aktivitäten im Kanton in den 
letzten Jahren leider oft nicht vom Fleck kamen. Es war auch 
richtig, dass wir eine zweite Lesung hatten. Man konnte sehr 
viel klären im Interesse des Konsenses. Ein dritter Punkt. Es 
war auch völlig richtig und nach meiner Meinung nach auch 
nicht falsch, dass die Kommission für Wirtschaft, Abgaben 
und Staatspolitik einige Anliegen einbringen konnte. Ich ha-
be aber kein Verständnis, wenn man jetzt nicht sofort han-
delt, das Gesetz sofort umsetzt. Der Spielraum der nun dieses 
Gesetz beinhaltet, und davon gehen wir aus, muss von der 
Regierung, von den Amtsstellen nun voll genutzt werden, 
auch im Rahmen der Vorgaben des Bundes. Wir müssen 
rasch umsetzen. Wenn wir jetzt obligatorisch noch vors Volk 
gehen, dann geht wieder Zeit verloren.  
Und ein letztes. Ich bin der Meinung und der festen Über-
zeugung, es ist viel wichtiger, wenn wir unser politisches 
Engagement direkt und indirekt Richtung Bund ausrichten 
und dort Druck machen, und in diesem Sinne dann erreichen, 
dass auf Bundesebene eben die Öffnung der Raumplanung 
zugunsten der Aktivitäten in den Berggebieten geöffnet wird. 
Denn hier besteht Nachholbedarf auf Bundesebene. Und 
wenn wir jetzt nun rasch umsetzen im Kanton, dann können 
wir wieder viel rascher einige Sachen in Gang setzen und 
auch und damit zum letzten, dem Art. 2 des Wirtschaftsent-

wicklungsgesetzes wirklich Nachachtung verschaffen bei der 
Umsetzung der Auslegung auch der Schaffung von Verord-
nungen in Richtung Wachstum eben das Ganze auszurichten. 
Also ich bin ganz klar der Meinung, keine obligatorische 
Vorlage ans Volk. 
 
Brüesch: Ich möchte mich weniger zur Frage äussern, ob wir 
das hier dem Volk vorlegen wollen oder nicht, sondern mehr 
zur Frage, welche Grossrat Jäger aufgegriffen hat, aufgrund 
dieses Abstimmungsbüchleins über die Abstimmung vom 
18. Mai 2003. Ich möchte mich damit auch wehren gegen 
diese Legende, welche Grossrat Jäger hier in den Raum setzt, 
schon einmal in den Raum gesetzt hat. Diese Legende des 
Versprechens, was man hier dem Volk versprochen habe und 
dass wir hier wortbrüchig würden, wenn wir jetzt dieses Ge-
setz nicht obligatorisch der Volksabstimmung unterstellen. 
Das ist eine offensichtliche Fehlinterpretation dieses Ab-
stimmungsbüchleins, welche Kollege Jäger hier vornimmt. 
Und ich möchte damit eigentlich auch das Gewissen des 
Grossen Rates entlasten, wenn eben seinem Antrag nicht ge-
folgt wird. Grossrat Jäger hat nämlich aus diesem Büchlein 
vom 18. Mai 2003 nur einen einzelnen Satz herausgepickt 
aus einem Abschnitt, welcher noch andere Elemente enthält. 
Dieser ganze Abschnitt, ich lese Ihnen diesen vor, er ist nicht 
lang, der lautet nämlich folgendermassen: „Im Vordergrund 
steht der Wechsel vom obligatorischen zum fakultativen Ge-
setzesreferendum. Die Volksabstimmung über Gesetzesände-
rungen findet in Zukunft statt, wenn 1'500 Stimmberechtigte 
oder ein Zehntel der Gemeinden dies verlangen oder der 
Grosse Rat es so beschliesst.“ Also diese drei Möglichkeiten, 
welche in der Verfassung verankert sind. Dann weiter: „Die 
tiefen Schwellen für ein Referendum sollen die Volksrechte 
gezielt stärken.“ Und dann dieser Satz, welcher Herr Kollege 
Jäger zitiert hat: „Das Volk wird also auch in Zukunft über 
alle wichtigen oder umstrittenen Gesetze befinden können.“ 
Und das heisst natürlich nicht, dass jetzt zwingend gesagt 
wird, dass immer der Grosse Rat wichtige oder umstrittene 
Gesetze der Volksabstimmung unterbreiten muss. Sondern 
dieses Instrumentarium führt dazu, dass eben die demokrati-
schen Rechte gewahrt sind, dass entweder eine Unterschrif-
tensammlung stattfinden kann oder dass ein Zehntel der Ge-
meinden dies verlangen kann oder dass eben der Grosse Rat 
das in eigener Kompetenz bestimmen kann. Aber zwingend 
ist das nicht, dass der Grosse Rat diese Gesetzesvorlagen 
dem Volk unterbreiten muss. Es besteht daher weder eine 
zwingende gesetzliche, verfassungsmässige oder auch nur 
eine moralische Verpflichtung, hier dem Antrag Jäger zu 
folgen. Und von der Sache her bin ich der Auffassung, dass 
sich das hier in diesem Fall auch nicht aufdrängt, weshalb 
ich die Kommission und die Regierung unterstützen möchte 
vor einem obligatorischen Referendum abzusehen.  
 
Arquint: Ich möchte mich nicht auf diese Interpretationsver-
suche von Juristen und Politikern hinauslassen. Denn sowohl 
der Politiker wie ein Jurist liest in einen Text das hinein, was 
er sich auch als Resultat wünscht. Und von dort her ist es 
müssig, am Formaljuridischen hier zu streiten. Auch wenn es 
kein formaljuridischer Text ist, Kollege Jeker, möchte ich 
auch erwidern, dass das Tempo oder die Schnelligkeit kein 
überzeugendes Argument ist. Auch wenn es keine Volksab-
stimmung gibt, haben wir die Referendumszeit abzuwarten 
und die Verzögerung kann minim sein, wenn wir auch eine 
Abstimmung dem Volk über dieses Gesetz vorbringen. Für 
mich gibt es eigentlich zwei Argumente. Das eine ist inhalt-
lich. Wir staunen in den Gemeinden, wenn die Folgen von 
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Raumplanungsgesetzen eigentlich auf einmal zur Kenntnis 
genommen werden und es sehr oft heisst, das wussten wir 
nicht. Also ein Gesetz, wie ein Raumplanungsgesetz ist eine 
hervorragende Möglichkeit der Information der Bürgerinnen 
und Bürger. Und auf jeden Fall müssten die politischen 
Grossrätinnen und Grossräte, Parteien, sich darum bemühen, 
der Bevölkerung den Inhalt und die wichtigsten Inhalte einer 
Raumplanung deutlich zu machen. Denn unsere Demokratie 
funktioniert langfristig nur auf einem hohen Grad von politi-
schem Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger. Das ist für 
mich der entscheidende Inhalt, den wir transportieren.  
Und wenn ich für die obligatorische Abstimmung bin, dann 
kann ich Sie alle vertrösten. Ich werde nicht gegen dieses 
Gesetz Opposition machen wegen dieser Zweitwohnungen, 
Beschränkungen die jetzt nicht reingekommen sind. Im Ge-
genteil, auch ich würde hinter diesem Raumplanungsgesetz 
stehen. Das ist das eine. Verpassen wir nicht die Chance, 
auch komplizierte Materie der Bevölkerung zu übermitteln, 
damit wir eine politisch interessierte Bevölkerung auch in 
Zukunft erhalten. Das zweite ist eine formale Bemerkung. Es 
wird für uns immer schwierig sein, zu entscheiden, ist das 
ein wichtiges oder ein unwichtiges Gesetz. Wenn wir jetzt 
aber ein Gesetz als nicht wichtig und der Bevölkerung nicht 
zur Abstimmung vorzulegen beschliessen, dann gibt sich für 
mich ein Problem. Wenn wir hier im Rat eine zweite Lesung 
haben, dann wäre das für mich ein formales Zeichen, kein 
inhaltliches. Aber dann könnten wir sagen, Gesetze, die 
zweimal gelesen werden müssen, werden der Bevölkerung 
zur Abstimmung vorgelegt. Und wenn wir dieses formale 
Feld auch verlassen und sagen, auch Gesetze die wir in zwei-
ter Lesung beschliessen, sind es nicht wert oder würdig oder 
belasten nur die Bevölkerung mit einer Volksabstimmung, 
dann vergeben wir eines der möglichen formalen Argumente, 
auf die sich vielleicht der Rat einigen könnte. Denn inhaltlich 
werden wir uns kaum je einigen können, ob das jetzt ein 
wichtiges oder ein widersprüchliches Gesetz ist oder nicht. 
Aus diesen Gründen denke ich müssten wir dieses Gesetz 
dem obligatorischen Referendum unterstellen.  
 
Christ: Ich bin sehr froh über das Votum von Grossrat Brü-
esch und möchte dieses voll unterstützen. Dann möchte ich 
doch zu bedenken geben: Wir sind die gewählten Volks-
vertreterinnen und Volksvertreter. So wie es aussieht, wer-
den wir diesem Gesetz, wage ich zu behaupten, grossmehr-
heitlich zustimmen. Darum denke ich, dass dies auch der 
Meinung des Volkes entspricht. Wenn wir ein Gesetz be-
schliessen, das sehr umstritten ist in diesem Rat, dann denke 
ich auch, ist es wichtig, dieses dem Volk vorzulegen. Aber 
so wie es aussieht, dass dieses Gesetz grossmehrheitlich von 
uns beschlossen wird, dann denke ich, dürfen wir es wagen, 
ohne Volksabstimmung das so zu beschliessen. Zudem 
möchte ich sagen, ich hoffe, dass wir nur wichtige Gesetze 
haben, keine Unwichtigen. Also ich bitte Sie auf eine Volks-
befragung zu verzichten.  
 
Zindel: Jede Bündnerin jeder Bündner beschäftigt sich mit 
Baufragen. Vater und Mutter des kommunalen Baugesetzes 
ist dieses Raumplanungsgesetz. Maiensässe, Erschliessung 
einer Mittelstation, Tourismuszone mit einem erweiterten 
Angebot, das sind alles im Grunde genommen hoch emotio-
nale und auch hoch politische Anliegen. Und da meine ich, 
dass es von allgemeinem Interesse ist, dass man darüber be-
finden kann. Es geht um unseren Lebensraum, es geht um 
etwas ganz Zentrales. Wie gehen wir Bündnerinnen und 
Bündner mit Raum und Boden um. Und wir können schon 

schöne Kernwerte in unser Leitbild Graubünden wahr, wohl-
tuend, weitsichtig schreiben. Aber jetzt geht es wirklich um 
das festgeschriebene Gesetz. Es geht um mehr als nur ent-
wicklungssteuernde Faktoren. Das ist jetzt Entwicklungsge-
setzgebung. Und ich meine, dass es richtig ist, wenn sich das 
Bündner Volk klar zu diesem Gesetz auch bekennen kann. 
Es geht nicht um eine Finte unsererseits, dass wir ja doch 
noch auf der hintern Tür dieses Gesetz kippen können. Es 
geht wirklich darum, auch für diesen Kompromiss eine 
Volksmehrheit hinter uns zu wissen.  
 
Noi: Also ich möchte drei Aspekte hier erwähnen. Also ich 
bin auch eine Volksvertreterin. Und ich meine, ich bin in der 
Kantonsverfassungskommission gewesen. Und ich fühle 
mich, wenn solche Diskussionen kommen, wirklich immer 
wieder torpediert sozusagen. Ich habe dieser Einschränkung 
der politischen Rechte für die Bevölkerung, damals nur in 
der Überzeugung zugestimmt, dass eben bei wichtigen Ge-
setzen das Volk noch etwas dazu sagen könne. Nur darum, 
sonst hätte ich nein gestimmt. Und darum fühle ich mich 
auch als Volksvertreterin, eben nicht nach Treu und Glauben, 
sozusagen, verstanden oder behandelt.  
Ich finde es eine Anmutung, und auch etwas eine Arroganz, 
wenn wir selber wissen wollen, was das Volk interessiert. 
Wir sind weder Psychologen noch Hellseher oder Hellsehe-
rinnen. Wir können wirklich nicht wissen, was das Volk inte-
ressiert. Das ist wirklich eine Anmutung und in gewissem 
Sinne auch eine Arroganz. Und deswegen denke ich, sind 
solche Äusserungen für mich sehr bedenklich in einer De-
mokratie. Natürlich handeln wir nach unserem Ermessen. 
Aber immerhin, wir befassen uns intensiv mit dieser Sache 
und wir können nicht nur so pauschal sagen, es interessiere 
das Volk sowieso nicht. Das finde ich eine reduktive und 
wirklich sehr sehr arg verletzende Aussage. Ich bitte solche 
Aussagen zu unterlassen im Rat. Er hat immerhin eine ge-
wisse Würde oder sollte es haben.  
Also drittens der Punkt der Information. Ich finde ihn auch 
sehr wichtig. Wir haben wirklich die Gelegenheit, dem Volk 
mitzuteilen, was wir machen und wie wir denken und was 
Sachinhalt ist oder man verstehen kann. Also es ist ein päda-
gogischer Moment auch, den wir beachten sollten. Und dar-
um bin ich ganz klar der Meinung, diese Vorlage muss der 
Volksabstimmung unterbreitet werden. Bitte, wir reden sehr 
viel über Geld, über Sparen usw. Also wir haben auch gewis-
ses Geld der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in diese 
Kommissionensitzungen investiert. Dann meine ich, das 
Volk hat auch ein Anrecht dazu etwas zu sagen.  
 
Heinz: Ich möchte die Voten von Grossrätin Christ unterstüt-
zen. Denn nach den Aussagen von Herrn Jäger steht ja die 
SP hinter diesem Gesetz und dieser Grosse Rat auch. Also 
ich frage mich dann schon, was wollen wir noch mehr. Wir 
sind ja Volksvertreter, wir stehen dahinter, da können wir 
wahrscheinlich auf eine Volksabstimmung verzichten. Und 
ich möchte Sie schon warnen, es sind die Chancen recht 
gross, dass gewisse Leute dann emotionale Schlagworte 
gebrauchen in einer Abstimmung. Also wenn ich ein Ge-
meindevertreter bin von weit hinten und es dann heisst, du 
musst in zwei Jahren eine Gesetzesrevision durchführen 
usw., das kostet Geld. Er studiert das Ganze wahrscheinlich 
nicht im Detail wie wir. Aber die Gefahren sind dann zu sa-
gen, nein, jetzt haben wir das gerade gemacht, also dann 
stimmen wir sicher nein. Und ich würde es ganz schlecht 
finden, wenn wir einem gelungenen Werk, ich war am An-
fang auch sehr kritisch, am Schluss endlich wegen gewissen 
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emotionalen Argumenten vielleicht nicht zum Durchbruch 
verhelfen könnten. Also ich möchte Sie bitten, den Kommis-
sionsantrag zu unterstützen.  
 
Biancotti: Ich teile ebenfalls die Auffassung der Vorredner 
Brüesch und Christ. Im Zusammenhang mit dem Votum von 
Grossrat Brüesch kann ich noch beifügen, dass Sie sehen, 
dass auch mehrere Juristen zum selben Schluss gelangen 
können, wenn die Auslegung klar ist. Ich glaube, der Grosse 
Rat hat bei der Beratung zur neuen Kantonsverfassung be-
wusst das Quorum für die Ergreifung des fakultativen Refe-
rendums tief belassen und ich möchte die Diskussion nicht 
ungebührlich verlängern und nur eins beifügen. Gemäss eid-
genössischem Raumplanungsgesetz, welches ja gestützt auf 
die Bundesverfassung die Grundsätze über die Raumplanung 
festlegt, dieses eidgenössische Raumplanungsgesetz ist eben-
falls nur dem fakultativen Referendum unterstellt worden 
und deshalb sehe ich nicht ein, warum wir im Kanton einen 
anderen Weg beschreiten sollten.  
 
Cahannes: Ich kann grundsätzlich dem Votum von Kollega 
Brüesch zustimmen und Grossrat Biancotti hat es jetzt gera-
de gesagt, wir haben damals bei der Diskussion bewusst das 
Quorum hier im Grossen Rat heraufgesetzt. Ursprünglich sah 
die Regierung vor, dass 24 Grossräte oder ein Fünftel aller 
Grossräte das obligatorische Referendum beschliessen kön-
nen und wir haben das hinaufgesetzt auf die Mehrheit der 
Stimmenden. Ich meine hier ist es eine Ermessensfrage, ob 
wir dieses Gesetz dem obligatorischen Referendum unterstel-
len wollen oder nicht. Ich meinerseits, bei meiner Ermes-
sensabwägung bin zum Schluss gekommen, dass es sich hier 
durchaus um ein wichtiges Gesetz handelt und ich werde 
dem Antrag von Grossrat Martin Jäger folgen.  
 
Kessler: Es hat sich bald erübrigt, aber ich stelle hier zuneh-
mend fest, es wird viel geredet, aber leider wenig zugehört. 
Anders kann ich mir nicht erklären, wenn zwei so gescheite 
Männer wie Grossrat Jäger oder Grossrat Arquint auf das 
Votum von Grossrat Brüesch wieder weiterhin genau so in-
sistent eben eine obligatorische Abstimmung verlangen wie 
vor diesem Votum. Ich bin weder Politiker noch Jurist, aber 
ich habe trotzdem begriffen, was wir damals wollten, als wir 
diesen Artikel in der Kantonsverfassung verabschiedet ha-
ben, es scheint einfach noch nicht ganz durch zu sein.  
 
Peyer: Es geht ja einfach darum, ob wir auch über kompli-
zierte Sachen eine Diskussion führen wollen und das den 
Leuten näher bringen oder nicht. Beim Wirtschaftsentwick-
lungsgesetz, Grossrätin Christ, würde ich zumindest behaup-
ten, dass es hier im Rat umstritten war. Trotzdem hat der Rat 
es nicht für nötig befunden, es dem obligatorischen Referen-
dum zu unterstellen. Also irgendwie traf es dann da doch 
auch nicht zu. Dieses Gesetz ist nicht umstritten, aber ich 
würde trotzdem behaupten es ist wichtig. Um noch beim 
Wirtschaftsentwicklungsgesetz zu bleiben. Ich denke, dass 
auch viele Befürworter dieses Gesetzes nachträglich froh wa-
ren, dass wir es zur Abstimmung gebracht haben. Weil es 
sehr viele und sehr viele interessante Diskussionen ausgelöst 
hat. Und ich denke z.B. auch, dass das Wirtschaftsleitbild 
2010, das jetzt zur Diskussion steht, auf einer ganz anderen 
Grundlage diskutiert wird, weil eben vorher die ganze Dis-
kussion wie und warum Wirtschaftsentwicklung in einem 
Kanton stattfinden soll, eben stattgefunden hat. Und hier geht 
es um etwas Ähnliches. Wir beschliessen hier über die 
Grundlagen wie, in welchem Rahmen und wo wir diesen 

Kanton bebauen wollen und auch umbauen wollen und neu 
bauen wollen. Und es wäre nicht uninteressant, dies im 
Rahmen einer Abstimmung auch ein bisschen zu erläutern 
und weiter zu erklären, als zu sagen der Rat hat es jetzt zwei 
Sessionen lang debattiert und am Schluss hier verabschiedet 
und damit hat es sich. Und jetzt schlagen sich dann wieder 
die Leute vom Raumplanungsamt und allenfalls ein paar Ju-
risten damit herum. Ich denke, es wäre eine verpasste Chan-
ce. Auch wenn wir uns hier drin an der Schlussabstimmung 
einig sein werden, dass es eine gute Vorlage jetzt ist, der wir 
zustimmen können.  
 
Jäger: Ich möchte mein zweites und letztes Votum unter das 
Stichwort „wichtig“ stellen. Zunächst Grossrat Kessler hat 
etwas Wichtiges gesagt. Wir müssen einander zuhören. Und 
wenn wir einander zuhören, dann können wir auch auf die 
Argumente eingehen. Aber Grossrat Kessler, ich habe Gross-
rat Brüesch schon zugehört. Und ich werde jetzt auch noch 
auf sein Votum eingehen. Entscheidend ist auch, dass wir 
nachher miteinander beim Diskurs dann weiterkommen. 
Grossrat Brüesch hat das Wort „Legende“ gebraucht. Und 
gesagt, es sei eine Legende. Das kommt von „legere“, latei-
nisch „lesen“. Ich habe Ihnen ein Stück weit aus dem Ab-
schied vorgelesen, richtig und Grossrat Brüesch hat dieses 
Stück noch erweitert. Auch er hat richtig gelesen. Und ich 
möchte nun noch einmal dort einsetzen, bei diesem Teil, den 
nur er vorgelesen hat. Es heisst dort: Die Volksabstimmung 
über Gesetzesänderungen findet in Zukunft statt, wenn 1500 
Stimmberechtigte oder ein Zehntel der Gemeinden dies ver-
langen oder der Grosse Rat es so beschliesst. Nun, wenn es 
1500 Stimmberechtigte oder ein Zehntel der Gemeinden ver-
langt, dann sind es umstrittene Gesetze. Denn nur bei um-
strittenen Gesetzen wird es eine Unterschriftensammlung ge-
ben. Der Grosse Rat hat die andere Frage zu entscheiden. Ich 
habe nur den kurzen Teil zitiert, ob es wichtig oder unwich-
tig ist. Das ist unsere Frage. Und nun habe ich, Grossrat Bi-
ancotti, allen Juristen sehr gut zugehört. Keiner hat meine 
Frage, und es geht eben auch ums zuhören, keiner hat meine 
Frage, die ich laut und deutlich gestellt habe, welches Gesetz 
ist dann wichtig. Keiner hat eine Antwort auf diese Frage 
gegeben. Es geht eben wirklich, wie Grossrat Kessler gesagt 
hat, darum zuzuhören und Fragen, die gestellt werden auch 
zu beantworten. Nun, dieses kleine Büchlein ist das eine Ma-
terial, das andere Material ist die Botschaft der Regierung 
zur Kantonsverfassung. Und Grossrat Brüesch, das haben Sie 
sicher auch gelesen. Dort steht auf Seite 509, je wichtiger ein 
Entscheid ist, es geht wieder um das Wort „wichtig“, je 
wichtiger ein Entscheid ist, um so stärker muss die demokra-
tische Legitimation sein und um so geringer ist das zeitliche 
Element zu gewichten. Das ist für Grossrat Jeker. Die Mit-
wirkung der Stimmberechtigten über das obligatorische oder 
fakultative Referendum soll jedoch auf Geschäfte mit einer 
gewissen Wichtigkeit beschränkt sein. Nun, umstritten ist es 
nicht, Grossrätin Christ, wir werden auch zustimmen. Ich 
weiss nicht wie die Schlussabstimmung sein wird, vielleicht 
ist sie einstimmig. Es geht darum, zu entscheiden, halten wir 
das Gesetz für wichtig oder nicht für wichtig. Und wenn wir 
es für wichtig halten, dann müssen Sie meinem Antrag zu-
stimmen. Wenn Sie finden, dieses Gesetz sei ein unwichtiges 
Gesetz, dann stimmen sie fürs fakultative Referendum.  
 
Regierungspräsident Huber: Selbstverständlich bleibt es, 
Grossrat Arquint, Ihrem Rat unbenommen zu entscheiden 
nach welchen Kriterien Sie wichtig und bestritten definieren 
wollen. Ob Sie das mit einer oder zwei Lesungen, Anzahl 
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Stunden oder wie immer Sie das definieren wollen, das dür-
fen Sie selbstverständlich machen, das liegt in Ihrer Zustän-
digkeit. Die Regierung hat hier eine Beurteilung gemacht 
aufgrund der Überlegungen auch von Grossrat Brüesch, wie 
sie Grossrat Brüesch dargelegt hat. Ich brauche sie nicht 
noch einmal zu wiederholen. Sehen Sie, dieses Raumpla-
nungsgesetz, Grossrat Peyer, das sagt ja nichts über raum-
ordnungspolitische Grundlagen in diesem Kanton. Es sagt 
nicht, wie wir den Raum in diesem Kanton bewirtschaften, 
einteilen wollen, sondern es äussert sich über die Instrumen-
te, die wir einzusetzen haben, um diese Beurteilung zu ma-
chen, um raumordnungspolitische Überlegungen umzuset-
zen, um das Raumplanungsgesetz des Bundes beispielsweise 
anzuwenden. Das sind eigentlich die Instrumente, die dieses 
Raumplanungsgesetzes verfügbar macht.  
Selbstverständlich, das interessiert die Bevölkerung, das 
würde ich auch so beurteilen, wie beispielsweise dieser 
Raum genutzt wird. Also wenn es darum geht, Verkehrsan-
lagen festzulegen, Energieerschliessungsanlagen, Umwelt-
schutz, Tourismusanlagen, Festlegung von Skigebieten usw., 
das interessiert die Bevölkerung. Aber dort ist an und für 
sich die Mitwirkung gegeben in der Region bei der Ortspla-
nung, dort ist eine breite Mitwirkung vorhanden mit diesen 
Instrumenten selbstverständlich, die das Raumplanungsge-
setz verfügbar macht und sie war sehr ausgeprägt vorhanden, 
diese Mitwirkung beim kantonalen Richtplan. Der wurde in 
einem sehr umfassenden Mitwirkungsverfahren über mehre-
re Jahre in diesem Kanton entwickelt und dort sind eigentlich 
die raumpolitischen Überlegungen enthalten. Der Richtplan 
ist genehmigt und ist auch vom Bundesrat genehmigt, das 
wissen Sie. Hier geht es auch nach unserer Auffassung in 
erster Linie um die Instrumente. Wir kommen zum gleichen 
Schluss wie die Kommission, aufgrund der Überlegungen, 
ich habe das schon gesagt, wie sie Grossrat Brüesch hier 
dargelegt hat. Ich überlasse es Ihnen, hier zu entscheiden. 
Selbstverständlich liegt das in Ihrer Zuständigkeit.  
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Ich glaube, hier ist ei-
gentlich alles gesagt worden. Es ist eigentlich eine politische 
Diskussion, die hier geführt wird und es muss hier eigentlich 
jeder politisch entscheiden. Sachlich gesehen sind die Argu-
mente von beiden Seiten aufgetischt worden. Ich beantrage 
Ihnen weiterhin auf das obligatorische Referendum zu ver-
zichten.  
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat lehnt den Antrag Jäger mit 69 zu 28 Stim-
men ab.  
 
 
Verordnung über die Aufhebung und Anpassung gross-
rätlicher Erlasse im Zusammenhang mit der Revision des 
Raumplanungsgesetzes für den Kanton Graubünden 
 
Art. 1, Aufzuhebende Erlasse 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung.  
 
Standespräsident Möhr: Diskussion zu Art. 1? Nicht ge-
wünscht.  
 
Angenommen 
 

Art. 2, Anzupassende Erlasse  
1. Kantonale Gewässerschutzverordnung (KGSchV) vom 

27. Januar 1997 

1)  Art. 10 Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 

2)  Art. 10 Abs. 5 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 

Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Keine Bemerkung.  
 
Angenommen 
 
2. Kantonale Waldverordnung (KWaV) vom 2. Dezember 

1994 

1) Art. 5 Abs. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 

Angenommen 
 

2) Art. 20 neu 

a) Antrag Kommission 
Die Gefahrenkommissionen bestehen aus drei 
von der Regierung bestimmten Fachleuten. Die 
Gemeinden können zur Beurteilung von Gefah-
renzonen auf ihrem Gebiet zwei weitere Mit-
glieder in die Gefahrenkommission entsenden. 

 
b) Antrag Regierung 
 Gemäss Botschaft 

Standespräsident Möhr: Gemäss dem Protokoll haben wir 
bei der kantonalen Waldverordnung auf dem braunen Proto-
koll einen Antrag der Kommission Art. 20 neu.  
 
Göpfert: Richtig, in Art. 20 neu haben wir etwas beizufügen.  
 
Göpfert; Kommissionsvizepräsident: Die Kommission folgt 
hier ebenfalls einem Antrag der Kommission für Wirtschaft, 
Abgaben und Staatspolitik, die vorschlägt die Gefahren-
kommission, die heute aus drei Mitgliedern besteht und von 
der Regierung gewählt wird, durch zwei weitere Mitglieder, 
welche durch die Gemeinde gestellt werden können, zu er-
gänzen. Die Regierung bekämpft jedoch diesen Antrag. Ich 
will Ihnen zwei bis drei Argumente geben, warum ich diesen 
Antrag der Kommission nach langem Zögern trotzdem un-
terstützen kann. Die Bestimmung der Gefahrenzone kann 
und darf nicht verhandelbar sein. Es handelt sich dabei um 
einen wesentlichen Prozess, der durch unabhängige Fachper-
sonen bestimmt werden muss. Trotzdem trägt die Gemeinde 
die Verantwortung mit und soll somit auch beim Prozess der 
Gefahrenzonenausscheidung ihre eigenen Fachleute stellen 
können. Es soll sich dabei aber um Fachpersonen handeln, 
wie sie in den Gemeinden vielfach auch vorhanden sind. Ich 
denke da an Bergführer, Skilehrer, Gemeindeingenieure, 
Geologen, private Förster usw. Einfach Fachleute, welche 
vor Ort sind, gute Ortskenntnisse haben und sich über die nö-
tige Erfahrung ausweisen können. Der Vorteil liegt darin, 
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dass diese Personen normalerweise auch im Ort sind, wenn 
die Situation heikel ist und eine Gefahr besteht.  
Diese Fachpersonen könnten so mit ihrem Wissen zu einer 
wesentlichen Verbesserung der Zuverlässigkeit der Bestim-
mung der Gefahrenzonengrenze beitragen. Es darf sich dabei 
aber auf keinen Fall um politisch motivierte Personen han-
deln. Die Bestimmung der Gefahrenzonengrenze ist wie be-
reits in der ersten Lesung von mir erläutert, ein zu wichtiger 
und zu heikler Prozess um verpolitisiert zu werden. Aber das 
wird er nach meiner Meinung mit dem vorgeschlagenen Zu-
satz der Kommission auch nicht. Die Gemeinde kann so, 
wenn sie will, zwei Personen zusätzlich zu den drei von der 
Regierung Gewählten stellen. Die von der Gemeinde gestell-
ten sind also damit immer in der Minderheit. Ich will hier 
kurz ein praktisches Beispiel aus unserer Gegend erwähnen, 
damit Sie sehen, dass das nicht nur ein Anliegen des Sam-
nauners ist und die Gemeinden durchaus direkt betrifft und 
ich aus diesem Grunde auch verstehen kann, dass sie mitre-
den wollen. Dieses Beispiel wurde mir letztlich von einem 
Gemeindepräsidenten, nicht Stadtpräsidenten Herr Standes-
präsident, aus unserer Region zugetragen. Er war zu einer In-
formation des Entwicklungskonzepts Alpenrhein eingeladen. 
Es geht dort darum überregional und länderübergreifend die 
Entwicklung des Rheins zu koordinieren und zu planen. Da-
bei kam zum Ausdruck, dass entsprechende Entlastungsge-
biete ausgeschieden werden sollen. Was bedeutet das? Im 
Falle eines Hochwassers des Rheins wird das Überwasser in 
diese Entlastungsgebiete abgeleitet damit nur diese für eine 
Überschwemmung vorgesehenen Gebiete überflutet werden 
und so die Überschwemmungen kontrolliert werden können. 
Nun kommt aber der Punkt, wie werden diese Gebiete be-
stimmt. Natürlich indem sie in eine Gefahrenzone eins ein-
gezont werden, d.h. absolutes Bauverbot usw. Wer bestimmt 
nun diese Gefahrenzone? Ja, meine Kolleginnen und Kolle-
gen, da will ich doch als Gemeinde zumindest mitreden kön-
nen, wo diese Entlastungsgebiete ausgeschieden werden und 
diese neue Gefahrenzonen und Grenzen gezogen werden. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie den Antrag der Kommissi-
on zu unterstützen, dass die Gemeinde zwei Mitglieder in die 
Gefahrenkommission stellen kann und sie selber will und für 
nötig empfindet. Wir glauben auch, dass die Akzeptanz die-
ser Grenze in der einheimischen Bevölkerung so besser ge-
tragen wird, wenn zwei Mitglieder aus der Gemeinde mit-
bestimmen können und sie nicht einfach vom Kanton vor 
fertigen Tatsachen gestellt werden.  
 
Regierungspräsident Huber: Ich bin hier in etwas einer 
schwierigen Lage. Aber Vizepräsident Göpfert hat mir mit 
seinem Votumsanfang die Stichworte gegeben. Er hat gesagt 
Sicherheit darf nicht verhandelbar sein und es gibt keine po-
litisch motivierte Beurteilung von Sicherheit. So ungefähr 
hat das getönt. So habe ich das gehört. Und das ist eigentlich 
auch die Überlegung der Regierung. Die beabsichtigte 
Kommunalisierung können wir nicht mittragen, weil eine 
Beurteilung des heutigen Standes in Graubünden eigentlich 
zeigt, dass wir in Bezug auf die Ausscheidung von Gefah-
renzonen mit unserem System eine sehr hohe Qualität haben. 
Das beweisen auch die Ereignisse. Ich nehme das Beispiel 
Winter. Wenn Sie die Lawinensituation von 1951 bis in den 
90er-Jahren vergleichen, da sind namhafte Unterschiede vor-
handen und namhafte Verbesserungen auch eingetreten, weil 
eben Gefahrenzonen nach einem anderen Massstab beurteilt 
wurden. Selbstverständlich. Sonst sagen Sie das, füge ich das 
bei. Es ist immer auch etwas Glück dabei bei solchen Natur-
ereignissen. Das war auch so vor zwei Jahren als wir hier die 

Überschwemmungen hatten, vor allem im Gebiet der Sursel-
va oder auch in Mittelbünden. Ich habe die Richtlinien für 
die Gefahrenzonenplanung vor mir. Dort heisst es unter an-
derem in Art. 3 Gefahrenkommissionen. „Die Gefahren-
kommission ist befugt in besonderen Fällen im Benehmen 
und zu Lasten der Gemeinden ausgewiesene Spezialisten 
beizuziehen oder Expertisen ausarbeiten zu lassen. Die Ge-
fahrenkommission koordiniert den Einsatz der beteiligten In-
stanzen.“ Also die Gefahrenkommission hat, wenn es in der 
Gemeinde spezielle Situationen zu beurteilen gibt und die 
Gemeinde das auch entsprechend kommuniziert, durchaus 
die Möglichkeit, solche Fachleute beizuziehen. Auch aus der 
Gemeinde, wenn die Gemeinde über entsprechende Fachleu-
te verfügt. Wir überlassen es aber der Fachkommission ab-
schliessend diese Beurteilung zu machen. Unter Umständen 
nach Beizug entsprechender Fachleute. Wir mischen nicht 
Fachinstanz mit politischen Überlegungen. Das sind die Ü-
berlegungen der Regierung, weshalb wir hier für unseren 
Antrag einsam und verlassen einstehen und ich bitte Sie die-
sen Antrag der Kommission abzulehnen. 
 
Conrad: Das Beurteilen von Gefahren wie Lawinen, Rüfen, 
Hochwasser und dergleichen basiert ja bekanntlich nicht auf 
exakt wissenschaftlichen Grundlagen, sondern auch Fachleu-
te stützen sich dabei auf empirische Grundlagen, auf Resulta-
ten z.B. von Versuchsmodellen und auf Erfahrungsrichtwer-
ten. Die Kommission ist deshalb nach eingehender Diskussi-
on auch mit Vertretern der Kommission für Wirtschaft, Ab-
gaben und Staatspolitik davon überzeugt, dass bei solchen 
Verfahren eine kommunale Mitarbeit oder Mitwirkung 
durchaus sinnvoll ist. Sinnvoll deswegen, weil bei der Beur-
teilung von Gefahren örtliche Gegebenheiten, örtliche 
Kenntnisse und jahrzehntelange Erfahrungen sicherlich von 
grossem Vorteil sind. Es geht hier also nicht vordergründig 
um eine politische Einflussnahme oder um Gemeindeauto-
nomie oder schon gar nicht um eine Lex-Samnaun, sondern 
es geht hier um das Wissen und die Erfahrung von örtlicher 
Vertretern für die Beurteilung der Gefahren zu nutzen oder 
nutzen zu können. Die Gemeinden müssen nicht, sondern sie 
können zur Beurteilung von Gefahrenzonen auf ihrem Gebiet 
zwei weitere Mitglieder in die Kommission entsenden. Und 
deshalb bitte ich Sie im Namen der Kommission den Antrag 
zu unterstützen. 
 
Pfister: Ich möchte Sie bitten, hier die Fassung der Regie-
rung zu unterstützen. Die Redaktion des Artikels besagt al-
les. Also die Gemeindemitglieder, die hier in dieser Kom-
mission sitzen, sind in der Unterzahl, haben sozusagen also 
nichts zu sagen. Also, das wird so sein. Der Grund, warum 
die Gemeinden jetzt hier anwesend sein sollen. Also, ich 
empfinde das so, dass der Zweck davon sein soll, diese Zo-
nen zu verkleinern. Es wird in keiner Gemeinde so sein, dass 
diese Zonen vergrössert werden sollen und es geht um Ver-
handelbarkeit der Sicherheit. Und das wollen wir ja nicht und 
können wir nicht. Darum kann man dem eigentlich nicht zu-
stimmen. Weiter steht in diesem Artikel nichts davon, es 
müssten Fachleute aus der Gemeinde in dieser Kommission 
sein. Also, wenn ich jetzt an unsere Gemeinde denke. Wir 
haben keine Fachleute auf diesem Gebiet, können aber trotz-
dem zwei Leute stellen. Also, d.h. dann mache ich das als 
Bauer und nehme noch meinen Kollegen, der ist auch Bauer. 
Und wir sind trotzdem in dieser Kommission. Also, das ist 
hier nicht genügend umschrieben und kann darum aus mei-
ner Sicht nicht so angenommen werden. Darum bitte ich Sie 
hier der Regierung zu folgen.  
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Lemm: Grossrat Conrad hat gesagt um was es geht. Es geht 
um die Beurteilung von Risiken und Gefahren. Und es ist so, 
wie es Grossrat Conrad auch gesagt hat. Es ist wichtig, dass 
man bei der Beurteilung der Gefahren auch Ortsansässige 
beizieht, aber bitte – und jetzt kommt der Unterschied von 
meiner Auffassung zur Auffassung von Grossrat Conrad – 
ich warne Sie, ziehen Sie diese Ortsansässigen nicht bei, bei 
der Beschlussfassung und bei der Festlegung der Beurtei-
lung. Das, Kommissionsvizepräsident, können Sie von den 
Gemeinden nicht verlangen, dass die Gemeinde beurteilt, 
jemand in dieser Kommission Einsitz nimmt, der politisch 
motiviert ist, ja oder nein. Sie haben auch gesagt, wer in der 
Kommission Einsitz nehmen würde. Sie haben genannt In-
genieure, unabhängige Förster. Sie haben die Skilehrer er-
wähnt. Ich äussere mich zu diesen nicht. Aber Grossrat 
Pfister hat die Liste weitergeführt. Er hat die Landwirtschaft 
angeführt. Ich möchte sie noch ergänzen durch das Bauge-
werbe, durch Juristen und andere Personen, die in der Ge-
meinde dann in Frage kommen. Und glauben Sie mir, ir-
gendwo sind Sie bei der Beschlussfassung befangen und ha-
ben partikulare Interessen zu vertreten. Und da ist das Risiko 
zu gross. Das dürfen Sie nicht machen. Die Kommission 
muss unabhängig sein. So weit weg von der Gemeinde wie 
möglich und sie müssen die Meinungen der Ortsansässigen 
wohl einholen aber bei der Entscheidungsfindung müssen sie 
unabhängig und unter sich sein.  
Die jüngste Vergangenheit hat es gezeigt in anderen Kanto-
nen. Es ist auch angesprochen worden, die Umweltschäden, 
die wir selbst erlebt haben im Kanton Graubünden. Stellen 
Sie sich vor, was das für eine Diskussion ausgelöst hätte, 
wenn innerhalb einer kleinen Gemeinde – ich war Gemein-
depräsident und weiss wovon ich spreche –nachher einer 
dem anderen die Schuld zugewiesen hätte. Damals warst du 
auch in dieser Kommission. Genau das haben andere Kanto-
ne gemacht und haben zum Teil ganz schlechte Erfahrungen 
gemacht. Wir im Kanton Graubünden haben eine gute Pra-
xis. Ich hätte ein schlechtes Gefühl, wenn wir hier von der 
Gemeinde Leute bestimmen müssten, welche diese Aufga-
ben wahrnehmen sollten. Ich warne Sie davor. Lassen Sie 
diese bewährte Praxis im Kanton Graubünden wie sie ist. 
Wir haben sehr gute Erfahrungen gemacht. Sie bestimmen 
hier Leute aus den Gemeinden, die diese Aufgabe gar nicht 
übernehmen wollen. Und das ist falsch und in diesem be-
stimmten Fall auch mit grossen Risiken behaftet. Also ich 
selbst werde mit der Regierung stimmen, in voller Überzeu-
gung, dass das andere zu politisch ist, zu einseitig und zu 
willkürlich ist.  
 
Nay: Ich unterstütze vollumfänglich das Votum von Kollege 
Reto Pfister und jetzt auch von Kollege Lemm. Leider ist 
auch Trun eine Gemeinde, die immer wieder von negativen 
Naturereignissen betroffen wurde. Neben den präventiven 
Bauten, Dämme, Lawinenverbauungen konnte auch durch 
eine gute Gefahrenzonenplanung menschliches Leid vermie-
den werden. Ich denke gerade auch an die Ereignisse von 
2002. Die Gefahrenzonen wurden durch kantonale Fachleute 
und teilweise externe Experten erarbeitet. Dies jedoch nicht 
ohne die Erfahrungswerte von uns. Auch von uns einheimi-
schen Verantwortlichen und Ortskundigen zu berücksichti-
gen. Das Beispiel Trun zeigt mir klar, dass dieses Verfahren 
sich bestens bewährt hat und nicht geändert werden sollte. 
Zudem ist der Einsitz in diese Kommission mit einem gros-
sen Mass an Verantwortung verbunden. Nämlich nicht weni-
ger als mit der Verantwortung für Leben. Grossrat Lemm hat 
das auch gerade erwähnt. Wenn nun doch einmal in einer 

vermeintlichen sicheren Zone ein Unglück geschehen sollte, 
dann können Sie sich ausrechnen, in welcher Situation sich 
ein einheimisches Kommissionsmitglied befindet. Eine sol-
che Situation möchte ich vermeiden. Und darum unterstütze 
ich den Antrag der Regierung.  
 
Thomann: Auch ich unterstütze die letzten Votanten und die 
Regierung und bitte Sie ebenfalls diese Variante zu unter-
stützen. Der Grund für die Änderung kann ja nur sein, dass 
man mit den bisher gemachten Erfahrungen nicht einver-
standen oder nicht zufrieden wäre. Und das ist ja nicht der 
Fall. Regierungspräsident Huber hat ausgeführt, dass wir mit 
dem bestehenden Gesetz sehr gute Erfahrungen gemacht ha-
ben und darum meine ich, dass man das nicht ändern sollte. 
Im Übrigen meine ich schon jetzt, dass die einheimischen 
Kenner schon beigezogen werden mit der Gefahrenkommis-
sion und das ganze zusammen anschauen. Aber der Ent-
scheid soll bei dieser Kommission sein und ich glaube das 
wichtig, dass das auch weiterhin so ist.  
 
Zegg: Ich bitte Sie hier auch wie bisher im ganzen Raumpla-
nungsgesetz dem Antrag der Kommission für Umwelt, Ver-
kehr und Energie zu folgen. Das ist der beste Weg den Sie 
wählen können. Der Miteinbezug von zwei Vertretern der 
jeweiligen Gemeinden in die Gefahrenkommission sichert 
eine optimale Zusammenarbeit, die gerade in diesem Bereich 
von Nöten ist. Ängste, dass die Gemeinden die Gefahren 
verkennen und andere Interessen einbringen würden sind 
völlig unbegründet. Im Gegenteil, in einer Gefahrensituation 
sind die Gemeinden in der Regel auf sich alleine gestellt. Der 
Kanton hat weder personelle noch materielle Mittel in den 
Regionen draussen um hier mitwirken zu können. Die Ge-
meinden müssen also vor allem in den Touristikgemeinden 
ein aktives Gefahrenmanagement betreiben und sind für die 
Sicherheit der Einwohner und Touristen voll verantwortlich. 
Hier kann man nicht den Kanton herbeiziehen. Die Gemein-
den, die das betreiben sind verantwortlich dafür.  
Und diese Verantwortung, meine geschätzten Damen und 
Herren, beginnt bereits bei der Festlegung der Gefahrenzo-
nen. Diese Gefahrenzonen müssen gemanagt werden. Es ist 
etwa ähnlich wie bei einem Auto. Sie können das verglei-
chen. Wenn Sie ein Auto kaufen, dann müssen heute die si-
chersten Autos jene, wo die Endverbraucher in diesem Fall 
die Gemeinden, mitwirken können. Nehmen Sie BMW, 
Mercedes, das sind die sichersten Auto, nicht weil der Pro-
duzent bestimmt so und so, sondern weil der Endverbraucher 
mitbestimmen kann, wo man verbessern, wo man anpassen 
kann. Ein Trabi z.B., wo nie der Konsument mitwirken 
konnte, war ein Versager. Gleiches ist bei den Gefahrenzo-
nen. Wenn die Gemeinden, die damit leben können, diese Si-
cherheit vor Ort gewähren müssen, mitreden können, wird 
das ganze viel besser, wird viel mehr umgesetzt und kann 
viel einfacher gehandhabt werden. Wer glaubt, die Gemein-
den sind nicht fähig hier, der unterstellt einfach, dass die 
Gemeinden keine Kenntnisse hätten. In allen touristischen 
Gemeinden haben wir heute sehr gute Fachleute. Bei den 
Bahnen, beim Tiefbauamt z.B. sind überall ausgebildete 
Fachleute. Dann haben die meisten Gemeinden aber auch 
noch ein Gefahrenmanagement und arbeiten da mit Vertreter 
vom Weissfluhjoch zusammen. Also dass man hier irgendei-
ne Gefahr übersehen würde, muss völlig von der Hand ge-
wiesen werden. Wir haben die Fachleute vom Weissfluhjoch, 
die auch mitarbeiten. Ich bitte Sie, also auch in diesem Be-
reich den Gemeinden, es betrifft hier natürlich Randgemein-
den, kleine Gemeinden, ich weiss das und wir sprechen hier 
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auch von einem Tal jetzt, wo das besonders stark zutrifft 
weil das Kompetenzzentrum der Kreisförster 100 Kilometer 
entfernt ist. Das ist auch ein Grund. Darum glaube ich, sollte 
man hier den Gemeinden zwei Vertreter zugestehen können. 
Das ist zudem erst noch eine Kannvorschrift. Ich bitte Sie 
hier, den Antrag der Kommission zu unterstützen, das ist 
auch ein Antrag der Kommission für Wirtschaft, Abgaben 
und Staatspolitik. Also zwei Kommissionen stehen hier voll 
dahinter. Man muss gelegentlich auch irgendetwas, wenn es 
gut ist, noch verbessern. Die Gefahrenkommission können 
wir noch verbessern, wenn wir dort noch zwei Vertreter der 
Gemeinde haben. Ich bitte Sie, der Kommission zu folgen. 
 
Tremp: Nicht alles was man immer kann, ist auch gut. Und 
ich denke, die Kommission für Wirtschaft, Abgaben und 
Staatspolitik unterliegt hier einem gewissen Irrtum. Ich teile 
die Ansichten, wie sie die Ratskollegen Lemm, Pfister oder 
Nay geäussert haben und ich weiss auch von was ich spre-
che. Ich befasste mich schon früher mit dieser Thematik und 
ich befasse mich heute in meiner Funktion auch mit dem 
Thema der Gefahrenzone in der Stadt Chur. Es war über-
haupt nirgends und nie ein Problem, dass man nicht ortsan-
sässige Fachleute beiziehen konnte. Das steht auch nicht zur 
Diskussion. Aber es geht darum, dass ein ausgewiesenes 
Fachgremium irgendwann einen Entscheid fällen muss, ei-
nen Entscheid fällen muss, meine Damen und Herren, der 
dann auch zu vertreten ist. Ich bin froh, dass in der Stadt 
Chur die Leute beigezogen werden können, die auch zusätz-
liche Fachkenntnisse haben. Aber nicht alleine. Aber ich bin 
ebenso froh, dass dann eine Kommission, die die Regierung 
eingesetzt hat, auch die entsprechenden Entscheide bezie-
hungsweise Anträge fällt. Und hier halte ich es mit einer 
Aussage von General Schwartzkopf: „Was funktioniert soll 
man nicht ändern.“ Und ich stimme auch hier der Regierung 
zu. 
 
Tramèr: Ich habe jetzt versucht, mir ein Bild zu machen, wo-
für ich schlussendlich stimmen soll. Und ich muss ehrlich 
sagen, ich habe Sympathien für beide Auffassungen. Denn 
auf der einen Seite möchte ich diese Gemeindevertreter auch 
dabei haben und zwar aus dem Grunde, dass diese Personen, 
diejenigen sind, die die lokalen Verhältnisse am besten ken-
nen. Auf der anderen Seite besteht aber selbstverständlich 
immer die Gefahr, ich glaube Grossrat Lemm hat das sehr 
treffend formuliert, dass in diesem Zusammenhang so ge-
nannte Partikularinteressen, also Einzelinteressen in den 
Vordergrund gestellt werden. Selbstverständlich können Sie 
mir sagen, ja wenn der Förster der Gemeinde X in diese Ge-
fahrenkommission gewählt wird, der Förster selber mag ja 
kein persönliches Interesse haben an der Festlegung, wo ge-
nau die Grenze verläuft. Aber, und das ist auch eine Tatsa-
che, er steht natürlich in Kontakt mit der Gemeinde. Die Ge-
fahr der Beeinflussung eines solchen Mitgliedes dahinge-
hend, dass man ihm sagt, du schau dann, dass die Grenze auf 
dieser und nicht auf der anderen Seite meines Grundstückes 
verläuft, diese Gefahr besteht doch. Und von dem her gese-
hen muss ich sagen mit dem Wortlaut dieser Verordnung 
Art. 20, zweiter Satz könnte man meines Erachtens an sich 
beide Interessen oder beide Befürchtungen entsprechend o-
der angemessen berücksichtigen indem man nämlich den 
Vertretern der Gemeinde diesen zwei Mitgliedern einfach 
beratende Stimme gibt. Und demzufolge könnte man jetzt 
hier diesen Art. 20 dahingehend ändern. Der zweite Satz 
würde lauten: „Die Gemeinden können zur Beurteilung von 
Gefahrenzonen auf ihrem Gebiet zwei weitere Mitglieder mit 

beratender Stimme in die Gefahrenkommission entsenden.“ 
Das hätte den Vorteil, dass die lokalen Verhältnisse berück-
sichtigt werden können und anderseits wäre dann nicht mehr 
die Gefahr da, dass diese Gemeindevertreter eben Partikular-
interessen vertreten könnten oder vertreten müssten. In die-
sem Sinne möchte ich den entsprechenden Antrag auch stel-
len, dass man diesen zweiten Satz mit dem Zusatz mit bera-
tender Stimme aufnimmt.  
 
Antrag Tramèr 
Ergänzen 
….zwei weitere Mitglieder mit beratender Stimme in die Ge-
fahrenkommission entsenden. 
 
Regierungspräsident Huber: Ich habe mit Interesse dieser 
Diskussion zugehört, denn meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich habe eigentlich meinen Ausführungen, die ich 
gemacht habe wenig beizufügen. Ich bitte Sie auch auf dieje-
nigen Gemeindepräsidenten zu hören und auch auf Altge-
meindepräsidenten, die sich hier aufgrund ihrer Erfahrungen 
über die Festlegung dieser Gefahrenzonen geäussert haben. 
Ausgelöst, Grossrat Zegg, das ist so, ausgelöst haben Sie die 
Geschichte mit Samnaun. Man muss das beim Namen nen-
nen. Das ist an und für sich nichts Verwerfliches, das darf 
man selbstverständlich. Und ich habe es in der ersten Lesung 
bereits gesagt, es gibt eine schwierige Situation Samnaun 
und die muss man unabhängig von der gesetzlichen Rege-
lung, die wir hier für den ganzen Kanton festlegen und hier 
eine Änderung vornehmen der bisherigen Praxis, lösen. Ich 
wiederhole noch einmal aus diesen Richtlinien, ich habe Ih-
nen Artikel drei zitiert: „Die Gemeinde ist befugt, in beson-
deren Fällen.“ Artikel vier: „Die Gemeinden beauftragen die 
zuständigen Kreisforstingenieure oder in Benehmen mit dem 
Amt für Wald Graubünden oder andere ausgewiesene Fach-
leute mit der Bearbeitung der Gefahrenzonen zuhanden der 
Gefahrenkommission.“ Also es gibt dieses Mitwirkungsrecht 
eigentlich bereits, mit entsprechend guter Erfahrung. Ich se-
he nicht ein, weshalb wir etwas ändern wollen und wenn Sie 
schon ändern wollen, dann selbstverständlich lieber mit der 
beratenden Stimme, wenn Sie etwas ändern wollen und nicht 
so wie es hier jetzt von der Kommission vorgeschlagen wird. 
Aber ich bleibe bei der alten Fassung, wie sie die Regierung 
Ihnen vorgelegt hat.  
 
Göpfert; Kommissionvizepräsident: Die Kommission hatte 
von dieser Variante eigentlich keine Kenntnis. Wir möchten 
eigentlich dabei bleiben, dass die Gemeinden können, müs-
sen nicht. Ob man mit diesem Zusatz mit beratender Stimme, 
das ist noch eine weitere Abschwächung, leben kann weiss 
ich nicht. Ich weiss auch nicht, wie sich die Kommission da-
zu äussern soll.  
 
Zegg: Ich möchte Sie bitten, den Antrag der Kommission 
und der Kommission für Wirtschaft, Abgaben und Staatspo-
litk zu unterstützen. Es ist auch nicht richtig, dass wir ver-
schiedene Kommissionsmitglieder von zweierlei Qualität 
haben. Die einten sind die Kommissionsmitglieder, die an-
dern dürfen nur beraten. Die Sicherung ist ja hier, dass von 
der Gemeinde nur zwei Vertreter sind und drei Vertreter von 
der Kommission. Ich habe Ihnen gesagt, die Kommissionen 
sind gut. Man kann das Gute noch verbessern, wenn man 
noch die Verbesserung macht mit zwei Vertretern der Ge-
meinde, dann spielt die Information viel besser mit und es ist 
für die Zukunft eben besser. Ich bitte Sie also die Kommissi-
on zu unterstützen.  
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Standespräsident Möhr: Ich sage Ihnen, wie ich gedenke ab-
zustimmen. Der Antrag Tramèr ist ein Abänderungsantrag 
des Kommissionsantrags. Wir stellen diese zwei Varianten 
zuerst einander gegenüber. Die obsiegende Fassung wird 
nachher dem Antrag der Regierung gegenüber gestellt. Sind 
Sie so einverstanden? Das ist der Fall.  
 
1. Abstimmung 

Der Grosse Rat gibt mit 52 zu 32 Stimmen dem Antrag 
Tramèr gegenüber dem Antrag der Kommission den 
Vorzug. 

2. Abstimmung 
Der Antrag der Regierung obsiegt mit 51 zu 34 gegen-
über dem Antrag Tramèr. 

 
Art. 3 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Standespräsident Möhr: Diskussion? Nicht gewünscht.  
 
Angenommen 
 
 
Standespräsident Möhr: Wir haben das Gesetz und die Ver-
ordnung damit durchberaten. Ich frage Sie, möchte jemand 
auf irgendeinen Artikel zurückkommen. Das ist nicht der 
Fall. Dann kommen wir zu den Schlussabstimmungen. 
 
Schlussabstimmungen 

2. Der Grosse Rat stimmt der Revision des Raumpla-
nungsgesetzes für den Kanton Graubünden KRG 
mit 103 zu 0 Stimmen zu. 

3. Der Grosse Rat stimmt der Verordnung über die 
Aufhebung und Anpassung grossrätlicher Erlasse 
im Zusammenhang mit der Revision des Raumpla-
nungsgesetzes für den Kanton Graubünden mit 102 
zu 0 Stimmen zu. 

4. Der Grosse Rat schreibt die Motion Tremp betref-
fend Revision des kantonalen Raumplanungsgeset-
zes (Grossratsprotokoll 95/96 Seite 125) zufolge 
Erfüllung mit 96 zu 0 Stimmen ab. 

5. Der Grosse Rat nimmt von der Erledigung der Pos-
tulate Belletti betreffend Ortsplanungsrevision 
(Grossratsprotokoll 1995/1996, Seite 126) und 
Kehl betreffend Abschaffung der Ausnützungszif-
fer (Grossratsprotokoll 1995/1996, Seite 131) 
Kenntnis. 

 
 
Göpfert: Wir haben das Gesetz nun in zwei Lesungen seriös, 
sachlich und intensiv durchberaten und definitiv verabschie-
det. Das Gesetz hat im Grossen Rat noch einige Änderungen 
in Form von, wie ich zumindest meine, wesentlichen Verbes-
serungen erfahren. Insbesondere hat sich gezeigt, dass die 
zweite Lesung das Richtige war und mittlerweile bin sogar 
ich davon überzeugt. So haben wir die Bewilligungsverfah-
ren doch noch wesentlich beschleunigt und vereinfacht. Wir 
haben weitere Zonentypen, welche das Wachstum von Wirt-
schaft und Tourismus unterstützen eingeführt. Wir haben das 
Gesetz nach Möglichkeit entschlackt und viele Regelungen 
auf die Verordnungsstufe delegiert. Aus diesem Grund ge-
lange ich noch mit einer kleinen Bitte an die Regierung. Wä-
re es möglich, dass die kantonale Raumplanungsverordnung 
der Kommission Umwelt, Verkehr und Energie sobald sie 

definitiv vorhanden ist, zur Kenntnis gebracht wird. Dies wä-
re sicher im Sinne der Sache, auch wenn der Grosse Rat 
grundsätzlich nichts mehr zur Verordnung zu sagen hat.  
Die Regierung hat nun den nötigen Spielraum, das Gesetz 
auch entsprechend umzusetzen. Genau diese Umsetzung ist 
nun sehr wichtig, die hat Fleisch am Knochen. Ich hoffe fest, 
dass die Umsetzung im Sinne der im Grossen Rat gemachten 
Ausführungen gemacht wird, auch wenn das Gesetz nicht 
mehr durch Regierungspräsident Huber umgesetzt wird, son-
dern durch seinen Nachfolger. Die Werkzeuge sind vorhan-
den. Sie müssen nun nur noch richtig eingesetzt werden. An 
dieser Stelle möchten wir uns bei euch allen bedanken, liebe 
Kolleginnen und Kollegen für die engagierten, sachlich und 
fachlich guten Diskussionen und eure Unterstützung. Ganz 
besonders möchte ich mich natürlich bei den Mitgliedern der 
Kommission bedanken. Ein ganz besonderer Dank gilt Re-
gierungspräsident Huber. Es ehrt mich, dass ich sein letztes 
Sachgeschäft seiner erfolgreichen politischen Karriere ver-
treten durfte. Seine grosse Erfahrung und seine ruhige, über-
legene Art war manchmal sehr wertvoll in der Kommissions-
arbeit wenn wir wieder durch Ideen durchdringen wollten, an 
die wir schlussendlich nicht einmal selber glaubten. Er zeigte 
aber auch für diese Verständnis und da waren wir froh, dass 
wir einen Volkswirtschaftsdirektor hatten, der stets den Ü-
berblick behielt und immer beide Seiten, die negativen und 
die positiven betrachtete. Schlussendlich zeigte er sich aber 
immer gesprächsbereit und für eine sachlich und fachlich gu-
te Konsenslösung.  
Ebenfalls möchten wir uns bei Carlo Decurtins und Cla Se-
madeni ganz herzlich für die fachliche Unterstützung bedan-
ken. Sie sind uns stets mit ihrer fachlichen Unterstützung 
beiseite gestanden und haben immer versucht eine Lösung in 
unserem Sinne aufzuzeigen, auch wenn sie diametral zu ihrer 
persönlichen Meinung lag, und auch wenn man dabei nicht 
übersehen konnte, dass die Raumplanung für den Juristen 
nicht immer das gleiche bedeutet, wie für den Planer und Ar-
chitekten.  
Und nun warum ist es während der Beratung dieses Gesetzes 
zu diesem überraschenden Sprecherwechsel in dieser Kom-
mission gekommen. Grossrat Donatsch sieht Vaterfreuden 
entgegen und es scheint, dass er oder viel mehr seine Frau 
dieses freudige Ereignis genau geplant haben. Sie erwarten 
übrigens ihr fünftes Kind. Ich glaube auch im Rahmen des 
ganzen Rates, ihnen alles Gute wünschen zu dürfen.  
 
Tremp: Als Verfasser einer bald zehnjährigen Motion bin ich 
heute entlastet. Ich will aber auch gleichzeitig die Gelegen-
heit nutzen, um der Kommission zu danken. Die Überarbei-
tung zwischen der ersten Lesung und der zweiten Lesung hat 
sachlich etliches gebracht im Hinblick auf eine künftige Ge-
setzgebung, die für unseren Kanton von gewisser Bedeutung 
ist. Und diese Überarbeitung der zweiten Lesung hat sich 
nachträglich auch gelohnt. Ich wusste allerdings erst heute 
Nachmittag, weshalb der Kommissionspräsident damals ge-
gen eine zweite Lesung war.  
 
Regierungspräsident Huber: Danke für die Blumen. Ich dan-
ke meinerseits der Kommission, dem Präsidenten und dem 
Vizepräsidenten für die umfassende, konstruktive und inten-
sive Kommissionsarbeit, die zu diesem Gesetz geführt ha-
ben. Zum Teil emotional geführt, zum Teil auch in schwieri-
gem Gelände, das sei zugegeben. Ich bin mit Ihnen über-
zeugt, dass wir heute über ein gutes Instrument verfügen, ü-
ber ein gutes modernes und zweckmässiges Gesetz, das 
Spielregeln vorgibt, wie Raumordnung in diesem Kanton ab-
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zuwickeln ist, wie Raumordnung zu handhaben ist. Ein wich-
tiges Gesetz, das habe ich nie anders gesagt Grossrat Jäger, 
es ist ein wichtiges Gesetz, trotz unserer Meinungsverschie-
denheit in der Beurteilung letztlich bezüglich des fakultati-
ven Referendums. Es ist mein letztes Gesetz. Ich danke Ih-
nen. Selbstverständlich, Herr Vizepräsident, werden wir Ih-
nen die Verordnung entsprechend kommunizieren. Sie liegt 
mehr oder weniger fertig vor in einer Fassung vom 6. De-
zember. Sobald sie fertig ist, werden wir sie Ihnen verfügbar 
machen.  
 
Standespräsident Möhr: Wir unterbrechen hier die Sitzung 
wie angekündigt. Ich bitte Sie aber noch eine Minute um 
Geduld.  
 
 
 
Es sind folgende Vorstösse eingegangen: 
- Dringliche CVP-Fraktionsanfrage betreffend Armee 

XXI – zum Logistik-Infrastrukturentscheid vom 6. De-
zember 2004 

- Anfrage Noi betreffend der Zusammensetzung der 
Schulräte und dem Umgang mit den Lehrkörpern in 
den Bildungsinstitutionen des Kantons 

- Anfrage Frigg betreffend Einbürgerungsentscheide an 
der Urne 

Schluss der Sitzung: 18.10 Uhr 
 
 
 
 
Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Domenic Gross 
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Dienstag, 7. Dezember 2004 
Vormittag 

Vorsitz: Standespräsident Christian Möhr 

Protokollführer: Adriano Jenal 

Präsenz: anwesend 117 Mitglieder 

  entschuldigt: Gredig, Quinter, Stv. Cattaneo 

Sitzungsbeginn:  08.15 Uhr 

 
 
 
Standespräsident Möhr: Ich bitte Sie Platz zu nehmen. Ich 
bitte um Ruhe. Ich begrüsse Sie zur heutigen Vormittagssit-
zung und wünsche Ihnen allen einen schönen Tag. Für eine 
persönliche Erklärung erteile ich das Wort vorerst Grossrat 
Donatsch. 
 
Donatsch: Ich möchte mich noch für das gestrige sturmartige 
Verlassen dieses Saales entschuldigen. Ich bin gestern kurz 
nach 17 Uhr stolzer und glücklicher Vater geworden und von 
daher können Sie verstehen, dass ich gegangen bin. Ich hatte 
also keinen geschäftlichen Termin. Es ist ein Mädchen na-
mens Mia. Sie weiss bereits was sie will, sonst wäre sie ja 
nicht gerade gestern Nachmittag auf die Welt gekommen. 
Aber es ist für Nachwuchs in diesem Falle in der FDP ge-
sorgt. Ich habe gehört, dass Grossrat Telli auch am 6. De-
zember Geburtstag hat. Also, da wartet noch einiges auf un-
sere Familie. Sie können mir aber glauben, dass zumindest 
mir diese Geburt ringer gefallen ist als die Geburt des Raum-
planungsgesetzes. Trotzdem habe ich gehört, dass ihr das 
Gesetz gestern einstimmig verabschiedet habt. Und das hat 
mich natürlich sehr gefreut zu nächtlicher Stunde in der 
Bündner Herrschaft. Ich möchte darum auch dem Vizepräsi-
denten der Kommission, Grossrat Göpfert, recht herzlich 
danken, dass er so flexibel das Geschäft für mich gestern 
weitergeführt hat und zu Ende geführt hat. Einen ganz be-
sonderen Dank auch an Herrn Regierungspräsident Huber. Er 
hat es immer verstanden in der Kommission die Vorschläge, 
die wir gebracht haben, bei denen wir teilweise selber nicht 
daran glaubten, dass wir sie durchbringen, herunterzubrechen 
auf einen vernünftigen und kompromissbereiten Vorschlag. 
Auch einen ganz grossen Dank an Carlo Decurtins und Cla 
Semadeni. Wir haben bei ihnen gesehen, dass Raumplanung 
für einen Architekten und für einen Juristen nicht immer das 
Gleiche heisst. Aber auch Sie haben immer kompromissbe-
reite Lösungen gebracht und ich denke wir haben so wirklich 
ein zukunftsorientiertes und ein gutes Gesetz für die Zukunft 
der Raumplanung in Graubünden. Das Fleisch am Knochen 
liegt nun an der Umsetzung, die leider nicht mehr Regie-
rungspräsident Huber machen kann, sondern sein Nachfol-
ger. Ich glaube aber, dass das Ganze gut kommt. Besten 
Dank. 
 
 
 
Dringliche Fraktionsanfrage betreffend Armee XXI – 
zum Logistik-Infrastrukturentscheid vom 6. Dezember 
2004 (Fraktionsanfrage CVP) 
 
Standespräsident Möhr: Ich gratuliere im Namen des Gros-
sen Rates, den Eltern Donatsch zur Geburt der Tochter Mia 

und wünsche alles Gute. Meine Damen und Herren, ich habe 
Ihnen gestern den Eingang der dringlichen Anfrage der CVP-
Fraktion betreffend Armee XXI bekanntgegeben. Gemäss 
Geschäftsordnung beurteilt die Präsidentenkonferenz die 
Frage der Dringlichkeit. Die Präsidentenkonferenz hat 
gestern Abend diese Frage diskutiert und beantragt dem 
Grossen Rat einstimmig der Dringlichkeit stattzugeben. Da-
mit kann jetzt eine Diskussion stattfinden.  
 
Cavigelli: Sie können heute des Langen und Breiten entneh-
men, worum es geht in der Fraktionsanfrage der CVP-Gross-
ratsfraktion. Nämlich zum Logistik- und Infrastrukturent-
scheid von gestern. Gestern hat Regierungsrätin Widmer 
erste Informationen bekommen aus erster Hand. Regierungs-
rätin Widmer hat sich auch in der Vergangenheit für diese 
Sache einzusetzen versucht. Und es ist in der Tat ein beson-
deres Ereignis, dem zudem Frist gesetzt ist zur Stellung-
nahme bis zum 4. Februar 2005. Wir erachten es deshalb als 
geboten, hier diese Fraktionsanfrage dringlich zu erklären 
und noch in dieser Session zu behandeln. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat erklärt die Fraktionsanfrage der CVP mit 109 
zu 0 Stimmen für dringlich. 
 
 
 
Auftrag Feltscher betreffend finanzielle Unterstützung 
für Bündner Park- und Erlebnisprojekte (Wortlaut Au-
gustprotokoll 2004, S. 215) 
 
Antwort der Regierung 
 
Nachdem der Bundesrat die Revision des Natur- und Hei-
matschutzgesetzes (NHG) für die Einführung von zwei 
neuen regionalen Parktypen wieder aus der Legislaturpla-
nung 2003-2007 gestrichen hatte, wurde eine diesbezügliche 
Motion von beiden Räten überwiesen. Aufgrund der finan-
ziellen Situation beim Bund muss jedoch davon ausgegangen 
werden, dass keine namhaften neuen Ausgabenfelder eröff-
net werden. 
Die Regierung hat in der Beantwortung des Postulats 
Cathomas (6. Mai 2003) ausgeführt, dass sich Graubünden 
im Sinne einer Bündelung der Aktivitäten auf die Unterstüt-
zung des Naturparks Mittelbünden (Parc Ela), den National-
park Adula sowie auf die Biosphäre Münstertal konzentrie-
ren will. Bevor weitere Projekte unterstützt werden, sollen 
vorerst Erfahrungen mit den erwähnten Parks gesammelt 
werden. 
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Zurzeit sind die Arbeiten am Parc Ela am weitesten fortge-
schritten. Das Projektvolumen hat einen Umfang von Fr. 
645'000.--, davon werden über RegioPlus Fr. 300'000.-- und 
über die Wirtschaftsförderung Fr. 100'000.-- finanziert. Die 
Initianten rechnen mit anfänglichen Betriebskosten von ca. 
Fr. 200'000.-- pro Jahr. Beim Park Adula ist der Gesuchsan-
trag für eine RegioPlus-Eingabe in Vorbereitung und sollte 
bis Ende Jahr 2004 dem seco unterbreitet werden. Das ge-
plante Projektvolumen hat voraussichtlich einen Umfang von 
4,4 Mio. Franken. Es wird eine Bundeshilfe von 2,2 Mio. 
Franken beantragt. Offen ist derzeit die Aufteilung der Rest-
kosten unter den Kantonen. Die Biosphäre Münstertal kann 
unter der Voraussetzung, dass die bereits erfolgte Ge-
suchseingabe innert Frist vervollständigt wird, mit einem 
Bundesbeitrag über RegioPlus von Fr. 300'000.-- oder 50% 
der anrechenbaren Kosten rechnen. Die Regierung wird sich 
auch bei diesem Projekt im Rahmen der verfügbaren Mittel 
finanziell engagieren. Der Bund verlangt im Schlussbericht 
eines RegioPlus-Projektes zwingend, dass über die Betriebs-
phase und die geplante Infrastruktur sowie deren Folgekos-
ten gesicherte Angaben gemacht werden. Diese Informatio-
nen liegen zu diesen Projekten noch nicht vor. 
Im Weiteren ist noch das Projekt Ruinaulta zu erwähnen, 
welches ausschliesslich von den Anliegergemeinden finan-
ziert wird. Die Kosten während der Betriebsphase werden, 
ohne infrastrukturelle Massnahmen, gemäss Grobkonzept ca. 
Fr. 200'000.--ausmachen. Weitere Parks sind zurzeit nicht 
geplant.  
Das Gesetz über die Förderung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung (GWE) bildet mit Artikel 6 „Standortentwicklung“ 
und Artikel 15 „Kantonale Verpflichtung“ (Bundesmass-
nahmen) eine ausreichende Basis für eine zeitlich begrenzte 
Unterstützung des Aufbaus von Parks. Voraussetzungen da-
für sind gemäss Verordnung, dass die Attraktivität oder 
Wettbewerbsfähigkeit von Regionen, Gemeinden oder Bran-
chen erhöht wird und Arbeitsplätze geschaffen werden. Die 
Regierung ist der Auffassung, dass mit Mitteln der Wirt-
schaftsförderung lediglich Parks, welche Wertschöpfung ge-
nerieren, unterstützt werden dürfen und dass ein Park kos-
tendeckend geführt werden sollte. Entsprechend ist die Fi-
nanzierung des Betriebs von Parks aufzuzeigen und sicher-
zustellen. Permanente Betriebsbeiträge können nicht ausge-
richtet werden, die Unterstützung durch die Wirtschaftsför-
derung erfolgt deshalb lediglich in der Startphase eines Park-
projektes.  
Im Zusammenhang mit der Struktur- und Leistungsüberprü-
fung zur Sanierung des Kantonshaushalts wurden im Finanz-
plan 2005 – 2008  auch die Mittel für die Wirtschaftsförde-
rung beschränkt. Für den Aufbau von Parks werden deshalb 
nur wenig Mittel zur Verfügung stehen. Eine Unterstützung 
über das ausgeführte Ausmass hinaus ist nur möglich, wenn 
die dafür notwendigen Kredite der Wirtschaftsförderung zur 
Verfügung gestellt werden. Der Kanton wird sich im Sinne 
des Auftrags beim Bund einsetzen. Eine Zwischenfinanzie-
rung bzw. eine Vorfinanzierung von allfälligen Bundes-
beiträgen ist weder angebracht noch möglich. Die Regierung 
ist bereit, den Auftrag im Sinne der Ausführungen entgegen 
zu nehmen. 
 
Antrag Feltscher 
Diskussion 
 
Abstimmung 
Dem Antrag Feltscher wird mit offensichtlichem Mehr zuge-
stimmt. 

Feltscher: Der Regierung danke ich für die moralisch wohl-
wollende Antwort und für die Berücksichtigung eines klei-
nen Beitrag oder Betrages von 150'000 Franken im Budget 
2005 in dieser Sache. Dieser ist allerdings wesentlich kleiner 
als man aus dem Regierungsprogramm und Finanzplan Ent-
wicklungsschwerpunkt 21/13 erwarten hätte können. Im Zu-
sammenhang mit den knappen Mitteln müssen wir dies aber 
sicher akzeptieren. Die Regierung hat auf jeden Fall die 
volkswirtschaftliche Bedeutung von Naturparkprojekten er-
kannt. Ich gestatte mir diese noch etwas auszuführen. Wer 
einmal in den USA die touristische Wirkung der Naturparks 
wie Yosemity, Brice Canyon, Monument Valley, Death 
Valley, etwas genauer analysiert hat, wird feststellen, dass 
diese in sehr dünn besiedelten Gebieten eine gewaltige 
volkswirtschaftliche Bedeutung haben. Für Aufsicht, Unter-
halt, Verpflegung und Unterkunftsangebote werden in 
volkswirtschaftlich benachteiligten Regionen viele Arbeits-
plätze geschaffen und mit einer sanften Form des Tourismus 
können gewaltige Einkommen generiert werden. Die Berge 
sind für uns Schweizer faszinierend, aber ohne unbescheiden 
zu sein, haben wir im Kanton Graubünden für einen Deut-
schen, einen Japaner, oder einen Russen nicht auch einige 
sensationelle Naturerlebnisse bereit. Und dabei haben wir im 
Unterschied zu den Parks in den USA einen gewaltigen 
Vorteil. Wir haben fast die gesamte Infrastruktur von Unter-
kunft und Verpflegung bereits vorhanden und sie steht in der 
interessanten Zeit zwischen April und Oktober beinahe leer. 
Wenn wir dieses Potential nicht nutzen und mit äusserst be-
scheidenen Mitteln einen Beitrag dazu leisten, dass ein paar 
Pioniere einmal mit ihren Projekten beginnen können, ver-
passen wir eine grosse Chance für den Sommertourismus 
und damit für eine touristisch geprägte Volkswirtschaft. Die 
Wertschöpfungsstudie der HTW hat ja gezeigt, dass die de-
zentralen Gebiete äusserst stark vom Tourismus abhängig 
sind. Aber auch einen Blick in die Nachbarschaft zeigt ein 
äusserst positives Bild von Natur- und Nationalparks. Unsere 
Nachbarländer Italien, Frankreich und Deutschland sowie 
Slowenien betreiben seit Jahrzehnten mit grossem Erfolg 
nicht weniger als zwölf Nationalparks und eine Unzahl von 
Natur- und Regionalparks. Der Besucherzahl von jährlich 
rund acht Millionen Personen bestätigt das allgemeine Inte-
resse und die wirtschaftliche Bedeutung solcher Einrichtun-
gen. Oder nehmen wir unseren Nationalpark: Laut einer Stu-
die aus dem Jahre 2000 erzielt der Schweizerische National-
park im Engadin mit einem Bundesbeitrag von jährlich drei 
Millionen Franken eine jährliche Wertschöpfung von 17 
Millionen Franken. Wenn man dies umrechnet heisst das, für 
einen Bundesfranken werden in der Region 5,5 Franken an 
Einkommen generiert. Vom Tourismuspotential von Natur-
parks profitieren in den entsprechenden Regionen alle Bran-
chen. Hoteliers, Bergbahnbetreiber, landwirtschaftliche Di-
rektvermarkter, Metzger, Bauunternehmer, Banker usw. Lei-
der ist es eine Tatsache, dass der bundesrätliche Entscheid, 
der von den Räten zwar wieder korrigiert wurde, Unterstüt-
zung von Naturparks stark verzögert. Das neue Natur- und 
Heimatschutzgesetz wird erst in der Wintersession 2005 be-
handelt und erst gegen Ende 2006, Anfang 2007 in Kraft 
treten. Vorfinanzierungen über Regioplus sind gemäss Aus-
kunft von Nationalrat Cathomas sehr beschränkt und sehr 
fraglich. Es wäre sehr schade, wenn durch diese Verzöge-
rung Projekte in unserem Kanton in den Schubladen ver-
schwinden würden und die heute vorhandene Motivation 
verpuffen würde.  
Unser Kanton braucht, wie es die Regierung schreibt, die Er-
fahrungen der Pioniere von Adula, Ela und Biosphäre 
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Müstair, damit man in einigen Jahren sagen kann, das ist eine 
gute Sache. Solche Parks müssen wir noch mehr haben oder 
eben, es bringt nicht so viel, wie man sich erhofft hat worauf 
man dann auf weitere Projekte verzichten wird oder diese 
zumindest anders gestalten wird. Unser Kanton hat deshalb 
die Aufgabe, startbereiten Projekten eine Startunterstützung 
zu geben und wie Sie der Presse entnehmen konnten, sind 
solche Projekte eben startbereit. Falsch wäre es, wenn in un-
serem touristisch geprägten Kanton Bedenken von Rechts 
kommen sollten, welche Angst haben, andere Freizeitnut-
zungen würden beeinträchtigt, oder von Links, Bedenken be-
züglich ökologische Belastung von Pärken aufgebracht wür-
den. Wer solche Ängste hat, soll wirklich mal die drei er-
wähnten Projekte studieren. Sie können sich bei mir bedie-
nen mit den Unterlagen. Die Projekte nutzen die vorhande-
nen Sehenswürdigkeiten, sind nicht massentourismusorien-
tiert und vertragen sich problemlos mit vorhandenen touristi-
schen Einrichtungen. Solche Bedenken sind bei unseren drei 
grösseren Projekten wirklich rasch zerstreut, wenn Sie sich 
damit beschäftigen.  
Einverstanden bin ich selbstverständlich mit der Regierung, 
dass Parks nur zeitlich begrenzt finanzielle Unterstützung er-
halten sollen vom Kanton und dass neben Bund und Kanton 
auch ein Sponsoring aus der Region nötig ist. Ich unterstütze 
die Regierung, dass sie Beiträge von entsprechenden Wert-
schöpfungskriterien abhängig macht. Es sollen meines Er-
achtens Projekte unterstützt werden, die innovativ sind, bei 
denen man Pioniergeist spürt, bei denen sparsam mit Geld 
für Planungskonzepte umgegangen wird, bei denen man also 
sieht, dass gemacht wird und nicht jahrelang konzipiert wird. 
Und das Geld soll nicht in Infrastruktur, die ist bereits da, 
sondern in touristische Produkte und deren Kommunikation 
investiert werden.  
Die Annahme des Auftrages wird den Parks nur sehr wenig 
finanzielle Mittel zukommen lassen. Allerdings erhoffe ich 
mir diese Unterstützung auch für die nachfolgenden zwei 
Jahre bis das revidierte NHG in Kraft tritt. Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, bitte ich mit der Annahme des Auftra-
ges die Parkidee wenigstens moralisch zu unterstützen.  
 
Standespräsident Möhr: Meine Damen, meine Herren. Ich 
bitte Sie um Aufmerksamkeit. Ich begrüsse im Namen des 
Grossen Rates des Kantons Graubünden auf unserer Tribüne 
eine Delegation von Politikern aus dem Kosovo, die heute im 
Rahmen eines OSZE-Projektes den Kanton Graubünden be-
suchen. Die Delegation befindet sich auf einer Studienreise 
durch die Schweiz. Mit ihrem Besuch bei uns will sie sich 
ein plastisches Bild parlamentarischer Arbeit verschaffen. 
Sehr verehrte Gäste, seien Sie bei uns herzlich willkommen 
und geniessen Sie unsere Gastfreundschaft.  
Die Diskussion ist weiterhin offen zum Auftrag Feltscher. 
Grossrat Brüesch. 
 
Brüesch: Nachhaltigkeit, das heisst, umweltschonendes und 
soziales Wirtschaften liegt im Trend und gewinnt an Bedeu-
tung. Umweltgerechtes Handeln wird je länger je mehr zu 
einem integralen Bestandteil wirtschaftlichen Handelns. Die-
ses Zitat entnehme ich nicht einem Grundsatzpapier der Pro 
Natura oder einer anderen Umweltorganisation, sondern ei-
ner Broschüre der UBS aus dem Bereich "Global Assed Ma-
nagement" mit dem Titel: ,,Ökologie ist Ökonomie mit Zu-
kunft''.  
Naturparks fördern in diesem Sinne die nachhaltige regionale 
Wirtschaft, die Entwicklung von Natur und Landschaft, das 
kulturelle Erbe und innovative Projekte. Ein Naturpark ist 

kein Museum, sondern ein nachhaltig genutzter Lebensraum. 
Damit entsprechen auch Naturpärke nicht etwa nur einseiti-
gen Umweltschutzvorstellungen, sondern dem Begriff der 
Nachhaltigkeit, nämlich eben ein Zusammenwirken von 
Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft. Dies ist heute ein ge-
radezu selbstverständlicher, jedoch auch zwingender Begriff 
für das menschliche Handeln geworden. Naturparks bieten 
daher eine grosse Chance für die Regionalentwicklung. Ich 
habe dieses Jahr, wie auch mein Vorredner Kollege Felt-
scher, einige Naturparks in den USA gesehen. Diese sind 
sehr imposant und eindrücklich, jedoch sind Landstriche in 
unserem Kanton landschaftlich durchaus ebenbürtig und 
ebenso eindrucksvoll, ich denke beispielsweise an das Albu-
lagebiet, Bernina, Ruinaulta usw. um nur einige Beispiele zu 
nennen. Mit der Regierung bin ich der Auffassung, dass le-
diglich Parks, welche Wertschöpfung generieren, unterstützt 
werden sollen und dass ein Park kostendeckend geführt wer-
den soll. Genau dies wird letztlich auch von den Auftragge-
bern gefordert, wenn die Bereitstellung der finanziellen Mit-
tel erwartet wird, soweit die Projekte eben den Kriterien der 
regionalwirtschaftlichen Entwicklung genügen und die fi-
nanzielle Unterstützung auch breit abgestützt ist. Eine Zwi-
schenfinanzierung bis zur Ermöglichung weiterer Bundes-
beiträge auf Grund des revidierten Natur- und Heimatschutz-
gesetzes ist dahingehend anzustreben, dass dafür gesorgt 
wird, dass die Vorhaben nicht scheitern. In diesem Sinne 
muss eine Anschubsfinanzierung gewährleistet sein, um die 
initiativen und innovativen Projekte weiterführen zu können. 
In diesem Sinne ist diesen Aspekten bei der Vergabe der 
Mittel besonders Rechnung zu tragen und es sind die ent-
sprechenden Mittel im Rahmen des Budgets zur Verfügung 
zu stellen. Auf Grund der allgemeinen Finanzlage teile ich 
jedoch die Auffassung der Regierung, dass auch in diesem 
Bereich nicht eine umfassende und weitergehende Finanzie-
rung erfolgen kann, weshalb ich Sie ersuche den Auftrag im 
Sinne der Bereitschaft der Regierung zu überweisen. 
 
Pfenninger: Inhaltlich ist sich vermutlich eine grosse Mehr-
heit in diesem Saal einig, dass diese Projekte dringend unter-
stützt werden müssen und in diesem Sinne bin ich auch mit 
meinen beiden Vorrednern völlig einverstanden. Ich habe 
einfach ein bisschen Probleme, beziehungsweise Mühe mit 
der Form dieses Auftrages. Wenn die Initianten schreiben: 
Der Kanton Graubünden hat mit der umfassenden Struktur- 
und Leistungsüberprüfung zur Sanierung des Kantonshaus-
haltes einen effizienten Staat geschaffen – Zitat aus dem 
ersten Satz aus dem Auftrag – dann frage ich mich schon ein 
bisschen woher dass Sie das nehmen. Das scheint mir doch, 
milde gesagt, sehr überzeichnet zu sein. Und fit für die Zu-
kunft. Ist der Kanton fit für die Zukunft? Ebenfalls ein Zitat 
aus diesem Auftrag. Da habe ich also wirklich nun meine 
Bedenken, wenn wir alle diese Folgen unserer rigorosen 
Sparmassnahmen anschauen. Ich kann einfach solche For-
mulierungen nicht so stehen lassen. Wir haben auch mittels 
dieser Sparmassnahmen eigentliche volkswirtschaftliche 
Sünden begangen und regionalwirtschaftliche Probleme ge-
schaffen. Wir kennen diese alle und die Folgen unserer 
Sparmassnahmen, die werden wir erst in den nächsten zwei, 
drei Jahren wirklich eins zu eins zu spüren bekommen. Und 
dass man nun schreibt, wir hätten einen effizienten Staat ge-
schaffen und seien jetzt fit für die Zukunft, das kann ich so 
einfach nicht stehen lassen. Wir haben verschiedenste Prob-
leme in der Bauwirtschaft, im Spitalwesen, wir werden in 
dieser Session auch noch auf diese Probleme zu sprechen 
kommen, auch im Tourismus, wir haben auch Kürzungen 
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gemacht im Bereich des Tourismus und in diesem Sinne 
habe ich nun meine Bedenken gegenüber den Auftraggebern 
kund getan.  
Selbstverständlich, inhaltlich meine ich auch, müssen wir 
hier Schwerpunkte setzen, weil in diesem Bereich eben auch 
Zukunftspotential liegt. Ich habe einfach noch eine Frage 
auch an die Regierung, wenn ich diesen Auftrag lese und die 
Antwort der Regierung, dann frage ich mich einfach, was 
braucht es, dass man einen Auftrag ablehnt? Eigentlich ist ja 
alles vorgesehen, beziehungsweise die Relativierung, die die 
Regierung macht in diesem Auftrag, die führt eigentlich 
dazu, dass man diesen Auftrag in dieser Form ablehnen 
müsste, nach meiner Auffassung. Und ich weiss nicht, ob 
man hier irgendwie einmal eine Linie finden müsste, wann 
ein Auftrag eben überwiesen oder angenommen werden kann 
mit Einschränkungen, wie weit diese Einschränkungen gehen 
können, damit man überhaupt noch einen Auftrag überwei-
sen kann und ob hier in diesem Fall nicht eben die Anfrage 
das bessere Instrument gewesen wäre und dann über die 
Budgetpositionen dann interveniert hätte. 
 
Heinz: Die Euphorie zu diesen Parks ist sehr gross, das habe 
ich jetzt gehört und das ist auch eine gute Sache, teilweise. 
Aber ich möchte noch Grossrat Feltscher etwas zurückgeben. 
Als Landwirt bin ich gar nicht so glücklich, da hat es dann 
auch Nachteile, wenn man in so einer vorgesehenen Park-
zone leben würde. Vor allem, wenn man aus einem Gebiet 
kommt, wo verschiedene Gesetze Druck auf einem machen, 
dass man praktisch unter dem Natur- und Heimatschutz steht 
und die Leute sich dann fast nicht mehr bewegen können, die 
Wirtschaft wird eingeschränkt und alles Mögliche. Dann 
sieht dann die Welt eben etwas anders aus, als was wir jetzt 
hier alles so hoch loben. Es ist mir auch eigentlich wichtiger, 
in Zukunft, dass wir unsere Strassen in die abgelegenen Tal-
schaften erhalten können, als dass wir dann dort zu viele 
Parks erstellen. Wenn wir die Strasse nämlich nicht mehr er-
halten können, dann ergeben sich die Parks von selbst. Wie 
soll ich es sagen, ich bin aus einem Gebiet, wo wir geschä-
digt sind nicht von den Parks, aber von den Gesetzen her. 
Bereich Hochmoore, Auen, Naturschutzgebiete ich gebe das 
Stichwort Val Madris. Auf der anderen Seite steht gerade in 
dem neuen Leitbild vom Kanton Graubünden, man müsste 
eigentlich die Wasserkraft wieder fördern oder eventuell 
schauen, wo man wieder neue Wasserkraftwerke generieren 
könnte. Wir sind jetzt in so einer Situation. Wir wurden vom 
Bund und von gewissen Umweltverbänden so herunterge-
kanzelt, dass im Val Madris nichts mehr passieren kann. 
Heute interessiert kein Mensch mehr das Val Madris, aber es 
ist ein für allemal – auch für unsere Nachkommen – alles ge-
bodigt. Darum habe ich persönlich ein bisschen Angst vor 
dem Ganzen. Also, für alle, die diese Parks wollen ist das ja 
gut und recht, aber bitte lassen Sie die Leute in Ruhe, die 
keine solche Parks wollen, weil auf die Berge sind wir ge-
gangen bevor diese Parks da waren und konnten uns bewe-
gen und ich hoffe wir dürfen das auch nachher.  
 
Jeker: Ich habe mich seit einiger Zeit mit diesen Ideen von 
Parkzonen befasst. Und das mit grossem Interesse. Warum? 
Ich bin der Meinung, dass hier bezüglich Zusatzaktivitäten 
und Zusatznutzung, Zusatzwertschöpfung zu Gunsten der 
Sommerentwicklung in unseren Talschaften, ich betone, in 
geeigneten Talschaften, der Weg nach meiner Meinung 
grundsätzlich richtig ist. Was mir aber zentral erscheint, ist, 
dass die Bevölkerung schlussendlich in diesen Talschaften 
die Formulierung der sogenannten Chartas eben formulieren 

und entscheiden kann. Und zwar nicht etwa eingeengt und 
gar nicht zu sehr eingeengt von möglichen späteren Verände-
rungen und Anpassungen über die Umweltschutzgesetzge-
bung von Bundesseite her. Also nochmals, Naturpark ja, in 
geeigneten Regionen, in geeigneten Abgrenzungen nach dem 
Willen der Bevölkerung in der Region.  
Der zweite Punkt: Ich möchte anschliessen an das Votum 
von Kollege Brüesch und möchte mich zu diesem Punkt klar 
und kurz fassen. Ich teile seine Meinung und unter dieser 
Voraussetzung bin ich ebenfalls für die Idee. Also ich teile 
die Meinung der Antwort der Regierung.  
Zum dritten: Die klare Trennung zwischen Park und Inten-
sivnutzung, die muss gewährleistet sein. Wir wehren uns in 
Zweifelsfällen gegen Pufferzonen, weil das ist gerade wieder 
nicht im Sinne der Talbevölkerungen. Es kann ohne weiteres 
in solchen Fällen zu Überschneidungen kommen, die direkt 
nötig sind und zwar ohne Pufferzonen.  
Ich erlaube mir noch eine kurze Bemerkung zu den Ausfüh-
rungen von Kollege Pfenninger. Völlig einverstanden, spa-
ren, das ist eine heikle Geschichte, aber sie ist nun einmal 
unerlässlich. Warum? Weil wir über Jahre in vielen Dingen 
völlig über unsere Verhältnisse gelebt haben und es ist nun 
falsch, hier diese Sparentscheide an den Pranger zu stellen. 
Die sind unerlässlich. Wir müssen auch hier uns einpendeln 
nach Prioritäten. Wünschbares hat keinen Platz. 
 
Thomann: Es überrascht mich doch, dass dieser Auftrag, der 
meiner Meinung nach die Wirtschaft in unserem Kanton 
nachhaltig fördert, seitens der SP bekämpft wird. Auch wenn 
Kollege Pfenninger im Grundsatz den Auftrag unterstützt, so 
lässt er doch zwischen den Zeilen Kritik an diesem Auftrag 
hören.  
Auch die Bedenken von Kollege Heinz kann ich nicht ganz 
verstehen. Die Erarbeitung der Parkidee, ich rede da vom 
Park Ela, wurde eng mit der Bevölkerung erarbeitet und wird 
auch von der Landwirtschaft unterstützt. Aus diesen Gründen 
meine ich, dass wir die Idee, diesen Auftrag unbedingt über-
weisen müssen. 
 
Pfenninger: Lieber Kollege Thomann, wir hatten gestern 
über den Begriff „zuhören“ diskutiert. Die SP hat keinen 
Antrag gestellt, diesen Auftrag nicht zu überweisen. Ich habe 
mich nur über die Formulierungen, die in diesem Auftrag 
gewählt wurden, mokiert. Ich bitte Sie doch dies zur Kennt-
nis zu nehmen. 
 
Regierungspräsident Huber: Die Regierung wird sich hüten 
Ihnen zu sagen, ob sie Aufträge oder Anfragen starten sollen 
hier. Das ist Ihr Instrument. Mit dem müssen Sie umgehen. 
Wenn Sie uns einen Auftrag erteilen, der eigentlich offene 
Türen findet, was sollen wir Ihnen dann anderes sagen, als 
das, was wir hier tun mit diesem Antrag? Pärke in Graubün-
den, damit sind wir einverstanden. Wir sind eigentlich auch 
an der Arbeit, es verschwindet auch nichts in den Schubla-
den. Meine Mitarbeiter im Amt für Raumplanung, im AWT, 
die sind in diesen Projekten, die ich hier gehört habe in allen 
involviert. Wir gestalten mit. Wir machen uns auch verfüg-
bar, wenn da und dort etwas ins Stocken gerät. Ich erinnere 
an das Nationalparkhaus, wo wir schon einiges unternommen 
haben, um das endlich zu realisieren. Ich erinnere an die Bio-
sphäre Müstair. Ich bin persönlich schon zwei Mal ins 
Münstertal gefahren, um dort stockende Situationen wieder 
in Gang zu bringen. Also, was sollen wir Ihnen anderes sa-
gen? Wir haben uns ein Kriterium gegeben. Die Antwort hat 
auf zwei Seiten Platz zu haben und deshalb können wir all 
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das Gute, was jetzt hier noch einmal gesagt wurde zu diesen 
Projekten nicht auch noch zusätzlich formulieren. Den Auf-
trag nehmen wir entgegen.  
Sie haben uns gesagt, wie viel Mittel wir insgesamt verfüg-
bar haben. Nicht nur beim Sparprogramm, sondern auch bei 
der Revision des Wirtschaftsförderungsgesetzes. Die Sum-
men sind da. Wir haben Zuteilungen gemacht im Rahmen 
von dem, was wir nächstes Jahr als wichtig erachten. Wir 
haben uns engagiert für die Natur- und Heimatschutzgesetz-
gebung. Offene Türen, wir tun das. Auch mein Nachfolger 
wird es tun. Die vier hier verbleibenden Mitglieder der Re-
gierung werden es tun im Rahmen dieser Kriterien, die wir 
gesetzt haben. Und da teile ich die Meinungen, die hier ge-
äussert wurden. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat überweist den Auftrag Feltscher im Sinne 
der schriftlichen Ausführungen der Regierung mit 96 zu 0 
Stimmen. 
 
 
 
Anfrage Marti betreffend IT-Arbeitsplätze kantonseige-
ner Institute (Wortlaut Augustprotokoll 2004, S. 224) 
 
Antwort der Regierung 
 
Der IT-Bereich von Unternehmen oder von anderen Organi-
sationen wird immer komplexer und nimmt oft eine dominie-
rende Rolle als Produktionsinstrument ein. Kundenwünsche, 
regulatorische Vorgaben, die technologische Entwicklung 
sowie das wirtschaftliche Umfeld beschleunigen die Verän-
derungen im IT-Bereich. Dies trifft insbesondere auch auf 
die Finanzdienstleister zu. Heute entsteht rund 1/3 der anfal-
lenden Kosten einer Bank im IT-Bereich, was die Bedeutung 
einer effizienten IT-Organisation für die Wettbewerbsfähig-
keit eines Institutes unterstreicht. Um ihre Konkurrenzfä-
higkeit zu erhalten, haben deshalb heute sowohl private wie 
staatliche Unternehmen die technischen Entwicklungsschritte 
bei der unternehmenseigenen IT zwingend nach zu vollzie-
hen. Davon betroffen sind auch die selbständigen öffentlich-
rechtlichen Anstalten des Kantons wie die Graubündner 
Kantonalbank (GKB), die Psychiatrischen Dienste Graubün-
den (PDGR), das Bildungszentrum für Gesundheit und Sozi-
ales (BGS), die Sozialversicherungsanstalt (SVA) und die 
Gebäudeversicherungsanstalt (GVA). 
Die Finanzwirtschaft und damit auch das Bankwesen befin-
den sich in einer rasanten Umbruchsphase. Die GKB als im 
Wettbewerb stehendes Bankinstitut ist davon besonders be-
troffen, speziell auch im sogenannten IT-Bereich. In diesem 
Sektor kommt es zu Umstrukturierungen, zu Veränderungen 
und zu Rationalisierungen. Die damit verbundenen techni-
schen und systembedingten Erneuerungen in Form von Ei-
genentwicklungen und isolierter Verarbeitung übersteigen 
die Investitionskraft eines Unternehmens in der Grösse der 
GKB. Es findet eine Abkehr von Individuallösungen hin zu 
Standardlösungen statt. So ist die Bank heute noch eines der 
seltenen Institute, welches seinen IT-Bereich weitgehend 
selbständig betreibt und sich in diesen Belangen bisher nicht 
zu Kooperationen oder Partnerschaften zusammengefunden 
hat. Die Entwicklung und der Blick auf den Markt zeigen 
aber klar auf, dass die Zukunft der betrieblichen Informati-
onstechnologie im Verbund zu verwirklichen ist. Es ist 
denkbar, dass dies eine Reduktion von Arbeitsplätzen im 
technischen Bereich zur Folge hat. Die GKB versucht, diesen 

Stellenabbau zu vermeiden. Sie kann sich aber der in der Fi-
nanzwirtschaft vorherrschenden Entwicklung nicht als Ein-
zige entziehen. Voraussichtlich wird Ende November 2004 
entschieden, mit welchem Partner die Bank die IT-Zukunft 
angehen will. Die unternehmerischen und betriebswirt-
schaftlichen Gegebenheiten erfordern Schritte von der eige-
nen hin zur partnerschaftlichen Lösung. Damit soll sicherge-
stellt werden, dass nicht Wettbewerbsnachteile die Position 
des Institutes belasten. Die GKB wird gleichzeitig alles 
daran setzen, möglichst viele von diesem Prozess betroffene 
Arbeitsplätze in Graubünden zu erhalten. Entsprechende 
Verhandlungen mit Aussicht auf ein positives Ergebnis sind 
im Gange.  
Alle internen und externen IT-Arbeitsplätze der PDGR und 
BGS befinden sich in Graubünden. Die GVA bezieht einen 
Teil der Leistungen von ausserhalb des Kantons. Auslage-
rungen sind bei diesen Instituten keine geplant. Die SVA be-
zieht einen Teil der Dienstleistungen ausserhalb des Kantons 
und hat im Verbund von 17 kantonalen Anstalten entschie-
den, den Standort des Rechenzentrums ausserhalb des Kan-
tons zu verlegen. 
Zu den Fragen 
1. Ja, es besteht die Gefahr, dass kantonseigene Institute 

nicht alle IT-Arbeitsplätze in Graubünden halten kön-
nen. Realistischerweise muss sogar davon ausgegan-
gen werden. 

2. Sinnvolle Betriebsgrössen werden heute erreicht, indem 
Branchenlösungen realisiert werden - und nicht indem 
unterschiedliche Branchen zusammengeschlossen wer-
den. Eine Zusammenführung verschiedener Branchen 
innerhalb Graubündens ist deshalb aus IT-Sicht nicht 
zielführend.  

3. Bei IT-Anwendungen ist es heute oft so, dass Standard-
Anwendungen (Branchenlösungen) zum Einsatz kom-
men. Individuallösungen werden nur noch entwickelt, 
falls keine geeigneten Standardlösungen zur Verfügung 
stehen. Bei IT-Reorganisationen gilt es auch bei den öf-
fentlich-rechtlichen Anstalten des Kantons primär die 
geeignetste und effizienteste Lösung zu finden. Selbst-
verständlich wird dabei das volkswirtschaftliche Inte-
resse, möglichst viele IT-Arbeitsplätze im Kanton zu 
erhalten, berücksichtigt.  

 Bei der Vergabe von Aufträgen sind die selbständigen 
öffentlich-rechtlichen Anstalten des Kantons grund-
sätzlich der Submissionsgesetzgebung unterstellt. Aus-
genommen ist lediglich die GKB. Die Regierung 
nimmt keinen direkten Einfluss auf die operative Ge-
schäftsführung der Institute. 

4. Der Regierung stehen keine Instrumente zur Verfü-
gung, die den direkten Eingriff in die Geschäftstätigkeit 
der selbständigen öffentlich-rechtlichen Anstalten er-
möglichen. Die kantonalen Vertretungen in den Gre-
mien dieser Institute bringen jedoch die volkswirt-
schaftlichen Interessen des Kantons ein. Die Mitglieder 
des Bankrates der GKB werden durch den Grossen Rat 
gewählt, womit die kantonale Sicht in die Tätigkeit der 
GKB ebenfalls einfliessen kann, soweit es sich nicht 
um rein operative Belange handelt, die der Geschäfts-
leitung der Bank übertragen sind. 

 
Antrag Marti 
Diskussion 
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Abstimmung 
Dem Antrag Marti wird mit offensichtlichem Mehr zuge-
stimmt. 
 
Marti: Die Ansiedelung von IT-Arbeitsplätzen ist seit meh-
reren Jahren wichtiges Ziel und Programm der Wirtschafts-
förderung im Kanton. Sie erinnern sich bestimmt an Presse-
meldungen, wo kleinere Firmen mit zwei bis fünf Arbeits-
plätzen als Erfolg in der Ansiedelung von IT-Arbeitsplätzen 
in Graubünden vermeldet wurden. Nun hatte meine Anfrage 
zum Ziel zu erfahren, in wie weit jedoch die Strategie Ansie-
delungen zu erreichen, sich paradoxerweise mit der Ver-
schiebung kantonseigener IT-Arbeitsplätze weg von Grau-
bünden schneidet. Ich danke der Regierung für die Beant-
wortung der Anfrage. Sinngemäss erfahren wir dabei, dass 
die Regierung realistischerweise davon ausgeht, dass IT-Ar-
beitsplätze kantonseigener Institute weg von Graubünden 
verlagert werden. Die weiteren Ausführungen können mich 
und vielleicht auch Sie hier im Rate nicht befriedigen. Denn 
die Regierung gibt unumwunden zu, dass sie nichts dagegen 
zu unternehmen gedenkt, da erstens aus Sicht der Regierung, 
ich zitiere: ,,Eine IT-Zusammenführung innerhalb Graubün-
dens verschiedener Branchen nicht zielführend sei und 
zweitens der Regierung keine Instrumente zur Verfügung 
stehen würden, direkten Einfluss zu nehmen." Zitat Ende.  
Ich möchte von der Regierung nun wissen, auf Grund wel-
cher Abklärungen und Arbeiten sie zu diesem absoluten 
Schlusse gelangt. Besteht hier eine Auslegeordnung, welche 
tatsächlich schlüssig die Frage beantwortet, dass wir sozusa-
gen nur zusehen können, wie IT-Arbeitsplätze aus Graubün-
den verschwinden? Selbstverständlich besteht nun einmal 
nicht nur eine grosse Branche in Graubünden, so dass es 
ganz einfach wäre, IT-Dienstleistungen zusammenzufassen, 
aber Fachleute bestätigen, dass gewisse Grunddienstleistun-
gen im IT-Bereich branchenübergreifend, spezifisch vor Ort 
noch massgeschneidert angepasst werden. Und diese Ten-
denz nimmt zu, da immer mehr Standardlösungen verwendet 
werden. Die Graubündner Kantonalbank hat kürzlich ver-
meldet, dass Sie IT-Arbeitsplätze ausgelagert hat und diese 
Arbeitsplätze teilweise in Chur verbleiben. Allerdings gehen 
die Anstellungsverhältnisse zu einer externen Firma über, sie 
heisst Finova, welche den Hauptsitz nicht in Graubünden, 
sondern in Lenzburg hat. So sehr sich die Leitung der GKB 
bemühte eine Lösung zu finden, welche trotz Outsourcing-
Arbeitsplätze in Graubünden behält, was der GKB hoch an-
zurechnen ist, so klar ist jedoch auch, dass dies keine dauer-
hafte Lösung sein wird.  
In der Presse wurde vermeldet, dass diese Lösung nur Ge-
winner bringe. Machen wir uns doch nichts vor. Die IT-Ar-
beitsplätze der GKB werden nach und nach aus Graubünden 
verschwinden. Die Entscheidträger sind nicht mehr hier und 
Kostendruck und Rationalisierung zwingen immer zur Zent-
ralisierung, was eine Firma mit Filiale in Graubünden immer 
zuerst hier zu Stellenverschiebungen oder Stellenabbau führt. 
Wir haben genügend Beispiele dafür. Gibt es nun wirklich 
keine Lösungen um hier etwas zu tun? Ist es tatsächlich so, 
dass wie mir einige klar zu machen versuchten es falsch sei, 
Strukturen zu behalten, sozusagen Heimatschutz zu betrei-
ben? Ja, meine Damen und Herren, ich möchte auch nicht 
nur Heimatschutz betreiben. Doch erscheint es mir doch zu 
einfach, wenn wir von IT-Arbeitsplätzen in Chur und Umge-
bung reden, meine Anfrage dann als Heimatschutz einzustu-
fen. Ich bitte hier den Rat auch die Behandlung von IT-Ar-
beitsplätzen gleich wichtig zu nehmen, wie der Verlust von 
Arbeitsplätzen im Zeughaus. Und sind wir in Graubünden 

tatsächlich nicht in der Lage, kreativ auf Veränderung zu re-
agieren und das Heft hier in Graubünden in den Händen zu 
behalten. Ich bitte die Regierung dies nochmals zu prüfen. 
Noch haben wir hier Arbeitsplätze im IT-Bereich und diese 
können entgegen der Meinung der Regierung sehr wohl bes-
ser koordiniert und zusammengefasst werden. Wenn das Be-
arbeitungsvolumen und Mengenvolumen aller IT-Dienst-
leistungen des Kantons und kantonseigenen Institute geprüft 
werden und womöglich zusammengefasst werden, so könnte 
eine durchaus starke eigene Unternehmung entstehen, die 
hier in Graubünden ihren Sitz hat. Selbstverständlich würde 
sie, wie beinahe alle Firmen auf der Welt, gewisse Dienst-
leistungen, die sie selber nicht so gut kann, einkaufen. Aber 
sie hat den Hauptsitz hier und hätte die Stärke auch Aufträge 
nach Graubünden zu holen und mit dem Grundstock an Auf-
trägen aus dem Kanton eine gesunde Basis zu haben. Klar 
ist, dass eine Firma, wie die Finova, welche neu für die GKB 
arbeitet, nicht Aufträge vom Unterland nach Graubünden 
bringt. Und damit ist auf mittlere Sicht betrachtet keine Vi-
sion mit der Behaltung der IT-Arbeitsplätze der GKB in 
Chur erreicht worden. Und deshalb bin ich mit der Beant-
wortung der Anfrage auch nicht zufrieden.  
Ich bitte die Regierung nochmals ernsthaft und entgegen der 
Beantwortung der Anfrage hier kreativ ans Werke zu gehen. 
Mit hier tätigen Firmen wie beispielsweise der Aurax oder 
der Würth Phoenix haben wir Firmen im Kanton, welche 
sich bestimmt zusammen mit dem AfI dazu äussern könnten, 
was und wie visionär angepackt werden könnte, um eine 
starke ortsansässige Unternehmung zu haben, welche nebst 
den kantonalen Instituten auch noch zusätzliche Aufträge 
nach Graubünden holen würde. Ich bitte die Regierung, die 
Realisierung dieser Idee oder Vision zu überprüfen und al-
lenfalls eine Strategie zu entwickeln. Es wäre aktive Wirt-
schaftsförderung, aktive Wirtschaftsförderung mit dem Ziel 
nicht primär IT-Stellen nach Graubünden zu holen, sondern 
die Eigenen hier zu behalten. Ich danke Ihnen dafür. 
 
Wettstein: Die Abwanderung von Arbeitsplätzen aus unserer 
Region macht uns allen grosse Sorgen. Nicht erst seit dem 
gestrigen Zeughausentscheid. Es ist wirklich verheerend, was 
in den letzten Jahren an Arbeitsplätzen abgewandert ist. In 
diesem Sinn habe ich grosses Verständnis für die Anfrage 
von Fraktionskollege Marti. Trotzdem gestatte ich mir einige 
Bemerkungen zu seiner Anfrage und vor allem jetzt auch zu 
seinen Ausführungen zu dieser Anfrage.  
Die meisten von Ihnen wissen, dass ich Mitglied des Bank-
rates der Graubündner Kantonalbank bin und als eines von 
Ihnen gewähltes Mitglied dieses Rates und als Grossrat 
möchte ich einige Ausführungen von Grossrat Marti in ein 
anderes Licht rutschen. Wirtschaftliche Veränderungen ha-
ben immer Sorgen und Kummer bereitet. Sie führen oft dazu, 
dass es zu Standortwechseln kommt, dass man das vertraute 
Umfeld aufgeben muss, dass man nicht weiss, ob man einen 
gleichwertigen Arbeitsplatz bekommt, wenn es zu Verände-
rungen kommt, dass man vielleicht sogar seinen Arbeitsplatz 
verliert. Dies macht begreiflicherweise Kummer, aber – und 
das müssen wir einfach zur Kenntnis nehmen – wirtschaftli-
che Veränderungen sind zwingend nötig. Auch jetzt wieder 
in diesem IT-Bereich ist es zwingend erforderlich, dass diese 
Veränderungen eintreten. Die Zeiten von den individuellen 
Lösungen, von den massgeschneiderten Programmen für 
einzelne Unternehmungen sind vorbei. Die Graubündner 
Kantonalbank hat sich sehr, sehr lange gegen diesen Trend 
gewehrt. Sie hat nach wie vor immer noch Individuallösun-
gen und hat diese mit immensen Kosten aufrecht erhalten. 
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Wenn auf dieser Basis weitergefahren werden sollte, hätte 
dies Kosten in dreistelliger Millionenhöhe zur Folge. Dies 
kann sich die Graubündner Kantonalbank schlicht und ein-
fach nicht leisten.  
Der Trend im IT-Bereich und das hat auch Grossrat Marti 
richtig vermerkt, geht in Richtung der Standardlösungen und 
Standardlösungen müssen nun eingekauft werden. Stan-
dardlösungen können nicht mehr mit eigenen Leuten bewäl-
tigt werden. Somit ist diese Entwicklung eine Folge der Zeit. 
Genau so wie vor ungefähr 100 Jahren die Industrialisierung 
eine Folge der Zeit war. Und ebenso wie damals kann diese 
Entwicklung zu grossen Problemen, zu grossen Ängsten, zu 
grossen Sorgen führen, wenn man sich nicht darauf einstellt. 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der IT-Branche müssen 
heute beweglich, anpassungsfähig und gelegentlich auch 
mobil sein, um sich auf diese Entwicklungen einstellen zu 
können. Ein gutes Beispiel wie EDV und IT in Graubünden 
eingesetzt werden kann und wie es möglich ist, die techni-
schen Veränderungen auszunützen, haben Sie soeben in der 
letzten Ausgabe von "Puls" finden können. Sie haben Sie 
wahrscheinlich ebenfalls gestern erhalten. Ich verweise auf 
das Beispiel der Integra Bioscience AG, geführt von Elmar 
Morscher, welche es geschafft hat, mit 30 Mitarbeitenden ei-
nen Umsatz von 8'000'000 Franken zu erzielen, der zu 95 
Prozent ausserhalb von Graubünden abgesetzt wird. Dies 
muss auch der Weg sein, wie IT-Dienstleistungen in Grau-
bünden betrieben werden. Wenn man ein neues Institut, eine 
neue Unternehmung aufbauen will, braucht es aber dafür 
eine Basis. Es braucht eine Möglichkeit zu starten, anzufan-
gen. Und da gestatten Sie mir jetzt einen kurzen Werbespot 
für die Graubündner Kantonalbank, schliesslich gehöre ich 
zu diesem Institut. Sie wissen ja, Public Relations heisst tue 
Gutes und rede davon. Es ist der Geschäftsleitung – und da 
hat der Bankrat sehr wenig dazu beigetragen – es ist der Ge-
schäftsleitung mit grossem Erfolg gelungen, aller Voraus-
sicht nach, sämtliche IT-Arbeitsplätze in Graubünden zu 
halten. Es ist nicht einfach so, dass das einen momentanen 
Wurf darstellt. Die Abmachungen sollen in die Richtung ge-
hen, dass diese Arbeitsplätze für mindestens fünf Jahre hier 
garantiert werden. Im Weiteren muss ich die Ausführungen 
von Grossrat Marti insofern korrigieren, diese Arbeitsplätze 
gehen nicht zur Finova über. Die Finova ist die Anbieterin 
der Plattform. Es sind jetzt noch Verhandlungen am laufen, 
wer diese IT-Dienstleistungen anbieten wird, mit wem diese 
Zusammenarbeit erfolgen wird. Das ist alles noch nicht ent-
schieden. Aber wie gesagt, die Arbeitsplätze werden gesi-
chert sein. Sie werden in einer eigenen Geschäftsstelle unter-
gebracht sein. Ob dies eine rechtlich selbständige Unterneh-
mung sein wird, ist noch offen. Aber mit der Tatsache, dass 
diese Arbeitsplätze für fünf Jahre gesichert sind, hat diese 
neue Geschäftsstelle die Möglichkeit, sich hier zu etablieren, 
durchaus möglicherweise auch Dienstleistungen für andere 
Institutionen in Graubünden zu erbringen und darüber hin-
aus, wie es Grossrat Marti eben auch anstrebt, gesamt-
schweizerisch oder international tätig zu sein. Es ist, wie er 
sagt, in beschränktem Mass möglich, Grunddienstleistungen 
für andere Branchen zu erbringen. Diese Geschäftsstelle wird 
primär aber im Bankensektor tätig sein und es bestehen gute 
Möglichkeiten, dass diese Dienstleistungen z.B. im Fürsten-
tum Lichtenstein eine gute Abnahme finden. Darüber hinaus 
natürlich auch in der Schweiz und im übrigen Europa. In die-
sem Sinn sind die Voraussetzungen wesentlich besser als 
Grossrat Marti mit seiner Anfrage und jetzt auch mit seinen 
Ausführungen andeutet. Ich bin deshalb der Regierung dank-
bar, dass sie einerseits die Realitäten erkennt, dass sie sieht, 

dass diese Entwicklungen nicht zu umgehen sind, dass es 
auch nicht möglich wäre, hier Heimatschutz und Strukturer-
haltung zu betreiben. Nicht zuletzt auch aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen und wegen unserer Submissionsgesetz-
gebung. Und ich bin auch dankbar, dass sie der Graubündner 
Kantonalbank den unternehmerischen Freiraum lässt um 
diese, wie wir glauben, gute Entwicklung weiterzuführen. 
 
Peyer: Ich bin Grossrat Marti dankbar, dass er den Ball hier 
aufgenommen hat. Wann ist dann das überhaupt geschehen? 
Nämlich dann, als wir hier im Rat und anschliessend in der 
Öffentlichkeit über das neue Wirtschaftsentwicklungsgesetz 
gesprochen haben. Das Wirtschaftsentwicklungsgesetz, das 
eigentlich auch auf Zukunftstechnologie setzen möchte und 
Arbeitsplätze aus diesem Bereich hier im Kanton ansiedeln 
möchte. Gleichzeitig geht einer der grössten Anbieter von 
solchen Arbeitsplätzen, die Staatsbank mit Staatsgarantie, 
und baut diese Stellen ab, respektive lagert sie aus, respek-
tive vielleicht bleiben sie für fünf Jahre erhalten. Wir wissen 
das einfach noch nicht so genau. Es war der Kantonalbank 
relativ unangenehm, dass Grossrat Marti hier mit dieser An-
frage ein bisschen Öffentlichkeit hergestellt hat. Und ich 
weiss nicht, ob der Entscheid, so wie er jetzt von der Kanto-
nalbank herausgekommen ist, dieser Entscheid der jetzt 
wahrscheinlich nicht der Schlechteste ist, da würde ich 
Grossrat Wettstein Recht geben, aber ob dieser Entscheid 
wirklich so herausgekommen wäre, wenn nicht ein bisschen 
öffentlicher Druck da gewesen wäre, eben für die Arbeits-
plätze hier im Kanton zu sorgen. Und ich denke das 
Verdientst dieser Anfrage, wenn ich zitiere aus dem 
Jahresbericht vom Jahre 2003, das ist der aktuelle 
Jahresbericht, dann steht hier unter dem Titel Verantwortung 
gegenüber Eigentümer, Gesellschaft und Umwelt: ,,Genau so 
ernst nehmen wir unsere gesellschaftliche Verantwortung als 
wichtige Wirtschaftsakteurin im Kanton Graubünden.''  
Ich denke, wenn man dem nachleben will, darf man diese 
Fragen ruhig auch ein bisschen in der Öffentlichkeit diskutie-
ren. Und das hat dieser Vorstoss gemacht. Und ich denke die 
Regierung wäre wirklich eingeladen zu überlegen, ob es 
nicht ein paar kreativere Ansätze noch geben könnte um sol-
che Arbeitsplätze im Kanton zu erhalten. Und die GKB 
müsste da tatsächlich mit gutem Beispiel vorangehen. Wie 
gesagt, sie ist und bleibt immer noch die Staatsbank. 
 
Jeker: Ich möchte anknüpfen an die Ausführungen von Kol-
lege Wettstein und vier Punkte kurz hervorheben.  
Erstens: Ich bin sehr froh, dass die Bündner Kantonalbank 
eben frühzeitig die Entwicklungen, die möglichen Entwick-
lungen erkennt und handelt.  
Zweitens: Die Graubündner Kantonalbank braucht wie jede 
andere Unternehmung den unternehmerischen Freiraum, 
nicht Spielraum, dass hat mit dem nichts zu tun. Sie muss 
handeln, wie es der Markt erfordert.  
Drittens: Es ist so oder so äusserst schwierig, richtige Ent-
scheide zu treffen. Die heutige Diskussion finde ich richtig. 
Aber vergessen wir eines nicht, frühzeitig erkennen, dann 
besteht viel weniger die Gefahr, dass etwas in Schieflage ge-
rät. Wenn mal etwas in Schieflage gerät und nur kurz, dann 
geht es schnell und dann ist es zu spät. In diesem Sinne bin 
ich wirklich der Meinung, dass der Entscheid der Graubünd-
ner Kantonalbank richtig ist. 
 
Regierungspräsident Huber: Auf Grund der Erfahrungen der 
letzten zehn Jahre meine ich, es wäre schon eine gute Aus-
sage, wenn eine Unternehmung sagt, sie sei in fünf Jahren 
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noch hier und das auch garantiert. Ich habe anderes erfahren 
und eine Firma wird dann in Graubünden noch sein, auch in 
fünf Jahren, wenn sie das ohne Strukturerhaltung möglichst 
wettbewerbsfähig tut und im Wettbewerb bestehen kann. 
Und ich meine, dass der Ansatz, der hier gewählt wurde 
durch die GKB durchaus diese Chance beinhaltet. Dass eine 
Firma, welche sich jetzt dieser Arbeit annimmt in Graubün-
den, durchaus, wenn sie sich entsprechend hier in Graubün-
den wohlfühlt und entsprechende Aufträge generieren kann, 
nicht nur aus dem Kanton, sondern auch ausserhalb, durch-
aus einen Standort Graubünden auch für die Zukunft festlegt 
und erhält. Die Regierung hat verschiedene IT-Unterneh-
mungen, Grossrat Marti, unterstützt bereits in diesem Kan-
ton. Es sind zugegebenermassen kleinere Unternehmungen, 
es ist nicht eine grosse Unternehmung, es sind kleinere Un-
ternehmungen. Wir haben Sie unterstützt. Wir haben Ihnen 
auf Grund des Wirtschaftsförderungsgesetzes – des alten und 
auf Grund des neuen wird es möglich sein – entsprechende 
Hilfeleistungen, soweit wir das können, zur Verfügung ge-
stellt. Wir haben uns beispielsweise auch sehr intensiv enga-
giert seinerzeit als Swisscom ihren IT-Bereich hier in Chur 
aufgegeben hat, um hier eine Lösung zu finden, um diesen 
Betrieb hier in Chur sicherzustellen. Und es ist letztlich ge-
scheitert an den Möglichkeiten die eben Swisscom-Mitar-
beiter haben, innerhalb der Unternehmung selbst, und an den 
ganzen Sozialmassnahmen, die dort verfügbar sind. Die 
wurden als risikoloser beurteilt, als hier eine Firma mit Un-
terstützung des Kantons zu installieren. Das ist die Tatsache. 
Ich weiss nicht, was ich weiter beifügen soll. Und ich unter-
stütze das, was Grossrat Wettstein gesagt hat und auch was 
Grossrat Jeker gesagt.  
Grossrat Marti, ihre Kritik ist teilweise, möglicherweise be-
rechtigt. Im Grossen und Ganzen geht sie daneben. Ich habe 
keinen Anlass hier Ihnen vorzuschlagen jetzt oder als Vision 
Ihnen hier etwas vorzuleben, dass wir z.B. eine IT-Firma hier 
mit kantonalen Mitteln auf die Beine stellen würden. Dort 
wo es Koordinationsbedarf gibt, dort wo es Unterstützung 
braucht, dort wo es um Infrastruktur geht, dort wo es um 
Ausbildung geht sind wir dabei. Unsere Mitarbeiter kennen 
die Situation und engagieren sich dort. Ich weiss nicht, was 
ich Ihnen anderes hier noch heute versprechen soll. Zumal 
ich es ja dann nicht einhalten kann. 
 
Marti: Eine ganz kurze Sache noch. Zunächst einmal - ich 
danke Grossrat Wettstein für seine Ausführungen. Eigentlich 
hat er gar nichts anderes getan als mir bestätigt, dass die von 
mir gewünschte Stossrichtung eben doch möglich ist und 
dass es eben geht, hier Firmen zu gründen, die hier tätig sein 
können und Aufträge von hier ansässigen Unternehmungen 
bekommen. Und vielleicht kann man noch einen Schritt 
weiter gehen. Ich würde mir noch wünschen, dass diese Ge-
sellschaften dann vielleicht eben in Bündner Händen 
verbleiben, das wäre noch ein kleiner Zusatz, der vielleicht 
hie und da möglich wäre. Und dann wären wir eigentlich 
sehr nahe. Also ihre Entgegnung, Grossrat Wettstein, ist voll 
und ganz in meinem Sinne und trifft eigentlich meine Vor-
gehensweise. Und auch Grossrat Jeker hat sehr richtig er-
wähnt, dass es darum geht, frühzeitig Tendenzen zu entwi-
ckeln. Auch das wird eigentlich durch meine Anfrage gerade 
auch sichergestellt. Grossrat Jeker hat gesagt, man muss 
frühzeitig erkennen, wohin es geht. Und ich glaube zu er-
kennen, dass wenn wir nicht frühzeitig reagieren, Herr Re-
gierungspräsident, dass sonst eine nach der andern die 
Grösse nicht mehr hat, die IT-Arbeitsplätze hier zu behalten. 
Also eine Firma nach der andern, auch kantonseigene Insti-

tute, tun gut daran frühzeitig zu prüfen inwieweit die Zu-
sammenarbeiten erreicht werden können und so vielleicht 
eine Firma hier tätig sein möchte.  
Und Herr Regierungspräsident, wenn Sie jetzt nicht wissen, 
wie meinen Ball aufzunehmen, dann vielleicht dieser Hin-
weis: Diese Firma, die jetzt von der GKB hier injiziert wird 
und ich möchte betonen, ich finde dies positiv, die könnte 
vielleicht noch mehr für den Kanton tun, vielleicht wäre das 
zu prüfen und vielleicht könnte man sich in geeigneter Form 
beteiligen, um dann eine Mitsprache dann zu erhalten. Und 
dann wäre schon sehr viel erreicht von dem was ich möchte.  
Herr Regierungspräsident, wir haben einige Male miteinan-
der hier im Rate die Klingen gekreuzt. Ich erinnere mich zu-
rück an auch unangenehme Themen. Ich möchte mich herz-
lich bei Ihnen bedanken. Es hat trotz allem immer auch 
Spass gemacht unsere gegenseitigen Positionen einwenig 
abzustreifen. Vielen Dank, Herr Regierungspräsident, alles 
Gute für die Zukunft. 
 
 
 
Jahresprogramm 2005 
 
 
Eintreten 
 
Antrag Strategiekommission 
Eintreten 
 
Loepfe; Kommissionspräsident: Die Regierung legt Ihnen 
mit dem Budget 2005, ab Seite A13, ihr Jahresprogramm zur 
Kenntnis vor. Dieses Jahresprogramm bildet die erste Tran-
che der Umsetzung des Regierungsprogramms und Finanz-
plans 2005 bis 2008, über welches wir in der diesjährigen 
Juni-Session beraten und befunden haben. Die Regierung 
gibt im Jahresprogramm Auskunft, in welchen Entwick-
lungsschwerpunkten sie im 2005, mit welchen Aktivitäten 
tätig werden will. Die Strategiekommission hat sich am 12. 
November mit der Beteiligung von Regierungspräsident 
Klaus Huber, Kanzleidirektor Claudio Riesen und Herr Cur-
din König mit dem Jahresprogramm befasst. Die Kommis-
sion hat dabei festgestellt, dass sich sowohl an Inhalt und 
Form des Jahresprogramms wenig geändert hat. Das vorlie-
gende Jahresprogramm hatte eine Anreicherung erfahren. 
Durch die Angaben der strategischen Absichten bei den ein-
zelnen Entwicklungsschwerpunkten sowie durch eine Liste 
derjenigen parlamentarischen Vorstösse, welche auf die 
Entwicklungsschwerpunkte Bezug nehmen. Vermisst hat die 
Strategiekommission die Fortführung der Projektbuchhaltung 
wie sie im Regierungsprogramm enthalten war. Gemäss An-
gaben von Herrn Curdin König war es der Verwaltung je-
doch nicht möglich, diese Projektbuchhaltung bereits für das 
Jahresprogramm 2005 zu etablieren. Es ist aber davon aus-
zugehen, dass mit dem Jahresprogramm 2006 die begonnene 
Projektbuchhaltung weitergeschrieben werden kann. Inhalt-
lich hat die Strategiekommission festgestellt, dass bis auf 
zwei Entwicklungsschwerpunkte für alle Punkte Aktivitäten 
vorgesehen sind. Für diese zwei Entwicklungsschwerpunkte 
ist, wie im Regierungsprogramm ersichtlich, eine Umsetzung 
erst ab dem Jahre 2006 vorgesehen. Die Strategiekommis-
sion hat festgestellt, dass sich die Detailtiefe der Informatio-
nen zu den einzelnen Massnahmen teilweise nur unwesent-
lich von denjenigen im Regierungsprogramm unterscheiden. 
Es ist deshalb oft nicht leicht ersichtlich, wo denn der ei-
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gentliche Fokus der Entwicklungstätigkeiten im Jahr 2005 
tatsächlich liegen soll.  
Die Strategiekommission fordert nun allerdings nicht, dass 
mehr Papier erzeugt wird. Vielmehr soll im Jahresprogramm 
klar ersichtlich sein, dass eine Schwerpunktbildung vorliegt 
und eine Vernetzung und Abstimmung zwischen den De-
partementen stattgefunden hat. Die Strategiekommission ist 
zudem der Auffassung, dass das Jahresprogramm insgesamt 
als Instrument zur Steuerung der Umsetzung des Regie-
rungsprogramms weiterentwickelt werden muss. Sie ist des-
halb bemüht, ihren Teil dazu beizutragen und im Dialog mit 
der Regierung eine Verbesserung der Aussagekraft und der 
Transparenz des Jahresprogramms zu erwirken.  
Lassen Sie mich an dieser Stelle einen kurzen Einschub zur 
heutigen und künftigen Arbeitsweise der Strategiekommis-
sion machen. Die Kommission hat sich bei der Vorberatung 
des Jahresprogramms intensiv mit den Fragen einer optima-
len Vorgehensweise auseinandergesetzt. Dies nicht zuletzt 
deshalb, weil in unserem Rat in der Vergangenheit vereinzelt 
Kritik laut geworden ist, dass sich die Vorberatungskommis-
sion zu wenig tiefgehend mit dem Jahresprogramm befasse. 
Die bisherige Form einer halbtägigen Sitzung mit dem Re-
gierungspräsidenten oder der Regierungspräsidentin und dem 
Kanzleidirektor wird von der Kommission als wenig zielfüh-
rend erachtet. Dies vor allem, weil auf tiefergehende Fragen 
kurzfristig keine Antworten zu erhalten sind. Die Strategie-
kommission erachtet es aber auch nicht als sachgerecht, 
ähnlich einer Geschäftsprüfungskommission in mehreren 
Sitzungen, jedes einzelne Departement zu röntgen. Die 
Kommission ist daher übereingekommen, bei der Vorbera-
tung zukünftiger Jahresprogramme diejenigen Detailbereiche 
in einer vorbereiteten Sitzung zu identifizieren, welche in ei-
ner nachfolgenden Zusammenkunft mit den Vertretern der 
Regierung tiefgründiger besprochen werden sollen. Die 
Strategiekommission ist der Auffassung, dass in diesem Jahr 
noch auf diese neue Praxis verzichtet werden kann, da sie 
und der Grosse Rat sich bereits intensiv mit dem neuen Re-
gierungsprogramm auseinandergesetzt haben und zurzeit nur 
wenig neue Erkenntnisse vorliegen.  
Nach diesem kurzen Einschub komme ich auf den Inhalt des 
Jahresprogrammes 2005. Die Strategiekommission ist mit 
der Regierung der Auffassung, dass die kurz- bis mittelfris-
tige Entwicklung des Kantons weiterhin von der Struktur und 
Leistungsüberprüfung dominiert wird. Der rollend nachge-
führte Finanzplan zeigt inzwischen eine erste Morgenröte am 
Horizont, was massgeblich auf die Einwirkungen und die 
Beschlüsse unseres Grossen Rates zurückgeführt werden 
darf. Es freut mich, dass sich nun die Früchte unserer Ratstä-
tigkeit zu zeigen beginnen und wir nicht nunmehr mit den 
Kolateralschäden unseres Sparkurses konfrontiert werden. 
Diese Morgenröte sollte uns aber nicht zur Übermut verlei-
ten, den zuviel Unbekanntes liegt noch vor uns. Unsere mit-
telfristige Entwicklungsfähigkeit und Chancen werden we-
sentlich geprägt von der Wirtschaftsentwicklung, den Details 
zur Umsetzung des neuen Finanzausgleiches NFA, vom 
Sparpaket des Bundes, von der neuen Regionalpolitik sowie 
von der bilateralen Öffnung unseres Landes gegenüber der 
EU. Das was die Regierung für den Umgang mit diesen 
Chancen und Risiken vorsehen kann, ist im Regierungspro-
gramm und auch im Jahresprogramm 2005 enthalten. Die 
Strategiekommission unterstützt daher grundsätzlich die von 
der Regierung im Jahresprogramm formulierten Zielsetzun-
gen und stellt dem Grossen Rat entsprechend Antrag. Zusätz-
lich beantragt die Kommission die Abgabe von drei Erklä-
rungen in den Entwicklungsschwerpunkten zu bedürfnisge-

rechten Infrastrukturen des Verkehrs sowie zu den Chancen 
des Tourismus. Diese Erklärungen finden Sie auf der Rück-
seite des grauen Protokolls. Wie Sie im Protokoll ersehen, 
sind dort jedoch vier Erklärungen aufgeführt. Seit der Verab-
schiedung des Protokolls haben sich unerwartete Änderun-
gen ergeben. Die Strategiekommission zieht den Antrag 
betreffend Anerkennung des Fachhochschulabschlusses in 
Tourism and Hospitality zurück, weil am 17. November die 
Anerkennung von der eidgenössischen Fachkonferenz der 
Hochschulkantone zugesichert wurde. Der Antrag wäre so-
mit bereits erfüllt und damit obsolet. Die Erläuterungen zu 
den beantragten Erklärungen des Grossen Rates wird die 
Strategiekommission Ihnen in der Detailberatung beim je-
weiligen Entwicklungsschwerpunkt angeben. Zu diesem 
Zweck hat die Kommission für jeden Antrag einen Sprecher 
bestimmt. So wird Grossrat Lorenz Beck Ausführungen zum 
Antrag betreffend Aufklassierung von Hauptstrassen ma-
chen. Ich werde Ihnen unseren Antrag zur Erneuerung und 
Effizienzsteigerung der Tourismusstrukturen erläutern. Zum 
Schluss wird Ihnen Kommissionsmitglied Markus Feltscher 
den Antrag zu Inwertsetzungsprojekten im Tourismus vor-
stellen.  
Die Strategiekommission bittet Sie auf das Jahresprogramm 
2005 der Regierung einzutreten, es zur Kenntnis zu nehmen 
und die beantragten drei Erklärungen des Grossen Rates zu 
überweisen. 
 
Standespräsident Möhr: Weitere Mitglieder der Strategie-
kommission zum Eintreten? Nicht gewünscht. Allgemeine 
Diskussion zum Eintreten? Nicht gewünscht. Herr Regie-
rungspräsident. Nicht gewünscht. Dann stelle ich fest Ein-
treten ist nicht bestritten, damit beschlossen.  
 
Eintreten ist nicht bestritten und somit beschlossen. 
 
 
Detailberatung 
 
 
0: Verwaltung - Reformen – Aussenbeziehungen 
 
Angenommen 
 
 
1: Sicherheit 
 
Angenommen 
 
 
2: Bildung in Wirtschaft und Gesellschaft 
 
Entwicklungsschwerpunkt 8/14: Berufsbildung 
 
Bucher: Ich habe eine Frage und Bemerkung zum Entwick-
lungsschwerpunkt 8/14. Da lese ich grau eingerahmt, ich zi-
tiere: „Im Berufsbildungs- und Weiterbildungsbereich ist die 
Markt- und Konkurrenzfähigkeit Graubündens zu erhalten 
und zu verbessern. Neue Herausforderungen sind vor allem 
in den Gesundheitsberufen zu meistern. Die Berufsmaturi-
tätsquote ist zur Steigerung der Attraktivität der Berufslehre 
zu erhöhen.“  
Die Regierung streicht zwar die neuen Herausforderungen 
betreffend Gesundheitsberufe heraus. Ich finde aber nirgends 
eine Aussage bezüglich einer Herausforderung betreffend 
zunehmender Jugendarbeitslosigkeit. Zunehmend finden Ju-
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gendliche nach erfolgreichem Lehrabschluss keine Arbeits-
stelle und stehen auf der Strasse. Ohne Perspektive mit we-
nig Hoffnung. schreiben Bewerbung um Bewerbung, meis-
tens mit abschlägiger Antwort. Gründe wie keine Berufser-
fahrung zermürben zunehmend. Die Chance einer Anstellung 
wird bei momentanem Arbeitsplatzabbau kantonal wie auch 
interkantonal immer schlechter.  
Hat sich die Regierung diesbezüglich auch schon Gedanken 
gemacht? Gerne würde ich im nächsten Jahresprogramm 
eine Aussage lesen. Während meiner Ausbildungszeit vor 
vielen Jahren wurde z.B. anschliessend an die Berufsausbil-
dung ein Pflichtjahr verlangt. Wäre dies nicht ein prüfens-
werter Vorschlag. Damit würde den Jugendlichen eine Per-
spektive ermöglicht. Sie könnten Berufserfahrungen sam-
meln und hätten anschliessend bessere Vermittlungschancen 
auf dem Arbeitsmarkt. Ich bitte die Regierung diese Anre-
gung zu prüfen. Der Kanton sollte gerade auch hier eine 
Verantwortung und Vorbildrolle für die Bündner Betriebe 
einnehmen.  
 
Regierungspräsident Huber: Es ist tatsächlich so. Sie haben 
ja das nicht nur für die Berufe im Gesundheitswesen gesagt. 
Es ist tatsächlich so, dass vermehrt auch bei uns Jugendar-
beitslosigkeit feststellbar ist und dass vermehrt auch bei uns 
qualifizierte Arbeitskräfte keine Arbeit mehr finden. Das ist 
eine Erscheinung, die gesamtschweizerisch leider gegenwär-
tig so ist. Bei uns noch etwas weniger als das andernorts so 
ist. Es gibt bereits im Bereich der arbeitsmarktlichen Mass-
nahmen, Arbeitsprojekte auch für Jugendliche in einem ehe-
maligen Gebäude der Swisscom, beispielsweise. Und wir 
werden sehr genau beobachten, wie sich hier die Verhält-
nisse entwickeln und werden dort auch so weit das über die 
Instrumente meines Departements, aber so weit es auch in 
Abstimmung mit den anderen Dienststellen im Kanton, die 
sich mit Arbeitslosigkeit und deren Folgen befassen, koordi-
niert werden kann, werden wir uns selbstverständlich diesem 
Thema annehmen. Das ist Teil eines Projektes, das jetzt hier 
vielleicht nicht zu diskutieren ist so. Sie werden darüber si-
cher in nächsten Berichterstattungen Auskunft erhalten.  
 
 
Entwicklungsschwerpunkt 9/14: Tertiärbereich 
 
Loepfe; Kommissionspräsident: Beim Entwicklungsschwer-
punkt 14 mache ich nochmals darauf aufmerksam, dass die-
ser Antrag gemäss grauem Protokoll zurückgezogen ist, weil 
die Anerkennung mittlerweile vorliegt.  
 
Angenommen 
 
 
3: Kultur, Sprache und Sport 
 
Entwicklungsschwerpunkt 11/02: Vermarktung Kultur 
 
Claus: Zum Entwicklungsschwerpunkt Vermarktung Kultur 
erlaube ich mir eine Frage. Unter Punkt drei sehen Sie die 
Massnahme Bildung der Marke Graubünden Kultur als Un-
termarke von Graubünden in Zusammenarbeit mit dem Ver-
ein Marke Graubünden. Hinter dieses Projekt, dazu habe ich 
nicht nur Fragen, sondern ich habe auch einige Fragezeichen 
dahinter zu setzen. Um diese vielleicht lösen zu können, 
meine Frage um die ich eine konkrete Antwort bitte. Wie 
viel Geld ist bereit gestellt für diese neue Markenbildung? 
Wo ist das budgetiert? Und mit wie vielen Stellenprozenten 

muss gerechnet werden innerhalb des doch schon stark bean-
spruchten Amtes für Kultur? Ich bitte, diese Frage zu beant-
worten. 
 
Regierungsrat Lardi: Im Zusammenhang mit der Kultur, 
Kulturförderung, Kulturmarketing, gilt es vorab zwei Berei-
che auseinander zu halten. Die Kulturförderung, die läuft wie 
bisher. Es geht hierbei um die finanzielle Mitunterstützung 
von Projekten und Gesuchen, die laufend bei uns eintreffen. 
Dieses Jahr wurden bisher 443 Gesuche bearbeitet. Es geht 
im Bereiche Kulturförderung weiter auch um andere Mass-
nahmen, den Austausch von Künstlerinnen mit dem Ausland 
etc.  
Ich komme nun zur eigentlichen Kulturförderung, zum Kul-
turmarketing. Im Sozialbereich gilt der Spruch: „Tue Gutes 
und sprich davon.“ Auch im Kulturbereich wird die Konkur-
renz grösser und man kann diesem Phänomen einfach passiv 
zuschauen oder aktiv eingreifen. Dabei gilt wie überall, wenn 
man früh eingreift, hat man bessere Karten. Es nützt nichts, 
wenn die vielfältige Bündner Kultur gedeiht, wenn sie nie-
mand wahrnimmt und geniesst. Daher soll sie besser bekannt 
gemacht werden. Damit soll erstens den Kulturschaffenden 
geholfen werden, ihre Produktionen einem breiterem Publi-
kum zugänglich zu machen. Ich betone hier freiwillig. Nie-
mand ist gezwungen mitzumachen; zweitens: Der Kanton 
soll für Gäste, aber auch für Einheimische attraktiver ge-
macht werden. Allgemein steigt das Interesse für Kultur und 
auch der Kulturtourismus. Das Kulturmarketing wurde von 
der Regierung als Schwerpunktprogramm für die nächsten 
vier Jahre vorgeschlagen. Im Amt für Kultur wurden Stel-
lenprozente zusammengekratzt, um diese neue Aufgabe zu 
ermöglichen. Es sind keine neuen Stellen geschaffen worden. 
Für den Start des Bündner Kulturmarketings sollen im 2005 
300'000 Franken zur Verfügung stehen. Im Jahre 2006 knapp 
200'000 Franken, im 2007 202'000 Franken etc. Vorgesehen 
sind vor allem zwei Massnahmen. Es sind keine finanziellen 
Unterstützungen sondern Massnahmen im Kulturmarketing. 
Erstens ein Kulturportal, Internet, wo alle kulturellen Veran-
staltungen im Kanton erscheinen. Dieser Veranstaltungska-
lender soll allen Kulturprojekten und Kulturinstitutionen of-
fen stehen, sofern sie das wollen. Also auch den kleinen 
Gruppen und Organisationen, die sich keinen Internetauftritt 
leisten können.  
Zweitens die Bildung einer Untermarke Graubünden Kultur 
in Zusammenarbeit mit Graubünden Ferien. Hier wollen wir 
Synergien nutzen. Hier müssen in einem ersten Schritt klare 
Kriterien für die Auswahl der Institutionen oder Veranstal-
tungen erarbeitet werden, welche von dieser Marke profitie-
ren sollen. Das wird in der ersten Hälfte des Jahres 2005 pas-
sieren. Erst danach wird die Untermarke gebildet, verliehen 
und beworben. Eben im zweiten Halbjahr 2005. Daneben 
sollen einige für Graubünden wichtige Projekte einmalig 
unterstützt werden, z.B. die Galerie in Splügen und die neue 
Sammlung des Rhätischen Museums. 
 
Angenommen 
 
 
4: Gesundheit 
 
Angenommen 
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5: Soziale Sicherheit 
 
Angenommen 
 
 
6: Verkehr 
 
Entwicklungsschwerpunkt 15/16: Bedürfnisgerechte 
Ausstattung der Infrastrukturen 
Infrastrukturen – Bedürfnisgerechte Ausstattung, 
Sicherheit 
Antrag Strategiekommission 
Die Pro-Kopf-Belastung im Strassenbereich ist im Kanton 
Graubünden weit höher als in den übrigen Kantonen. Der 
Grosse Rat fordert daher die Regierung auf, weiterhin in 
Richtung Aufklassierung wichtiger Strassenzüge von 
Hauptstrassen zu Nationalstrassen zu wirken. 
 
Beck; Kommissionssprecher: Es geht bei dieser Erklärung 
der Strategiekommission nicht um eine andere Strategie, als 
sie die Regierung verfolgt. Es geht hier vielmehr um eine 
Ergänzung der Aufzählung. Es ist Ihnen bekannt, dass sich 
die Regierung bemüht, weitere Strassenzüge vom 
Hauptstrassennetz ins Nationalstrassennetz umklassieren zu 
lassen. Die Strategiekommission erachtet diese Bestrebung 
als richtig und wichtig. Es geht dabei nicht darum, 
Hauptstrassen zu Autobahnen auszubauen. Es geht um die 
Finanzierung dieser Strassenabschnitte. Mit der NFA wird 
diese Problematik noch viel wichtiger. Wir werden für die 
Hauptstrassen massiv weniger Bundesmittel erhalten. Die 
Nationalstrassen hingegen wird der Bund vollständig finan-
zieren. Die Umklassierung von Hauptstrassen zu National-
strassen ist darum eines der wirksamsten Mittel, um den 
Kantonshaushalt entlasten zu können. Das Vorhaben der Re-
gierung wurde in letzter Zeit seitens Privater mittels Briefen 
nach Bern bekämpft. Es geht der Strategiekommission 
darum, dass der Grosse Rat zu dieser Thematik Stellung 
nimmt und die Strategie der Regierung unterstützt.  
 
Peyer: Kolateralschaden unserer Sparbemühungen hat 
Grossrat Loepfe ausgeführt. Wenn Sie schauen, die Sparbe-
mühungen, die in Bern zur Zeit gemacht werden, dann kann 
man zwar weiterhin darauf bestehen und fordern, dass wir 
zusätzliche Nationalstrassen bekommen werden. Dem wird 
aber nicht so sein. Die Schlacht, die wir im nächsten Jahr zu 
schlagen haben und im übernächsten wird darum gehen, ob 
die RhB im Rahmen der Bahnreform II genügend Mittel be-
kommen wird, um ihren Betrieb aufrecht zu erhalten. Das 
müsste eigentlich der Schwerpunkt hier sein. Und es wird 
dabei insbesondere auch darum gehen, welche Linien der 
RhB in diesem nationalen Bahnnetz, wie es hier in einem 
mageren Satz ausgeführt ist, enthalten sein werden oder 
nicht. Ich denke in diesem Schwerpunkt beim Bereich Ver-
kehr hier sind die Prioritäten ein bisschen falsch gesetzt. Ei-
gentlich müsste hier viel mehr zum öffentlichen Verkehr und 
insbesondere zur Eisenbahn stehen und etwas weniger zu den 
Strassenzügen. Hier vermisse ich das und ich hoffe, das wird 
im nächsten Jahr anders sein. Weil wenn es uns dort nicht 
gelingt, für den Kanton mehr Geld zu bekommen, dann wer-
den wir dann vor ganz anderen Herausforderungen noch ste-
hen, als ob wir jetzt eine Strasse mehr oder weniger im Nati-
onalstrassennetz haben werden. 
 
Kessler: Geehrter Grossrat Peyer, es tut mir leid, ich muss 
jetzt doch nochmals zurück auf die Strassenzüge nach den 

Zügen und stelle mir die Frage, wie das zu verstehen ist, ein 
bedürfnisgerechter Ausbau des Strassennetzes. Ich stelle fest, 
dass die Reisebusse immer breiter und länger werden und ich 
stelle auch fest, dass Strassen wie beispielsweise der Flüela 
bereits heute den modernsten Fahrzeugen nicht mehr zu ge-
nügen vermögen. Aber unser Tourismuskanton ist sehr stark 
darauf angewiesen, dass diese Fahrzeuge Hauptstrassen, wie 
die Flüelastrasse befahren können. Dies wird in Zukunft 
nicht mehr gewährleistet sein. Wird dem Rechnung getra-
gen? 
 
Beck; Kommissionssprecher: Ja nur noch zum Votum von 
Grossrat Peyer. Denken wir an die Umklassierung der Prätti-
gauer-Strasse. Durch die Umklassierung zur Nationalstrasse 
kann der Kanton Graubünden im Haushalt jedes Jahr Millio-
nen einsparen. Abgesehen vom Ausbau der Umfahrung Saas. 
Dort geht es um zweistellige, wenn, ich weiss nicht ob gar 
dreistellige Millionenbeträge, die wir dort einsparen. Und 
wenn wir weitere wichtige Strassenzüge umklassieren könn-
ten, dann wird der gesamte Haushalt entlastet, was wieder 
freie Mittel gibt auch zur Förderung des öffentlichen Ver-
kehrs.  
 
Regierungsrat Engler: Grossrat Peyer wirft die Frage auf, ob 
der öffentliche Verkehr nicht zu kurz käme in den Entwick-
lungsschwerpunkten, die sich zum Verkehr äussern. Be-
kanntlich fährt ja auch der öffentliche Verkehr über die 
Strassen. Es sind rund 500 Kilometer Schienen verlegt in 
diesem Kanton und ungefähr 1'600 Kilometer Strassen, die 
durch den Kanton zu betreiben und zu unterhalten sind. Von 
mir aus ist dieses Denken hier Schiene dort Strasse an und 
für sich überwunden. Es geht vielmehr darum, gute Kombi-
nationen zu finden, wo sich der Verkehr abwickelt, ob auf 
der Strasse oder auf der Schiene. Und da hat jeder Verkehrs-
träger seine Vorteile aber auch seine Nachteile. Ich bin in-
dessen mit Grossrat Peyer sehr einverstanden, dass die Rah-
menbedingungen, welche die Bahnreform II geben wird für 
die Rhätische Bahn, insbesondere von ausserordentlicher 
Wichtigkeit sein wird. Ich habe das hier wiederholt auch 
schon gesagt, dass die Hauptforderung in der Entschuldung 
der Rhätischen Bahn liegen muss, um hier Mittel verfügbar 
zu machen, um dringende Investitionen in den Unterhalt der 
Anlagen aber auch in die Modernisierung des Rollmaterials 
zu ermöglichen. Ich bin auch mit ihm einverstanden, dass die 
Sparbemühungen des Entlastungsprogramm 04, das nächstes 
Jahr im eidgenössischen Parlament diskutiert wird, mit gros-
sen Auswirkungen für unseren Regionalverkehr verbunden 
sein kann. Und die Finanzdirektorin wie auch ich selber, wir 
wehren uns dagegen, hier überhart getroffen zu werden von 
den Auswirkungen der Sparmassnahmen.  
Grossrat Beck, Sie unterstützen eine Strategie der Regierung, 
die die Regierung schon vor drei Jahren hat kommen sehen. 
Nämlich einen möglichst hohen Anteil des kantonalen Stras-
sennetzes als Nationalstrassen erklären zu lassen, klassifizie-
ren zu lassen, um damit bessere Finanzierungsvoraussetzun-
gen zu bekommen. Sie haben es am schönsten Beispiel, das 
man dafür bringen kann, nämlich an der Prättigauer-Strasse 
mit der Umfahrung von Saas, mit der Umfahrung von Klos-
ters, die dann später nicht mehr vom Kanton zu unterhalten 
und betreiben ist, sondern durch den Bund, aufgezeigt. Und 
diese Strategie möchten wir weiter verfolgen. Und ich teile 
da die pessimistische Haltung von Grossrat Peyer nicht. Ich 
hoffe selbstverständlich, dass wir hier schon noch einige gute 
Karten haben, die wir in dieser Auseinandersetzung dann 
einbringen können.  
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Grossrat Kessler fragt, was wir unter einer bedürfnisgerech-
ten Strasseninfrastruktur verstehen. Es geht in erster Linie 
darum, die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer gewährleisten 
zu können. Mit den vorhandenen Mitteln haben wir kaum die 
Möglichkeit, die Leistungsfähigkeiten der Strassen zu erhö-
hen. Man macht das selbstverständlich überall dort, wo Un-
terhaltsarbeiten oder Korrekturen notwendig sind, dort rich-
tet man es auf die neuen Fahrzeugbreiten und auf die neuen 
Fahrzeuggewichte aus. Allerdings ist es in einem Strassen-
kanton, wie dem Kanton Graubünden undenkbar, innerhalb 
kürzester Zeit das ganze Netz auf die neuen Anforderungen 
des Verkehrs, wenn Sie jetzt die Längen und Breiten und 
Gewichte der Fahrzeuge meinen, auszurichten. Das erfolgt 
punktuell im Rahmen der Strassenbau-, Strassenunterhalts- 
und Erneuerungsprogramme, die fortgeführt werden und auf 
die Bedürfnisse Rücksicht nehmen des Tourismus aber auch, 
ich bekomme da wöchentlich Briefe, wo verlangt wird, dass 
für die Holztransporte die Tonnagen erhöht werden. Das hat 
mit der Wirtschaftlichkeit und mit der Produktivität der 
Holzwirtschaft zu tun. Aber auch hier, können wir nur das, 
was uns eben die Mittel dafür zulassen. 
 
Angenommen 
 
 
Entwicklungsschwerpunkt 17/17: Energieeffizienz, er-
neuerbare Energien, Substitution von Öl 
 
Tremp: Bereits 1988 hat sich die Regierung und auch der 
Grosse Rat mit dem Thema Energieeffizienz befasst unter 
dem Titel Mitfinanzierung oder Beitrag an eine Erdgaslei-
tung im Bündner Rheintal. Ich konnte damals die grossrätli-
che Vorberatungskommission leiten und der Grosse Rat hatte 
damals einen Beitrag von immerhin drei Millionen Franken 
an ein für den Kanton wichtiges Projekt gesprochen. Zwi-
schenzeitlich sind mehr als 15 Jahre ins Land gegangen und 
sowohl die Gesellschaft aber wie auch der Erdgasabsatz hat 
sich in dieser Zeit in dieser Region ganz entscheidend ge-
steigert und trägt heute einen wesentlichen Beitrag auch zum 
Umweltschutz bei und damit auch insbesondere zur Erdöl-
substituierung. Vorliegend unter dem Titel Energieeffizienz, 
erneuerbare Energien und Substitution von Öl ist die Rede 
von Holz, von Strommarkt, von energetischen Sparmass-
nahmen und von Wasserkraft. Was mir allerdings fehlt – und 
ich denke, auch objektiv fehlt darin – ist eine Aussage zur 
Rolle des Erdgases im Bündnerland insbesondere natürlich 
im Bündner Rheintal. Im Wissen, bei den anderen Produkten 
verfügen wir über den Rohstoff, beim Erdgas importieren 
wir den Rohstoff. Aber ich denke, es ist nicht mehr als ge-
rechtfertigt, auch hierzu unter den strategischen Zielen eine 
Aussage zu machen, welche Rolle die Regierung auch dem 
Erdgas im Kanton und vor allem in den bevölkerungs- und 
arbeitsplatzreichen Regionen vorsieht, unter anderem auch 
das Stichwort der Oleodotto-Leitung, wenn ich das noch an-
spreche.  
 
Regierungsrat Engler: Wir bekennen uns seit einigen Jahren 
zu einer nachhaltigen Energiepolitik, was nichts anderes be-
deutet auf die Karte Energieeffizienz zu setzen. Es geht also 
darum, die vorhandenen Energien sparsam einzusetzen. Un-
sere Fördermodelle im Energiegesetz zielen darauf ab, den 
Energiehaushalt in den Gebäuden zu optimieren. Die zweite 
Säule einer nachhaltigen Energiepolitik stellt, wie es Gross-
rat Tremp sagt, auf die Substituierung nicht erneuerbarer 
Energieträger ab. Deshalb der Schwerpunkt, Förderung der 

Holzenergie, aber auch die Möglichkeit, die sauberste Ener-
gie, nämlich die Wasserkraft im Rahmen unserer Möglich-
keiten auch in einem offenen Strommarkt zu unterstützen.  
Sie fragen nach der Rolle, die das Erdgas spielen kann; Erd-
gas, das vor allem im Churer Rheintal, im dicht besiedelten 
Gebiet rund um Chur eine Rolle spielt. Ich halte es für eine 
wertvolle Alternative und auch im Sinne einer Diversifizie-
rung der verschiedenen Energieträger, was im Falle einer ab-
sehbaren Stromverknappung wünschbar ist. Es ist auch da-
von auszugehen, dass der Erdölpreis eine respektable Höhe 
behalten wird. Auch unter dem klimapolitischen Gesichts-
punkt, der CO2-Problematik, ist das Erdgas besser. Also eine 
echte Alternative im Sinne der Diversifizierung der Energie-
träger. Sie soll eine Rolle in der bündnerischen Energiever-
sorgung auch weiterhin spielen.  
 
Angenommen 
 
 
8: Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit 
 
Entwicklungsschwerpunkt 21/13: Chancen des Touris-
mus 
Chancen des Tourismus 
Antrag der Strategiekommission 
a) Der Grosse Rat fordert die Regierung auf, eine Analyse 

der Tourismusstrukturen vorzunehmen und Projekte zur 
Erneuerung und Effizienzsteigerung der Tourismus-
strukturen zu unterstützen.  

 
b) Der Grosse Rat fordert die Regierung auf, neben 
innovativen Vorhaben der Tourismusbranche auch Inwert-
setzungsprojekte zu unterstützen.  
 
Loepfe; Kommissionspräsident: Bei diesem Entwicklungs-
schwerpunkt haben wir zwei Anträge seitens der Kommis-
sion. Sie sind auf dem grauen Blatt in a) und b) unterteilt. Ich 
werde zuerst a) vertreten. Nachher übergebe ich mit dem 
Einverständnis des Standespräsidenten das Wort an Markus 
Feltscher.  
Die Strategiekommission beantragt ihrem Rat die Abgabe 
einer Erklärung zu Entwicklungsschwerpunkt 21/13, Chan-
cen im Tourismus. Die beantragte Erklärung lautet: „Der 
Grosse Rat fordert die Regierung auf eine Analyse der Tou-
rismusstrukturen vorzunehmen und Projekte zur Erneuerung 
und Effizienzsteigerung der Tourismusstrukturen zu unter-
stützen“.  
Welche Wichtigkeit der Tourismus für unsere Volkswirt-
schaft hat, wurde uns eben erst wieder in der Wertschöp-
fungsstudie des ITF an der HTW aufgezeigt. Zwar trägt der 
Tourismus nur mehr einen Drittel zur Wertschöpfung im 
Kanton bei. Der Treibstoff unseres Wirtschaftsmotors sind 
aber die Einnahmen aus dem Export. Und im Export beläuft 
sich der Anteil des Tourismus auf 55 Prozent an der gesam-
ten exportorientierten Bruttowertschöpfung des Kantons. 
Dieser Wichtigkeit des Tourismus trägt der Kanton damit 
Rechnung, dass er beträchtliche Mittel der Wirtschaftsförde-
rung für die Förderung des Tourismus einsetzt. So kann der 
Botschaft zum revidierten Wirtschaftsentwicklungsgesetz 
entnommen werden, dass der Kanton von 1991 bis 2002 ins-
gesamt 59,5 Millionen Franken direkt zur Förderung des 
Tourismus eingesetzt hat. Es sind mehr als 65 Prozent der 
gesamten eingesetzten Wirtschaftsförderungsmittel. Und ich 
frage Sie nun, welche Wirkung haben wir mit diesen Förde-
rungsmitteln erzielt? Haben wir irgendeinen Negativtrend 
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grundsätzlich gebrochen? Haben wir im internationalen 
Wettkampf unter den touristischen Regionen im Alpenraum 
etwa unsere Position verbessern können? Alle bisherigen 
vorliegenden Zahlen und Studien weisen darauf hin, dass 
eine solche grundsätzliche und nachhaltige Wirkung nicht 
erzielt worden ist. Wenn die angestrebte Wirkung nicht er-
zielt wird, gilt es inne zu halten und nach Gründen und Ursa-
chen zu suchen. Viele Touristiker mögen nun einwenden, 
dass die Förderungsmittel des Kantons weit unter denjenigen 
sind, welche konkurrierende Regionen im Ausland erhalten. 
Viel wichtiger ist es aber zu fragen, ob unsere Rahmenbe-
dingungen, insbesondere unsere Tourismusstrukturen, geeig-
net dafür sind im internationalen Tourismus Wettbewerb im 
Alpenraum aufzuholen und Boden gut zu machen. Die Stra-
tegiekommission ist nun der Auffassung, dass die heutigen 
Bündner Tourismusstrukturen mit über 90 Tourismusverei-
nen, einigen Destinationsorganisationen bzw. Unternehmen, 
Graubünden Ferien einschliesslich dem Marketing der RhB, 
nicht genügend effizient und daher auch nicht genügend wir-
kungsvoll sind. Es mangelt an Koordination, es gibt unnötige 
Doppelspurigkeiten und gegenseitiger Neid lähmt die not-
wendige Schwerpunktsetzung und Zusammenarbeit. Die Re-
gierung hat diese Situation grundsätzlich erkannt, lautet doch 
ihre strategische Absicht, dass die Konkurrenzfähigkeit im 
Tourismus zu steigern sei, indem effizientere Strukturen ge-
schaffen und Kooperationen intensiviert werden. Die Strate-
giekommission erachtet zwar die Massnahmen der Regie-
rung gemäss Jahresprogramm als sachgerecht und zielfüh-
rend. Sie ist jedoch der Auffassung, dass nebst der Unterstüt-
zung von innovativen Vorhaben, von Projekten zur Destina-
tionsbildung, von der Förderung von Veranstaltungen auch 
grundsätzlich und direkt an den Tourismusstrukturen gear-
beitet werden muss. Der Kanton muss notfalls über das Geld 
direkt einwirken, dass endlich etwas geschieht und nicht nur 
geredet wird. Die Strategiekommission will sich dabei nicht 
missverstanden wissen. Die Kommission ist keine Supporte-
rin einer partikulären Interessegruppe. Insbesondere nimmt 
sie keine Wertung der von Frau Cabalzar und Herr Kollegger 
vorgeschlagenen Graubünden AG vor. Sie ist aber der Auf-
fassung, dass nun weitere Modelle einer effizienteren und 
wirkungsvolleren Zusammenarbeit im Tourismus auf den 
Tisch kommen müssen und dann Entscheide, auch harte Ent-
scheide getroffen werden müssen, damit die Negativspirale 
im Bündner Tourismus endlich durchbrochen werden kann. 
Deshalb soll die Regierung beauftragt werden, ihre Einwir-
kungsmöglichkeiten auszuschöpfen und insbesondere auch 
über das Druckmittel Geld direkt auf die Erneuerung und 
Revitalisierung der Bündner Tourismusstrukturen hinzuwir-
ken. Dazu gehört meines Erachtens eine drastische Reduk-
tion der Anzahl an Tourismusvereinen und eine erheblich 
verbesserte Koordination der Marketing-Aktivitäten, über 
eine grundsätzliche Bindung aller Fördermittel an zielfüh-
rende Auflagen und gegebenenfalls über eine Revision des 
Leistungsauftrages an Graubünden Ferien. Ich bitte sie, die-
sen Antrag der Strategiekommission zu unterstützen und ihn 
zu überweisen. 
 
Feltscher; Kommissionssprecher: Die Strategiekommission 
empfiehlt ihnen im gleichen Zusammenhang, nämlich mit 
dem Entwicklungsschwerpunkt 21/13, Chancen des Touris-
muses, den Begriff von  Inwertsetzungsprojekten zu beach-
ten.  
Ich zitiere zu Beginn die Regierung. „Die Zielsetzung der 
neuen Regionalpolitik ist stark wirtschaftslastig und zu ein-
seitig auf Wertschöpfung ausgerichtet“. Das schreibt die Re-

gierung in ihrer Vernehmlassung an den Bundesrat zur neuen 
Regionalpolitik. Projekte in periferen Regionen können nicht 
alle gewinnbringend betrieben werden. Sie sollten eigenwirt-
schaftlich sein oder einen volkswirtschaftlichen Nettonutzen 
erzeugen. Was sind das für Projekte in ländlichen Regionen? 
Es können Projekte zur Steigerung der Wohnattraktivität 
sein, ein Service-Public-Projekt in einer Talschaftsgemeinde 
beispielsweise, oder es sind Tourismusprojekte im ländlichen 
Raum. Es geht darum, ausserhalb touristischer Topstandorte 
touristische Nischen zu pflegen. Die Regierung schlägt in ih-
rer Vernehmlassung den Begriff „von Inwertsetzung“ vor. 
Dabei sollten im Tourismusbereich gewachsene Strukturen 
des Kultur- und Landschaftsraumes besser genutzt werden. 
Diese sollen für weniger hektische, sanfte Tourismusformen 
wie Trekking, Sommertourismus, Familien- und Senioren-
tourismus erschlossen werden. Gute, innovative Ideen wie, 
ich mache einige Phantasiebeispiele: Ein Walking-Trail im 
Prättigau oder den Kletterpark Ela bis hin zum Steinbock-
trekking Adula sollen in der Konzeptphase die nötige Unter-
stützung erhalten. Solche Angebote werden in sich kaum 
gewinnbringend betrieben werden können. Sie akquirieren 
aber Gäste, die eine ausgezeichnete touristische Infrastruktur 
nutzen werden, welche im Sommer mehrheitlich leer steht. 
Mit kleinstem Anstosseinsatz kann so in andern Teilen der 
Volkswirtschaft Wert geschöpft werden, ohne teure Infra-
struktur bauen zu müssen. Das ist meines Erachtens Inwert-
setzung. Natürlich gehören auch die von Ihnen unterstützten 
Naturparks zu dieser Form von Inwertsetzungsprojekten. Mit 
der Erklärung der Strategiekommission sollen die vorgese-
henen Finanzmittel des Entwicklungsschwerpunktes 21/13 
von rund 650'000 Franken pro Jahr auch touristischen Alter-
nativprojekten, die entsprechend strenge Auflagen des Kan-
tons erfüllen, zukommen.  
 
Hartmann: Die Regierung hat unter „Chance des Tourismus“ 
einige Schwerpunkte gesetzt. Ich habe aber Mühe, bei der 
Umsetzung bei Graubünden Ferien, Chancen des Tourismus. 
„Sorgenkind Tourismus“, solche Schlagwörter werden im-
mer wieder genannt und gebraucht. Der touristische Wert-
schöpfungsanteil für den Kanton Graubünden beträgt 3,04 
Milliarden Franken. Spitzenreiter bei der touristischern 
Wertschöpfung ist das Schanfigg mit 67,2 Prozent, gefolgt 
vom Oberengadin mit 65,7 Prozent, Davos mit 55,5 Prozent, 
Mittelbünden mit 53,8 Prozent, das Unterengadin mit 52,1 
Prozent, die Surselva mit 38,4 Prozent, das Prättigau mit 
28,8 Prozent und die Bündner Südtäler mit 20,9 Prozent. Je-
der Dritte lebt in unserem Kanton vom Tourismus. Der 
Kanton stellt Graubünden Ferien 3,8 Millionen Franken zur 
Verfügung. In der Broschüre „Wegmarken 2005“ sind Visi-
onen, Ziele und Strategien festgelegt worden, die ich sehr gut 
finde. Unter anderem ist eine Vision, Graubünden zur attrak-
tivsten Qualitätsmarke der Alpen zu entwickeln. Die Stoss-
richtung heisst, bestehendes noch besser in Szene setzen. 
Zielmärkte sind in erster Priorität deutsche Schweiz, 
Deutschland, zweite Priorität Italien, Holland, dritte Priorität 
USA, Ukraine, Russland, China, Indien, Korea und Japan. 
Ich finde diese Broschüre und die Marke gut und hatte grosse 
Hoffnung, dass die Verantwortlichen nun den richtigen Weg 
gefunden haben. Ich bin mir aber auch bewusst, dass wir 
Grossräte uns nicht in den operativen Bereich einmischen 
müssen. Aber schlussendlich sprechen wir doch von einem 
wesentlichen Beitrag an Graubünden Ferien und wenn man 
den Eindruck hat, es laufe schief, soll man das hier kund tun. 
Ich habe aber grosse Mühe mit den Verantwortlichen von 
Graubünden Ferien, wie gesagt, wenn es um die Umsetzung 
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geht. Ich mag mich noch gut erinnern wie der Präsident von 
Graubünden Ferien schwer enttäuscht war – und seine Äus-
serungen waren auch nicht gerade freundlich – als bei der 
Spardebatte 2003 der Grosse Rat bei der Massnahme 53 die 
Kürzung des Betrages von 500'000 Franken vornahm.  
Worum geht es eigentlich schlussendlich? Aus der „Engadi-
ner Post“ musste ich entnehmen, dass das Engadin allein in 
Bormio an der Alpinen-Weltmeisterschaften 2005 ist. Grau-
bünden macht nicht mit. Ich musste es zwei Mal lesen, da ich 
glaubte, geträumt zu haben. Das darf ja nicht sein! Die Ge-
schichte WM 2003 von St. Moritz erhält eine Fortsetzung. 
Damals hiess es bei Graubünden Ferien, wünschbar aber 
nicht machbar, hoffen auf Bormio und Turin. Die gleiche 
Frage stelle ich nun wieder: Wo ist die Ferienregion Grau-
bünden an der Alpinen-Skiweltmeisterschaften in Bormio? 
Es kann doch nicht sein, dass man eine solche Plattform 
nicht nutzt. Es hat Leute aus Italien, Deutschland, Österreich 
und der ganzen Welt, wo man für Graubünden werben kann 
und zwar während zehn bis 14 Tagen. Bormio ist leider vor-
bei, auf Turin kann man hoffen. Meine Enttäuschung ist eben 
so gross, wenn nicht grösser wie seinerzeit beim Präsidenten 
von Graubünden Ferien. Trotzdem hoffe ich aber noch, dass 
die Verantwortlichen von Graubünden Ferien sich nicht wie 
die Murmeltiere in den Winterschlaf begeben. Es wäre jam-
merschade für die Beiträge, die wir Grossräte respektiv der 
Kanton verteilt. Sicher stelle ich keinen Kürzungsbeitrag, 
denn sonst wird noch weniger Marketing betrieben. Ich hoffe 
auf eine bessere Zukunft für unseren Tourismuskanton 
Graubünden.  
 
Tuor: Ich möchte kurz auf die Voten bezüglich Graubünden 
Ferien doch noch eingehen. Vorausschicken möchte ich, dass 
ich mit den Anträgen und mit den Vorschlägen der Strate-
giekommission durchaus leben kann. Sie haben gehört, dass 
der Tourismus im Kanton Graubünden einen grossen Stel-
lenwert hat, er hat zwar gesehen auf den ganzen Kanton ja 
nur rund einen Drittel der Wertschöpfung. Hingegen ist die 
Verteilung innerhalb des Kantons natürlich sehr unterschied-
lich. Kollege Hartmann hat es erwähnt, dass im Oberengadin 
bis 70 Prozent, in anderen Regionen zwischen 40 und 60 
Prozent der Wertschöpfung aus dem Tourismus erwirtschaf-
tet werden und das ist doch sehr entscheidend. Es ist auch 
erwähnt worden, dass die vielen kleinen Destinationen ein 
Problem sind und da gehe ich mit Ihnen vollständig einig. Es 
ist auch eine Absicht von Graubünden Ferien diese Destina-
tionsbildung, die grössere Destinationsbildung zu fördern. 
Was hingegen nicht vergessen werden darf ist, dass Grau-
bünden Ferien kein politisches Organ ist, sondern Graubün-
den Ferien ist eine Marketingorganisation, die die Aufgabe 
hat, Graubünden nach bestem Wissen und Gewissen und 
nach besten Möglichkeiten zu verkaufen. Graubünden Ferien 
ist aber keine politische Organisation und die Bildung von 
Tourismusdestinationen ist meines Erachtens auch zum gros-
sen Teil eine politische Aufgabe.  
Betreffend Bormio: Zu den Vorwürfen von Kollege Hart-
mann kann ich nur sagen, es war eine lange Diskussion in-
nerhalb von Graubünden Ferien und der Entscheid ist des-
halb gefallen, weil der Ertrag von einer Marketingteilnahme 
in Bormio in keinem Verhältnis zum Nutzen stand. Ich 
glaube Regierungspräsident Huber kann dies bestätigen. Der 
Aufwand wäre unverhältnismässig hoch zum zu erwartenden 
Marketingnutzen bei einer Teilnahme in Bormio. Es ist ein 
Entscheid, es ist ein operativer Entscheid von Graubünden 
Ferien, dieser muss so akzeptiert werden. Ich wollte dies 

nicht aber einfach ohne Antwort, ohne Replik so im Rat ste-
hen lassen. 
 
Jeker: Im Anschluss an die Voten meiner zwei Vorredner 
möchte ich ganz kurz drei Punkte anschneiden. Erstens bin 
ich der festen Überzeugung, dass wir in der Wertung der 
Bedeutung des Tourismus immer wieder ganz stark auf die 
Regionen abzustellen haben und dort zu berücksichtigen ha-
ben, was diese Prozentsätze in dieser Region für eine Be-
deutung haben. Und in diesem Sinne bin ich natürlich sehr 
einverstanden mit den Vorschlägen der Strategiekommission, 
die zielen in die einzig richtige Richtung. Graubünden Ferien 
kann natürlich nicht mit 100 Destinationen operieren. Das 
zeigt auch Österreich, Frankreich oder auch USA, Skandina-
vien, dort gibt es für bedeutend grössere Länder vielleicht 
noch zehn Destinationen und alles andere müssen wir leider 
vergessen, weil es geht unter. Und ich bin froh, wenn in die-
ser Richtung die Aktivitäten fortgesetzt werden und ich bin 
überzeugt, dass Graubünden Ferien hier auch entsprechend 
eben mit den Regionen schaut, dass die Regionen sich zu-
sammenschliessen. Denn, wenn sich die Regionen nicht zu-
sammenschliessen und dann das Bindeglied sind zu Grau-
bünden Ferien und nachher wieder zu Schweiz Tourismus, 
dann ist das Geld nicht richtig investiert.  
Ein zweiter Punkt: Wenn natürlich nun über den ganzen 
Kanton Graubünden die Zahlen etwas anders aussehen als 
noch vor zehn und 20 Jahren mit der Verhältnismässigkeit 
der Bedeutung des Tourismus, so zeigt dies auf, dass wir 
trotz allem per Saldo den richtigen Weg beschritten haben 
mit der Weiterindustriealisierung im Bündner Rheintal und 
damit eben die Monokultur als Ganzes bedeutend entschärft 
haben.  
Drittens: Die Problematik der entsprechenden Bemühungen, 
bei Grossveranstaltungen dabei zu sein, hier bin ich wirklich 
auch der Meinung, dass es sich lohnt, diesen Punkt vertieft 
nochmals anzuschauen, insbesondere eben dann mit Blick 
auf Turin. Denn der italienische Markt, es tönt vielleicht et-
was operativ, aber auch das ist eine Strategie, der italienische 
Markt hat natürlich für den Raum Graubünden, der insbe-
sondere eben im Oberengadin oder auch Mittelbünden oder 
Splügen, ja sogar Disentis eine ganz grosse Bedeutung hat, 
müssen wir verstehen, dass hier natürlich Aktivitäten uner-
lässlich sind. Über die Form haben wir uns hier nicht auszu-
lassen. Ich danke aber sehr für die Initiative der Strategie-
kommission, in dieser Richtung die Bemühungen der Regie-
rung, Graubünden Ferien, aber auch die Bemühungen der 
ITG zu unterstützen. 
 
Regierungspräsident Huber: Ich habe, ich nehme das vor-
weg, gegen diese zwei Anträge hier keine Einwendungen. 
Sie vertiefen etwas unsere Überlegungen, sie präzisieren et-
was in einem Bereich, in zwei Bereichen, in denen wir Ihnen 
durchaus zustimmen. Also, es gibt im Tourismus Graubün-
den erhebliche Strukturprobleme und hier sind Verbesserun-
gen dringend nötig. Es ist nicht so ganz einfach, das auch tat-
sächlich zu erwirken. Grossrat Loepfe hat das richtig gesagt, 
am besten kann man Strukturanpassungen über die zur Ver-
fügungsstellung oder nicht zur Verfügungsstellung von Mit-
tel beeinflussen und das ist nun etwas schwierig, wenn sie 
das, das haben Sie nicht gesagt, aber es wurde auch gesagt, 
dass wenn man das über eine Marketingorganisation macht, 
das lässt sich nicht ohne weiteres über Marketing machen, 
sondern das braucht etwas andere Ansätze. Ich stelle fest, 
dass hier etwas mehr Dynamik vielleicht entstanden ist, als 
man hier wahrnehmen will. Ich erinnere an eine Tagung, die 
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jüngstens stattgefunden hat in Tschiertschen, wo sich die 
Kleinen getroffen haben und diese Thematik sehr intensiv 
diskutiert haben. Ich erinnere an Ansätze in Regionen, also 
unlängst habe ich gehört, dass sich Münstertal in absehbarer 
Zeit zusammenschliesst oder schon zusammengeschlossen 
hat. Also es ist hier einiges im Gang und dass man das noch 
unterstützt, fördert und allenfalls steuert, dagegen ist über-
haupt nichts einzuwenden, ist so akzeptiert.  
Inwertsetzungsprojekte: Auch hier, Grossrat Feltscher, ich 
habe es Ihnen in der Kommission schon gesagt, an und für 
sich sind auch hier offene Türen. Es gibt vielerlei dieser 
Projekte, die wir bereits sehr aktiv mittragen, mitunterstützt 
haben. Die Stossrichtung deckt sich auch mit der neuen Re-
gionalpolitik, die wir vielleicht einmal in diesem Land zu 
Stande bringen. Gegenwärtig sieht es nicht so gut aus. Ich 
hoffe, dass es tatsächlich stattfindet. Die Stossrichtung deckt 
sich an und für sich mit diesen Absichten und die Kultur ha-
ben wir heute bereits diskutiert. Also anderer Einbezug der 
kulturellen Stärke auch in touristische Projekte beispiels-
weise. Das hat Kollege Lardi bereits gesagt, wir haben über 
die Naturparks diskutiert. Kletterparks sind entstanden im 
Prättigau, mitfinanziert. Auch das Unesco-Inventar – RhB – 
gehört auch dazu. Demnächst so hoffe ich, wird dieses Pro-
jekt auf der „liste indicative“ des Bundes erscheinen, als ei-
nes der prioritären Projekte in diesem Land. Transalpine 
Wanderroute gehört auch dazu. Man muss sie noch ver-
markten. Also wir sind an diesem Bereich sehr intensiv tätig, 
wir könnten Ihnen hier noch mehrere aufzählen. Also auch 
hier keine Einwendungen. 
Nur zu Graubünden Ferien doch noch etwas, Grossrat Hart-
mann, Sie ziehen hier einmal mehr über Graubünden Ferien 
her, das tönt gut gegenwärtig, aber es ist falsch. Es ist falsch. 
Graubünden Ferien macht mit den Mitteln, die verfügbar 
sind, einen hervorragenden Job, die Mitarbeiter von Grau-
bünden Ferien versuchen diesen schwierigen Spagat auch 
immer wieder zu machen in diesem Kanton, der zu machen 
ist auch in Zukunft. Das können wir nicht ändern. Zwischen 
klein, fein, den Nischen-Destinationen und Weltmeister-
schaft, Ski-Weltmeisterschaft in St. Moritz oder World Eco-
nomic Forum oder andere Anlässe. Das ist eine Gratwande-
rung, die auch wir hier immer wieder vornehmen müssen, 
um diesen Kanton touristisch in seiner ganzen Vielfalt mit 
allen Fassetten präsentieren zu können. Und das macht 
Graubünden Ferien gut. Selbstverständlich kann man auch da 
verbessern, aber es ist richtig, wenn Graubünden Ferien seine 
Mittel so einsetzt, dass eben letztlich Wirkung möglichst 
erzielt wird und da braucht es eine Beurteilung, die wir hier 
nicht im Grossen Rat machen können, sondern die ein 
Vorstand von Graubünden Ferien allenfalls mit der 
Unternehmung machen muss. Und das wird gemacht. Ich 
war bis vor kurzem selbst in diesem Vorstand, bin nicht 
mehr dort, richtigerweise, die Regierung muss dort nicht 
vertreten sein, wo sie Mittel zur Verfügung stellt und 
Leistungsaufträge erteilt, das ist so beschlossen. Das Amt für 
Wirtschaft ist dort im Vorstand mitvertreten.  
Ob wir nun in Bormio auftreten sollen, Grossrat Tuor hat die 
Überlegungen von Graubünden Ferien gesagt. Selbstver-
ständlich ist der Markt Oberitalien ein wichtiger Markt, ein 
entscheidender Markt. Wir wollen ja das vermehrt auch nut-
zen in der Standortförderung des Kantons Graubünden, diese 
norditalienische Situation. Es ist ein grosser Markt, aber ob 
wir dann dort noch, Grossrat Hartmann, nehmen Sie mir das 
nicht übel, jetzt im Schatten eines starken Auftrittes von St. 
Moritz mit Graubünden Ferien auch noch Cüpli verteilen 
sollen, ob das wirklich die Wirkung ist um Touristen aus die-

sem Raum anzuziehen oder ob es nicht andere Strategien 
gibt, das überlasse ich Graubünden Ferien, das zu beurteilen. 
Ich kenne die Kritik, ich weiss das, aber es geht ja bei dieser 
Frage in Bormio darum, die nächste WM in St. Moritz noch 
einmal zu platzieren, noch einmal dafür zu werben. Selbst-
verständlich, das ist richtig, das finde ich gut. Ich habe aber 
Hinweise, dass es auch andere im Kanton gibt, die einmal 
eine WM machen möchten. Und da muss Graubünden Ferien 
vielleicht auch diesbezüglich sich Überlegungen machen, wo 
sie ihre Kräfte, wo sie ihre Mittel einsetzen soll und wo 
nicht. Ich glaube, ich habe die wesendlichen Sachen gesagt 
oder sage nichts mehr. 
 
Angenommen 
 
 
9: Finanzpolitik und Kantonshaushalt 
 
Entwicklungsschwerpunkt 24/08: Struktur- und Leis-
tungsüberprüfung, Stellen- und Personalbewirtschaftung 
 
Angenommen 
 
Schlussabstimmung 
Der Grosse Rat nimmt vom Jahresprogramm 2005 der Re-
gierung – mit den eingebrachten Anträgen der Strategie-
kommission – mit 99 zu 0 Stimmen Kenntnis und unterstützt 
grundsätzlich die von der Regierung in ihrem Programm 
formulierten Zielsetzungen. 
 
 
 
Budget 2005 
 
 
Eintreten 
 
Antrag GPK und Regierung 
Eintreten 
 
Cavegn; Kommissionspräsidentin: Die Struktur- und Leis-
tungsüberprüfung zur Sanierung des Kantonshaushaltes so-
wie Disziplin bei der Umsetzung dieser Massnahmen zeigen 
Erfolg. Zur Erarbeitung des Budgets 2005 hat die Regierung 
im Frühjahr 2004 ausgehend vom aktualisierten Finanzplan 
strenge Vorgaben gemacht. Das von der Finanzverwaltung 
aufgrund der Eingaben der Departemente aufbereitete Roh-
budget wies in der Laufenden Rechnung einen Aufwand-
überschuss von 23,3 Millionen Franken auf. Während den 
bilateralen Budgetberatungen zwischen den Departementen 
und dem FMD konnte der budgetierte Aufwandüberschuss 
auf 12,6 Millionen Franken reduziert werden. Die Reduktion 
des Aufwandüberschusses wurde erreicht, obwohl die Regie-
rung entschied, die Restschuld an den Betrieb der Spitäler 
von schätzungsweise 35 Millionen Franken aufgrund der 
schlechten Finanzperspektiven für die Jahre 2007 und 2008 
über zwei Jahre und nicht wie ursprünglich vorgesehen über 
vier Jahre abzutragen.  
Das ausgewiesene Ergebnis wird als recht erfreulich beur-
teilt, insbesondere auch unter Berücksichtigung der Tatsache, 
dass im Budget 2005 Abschreibungen im Umfang von 100 
Millionen Franken, d.h. 18 Millionen Franken ordentliche 
und 82 Millionen Franken zusätzliche Abschreibungen auf 
dem von der Pensionskasse zu übernehmenden Deckungs-
fehlbetrag enthalten sind. Die zusätzlichen Abschreibungen 
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von 82 Millionen Franken werden einerseits mit einem aus-
serordentlichen Finanzertrag in Höhe von 20 Millionen 
Franken aus dem Verkauf von EGL-Aktien gedeckt. Ande-
rerseits werden aufgrund einer Umstellung des Ertragsaus-
weises beim kantonalen Anteil am Finanzausgleich der di-
rekten Bundessteuer im Umstellungsjahr 2005 zwei Jahres-
erträge ausgewiesen, was zu einem zusätzlichen Jahresertrag 
von einmalig 22 Millionen Franken führt. Als Folge der 
Übernahme des Anteils am Fehlbetrag der Kantonalen Pen-
sionskasse per 1. Januar 2005 steigt die Verschuldung des 
Kantons Graubünden im Jahr 2005 um 400 Millionen Fran-
ken. Diese Schuld wird zu rund einem Drittel in bar und zu 
zwei Dritteln in Form von Darlehen finanziert. Dies belastet 
die Position Passivzinsen mit rund zehn Millionen Franken. 
In diesem Zusammenhang hat sich die GPK einmal mehr mit 
der Frage nach der periodengerechten Einbuchung der Steu-
ererträge befasst. Im Budget 2005 erfolgte eine Praxisände-
rung beim Ausweis des Finanzausgleichsanteils an der di-
rekten Bundessteuer. Bisher wurde der FAG-Anteil nicht in 
dem Jahr, welches als Berechnungsgrundlage dient als Ertrag 
ausgewiesen, sondern erst im Folgejahr. Ab 1. Januar 2005 
wird dieser Ausweis vorgezogen und periodenkonform er-
fasst. Im Umstellungsjahr sind deshalb zwei Jahrestreffen be-
rücksichtigt. Die GPK wird sich für eine konsequente Pra-
xisänderung einsetzen.  
Die Geschäftsprüfungskommission nimmt mit Befriedigung 
zur Kenntnis, dass trotz zusätzlicher Belastungen im Zu-
sammenhang mit der Ausfinanzierung der Kantonalen Pensi-
onskasse und weiterhin steigender Kantonsbeiträge an Dritte 
mit dem Budget 2005 alle finanzpolitischen Zielvorgaben er-
reicht werden konnten. Zu diesem Ergebnis beigetragen hat 
insbesondere das vom Grossen Rat in der August-Session 
2003 beschlossene Struktur- und Massnahmenprogramm mit 
Entlastungen im Budget 2005 von über 75 Millionen Fran-
ken in der laufenden Rechnung und 25 Millionen Franken in 
der Investitionsrechnung. Erfreulich ist auch, dass sich die 
finanzielle Situation des Kantons Graubünden wieder ver-
bessert hat. Dies führt die GPK insbesondere auf die rigorose 
Umsetzung der vom Grossen Rat beschlossenen Sparmass-
nahmen zurück. Allerdings sind die Auswirkungen des Ent-
lastungsprogramms 04 des Bundes ab dem Jahr 2006 noch 
sehr ungewiss und es muss mit Mehrbelastungen und Ein-
nahmenausfällen gerechnet werden. Auch im Zusammen-
hang mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der 
Aufgaben zwischen Bund und Kantonen bestehen gegen-
wärtig noch verschiedene Unsicherheiten.  
Die Regierung hält in ihrem Bericht an den Grossen Rat zum 
Budget 2005 folgendes fest: Ein finanzpolitisch prioritäres 
Ziel der Regierung besteht nach wie vor darin, dass Eigenka-
pital wieder auf einen Bestand von mindestens 50 Millionen 
Franken aufzubauen. Die GPK nimmt von dieser Zielsetzung 
der Regierung Kenntnis. Die GPK nimmt im Weiteren auch 
zur Kenntnis, dass die ausserordentlichen Erträge 20 Millio-
nen Franken aus dem Verkauf von Aktien und 62 Millionen 
Franken aus der Umstellung des Ertragsausweises beim 
kantonalen Anteil am Finanzausgleich der direkten Bundes-
steuer im Budget 2005 ausschliesslich für die Vornahme von 
zusätzlichen beziehungsweise ausserordentlichen Abschrei-
bungen verwendet werden. Die GPK vertritt die Auffassung, 
dass im Sinne einer ausgewogenen Finanzpolitik künftig 
vermehrt auf den Aufbau von zusätzlichem Eigenkapital hin 
gearbeitet werden muss. Sie erwartet deshalb, dass allfällige 
Überschüsse in der Rechnung 2004, wie auch in der Rech-
nung 2005 für die Stärkung des Eigenkapitals und nicht 
dringliche Abschreibungen verwendet werden.  

Die GPK stellt im Weiteren fest, dass die traditionell ge-
führten Dienststellen aufgrund der zur Verfügung stehenden 
Unterlagen am besten verglichen und am einfachsten kon-
trolliert werden können. Demgegenüber fehlen zur Beurtei-
lung von grösseren Beitragspositionen an selbständige oder 
verselbständigte Institutionen nach Ansicht der GPK detail-
lierte Budgetunterlagen, die eine angemessene Prüfungstiefe 
erlauben. Sie wünscht deshalb, künftig umfangreichere und 
präzisere Unterlagen um die Beiträge an diese Institutionen 
besser prüfen zu können. Die FMD-Vorsteherin wies bei der 
Budgetaussprache mit der GPK darauf hin, dass beim FMD 
ein Konzept in Arbeit ist, wonach künftig diese Beitragspo-
sitionen besser nachvollzogen und insbesondere auch mitein-
ander verglichen werden können. In diesem Zusammenhang 
erhält nämlich auch die Frage nach den Revisionsstellen im-
mer grössere Bedeutung. Betreffend Nachweis der erzielten 
Mehrerträge, durch die bei der Steuerverwaltung geschaffe-
nen zusätzlichen fünf Stellen, Sparmassnahme C 180, hat die 
FMD-Vorsteherin in Aussicht gestellt, im Rahmen der Rech-
nung 2004 im Frühjahr 2005 aufzuzeigen, was die zusätzli-
chen Stellen eingebracht haben.  
Das Budget 2005 ist geprägt von einigen Neuerungen. Erst-
mals liegt ein Planungsbericht zur Beurteilung der GRi-
forma-Budgets auf. Das revidierte Finanzhausaltungsgesetz 
ist Rechtsgrundlage für spezifische Staatsausgaben. Es 
schafft die Möglichkeit für Budgetkredite mit einem Sperr-
vermerk und ermöglich die Ausfinanzierung der Kantonalen 
Pensionskasse Graubünden. Zudem wird aufgrund der neuen 
Gesetzgebung bei der Spitalfinanzierung der Wechsel von 
der Defizitübernahme zum System des Leistungsauftrages 
vollzogen.  
Die GPK hat als Finanzaufsichtskommission ihren Auftrag 
verantwortungsbewusst wahrgenommen und das Budget 
2005 geprüft. Dabei darf festgestellt werden, dass die Aufbe-
reitung des Budgets 2005 gemäss Vorgaben erfolgte, der Be-
richt der Regierung an den Grossen Rat zum Budget 2005 
sehr umfassend und informativ ist und die finanziellen Aus-
sichten wieder hoffen lassen. Leider mussten wir auch fest-
stellen, dass die Spielregeln der ständigen Kommissionen 
noch nicht überall klar sind. Das Budget muss in einer Ge-
samtschau beurteilt werden und gehört daher in den Aufga-
benbereich der GPK. Kritik üben wir vor allem an der Tatsa-
che, dass die Kommission für Gesundheit und Soziales für 
die Vorbehandlung des Budgets 2005 kantonale Mitarbeiter 
zu einzelnen Budgetbereichen eingeladen hat. In diesem Zu-
sammenhang bitten wir Sie, einen allfälligen Antrag der 
Kommission für Gesundheit und Soziales um Erhöhung der 
Spitalbeiträge abzulehnen. Es kann nicht sein, dass die Fall-
kosten bereits bei deren Einführung angepasst werden. Viel-
mehr muss im jetzigen Zeitpunkt den Trägerschaften der Spi-
täler signalisiert werden im operativen Bereich zu sparen. 
Mit dem für das Jahr 2005 budgetierten Aufwandüberschuss 
von 12,6 Millionen Franken bestehen wie für das laufende 
Jahr 2004 gute Aussichten auf eine ausgeglichene Rechnung 
oder sogar ein positives Resultat. Für die Umsetzung dieser 
Vorgaben danke ich der Regierung, dem Finanzdepartement 
und allen Mitarbeitenden. Naturgemäss sind im Budget 2005 
aber noch verschiedene Positionen mit wesentlichen Unsi-
cherheiten behaftet. Aufgrund der aktuellen Informationslage 
beantragt Ihnen die GPK gemäss Bericht einige Änderungen 
im Budget 2005 vorzunehmen. Leider hat sich im Bericht 
noch ein Fehler eingeschlichen, so dass heute auf Ihrem Pult 
ein Nachtrag aufliegt. Bitte orientieren Sie sich in der Detail-
beratung, die durch Grossrat Pfenninger geführt wird, für die 
konkreten Anträge und deren Begründung anhand der Bei-
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lage eins zum GRiforma-Budget der angepassten Beilage 
zwei und der neuen Beilage drei und unterstützen Sie dies 
Anträge. Die GPK wird alle Anträge bekämpfen, die zu einer 
Verschlechterung des Budgets 2005 führen. Die GPK bean-
tragt auf das Budget 2005 einzutreten.  
 
Plozza: Alla luce della precaria situazione finanziaria della 
Confederazione e di quella non ottimale del nostro Cantone, i 
dettami di un’oculata gestione economica impongono di ta-
gliare le spese e quindi gli investimenti. Sarebbe però troppo 
semplicistico paragonare il bilancio di uno Stato a quello di 
una famiglia, dove il conto della serva impone perlomeno 
che le uscite non superino le entrate. L’Amministrazione 
statale è retta da meccanismi ben più complicati che impon-
gono di guardare oltre il futuro prossimo e di prendere i 
provvedimenti necessari in un’ottica più ampia. In tal senso 
se da un canto è comprensibile che l’Amministrazione cerchi 
di realizzare le uscite tagliando le spese tipiche dei periodi di 
prosperità, d’altro canto sarebbe deleterio apportare dei tagli 
di bilancio che toglierebbero l’ossigeno ad un’economia già 
boccheggiante causando così un danno difficilmente ripara-
bile con conseguenze di gran lunga superiori di quelle 
dell’aumento del debito statale. Secondo affermate teorie fi-
nanziarie, lo Stato nei momenti di bassa economia deve usare 
tutti gli incentivi fiscali e finanziari atti sostenere l’economia 
privata, anche a costo di un piccolo incremento del debito 
pubblico, che potrà essere in seguito ridotto grazie ai mag-
giori introiti fiscali derivanti dalla ripresa economica. In par-
ziale applicazione di una simile politica economica, ritengo 
opportuno che lo Stato sostenga l’economia privata perlo-
meno tramite la realizzazione delle opere pubbliche necessa-
rie senza apportare tagli al bilancio, e qui specialmente in 
relazione al miglioramento della rete stradale. In questo 
punto a preventivo figura una diminuzione di 13,7 milioni 
alla voce costruzione strade principali. Nel 2004 erano previ-
sti 108,8 milioni di franchi e nel 2005 solo 95, 1 milioni di 
franchi. Dobbiamo dunque perseguire il fine del costante mi-
glioramento della rete stradale nell’ottica delle necessità 
commerciali e culturali grigionesi e svizzere arginando però 
il traffico pesante internazionale tramite delle ineludibili ri-
serve da porre. Considero altresì di vitale importanza gli in-
vestimenti destinati al settore scolastico e quindi 
all’istruzione delle giovani generazioni, che costituiscono il 
bene più prezioso di ogni tempo. Ogni risparmio nel campo 
dell’istruzione, per quanto potrebbe andare a scapito della 
formazione dei giovani, sarebbe inopportuno poiché avrebbe 
delle ripercussioni sul futuro economico e culturale del no-
stro Cantone. Pure il problema della sanità non è risolvibile 
semplicemente tramite tagli di bilancio che incentiverebbero 
il progressivo spopolamento delle regioni periferiche a causa 
della mancanza di un servizio primario quale quello ospeda-
liero. La soluzione della problematica appare assai più com-
plessa, per cui, prima di prendere delle decisioni drastiche 
sarà opportuno che il Governo, ma anche il nostro Parla-
mento cerchino delle soluzioni meno incisive. Il nostro Go-
verno, nell’allestimento del preventivo 2005 ha tenuto in 
considerazione la maggior parte dei punti da me sopra citati 
ed è riuscito a presentarci un preventivo in modo accettabile. 
Grossrat Peyer, unser Kanton ist aus volkswirtschaftlichen 
Gründen und Sicherheitsgründen auf zeitgemässe, ausge-
bauten Strassen angewiesen. Die Mittel für den Ausbau der 
Kantons- und Verbindungsstrassen sollten meiner Meinung 
nach erhöht werden. Die Bundesmittel aus der LSVA von 
34,8 Millionen Franken, vorgesehen für 2005, sollten mehr 
an die Strassenrechnung zugewiesen werden. Ich glaube, 

Grossrat Peyer, dass Sie die Wichtigkeit dieser Problematik 
verstehen und in der Zukunft auch für Strassenbau sich ein-
setzen werden. Da bin ich sicher. Permettetemi di raccoman-
dare in conclusione al Governo di prendere atto dei due se-
guenti punti di capillare importanza per il futuro benessere 
del nostro Cantone: I mezzi finanziari per la costruzione di 
strade principali di collegamento devono da parte del Can-
tone venire aumentati. 2. In certi campi, per esempio sanita-
rio, istruzione e stradale come già accennato, il Cantone non 
può continuare ad addossare oneri finanziari maggiori ai co-
muni. 
Sono per l’entrata in materia. 
 
Tscholl: Es ist erfreulich, dass das Budget 2005 praktisch 
ausgeglichen ist. Dies ist der Verwaltung und Regierung zu 
verdanken, welche aber unter dem Druck des Grossen Rates 
gehandelt hat. Ein Druck, der aufrechterhalten bleiben muss. 
Es geht darum, Einnahmen und Ausgaben im Gleichgewicht 
– ich wiederhole – im Gleichgewicht zu halten, unabhängig 
von Eigenkapitaldiskussionen. Und diese Diskussionen wer-
den einmal mehr auf einer Ebene geführt, die vielleicht ei-
nem Laien Eindruck machen können, nicht aber für den 
Betrachter, der über etwas Fachwissen verfügt. Auf Seite 
A29 führt die Regierung aus, dass das Eigenkapital des 
Kantons sich im Laufe der letzten sieben Jahre auf einen 
Restbestand von lediglich 14,5 Millionen Franken reduziert 
hat. Das finanzpolitische prioritäre Ziel der Regierung 
besteht nach wie vor darin, dass Eigenkapital auf einen 
Bestand von mindestens 50 Millionen Franken aufzubauen. 
Kritiklos werden diese Ausführungen durch die GPK auf 
Seite zwei ihres Berichtes übernommen. Die Regierung und 
die GPK sprechen von einem buchmässigen Kapital von 14,5 
Millionen Franken, also von abgeschriebenen Aktiven und 
ohne Berücksichtigung von Reserven und Kapitalanlagen. 
Zur Erinnerung wiederhole ich, was ich zur Rechnung 2003 
ausgeführt habe. Dazu nur zwei Beispiele: Erstens, das 
Dotationskapital der Graubündner Kantonalbank ist zum 
Nominalwert von 240 Millionen Franken in die Bilanz 
eingesetzt, der effektive Wert liegt um ein Mehrfaches höher. 
Zweitens: In der Jahresrechnung 2003 sind Aktien und 
Anteilscheine detailliert aufgeführt. Zum Teil sind Bilanz- 
und Kurswert festgehalten. Die Aufführung der Kurs- oder 
Steuerwerte bei allen Beteiligungen wird seit Jahren von mir 
verlangt, mit nur einem Teilerfolg. Die Bilanz weist bei den 
bewerteten Titeln eine Reserve per 31.12.2003 von 244 
Millionen Franken auf. Wieso wird gegen besseres Wissen 
den Teufel an die Wand gemalt. Zum Eigenkapital komme 
ich noch einmal.  
Zuerst zum Budget allgemein, wir erleben in den letzten Jah-
ren laufend Umstellungen, Zusammenfassungen, Auslage-
rungen, GRiforma, neue Verbuchung, Kontonummern, die 
nicht in allen Abteilungen gleich lauten usw. Wie soll da der 
Laie noch eine Beurteilung von Rechnung und Budget vor-
nehmen können, wenn sich schon der Fachmann wundert. 
Zum Planungsbericht 2005 GRiforma: Ich muss Ihnen geste-
hen, um da eine einigermassen vernünftige Beurteilung 
machen zu können, brauchte es Hellseher. Wir geben ja ein 
Pauschalbudget vor und es gibt sehr rudimentäre 
Leistungsziele, welche wir beschliessen können, z.B. beim 
Grundbuch. Korrekte Grundbuchführung mit zuverlässigen 
Registern. Ja, das dürfte wohl in einem Stellenbeschrieb klar 
enthalten sein. Beim Handelsregister, Sicherstellung eines 
geordneten Geschäftsverkehrs durch die effiziente und 
eindeutige Informationsvermittlung der im Handelsregister 
eingetragenen Tatsachen. Das erwarte ich auch ohne 
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Wirkungsziel. Strafanstalt Sennhof, Anzahl Ausbrüche 0, 
Zellenbelegung 80 Prozent. Das tönt wie bei Graubünden 
Tourismus. Da wir nicht in der Detailberatung sind, gehe ich 
nicht weiter auf diese Punkte ein, aber ich komme je länger 
je mehr zur Überzeugung, dass diese Übung überdacht 
werden muss.  
Ich komme nun noch auf den für mich wichtigsten Punkt im 
Budget. Es geht um die Verbuchung des Defizits der Pensi-
onskasse in der Investitionsrechnung. Stellen Sie sich vor, 
Sie haben eine Darlehensschuld oder eine Hypothek und sa-
gen, das ist ja gar keine Schuld, das ist ein Aktivum. Das ist 
ein buchhalterischer Salto-Mortale. Ich frage mich, wo wa-
ren denn die Verantwortlichen der Standesbuchhaltung, der 
FIKO-Chef oder die GPK, welche diese Buchung tolerieren? 
Richtig ist – und da gibt es kein wenn und aber – der Defi-
zitbetrag der Pensionskasse ist in das Budget als Aufwand 
einzusetzen. Nur nebenbei, wenn ein Unternehmer einen 
Aufwand in der Buchhaltung nicht periodengerecht erfasst, 
gibt es mit den Steuerbehörden Schwierigkeiten. Mit der 
Verbuchung des Defizits der Pensionskasse würde natürlich 
ein Verlust von 300 Millionen Franken ausgewiesen. Wenn 
da nicht eine ganz legale Möglichkeit bestehen würde, diesen 
Verlust aufzufangen, ja sogar noch über 100 Millionen Fran-
ken Eigenkapital zu schaffen. Sie wissen, es wurde auch be-
reits ausgeführt, dass in der Rechnung des Kantons Grau-
bündens die Steuern des Rechnungsjahres immer im nächs-
ten Jahr erfasst werden, also 2005, die Steuern 2004 usw. 
Das Steueraufkommen natürlicher Personen 2004 und sicher 
auch 2005 beläuft sich auf über 400 Millionen Franken. Die 
Regierung mag sich zur Wehr setzen, dass die Verbuchung 
von zwei Jahreserträgen im gleichen Jahr möglich ist, legt sie 
uns aber selbst vor. Auf Seite A4 können Sie nachlesen, die 
ausserordentlichen Abschreibungen werden im Umfang von 
62,06 Millionen Franken durch eine doppelte Verbuchung 
des Kantonsanteils am Finanzausgleich der direkten Bundes-
steuern gedeckt. Die GPK-Sprecherin hat auf diesen Um-
stand hingewiesen. Ich erwarte von der Regierungsbank eine 
Erklärung, dass sie mit diesem Vorgehen der Nacherfassung 
der Steuern 2005 im Jahre 2005 einverstanden ist. Ansonsten 
werde ich in der nächsten Session einen entsprechenden 
Auftrag einreichen. Ich bin für Eintreten. 
 
Zanetti: Il preventivo 2005 con un disavanzo di 12,6 milioni 
è incoraggiante specialmente per la situazione finanziaria del 
Cantone. 
Im Budget 2005 wird mit der Umstellung des Ertragsauswei-
ses bei kantonalem Anteil am Finanzausgleich der direkten 
Bundessteuer ein ausserordentlicher Ertrag von 62 Millionen 
Franken, das finden Sie auf Seite 51, ausgewiesen. Auf Seite 
40 wird die Verwendung dieses ausserordentlichen Ertrages 
dargestellt. Dieser ausserordentliche Ertrag wird für die zu-
sätzlichen Abschreibungen der Pensionskassenschuld ver-
wendet. Die Umstellung entspricht meines Erachtens den 
Grundsätzen gemäss Art. 6 des Finanzhaushaltsgesetzes.  
Meine Frage: Warum hat man bei den übrigen entscheiden-
den Steuereinnahmen nicht auch diese Umstellung vorge-
nommen und entsprechend dem Soll-Prinzip gemäss Finanz-
haushaltsgesetz periodengerecht berücksichtigt. Ich bin für 
Eintreten.  
 
Schütz: Das Wunschdenken hat nicht nur die Köpfe verwirrt, 
sondern auch in unserem Budget tiefe Spuren hinterlassen. 
Wir erinnern uns an die Debatte zur Sanierung des Kantons-
haushaltes und stellen fest, dass der Grosse Rat und die Re-
gierung übers Wunschdenken hinaus gegangen sind. Und wir 

können heute feststellen, dass wir über einen Voranschlag 
beraten können, der einen Aufwandüberschuss von 12,6 
Millionen Franken vorsieht. Die Zielsetzung eines ausgegli-
chenen Haushaltes ist nahezu erfüllt. Es stellt sich nur die 
Frage, zu welchem Preis. Wie in allen Massnahmen gibt es 
Gewinner und Verlierer. Gewinner ist der Kanton, der eine 
weitere Verminderung des Eigenkapitals verhindern konnte 
und die Zinsbelastung auf einem tiefen Niveau halten kann. 
Das Eigenkapital betrug Ende 2003 rund 14,5 Millionen 
Franken. Aufgrund des zu erwartenden positiven Rech-
nungsabschlusses für das Jahr 2004 kann mit einer beschei-
denen Eigenkapitalerhöhung gerechnet werden, was sehr zu 
begrüssen ist. Verlierer sind die Gemeinden und die Ange-
stellten des Kantons, denen die Teuerung seit 2001 nicht 
mehr voll ausgeglichen wurde. Die kantonalen Angestellten 
haben einen nicht zu unterschätzenden Beitrag an die Sanie-
rung des Kantonshaushaltes geleistet. Gemäss Voranschlag 
der Regierung, sieht sie bei einem Teuerungsstand im No-
vember 2004, von 1,3 Prozent ein Teuerungsausgleich von 
0,5 Prozent oder in Franken ausgedrückt 1,4 Millionen Fran-
ken vor. Wie eingangs erwähnt sind die Gemeinden in ge-
wissen Bereichen die Verlierer. Eine Verlagerung auf die 
Stufe Gemeinde hat bereits statt gefunden, was den Finanz-
bedarf der Gemeinden erhöhen wird.  
Geschätzte Ratskolleginnen und Ratskollegen, wir konnten 
in den letzten Monaten aus der Presse entnehmen, dass die 
Gruppe der working-poor – die trotz eines Erwerbes von 100 
Prozent mit ihrem Einkommen den Lebensbedarf nicht mehr 
sicher stellen können – in der Schweiz auf mehr als 220’000 
Personen angewachsen ist. Wir sind auf die Hilfe der öffent-
lichen Hand angewiesen. Es findet im gewissen Sinn eine 
Verlagerung von der Wirtschaft auf den Staat statt. Die Ge-
fahr, working-poor zu sein wird entschieden durch das Aus-
bildungsniveau. Diese Entwicklung macht nicht halt vor der 
Kantonsgrenze Graubünden. Mit der Auswirkung, dass die 
Beratungen in den regionalen Sozialzentren zunehmen und 
die Ausgaben für die Sozialhilfe unweigerlich ansteigen las-
sen. Die Sonntags-Zeitung hat in der Ausgabe vom 5. De-
zember dieses Jahres das Thema aufgenommen und festge-
stellt, dass in gewissen Zentren der Schweiz eine dramati-
sche Zunahme der Ausgaben für die Sozialhilfe zugenom-
men hat. Wir denken, dass diese Entwicklung mit geeigneten 
Massnahmen geebnet werden muss. In zunehmendem Masse 
haben in letzter Zeit schwer vermittelbare Jugendliche kaum 
eine Chance, eine ausserordentliche Berufslehre beginnen zu 
können. Der Integration der betreffenden Jugendlichen ist 
grosse Aufmerksamkeit zu schenken. Im Budget sind die 
Beiträge für das RAV für Arbeitsmarktmassnahmen um 1,3 
Prozent angehoben worden. Es sind jedoch noch wesentlich 
mehr Anstrengungen zu unternehmen, wollen wir den Perso-
nenkreis, welcher zusätzlich auf Sozialhilfe angewiesen ist, 
nicht noch mehr anwachsen lassen. Für unsere Gesellschaft 
ist die Aus- und Weiterbildung für alle Stufen vom Hand-
werker bis zum Akademiker von zentraler Bedeutung. Mit 
qualifizierten Personen wird es für die Industriebetriebe, 
welche sich mit den Gedanken beschäftigen im Kanton 
Graubünden sich nieder zu lassen einfacher sein, sich für den 
Standort Graubünden zu entscheiden. Gemäss Budget, Seite 
17, sind Kooperationsprojekte von 1,3 Millionen Franken 
vorgesehen. Es wird uns schon interessieren, um welche 
Projekte es sich handelt. Die zunehmende Zahl von IV- und 
AHV-Rentnern und Rentnerinnen sind aufgrund der nicht le-
benskostendeckenden Renten auf die Zusatzhilfe von der Er-
gänzungsleistung angewiesen. Für das Budget 2005 ist eine 
Zunahme von fünf Millionen Franken vorgesehen. Die Zu-
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nahme von EL-Ausgaben ist auch in Verbindung zu setzen 
mit den steigenden Gesundheitskosten, in diesem Bereich 
sind Kostenbremsen-Massnahmen gefragt. Die Hochaltrig-
keit wird eine Herausforderung für unsere Gesellschaft blei-
ben, weil immer mehr Menschen, vor allem jene, die den In-
dustrienationen des Nordens ein hohes Alter erreichen. Und 
dies zumeist bei guter Gesundheit. Für die anderen sind Vor-
aussetzungen zu schaffen, dass sie notwendige Pflege und 
Betreuung erhalten.  
Für unseren Kanton ist die Förderung des öffentlichen Ver-
kehrs von grosser Bedeutung, wollen wir mit unseren Nach-
barn in der Entwicklung eines ökologischen Tourismus mit-
halten können. Mit dem In-Kraft-Treten des neuen Fahrplans 
ab 12. Dezember 2004, erhält der Kanton Graubünden eine 
noch bessere Verbindung zu den Industriezentren. Unsere 
Bahn muss daher attraktiv bleiben. Im Voranschlag sind 
Kürzungen im Betrag von 800’000 Franken vorgesehen. Sie 
werden mit der Massnahme B1 65 begründet. Mit den vorge-
sehenen Mitteln lassen sie jedoch keine zukunftsorientierten 
Investitionen bei der Beschaffung von neuem Rollmaterial 
oder von Verbesserung des Schienennetzes zu. Ein später 
Nachholbedarf ist mit Sicherheit nicht auszuschliessen. Die 
SP-Fraktion ist für Eintreten auf das Budget. 
 
Trepp: Nur eine kurze Richtungsstellung an die Präsidentin 
der GPK, Grossrätin Cavegn. Ich habe als Präsident der 
Kommission Gesundheit und Soziales keine kantonalen 
Chefbeamten eingeladen. Ich habe die Einladung an Vereine, 
Heime und Spitäler und an den Vertreter der Spitalärzte ge-
richtet. Bezüglich deren Vertretung habe ich als liberaler 
Mensch keine Vorschriften erlassen. 
 
Noi: Laut Art. 35 der Kantonsverfassung hat der Grosse Rat 
das Budget festzustellen. Ein ganz klarer und unmissver-
ständlicher Auftrag. Ein Auftrag, der Seriösität in der Bear-
beitung der komplexen Dokumentation vorsieht. Seriosität 
steht in Verbindung mit Sorgfalt. Und Sorgfalt braucht Zeit. 
Nun, die Geschäftsordnung des Grossen Rates, Art. 6 Abs. 4, 
sagt, das Ratssekretariat bedient die Mitglieder des Grossen 
Rates und die Stellvertreter mindestens 20 Tage vor der Er-
öffnungssitzung mit den Botschaften und allfälligen weiteren 
Unterlagen. Ich stelle die Frage, ob es beim Budget nicht 
möglich wäre, die Dokumentation früher zu bekommen? 
Was nicht unmöglich sein sollte, in Anbetracht der Tatsache, 
dass in diesem Jahr z.B. die Presse mit den Informationen, 
schon am 14. Oktober bedient worden ist und der Grosse Rat 
erst am 12. November. 
Noi vogliamo fare il nostro dovere con scienza e coscienza 
come giuriamo davanti al quadro di Carigiet, ma voi dovete 
darcene la possibilità. 
 
Pfenninger: Ich möchte doch noch im Namen der GPK zu 
einigen Ausführungen, die gemacht wurden, Stellung bezie-
hen. Es ist also nicht so, dass sich die GPK nicht mit den 
Rechnungslegungsfragen auseinander gesetzt hat. Ich möchte 
darauf hinweisen, dass die GPK bereits im Jahre 2002, Hin-
weise bezüglich der Abgrenzung z.B. der Steuereinnahmen 
gemacht hat. Es ist aber auch so, dass natürlich ein Unter-
nehmen und die öffentliche Hand nicht eins zu eins vergli-
chen werden können. Wir haben nun Diskussionen über 
Rechnungslegungsfragen, über Abgrenzungsfragen und die 
Haltung der GPK diesbezüglich ist so, dass wir meinen, wir 
sollten nicht einen einzelnen Punkt herausnehmen, eben z. B. 
den Steuerertrag, sondern wir müssen den Fächer öffnen 
über die ganze Palette, die sich in diesem Zusammenhang 

der Fragen, die sich im Zusammenhang der Rechnungsle-
gung stellen, eben auch der Abgrenzungen. Es sind Fragen 
bezüglich der Bewertung von Finanzvermögen. Es sind Fra-
gen bezüglich was ist Verwaltungsvermögen und was nicht. 
Es sind aber auch Fragen bezüglich den Abgrenzungen bei 
Beiträgen, bei verschiedensten Beiträgen, wo wir häufig gar 
noch keine Abrechnungen haben per Ende Jahr. Und zum 
Teil Rückstände, die mehrere Jahre zurückgehen. Ich erin-
nere in diesem Zusammenhang auch an verschiedene Nach-
tragskredite, die dieser Rat auch schon gesprochen hat. Es ist 
tatsächlich so, dass auch gesamtschweizerisch die Diskus-
sion um solche Rechnungslegungsfragen, wie wir sie hier 
auch diskutieren, im Gange sind. Und es ist sicher auch so, 
dass sich der Kanton Graubünden mit diesen Fragen intensiv 
auseinander setzen muss. Es ist aber auch ein bisschen ge-
fährlich, wenn man einzelne Punkte herausbricht. Und es ist 
auch ein bisschen gefährlich, dass man dann nicht diese po-
litisch missbraucht. Also wir brauchen klare und konsistente 
Rechnungslegungspraxis und die muss seriös und mit einer 
Gesamtschau angegangen werden. 
Bezüglich der Pensionskassenschuld meine ich eigentlich 
auch und insbesondere auch mit den allfälligen Aktivierun-
gen der Steuererträge der laufenden Jahre, dass wir dieses 
Problem in einer Gesamtschau, in einem Gesamtpaket ange-
hen müssen. Vielleicht noch zu diesen erwähnten und kriti-
sierten Aufwertungen beziehungsweise Neuabgrenzungen 
der ominösen 62 Millionen Franken. Es ist vielleicht ein 
bisschen ein Sonderfall und das konnten Sie sicher auch 
nicht aus den Unterlagen ersehen. Wir haben dort bei Posi-
tion 5112 dann 4403, Anteil am Ertrag der direkten Bundes-
steuer, diese 36,5 Millionen. Franken, diese Position war 
schon in der Vergangenheit periodengerecht eingebucht. 
Hingegen, 4404, dann eben der Anteil Finanzausgleich an 
der direkten Bundessteuer, diese waren nicht periodenge-
recht abgegrenzt. Obwohl diese auf der gleichen Berech-
nungsbasis und auf der gleichen Zahlenbasis eben fundieren. 
Und in diesem Sinne war es eben eher in der Vergangenheit 
ein Versäumnis, dass man diese Abgrenzung nicht früher 
vorgenommen hat. Jetzt ist sie richtig und wir haben auch 
schon in früheren Jahren darüber mindestens in der GPK 
diskutiert. Also die GPK hat auch bereits in ihrer letzten Sit-
zung beschlossen, dass wir dieses Thema angehen wollen, 
mit der Regierung diskutieren wollen, aber eben in einer Ge-
samtschau, wo wir alle diese Bereiche ansehen wollen, damit 
wir dann wirklich auch zu einer klaren und konsistenten Lö-
sung kommen, die nicht nur wieder für ein, zwei Jahre be-
steht sondern wir sollten hier nicht irgendwelche Spielbälle 
produzieren sondern wir sollten das wirklich dann für Jahre 
wieder in einem klaren Rahmen tun können.  
 
Feltscher: Ich möchte nur zwei, drei kurze Ausführungen 
zum GRiforma-Budget machen. Ich möchte für die Form, 
wie das Budget jetzt daher kommt, Lob aussprechen. Ich 
finde das eine verständliche und gute Art eines Budgets, mit 
gut hinterlegten Grössen in Bezug auf die Formulierung der 
Leistungsziele, also die Formulierung der Leistungsziele 
verbal gesehen sind ausgezeichnet. Da möchte ich eigentlich 
Kollege Tscholl entgegnen und sagen, dass ich das einen 
guten Ansatz finde. Ich möchte auf das Beispiel das er ge-
nannt hat, kommen, ein Auslastungsziel im Sennhof von 80 
Prozent. Das scheint mir eine sinnvolle Definition zu sein, 
weil wir wissen, dass im Zusammenhang mit einer Auslas-
tung auch die Kosten entsprechend sinnvoll verteilt werden 
können. Und im Zusammenhang mit Gefangenen ist es heute 
so, dass da effektiv eine Art Tourismus auch stattfindet. Das 
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heisst, die Betreiber von Gefängnissen schauen, dass sie eben 
auch Gefangene aus anderen Regionen unterbringen können, 
weil sie damit ihre Kosten senken können beziehungsweise 
auf mehr verteilen können. Und das ist auch eine Einnahme-
quelle. Das ist sinnvoll. Ich gebe aber Kollege Tscholl inso-
fern durchaus Recht, dass es noch einen grossen Bedarf hat, 
in diesem Budgetbereich der Globalbudgets in GRiforma, 
nämlich im Zusammenhang mit den Soll-Leistungszielen. 
Wenn Sie die Soll-Leistungsziele im Detail anschauen, wer-
den Sie feststellen, dass diese fast durchgehend sehr pessi-
mistisch definiert sind. Und ich habe das bereits in der GRi-
forma-Steuerungsgruppe oft gefordert, dass man diese Ziele 
höher setzt. Denn ich bin überzeugt, wenn man Ziele zu tief 
setzt, dann ist auch keine Motivation damit verbunden, diese 
zu erreichen. Ziele müssen hoch hängen, dann ist es auch 
wirklich Motivation, dass man die erreicht. Ich mache zwei, 
drei Beispiele, wenn Sie z.B. die Seite 29 nehmen, Plantahof. 
Dort steht z.B. Ziel 2, die Kunden sind mit der Verpflegung, 
Unterkunft hinsichtlich Umfang, Gastfreundlichkeit zufrie-
den. Und der Ist-Wert ist dort seit Jahren immer irgendwo 
bei 90 Prozent und der Soll-Wert, der wird immer wesentlich 
darunter festgelegt. In diesem Fall bei 80 Prozent. Da ist es 
irgendwo keine grosse Motivation, dass ja 80 Prozent zu er-
reichen, wenn man schon weiss, dass man sowieso immer 90 
und mehr hat. Oder auf Seite 37, beispielsweise Sozialamt, 
Indikator drei, es geht um die Stichprobenweise Bewertung 
des Hilfsprozesses durch die Problembetroffenheit. Also 
auch eine Kundenzufriedenheit. Der Ist-Wert ist bei 89 und 
82 Prozent. Die Soll-Werte sind bei 70 Prozent. Das wird 
man auch mit Sicherheit erreichen. Dieses Ziel ist meines 
Erachtens zu tief gesetzt. Und so setzt sich das eigentlich fast 
quer durch. Es gibt ein paar ganz wenige Ausnahmen. Ein 
letztes Beispiel. Seite 51, im Themenbereich Amt für Infor-
matik. Da ist man dann wenigstens schon nicht so weit dar-
unter. Aber beim Indikator eins des Zieles drei postuliert 
man auch 95 Prozent Soll-Wert. Der Ist-Wert ist 98 Prozent 
gewesen. Also auch hier könnte man durchaus noch etwas 
höher gehen. Der Grosse Rat kann und soll meines Erachtens 
hier jetzt nicht irgendwie diese Ziele korrigieren. Das dürfen 
wir, denke ich, auch nicht. Rein rechtlich. Und kann auch 
nicht Sinn machen. Aber ich fordere doch die GPK einer-
seits, dann aber auch die ständigen Kommissionen in ihrem 
Bereich und die Regierung auf, darauf hinzuwirken, dass 
diese Ziele in Zukunft realistischer und damit höher gesetzt 
werden.  
 
Regierungsrätin Widmer: Das Budget 2005 ist in verschie-
dener Hinsicht bemerkenswert. Es stellt alles andere als den 
courant normal dar. Die Eckwerte wurden verschiedentlich 
erwähnt. Unter anderem von der GPK-Präsidentin, Grossrä-
tin Cavegn. Ich möchte trotzdem ein paar Parameter noch-
mals kurz erwähnen.  
Aufwandüberschuss 12,6 Millionen Franken. Das sind 0,5 
Prozent der Gesamtaufwendungen. Das ist ein Ergebnis wie 
wir es seit Beginn der Trendwende in den 90er Jahren nicht 
mehr erreicht haben. Das Budget 2005 liegt näher am Aus-
gleich als das Budget des noch laufenden Jahres 2004. Und 
fällt, und dies ist auch nicht unwesentlich, besser aus als im 
Finanzplan 2005 bis 2008 noch prognostiziert. Wir können 
mit dem vorliegenden Budget erstmals seit vielen Jahren 
sämtliche finanzpolitischen Vorgaben des Grossen Rates 
einhalten. Und es wurde gesagt, dieses Ergebnis ist vor allem 
die Folge der konsequenten Umsetzung des umfassenden 
Struktur- und Sanierungspaketes oder mit anderen Worten, 
das Massnahmenpaket zeigt Wirkung. Mit dem Budget 2005 

beginnen wir mit der finanzrechtlichen Bewältigung eines 
Problems, das uns unsere politischen Vorfahren als Nachlass 
hinterlassen haben, mit der Ausfinanzierung der Pensions-
kasse. Rechtlich haben wir die Lösung dieser Ausfinanzie-
rung mit dem Finanzhaushaltsgesetz aufgegleist. Sie mögen 
sich erinnern, es ist ja nicht allzu lange her. Der Kanton hat 
einen Schuldanteil in der Grössenordnung von 400 Millionen 
Franken zu übernehmen. Darin eingeschlossen ein Vorab-
Anteil von einem Sechstel des Anteils der auf die Gemein-
den entfällt und sechs Millionen Franken an finanzschwache 
Gemeinden unter dem Titel Härteausgleich. Die laufende 
Rechnung des Kantons wird dadurch mit ordentlichen Ab-
schreibungen von 18 Millionen Franken und Zinskosten von 
zehn Millionen Franken zusätzlich belastet. Wir haben im 
Budget 2005, das wurde heute ja verschiedentlich erwähnt, 
bei der Erfassung des Kantonsanteils am Finanzausgleich der 
direkten Bundessteuer die im Rahmen der Diskussion um das 
Finanzhaushaltsgesetz angekündigte und auch vorher schon 
angekündigte buchhalterische Umstellung vorgenommen. 
Diese Umstellung führt nun zu einem Ausweis von zwei Jah-
reserträgen, dem Ertrag für das Jahr 2004 und jenem für das 
Jahr 2005. Der eine Jahresertrag, der Jahresertrag für das 
Jahr 2005, stellt einen ausserordentlichen Finanzertrag dar 
und er wird, um dies transparent zu machen, schauen Sie 
einmal im Budget nach, auf einem separaten Konto ausge-
wiesen. Diese Umstellung hat sich aus mehreren Gründen 
aufgedrängt. Bei den anderen Erträgen wenden wir diese 
Verbuchungsmethode bereits an. Der Finanzausgleichsanteil 
an der direkten Bundessteuer wird den Kantonen jeweils im 
Januar des Folgejahres überwiesen. Geht man von der Ent-
stehung des Anspruchs aus, gehört er indessen zum Vorjahr. 
Bislang haben wir den Eingang im Januar dem laufenden 
Jahr gut geschrieben und nicht dem Vorjahr. Künftig soll nun 
der Finanzausgleichsanteil an der direkten Bundessteuer, das 
sind 13 Prozent der direkten Bundessteuer, in dem Jahr aus-
gewiesen werden, in dem er von den Steuerpflichtigen ge-
schuldet und bezahlt wird. Damit fällt der Ausweis ins glei-
che Jahr wie der direkte, beziehungsweise aufkommensab-
hängige Anteil an der direkten Bundessteuer. Also es gibt 
hier zu Recht eine Gleichschaltung. Wir verfahren damit bei 
diesem Ertragsanteil gleich wie der Bund und gleich wie alle 
anderen Kantone. Wir sind also keine Exoten und entspre-
chen so auch den Vorgaben des harmonisierten Rechnungs-
modells. Nach diesem harmonisierten Rechnungsmodell 
richten sich alle Kantone und der Bund. Und dieses HRM 
geht vom Soll-Prinzip aus.  
Zum Unterschied zur Einkommenssteuer, zu unserer Ein-
kommenssteuer: Es wurde die Frage gestellt, warum wir das 
bei der Einkommenssteuer nicht so machen. Wir haben 
schon verschiedentlich darüber diskutiert, Grossrat Zanetti 
hat heute die Frage gestellt und einmal mehr Grossrat 
Tscholl auch. Warum vereinnahmen wir die Einkommens- 
und Vermögenssteuer eines bestimmten Jahres nicht im sel-
ben Jahr? Diese Frage stammt aus dem System der Vergan-
genheitsbemessung, als die Rechnungen für das Steuerjahr 
2000 noch im Dezember des Kalenderjahres 2000 – damals 
haben wir umgestellt – produziert und versandt wurden. In 
den Abschlussrechnungen wurde damals der Steuerertrag 
jeweils transitorisch ausgebucht, d.h. neutralisiert. Mit der 
Gegenwartsbemessung –auf diese haben wir, wie erwähnt, 
vor ein paar Jahren umgestellt – wird die Kantonssteuer nun 
an sich periodengerecht erhoben. Das Steuerharmonisie-
rungsgesetz sagt uns, dass für Fragen der Steuerpflicht im 
interkantonalen Verhältnis der 31. Dezember eines Jahres, 
also des jeweiligen Steuerjahres, massgebend ist. Und damit 
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wissen wir erst am 31. Dezember eines Steuerjahres, wer in 
unserem Kanton eigentlich wirklich steuerpflichtig war und 
eine Rechnung dann eben auch erhält. Zum System der Ge-
genwartsbemessung gehört der Steuerbezug im folgenden 
Jahr. Das macht der Kanton Graubünden so und so macht es 
auch der Bund. Es gibt auch Kantone, die das nicht so hand-
haben. Ich sage Ihnen aber, es ist an sich nicht sinnvoll, ein 
richtiges Bezugssystem nur aus Gründen der Bilanz zu än-
dern. Ich sage nicht, man kann das nicht, ich sage aber, es 
macht keinen grossen Sinn. Und es ist im Übrigen auch so, 
dass eine effektive Änderung des Bezugssystems – so wie 
wir das denn machen sollten, Grossrat Tscholl hat ja einen 
Auftrag angekündigt, dann kann ich das dann in aller Breite 
einmal mit Ihnen ausdiskutieren – eine effektive Änderung 
des Bezugssystems überhaupt nur möglich ist und nur in 
Frage kommt, wenn dann im gleichen Jahr die Einkommens-
steuer von zwei Steuerjahren erhoben wird. Das müssen wir 
dann den Bürgerinnen und Bürgern in unserem Kanton noch 
irgendwie erklären. Es gibt natürlich mögliche Lösungen, 
wie man das in der Rechnung bewerkstelligen kann, die Ein-
kommens- und Vermögenssteuer eines bestimmten Jahres 
auch im bestimmten Jahr zu verbuchen. Man kann Ende 
eines Jahres einen effektiven Rechnungslauf mit Versand der 
Rechnungen machen und dann im Januar prüfen, ob das 
richtig war, richtig erfasst oder ob man allenfalls wieder et-
was zurückerstatten muss. Das kann man machen. Ist nicht 
sehr effizient und liegt eigentlich auch nicht im Trend des 
Personalabbaus. Ich würde Ihnen dann wieder beantragen ein 
paar Stellen aufzubauen, um diese doppelten Rechungen 
raus- und reinzulassen. Man kann auch einen fiktiven Rech-
nungslauf machen Ende Jahr, im Dezember, ohne Versand 
von Rechnungen, einfach einen fiktiven Rechnungslauf – das 
ist ein fiktiver Rechnungslauf zur Verschönerung des Jahres-
abschlusses – und im Januar einen zweiten Rechnungslauf 
machen. Das gibt Mehrarbeiten, es gibt Fehlerquellen, die 
wir dann irgendwie wieder zu beheben hätten. Das macht 
meines Erachtens auch keinen grossen Sinn, man könnte es 
aber machen. Aber noch einmal: Wenn wir das machen 
wollen, dann müssen wir die gesetzlichen Grundlagen, die 
wir im Jahr 1999 auf das Jahr 2000 hin geschaffen haben, 
anpassen und dann müssen wir die Rechnungsstellung und 
die Bezahlung um ein Jahr vorverschieben. Also analog wie 
es die Stadt Chur macht, die dann provisorische Rechnungen 
verschickt und im Nachhinein noch einmal rechnet und die 
definitiven macht. Man kann das. Ob wir es machen wollen, 
das müssen wir vielleicht nicht im Rahmen dieses Budgets 
eingehender diskutieren. Ich würde Ihnen heute schon emp-
fehlen, das nicht zu machen, aber ich sage nicht, dass wir es 
nicht machen können. Selbstverständlich wäre auch dies 
möglich.  
Wir haben eine buchhalterische Umstellung des FAG-Anteils 
Direkte Bundessteuer gemacht und diese Umstellung ist Be-
standteil des Abschreibungskonzepts in Bezug auf die Pensi-
onskassenschuld. Es ist nicht ein Versäumnis, Grossrat Pfen-
ninger, es ist bewusst so gemacht und immer auch so kom-
muniziert worden. Ich habe das mit der GPK ja auch bespro-
chen, dass wir diesen Teil zurückbehalten und gleichzeitig 
einbuchen wollen. Wenn wir diese Umstellung nicht ge-
macht hätten, hätte der Kanton stille Reserven in der Höhe 
von 62 Millionen Franken dieses Jahresertrages. Und wenn 
wir die Pensionskasse nicht ausfinanzieren würden, dann 
hätten wir „stille Lasten“ aus der Vergangenheit. Mit der 
Auf-, beziehungsweise Übernahme der Pensionskassenlast 
wollen wir nun zeitgleich stille Reserven auflösen und ein-
setzen. Das ist finanzrechtlich und buchhalterisch absolut 

korrekt. Sonst würden wir das auch nicht machen, das kann 
ich Ihnen sagen. Der Grosse Rat hat, Sie erinnern sich viel-
leicht daran, Grossrat Claus, eine möglichst rasche Ab-
schreibung gefordert und die gesetzlich vorgesehenen und 
von der Regierung vorgeschlagenen 40 Jahre als viel zu 
lange erachtet. Ja, ich erachte diese auch als zu lange. Wir 
haben also Ihren Auftrag direkt umgesetzt, wie immer. 
Schliesslich haben wir mit dieser Umstellung auch eine be-
reinigte Grundlage für die NFA geschaffen, welche ja den 
Finanzausgleich neu regelt und nicht mehr von der Finanz-
kraft ausgeht. Und der Anteil Bundessteuer, über den wir 
hier sprechen, das ist der Anteil, den wir aufgrund unserer 
Finanzkraft erhalten. Das müssen wir eben auch regeln. Der 
Vollständigkeit halber möchte ich darauf hinweisen, dass das 
Budgetergebnis mit dieser buchhalterischen Umstellung un-
verändert bleibt und entgegen anders lautender Äusserungen 
in keiner Weise beschönigt wird. Es ist alles ganz klar aus-
gewiesen.  
Zum personalen Sachaufwand: Den haben wir einigermassen 
im Griff. Sie können das sicher feststellen. Auch wenn der 
Teuerungsausgleich für das Personal nun um 0,5 Prozent hö-
her ausfallen wird als wir budgetiert haben. Wir sind im Au-
gust von einer Teuerung von einem Prozent ausgegangen, sie 
war damals 0,9, wir haben ein Prozent gerechnet minus 0,5 
Prozent. Das ist der Sparbeitrag des Personals. In Tat und 
Wahrheit sind es jetzt Ende November 1,5 Prozent, d.h. wir 
gleichen 1,5 minus 0,5 Prozent aus, das sind also ein Prozent 
Teuerung, die wir ausgleichen möchten, auch gestützt auf 
unser Sanierungs- und Sparpaket, wo wir das mit den Perso-
nalverbänden auch so vereinbart haben.  
Der Kantonsbeitrag an Dritte, der steigt mit gut 21 Millionen 
Franken oder 4,3 Prozent sehr stark an. Dieser Anstieg lässt 
sich mit zwei Positionen erklären. Grossrätin Cavegn, die 
GPK-Präsidentin hat darauf hingewiesen. 17,5 Millionen 
Franken werden eingesetzt um Beitragsausstände gegenüber 
den Spitälern abzutragen und fünf Millionen Franken müssen 
wir praktisch ohne jegliche Einflussmöglichkeiten für Ergän-
zungsleistungen einsetzen. Die übrigen Beiträge können wir 
insgesamt leicht reduzieren. Wir werden die verlangten, von 
der GPK verlangten, umfangreicheren Unterlagen für Bei-
träge, die wir an ausgegliederte Institutionen zahlen, erstel-
len. Es ist auch uns ein grosses Anliegen, dass wir einen 
Vergleichsmassstab haben. Wir haben ein Konzept bereits 
sehr weit entwickelt und wir werden dann Vergleichbarkeit 
bei den einzelnen Institutionen mit Bezug auf die Beitrags-
leistungen, Vergleichbarkeit der Leistungen und Vergleich-
barkeit der Kosten herstellen. Das liegt im Interesse sicher 
auch des Grossen Rates, aber auch der Institutionen, die ja 
dann einen guten Benchmark nachweisen können. Im Jahr 
2005, vielleicht hat das niemand bemerkt, wird die Beher-
bergungsabgabe ersatzlos gestrichen, sang und klanglos auf-
gehoben. Wir haben im 2001, d.h. die Regierung hat noch 
von der Option Gebrauch gemacht, den Aufhebungsbe-
schluss des Grossen Rates um drei Jahre zu verlängern. Jetzt 
haben wir die Beherberungsabgabe endgültig gestrichen. Sie 
gehört der Vergangenheit an, das ist auch richtig so, sachlich 
absolut richtig. Es ist auch so, dass wir durch die Aufhebung 
der Beherbergungsabgabe – in den letzten Jahren waren es 
rund drei Millionen Franken jährlich – die Nettoleistungen 
des Kantons für den Fremdenverkehr entsprechend erhöhen, 
indem wir das nicht abziehen. Das Budget 2005 ist auf das in 
der Juni-Session total revidierte FAG ausgerichtet. Mit die-
sem Gesetz wird die Grundlage geschaffen auch für Beiträge 
oder Kantonsausgaben, für die wir noch nicht eine ganz lu-
penreine Grundlage hatten und sie doch immer wieder dann 
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getätigt haben. Wir haben auch eine Grundlage geschaffen, 
um geplante Ausgaben, die noch keine Rechtsgrundlage ha-
ben, mit einem Sperrvermerk zu versehen. Wir haben ja auch 
jetzt ein paar Positionen mit Sperrvermerk im Budget.  
Vermerken möchte ich schliesslich noch, dass auch die aktu-
alisierte Finanzplanung, ich habe das zu Beginn gesagt, einen 
zumindest zurückhaltenden Optimismus zulässt. Die Per-
spektiven sind besser als auch schon oder etwas konkreter, 
sofern sich die neue Finanzplanung, die wir nun aufgearbei-
tet haben für die Jahre 2006 bis 2009, so wie wir sie heute 
ausweisen in den Budgets der entsprechenden Jahre dann re-
alisieren lässt, können auch in den künftigen Jahren die Fi-
nanzplanvorgaben des Grossen Rates eingehalten werden. 
Also werden wir hoffentlich mehr oder weniger ausgeglichen 
sein.  
Ich erlaube mir auch an dieser Stelle noch ein paar allge-
meine Bemerkungen zu unserer finanziellen Situation zu 
machen, zur finanziellen Situation des Kantons Graubünden. 
Das Budget 2005 bildet das erste Jahr des Regierungspro-
gramms 2005 bis 2008. Es ist von besonderer Bedeutung. Es 
ist das erste Jahr der neuen Programm- und Finanzperiode, 
das auf einer soliden Grundlage steht. Ein geordneter Fi-
nanzhaushalt, ein geordneter Staatshaushalt ist unabdingbare 
Voraussetzung dafür, dass die vorgesehenen Programm-
punkte auch umgesetzt werden können. Auf allen Staatsebe-
nen ist sehr viel im Umbruch. Die damit verbundenen Her-
ausforderungen lassen sich nur bewältigen, wenn die nötigen 
Ressourcen auch zur Verfügung stehen. Mit der Umsetzung 
des Struktur- und Sanierungspakets haben wir eine gute 
Ausgangslage für die nächsten Jahre geschaffen. Die feh-
lende Eigenkapitalbasis – Grossrat Tscholl, wir sind wirklich 
der Auffassung, dass wir eine Eigenkapitalbasis brauchen – 
die fehlende Eigenkapitalbasis lässt uns keine andere Wahl, 
als ein ausgeglichenes Budget zu erstellen und zu verab-
schieden, also immer Einnahmen und Ausgaben ausgegli-
chen. Wir legen Ihnen ein praktisch ausgeglichenes Budget 
vor. Es ist nun an Ihnen, dieses auch so zu verabschieden. 
Das Ziel, Eigenkapital aufzubauen, wollen wir weiter verfol-
gen. Wir brauchen ausreichenden finanzpolitischen Hand-
lungsspielraum, um auch auf unvorhergesehene Belastungen 
zu reagieren, und ich sage Ihnen, wir werden in diesem 
Kanton immer wieder mit Unvorhergesehenem konfrontiert 
werden. Ausserordentliche Erträge müssen wir in Zukunft 
mit hoher Priorität für den Aufbau des Eigenkapitals ver-
wenden und die Regierung trägt in diesem Sinn die Stoss-
richtung der GPK mit, welche als für das Budget verant-
wortliche Kommission Ihres Rates – eine Kommission, die 
Gewähr dafür bietet, dass die Gesamtschau eingehalten wird, 
was für uns, die Regierung, sehr wichtig ist – in ihrem Be-
richt zum Budget 2005 die Auffassung vertritt, dass im Sinne 
einer ausgewogenen Finanzpolitik künftig vermehrt auf den 
Aufbau von zusätzlichem Eigenkapital hingearbeitet werden 
muss. Wir haben, Grossrat Tscholl, dieses Thema immer 
wieder angeschnitten. Sie haben immer wieder erwähnt, dass 
wir Reserven haben, Dotationskapital Kantonalbank, das ist 
richtig. Das sind 240 Millionen Franken. Sie werden bei der 
entsprechenden Diskussion über die Vorlage Kantonalbank 
sehen, dass hinter diesem Dotationskapital dann noch ein 
Mehrfaches an Agio steht, also dass wir da mehr zu gute ha-
ben und wir werden darüber diskutieren. Das ist richtig, das 
hat Grossrat Tscholl schon mehrfach erwähnt.  
Dann zu den Aktien: Kurs- oder Steuerwerte im Budget be-
ziehungsweise dann auch in der Bilanz. Schauen Sie, wir ha-
ben schon verschiedentlich darüber diskutiert, was wir mit 
Aktien im Finanzvermögen machen und was mit solchen im 

Verwaltungsvermögen. Grossrat Tscholl, wir haben Ihrem 
Antrag entsprechend die Aktien im Finanzvermögen jetzt so 
aufgenommen, wie Sie das einmal beantragt haben. Wir ha-
ben ja ein solches Konzept mit Ihnen zusammen auch ange-
schaut. Die Aktien, bzw. die Beteiligungen im Verwaltungs-
vermögen, die wir haben, sind nicht so leicht umsetzbar, weil 
sie eben Verwaltungsvermögen sind. Bei der Verabschie-
dung des Budgets 2004 haben Sie gefordert, dass nicht voll 
erreichte Sparvorgaben des Struktur- und Sanierungspro-
gramms in den entsprechenden Bereichen vollständig zu 
kompensieren seien. Die Regierung hat sich konsequent 
daran gehalten. Ich möchte Sie bitten, sich auch daran zu 
halten. Dies nicht zuletzt auch, weil wir es uns nicht leisten 
können, von diesem eingeschlagenen Pfad jetzt abzuwei-
chen. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass ein-
zelne Massnahmen erst ab dem Jahr 2006 wirksam werden. 
Eine Aufweichung des Programms noch vor der vollen Um-
setzung wäre inkonsequent. Wir haben uns keine finanzpoli-
tischen Spielräume für nicht geplante Ausgaben oder für eine 
generelle Lockerung der Haushaltsdisziplin geschaffen. Die 
Tatsache, dass im Sanierungsprogramm nicht nur weiche, 
sondern auch spürbare Massnahmen enthalten sind, ändert 
daran nichts. Uns bleibt, und ich hoffe sehr, Sie sehen das 
auch so, keine Alternative, als den begonnenen Weg weiter 
zu gehen, den Weg, für den wir uns vor nicht allzu langer 
Zeit entschieden haben. Wir haben noch zahlreiche weitere 
Massnahmen umzusetzen, um die Entlastungswirkung von 
gegen 100 Millionen Franken, wie Sie sie beschlossen haben, 
überhaupt erreichen zu können. Vielleicht, Grossrat Plozza, 
werden wir, sobald wir Handlungsspielraum haben, investie-
ren, wir investieren auch heute, aber wir werden noch mehr 
investieren, allerdings nicht nur in die Strasse. Aber Kollege 
Schmid hat gesagt, es macht schon Sinn in die Strassen zu 
investieren, dann brauchen wir auch weniger Spitäler. Also 
wir werden dann sehen, wo wir am besten investieren.  
Durch die Ausfinanzierung der kantonalen Pensionskasse er-
höht sich die zinspflichtige Verschuldung des Kantons um 
rund 400 Millionen Franken. Wir buchen das als abschrei-
bungspflichtiges Aktivum ein. Grossrat Tscholl ist der Auf-
fassung, das sei finanzrechtlich nicht korrekt. Ich sage Ihnen, 
es ist finanzrechtlich absolut korrekt. Es ist auch so, dass der 
Bund es in gleicher Weise getan hat und andere Kantone 
auch. Wir können aber gerne, Grossrat Tscholl, da Sie in der 
Fraktionssitzung nicht anwesend waren, einmal bei einem 
Kaffee über diese Frage diskutieren.  
Die zu verzinsenden Bruttoschulden wachsen auf rund 1,2 
Milliarden Franken an. Diesen Schulden stehen auf der Ak-
tivseite Vermögenswerten mit Ertragskraft von rund 600 
Millionen Franken gegenüber. D.h. die Schulden sind zur 
Hälfte durch Vermögenswerte gedeckt. Die Passivzinsen von 
über 30 Millionen Franken werden ebenfalls zur Hälfte durch 
Vermögenserträge aus Anlagen gedeckt und wenn wir noch 
den Anteil des Kantons an den Vermögenserträgen der Kan-
tonalbank hinzurechnen, dann haben wir per Saldo einen 
Vermögensertragsüberschuss. So gesehen ist die Verschul-
dungssituation unseres Kantons immer noch tragbar. Zu be-
achten gilt, dass bei der Ausfinanzierung der Pensionskasse 
nicht die Schuld bei der Ausfinanzierung entsteht, sondern 
dass diese bereits entstanden ist und erst jetzt mit dieser Aus-
finanzierung und mit dieser Einbuchung eben spür- und 
sichtbar wird. Mit der Entschuldung leisten wir einen wichti-
gen Beitrag für eine generationengerechte Finanzierung der 
zweiten Säule nach dem Kapitaldeckungsverfahren. Die 
Ausfinanzierung verbessert mit andern Worten die Generati-
onenbilanz. Im interkantonalen Vergleich hat sich die Posi-
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tion des Kantons Graubünden deutlich verbessert. Dies wird 
deutlich, wenn man bei diesem Vergleich die Verzerrung ei-
niger Kennzahlen, die sich durch die Ausfinanzierung der 
Pensionskasse ergeben, eliminiert. Ohne Sondereffekt Pensi-
onskasse haben wir einen Selbstfinanzierungsgrad der Net-
toinvestitionen von 85,1 Prozent. Wir sind damit an achter 
Stelle sämtlicher Kantone, also im besten Drittel aller Kan-
tone. Sie erinnern sich, wir waren vor wenigen Jahren im 
letzten Viertel der Kantone und es zeigt sich, dass wir hier 
einiges wieder besser gemacht haben. Im Zuge des sich ver-
schärfenden interkantonalen Wettbewerbs ist diese erreichte 
Wende, aus meiner Optik, sehr wichtig und auch sehr er-
freulich.  
Grossrat Tscholl hat moniert, wir hätten immer wieder Ände-
rungen im Budget vorgenommen mit GRiforma-Stellen, mit 
neuen Dienststellen, Dienststellenzusammenlegungen. Zum 
Teil sind das Anträge oder Aufträge aus Ihrem Rat, zum Teil 
auch von Ihnen, Grossrat Tscholl. Wir haben nun 120 Seiten 
Budget; ungefähr zehn Seiten gehen auf Veränderungen zu-
rück, die Sie gewünscht haben, die auch gut sind, die auch 
viele Dinge sichtbarer machen. Alle haben irgendetwas dazu 
beigetragen, dass wir nun ein sehr umfangreiches Budget, 
aber gut leserliches Budget, denke ich auch, haben.  
Termin, Grossrätin Noi. Wir können nicht früher die Bud-
getunterlagen zustellen, weil einfach der ganze Ablauf so 
terminiert ist. Budgetverhandlungen Ende August, dann 
muss das in die GPK, dann in den Druck und dann kommt es 
zu Ihnen. Wir haben auch mit diesen drei Wochen vorher 
enormen Zeitdruck. Ich verstehe aber, dass es relativ kurz ist 
für Sie um sich dann noch korrekt vorzubereiten.  
Ich komme zum Ausblick: Mit dem Budget 2005 werden 
wir, so Sie das auch wollen, ein weiteres wichtiges Etappen-
ziel erreichen. Ich denke, es ist wichtig, dass wir dafür 
schauen, dass unser Kanton handlungsfähig bleibt. Die rela-
tiv guten Kennzahlen im Budget 2005 und in der Finanzpla-
nung dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass hinter all 
diesen Werten auch Unsicherheiten stehen. Ich sage Ihnen 
dies nicht, weil ich Pessimistin bin, ich bin Optimistin, und 
zwar sehr stark, ich möchte hier transparent bleiben um mich 
nicht erneut dem Vorwurf auszusetzen, die Situation beschö-
nigen zu wollen. Und ich möchte Ihnen einfach in Erinne-
rung rufen, was wir bereits beim Regierungsprogramm und 
Finanzplan diskutiert haben, dass die Ertragsschätzungen auf 
günstigen volkswirtschaftlichen Kennzahlenannahmen basie-
ren: Sehr geringe Teuerung, sehr tiefes Zinsniveau, das 
stimmt heute auch, und konstantes reales Wirtschaftswachs-
tum. Das sind die Grundvoraussetzungen, von denen wir 
ausgegangen sind. Wir gehen auch von einer gleich bleiben-
den Finanzkraft des Kantons aus. Das Budget 2005 des Bun-
des beziehungsweise das Entlastungsprogramm 2004 des 
Bundes haben wir in keiner Position berücksichtigt. Der 
Bundesrat schlägt in seiner Budgetbotschaft 2005 unter an-
derem vor, die ausserordentlichen, nicht wertgebundenen 
Strassenbeiträge von insgesamt 55 Millionen Franken zu 
streichen und die Verwaltungskostenpauschale im Asyl- und 
Flüchtlingsbereich um 25 Prozent auf 750 Franken zu kür-
zen. Dies hätte für den Kanton Graubünden im Bereich 
Strassen Mindereinnahmen von sechs Millionen Franken zur 
Folge. Und im Asylbereich eine Mehrbelastung von 130'000 
Franken. Die Kantone haben geschlossen und mit aller 
Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht, dass wir das nicht ak-
zeptieren, dass wir damit nicht einverstanden sind. Bundesrat 
Merz hat in der Vorberatungskommission das Anliegen der 
Kantone aufgenommen und ist bereit, auf diese Streichung 
zurückzukommen, d.h. diese 55 Millionen im Budget zu be-

lassen. Was die Parlamentarierinnen und Parlamentarier da-
mit machen, steht in den Sternen. Wir werden das dann hö-
ren. Wenn das Entlastungsprogramm 04 so umgesetzt würde, 
wie es in die Vernehmlassung gegangen ist, würde sich dies 
in unserem Budget beziehungsweise in der Rechnung mit ei-
nem Minus von 12 Millionen Franken in den Jahren 2006 
und 2007 und mit einem solchen von 7,3 Millionen Franken 
im Jahr 2008 auswirken. Im 2008 etwas weniger stark, weil 
die Kürzungen der Abgeltung der Beträge für den regionalen 
Personenverkehr auf zwei Jahre beschränkt sind und im Jahr 
2008 dann wieder in der ursprünglichen Höhe eingebucht 
werden sollen.  
Langfristig, meine Damen und Herren, ist das Haushalts-
gleichgewicht nicht gesichert. Besondere Mehrbelastungen 
in der Finanzplanung ergeben sich, und das steht nun fest, 
vor allem durch den Ausgleich der kalten Steuerprogression. 
Wir werden dies nächstes oder übernächstes Jahr machen.  
Wirksam sein wird er ab dem Jahr 2007 mit einem Er-
tragsausfall von rund 35 Millionen Franken für unsere kan-
tonale Rechnung. Die Unternehmenssteuerreform auf Bun-
desebene ist in der Projektphase. Auch die wird die Kantone 
sehr stark belasten. Aber sie ist wichtig für den Wirtschafts-
standort Schweiz. Und schliesslich haben wir in unserem 
Kanton selbst mit Bezug auf gewisse Projekte, über die wir 
immer wieder diskutieren und die jetzt auch aufgegleist sind, 
bestimmte Vorstellungen. Vorstellungen, deren Umsetzung 
uns etwas kosten wird.  
Geschätzte Damen und Herren Grossrätinnen und Grossräte, 
wir entscheiden heute noch nicht über alle Massnahmen in 
der Zukunft. Wir sind indessen gefordert, mit dem Budget 
2005 eine solide Grundlage zu schaffen, um künftige Her-
ausforderungen zu meistern. Die Anträge der GPK in ihrem 
Bericht zum Budget 2005 kann die Regierung in allen Teilen 
unterstützen. Ich beantrage Ihnen daher im Namen der Re-
gierung auf das Budget 2005 einzutreten und die Vorlage zu-
sammen mit den übrigen Anträgen im Sinne von Regierung 
und GPK zu verabschieden.  
 
Standespräsident Möhr: Ich denke wir haben damit die Ein-
tretensdebatte abgeschlossen. Das ist der Fall. Ich stelle fest, 
dass Eintreten nicht bestritten ist und damit beschlossen.  
 
Eintreten ist nicht bestritten und somit beschlossen. 
 
 
 
Es sind folgende Vorstösse eingegangen: 
- Interpellanza Plozza concernente la sucurezza stradale 

in Val Poschiavo 
- Anfrage Schütz betreffend Integrationsprogramme für 

schwer vermittelbare Jugendliche 
 
 
 
Schluss der Sitzung: 12.10 Uhr 
 
 
 
 
Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Adriano Jenal 
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  entschuldigt: Berther (Sedrun), Nigg, Sax, Zegg, Quinter, Stv. Cattaneo  
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Budget 2005  
 
 
Detailberatung (Fortsetzung) 
 
Standespräsident Möhr: Meine Damen und Herren, ich bitte 
Sie Platz zu nehmen und bitte um Ruhe. Meine Damen, mei-
ne Herren ich begrüsse Sie zur heutigen Nachmittagssitzung. 
Wir fahren fort mit der Beratung des Voranschlags 2005. 
Wir kommen zur Detailberatung auf Seite 7, laufende Rech-
nung. Ich bitte die Stimmenzähler zu verlesen. 
 
 
1 Gesetzgebende Behörden, Regierung und allgemeine 
Verwaltung 
 
Angenommen 
 
 
2 Departement des Innern und der Volkswirtschaft 
 
Laufende Rechnung 
 
2222 Amt für Landwirtschaft, Strukturverbesserung und 
Vermessung 
 
Tscholl: Mich interessiert, wie viele hauptberufliche Bauern-
betriebe wir im Kanton Graubünden haben. 
 
Standespräsident Möhr: Herr Regierungspräsident, wir neh-
men das Departement zuerst durch. 
 
 
2250 Amt für Wirtschaft und Tourismus 
 
Michel: Ich beantrage bei der Position 362011 Allgemeine 
Beiträge Wirtschaftsentwicklungsgesetz, eine Erhöhung um 
125'000 Franken zugunsten der Alpinen Kinderklinik Davos. 
Bis Ende 2003 war die AKD ein öffentlich subventioniertes 
Spital. Das kostete den Kanton im letzten Jahr 255'000 Fran-
ken. Die anderen Kantone zusammen zahlten mit, nämlich 
1,46 Millionen Franken. Die Kantonssteuern beliefen sich 
ungefähr auf 260'000 Franken. Nachdem die Auslastung in 
den letzten Jahren ständig zugenommen hat, brachen im letz-
ten Jahr wegen den vom Kanton veränderten Rahmenbedin-
gungen die Belegungszahlen ein. Meine Damen und Herren, 
mir ist klar, dass man grundsätzlich auf das nicht eintreten 
sollte. Mir ist klar, dass auch andere Regionen ihre Probleme 

haben und Ansprüche anmelden. Mir ist auch klar, dass die 
Zeit der Kliniken zum grossen Teil vorbei ist und im Weite-
ren ist mir klar, dass Davos auch hie und da seinen Teil mit-
tragen muss. Aber sehen Sie, meine Damen und Herren, in 
Davos brennt es. Es geht nicht darum, ob im Gesundheitswe-
sen fünf, zehn oder 15 Prozent abgebaut wird. Nein, es geht 
um etwa 80 Prozent. Es geht darum, dass vier Kliniken jetzt 
geschlossen haben, die fünfte vor der Tür steht. Das hat zur 
Bedeutung, dass bis jetzt schon 350 Arbeitsplätze direkt ver-
loren sind, unabhängig von den zusätzlichen, die in den 
Rahmenbetrieben ringsherum noch kommen werden. Die 
AKD hat etwa 60 Angestellte und eben wie gesagt, die 
Schliessung steht auch da vor der Tür. Meine Damen und 
Herren, ich habe heute in der Presse gelesen, dass man tat-
sächlich das Zeughaus Chur schliessen will und die Regie-
rung hat sich vehement dagegen eingesetzt. Man spricht von 
einer Katastrophe. Ich unterschreibe alles und dass unsere 
Frau Regierungsrätin Widmer den Tarif in Bern bekannt ge-
geben hat, das freut mich. Ich unterstütze sie. Aber, meine 
Damen und Herren, in Davos haben wir viermal mehr Ar-
beitslose auf einmal und ich muss Sie effektiv fragen, macht 
das nichts, muss man das einfach hinnehmen? Sehen Sie, 
wenn man es umrechnet auf den Platz Chur mit etwa von den 
Angestellten, die man insgesamt hat, wären das über 1000, 
über 1000 meine Damen und Herren, ich denke, es würde 
sich gut machen, wenn wir dieser Tatsache auch ins Auge 
schauen und diese Entlassungen, die nicht nur angekündet 
sind, sondern zum Teil Realität sind, zur Kenntnis nehmen. 
Ich weiss, ich fordere nichts, ich bin der Bittsteller. Ich weiss 
das und darum konkret zu meiner Bitte. Ab dem 1.1.2005 
soll die AKD auf die Liste der öffentlichen subventionierten 
Spitäler aufgenommen werden. Vorher soll man das auf zwei 
Jahre begrenzen. Zweitens: Die möglichen Kosten von ma-
ximal 250'000 Franken im Jahr sollen zur Hälfte von der 
Gemeinde Davos übernommen werden. Meine Damen und 
Herren, der volkswirtschaftliche Nutzen wird auf jeden Fall 
da sein und falls die AKD trotz dieser Unterstützung nicht 
über die Runden kommt, wird der Kanton nichts, aber auch 
gar nichts verlieren, weil er nicht ans Defizit zahlt, sondern 
nur an die Bündner Patienten, die dort allenfalls behandelt 
werden. Und noch ein Letztes. Wenn wir das machen, ist es 
nicht mehr als ein Zeichen. Aber das ist ein kleines Zeichen, 
das mit Sicherheit bemerkt wird.  
 
Antrag Michel 
Erhöhung der Position 362011 um 125'000 Franken. 
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Mani: Katastrophen kommen immer wieder unverhofft und 
mit einem Schlag müssen Prioritäten neu gesetzt werden. 
Davos wurde in den letzten Monaten tatsächlich kalt er-
wischt. Nicht unbedingt von der Tatsache, dass man von den 
Schwierigkeiten im Klinikwesen nichts gewusst hätte, son-
dern vielmehr von der Vehemenz und dem Ausmass dieser 
Problematik, das sich nun zu einem Flächenbrand ausgewei-
tet hat. Mit rund 350 Arbeitsplätzen, die dem Gesundheits-
platz Davos bereits verloren gegangen sind und in den nächs-
ten Monaten noch verloren gehen, wird diese bisher starke 
Zentrumsregion in einem ihrer Kernkompetenzen aufs emp-
findlichste geschwächt. Davos verliert nicht nur rund eine 
halbe Million Steuereinkommen. Davos verliert Mitmen-
schen, die jahrelang mit ihrem hohem Fachwissen und ihrem 
Engagement zu unserem Wohlstand beigetragen haben. Sie 
werden längerfristig auch nicht mehr die Möglichkeit be-
kommen auf den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Die Folge 
davon wird eine Zurückstufung in der Finanzkraft sein, was 
irgendwann wieder über den Finanzausgleich aufgefangen 
werden muss. Katastrophen verlangen oft nach unpopulären 
Mitteln. Und dieser nun vorliegende Antrag ist wahrschein-
lich ein solcher. Dessen sind wir uns nun bewusst. Verstehen 
wir ihn aber als Hilfe zur Überbrückung einer Notsituation 
und als Hilfe zur Selbsthilfe. Und etwas ganz Wichtiges, als 
ein Signal für ein Ja zu Davos als wichtige, starke Zentrums-
region.  
 
Koch: Ich bitte Sie diesen Antrag zur Unterstützung der Al-
pinen Kinderklinik in Davos zu unterstützen. In Davos 
herrscht in der Vorweihnachtszeit eine sehr gedrückte Stim-
mung. Gründe dafür sind die grassierenden, teils kurzfristi-
gen Klinikschliessungen Valbella, TSH und Alexanderhaus 
sowie eine Verschiebung der Holländischen Klinik in die 
Klinik Wolfgang. Gesamthaft bis heute haben Sie gehört 
sind über 350 Vollzeitstellen verloren gegangen ohne die Zu-
lieferer und späteren Steuerverluste. Ein schwerer Einschnitt 
für unseren Ort und Tragik für die Betroffenen. Nun steht 
unsere wichtige Alpine Kinderklinik auf dem Spiel. Falls ei-
ne Ablehnung in unserem Rat erfolgt, bedeutet dies für diese 
mit über 60 Vollzeitstellen, ebenfalls die Schliessung, womit 
die bereits blankliegenden Nerven der Bevölkerung noch-
mals empfindlich getroffen werden. Vor Jahren wollten Spe-
kulanten die frühere Kinderklinik, Alpine Kinderklinik, die 
Kinder ausladen, in die Spekulation geben und verkaufen für 
ihre Verwendung. Mit aufopferndem Einsatz seitens der Ärz-
te, der Klinikleitung sowie dem neuen Aufsichtsrat wurde 
die Klinik wieder erfreulich aktiviert. Ein Einzug der Davo-
ser Kinderärztin führte zu einer erheblichen Qualitätsverbes-
serung, d.h. Notfalldienst für Kinder und Kinderbetreuung 
im 24-Stundenbetrieb, was sehr wesentlich ist für uns Ein-
heimische und die Gäste. Mitten in einer sehr guten Wieder-
aktivierung und Ausbau streicht die Regierung ihren jährli-
chen verhältnismässig kleinen Unterstützungsbeitrag, womit 
die Klinik aus der Spitalliste degradiert wird und als Privat-
spital, als nicht mehr vom Kanton subventioniert, deklassiert 
wird. Diese Ablehnung war für die Klinik ein Todesstoss. 
Damit wurden immer weniger Kinder aus den Kantonen zu-
gewiesen, ja es erschienen sogar schon erhebliche Rückzahl-
forderungen der Kantone. Die Behandlungsbereiche sind für 
Graubünden, die Schweiz und Europa einmalig spezifiziert, 
neuerdings auch für fettleibige Kinder mit sehr grossem Er-
folg. Auch die Davoser Bevölkerung und die Gäste aus dem 
In- und Ausland hängen sehr an der Alpinen Kinderklinik. 
Kongressorganisationen schauen sich heute nicht nur zuerst 
das Spital an, bevor sie buchen bei uns, sondern sie schauen 
auch die Kinderversorgung für ihre Angehörigen an. Leider 

konnte die TSH nicht gehalten werden, womit der von unse-
rem Rat gesprochene Betrag von 250'000 Franken, wie Sie 
im Budget, in den Nachtragskrediten sehen, nun eingespart 
wird. Die Stimmung durch die drastischen Klinikschliessun-
gen ist in Davos sehr gedrückt. Falls nun die beliebte, auch 
für Davos wichtige Kinderklinik, auch noch geschlossen 
werden müsste, würde dies die Bevölkerung sehr hart treffen. 
Bitte vergleichen Sie nicht den Beitrag des Kantons an den 
wichtigen WEF-Anlass mit diesem kleinen Beitrag für unse-
re Kinder. Zeigen Sie mit Annahme dieses Antrages Ihre 
Verbundenheit mit der Davoser Bevölkerung, den betroffe-
nen Kindern, denen ansonst eine gleichwertige spezifische 
Behandlung leider nicht mehr zukommen kann.  
 
Trepp: Schütten wir vor lauter sparen nicht das Kind mit 
dem Bade aus. Zerstören wir nicht etwas mutwillig, was 
einmalig in der schweizerischen Kliniklandschaft ist und das 
auch zukunftsträchtig ist. Sicher, nicht alle Kinder unseres 
Kantons sind zwingend auf diese Klinik angewiesen. Die 
Kinder der Landschaft Davos, ob Gäste oder Einheimische, 
aber sehr wohl. Die Alpine Kinderklinik hat dort eine 
Grundversorgerfunktion, die sonst im Spital Davos wieder 
für teures Geld aufgebaut werden müsste. Es geht aber auch 
um die Kinder der ganzen Schweiz. Diese benötigen eine 
solche Klinik weiterhin. Europa und auch die Schweiz neh-
men an Gewicht zu. Wir eifern da leider den USA nach. Un-
sere Kinder werden immer dicker. Therapien müssen früh-
zeitig erfolgen, wenn sie Erfolg haben sollen. Die Alpine 
Kinderklinik Davos ist die einzige Kinderklinik in der 
Schweiz, die für die Adipositas-Behandlung ein stationäres 
Angebot hat. Ein solches ist für nachhaltige Veränderungen 
oft notwendig. Leider, muss ich sagen, ist das ein enormer 
Wachstumsmarkt. Der Bedarf an stationären Therapieplätzen 
wird in den nächsten 20 Jahren stark zunehmen. Es wäre fa-
tal, wenn wir jetzt diese Klinik im Stich lassen würden und 
sie zugrunde geht. Sie später neu aufzubauen ist kaum mehr 
möglich. In anderer Angelegenheit hat Grossrat Jeker Glei-
ches gesagt. Wenn wir selbst nicht bereit sind einen minima-
len Beitrag zu leisten, müssen wir uns nicht wundern, wenn 
sich die andern Kantone und die Krankenkassen zurückzie-
hen und keine Kostengutsprachen für Behandlungen mehr 
leisten. Die Klinik sterben zu lassen wäre auch ein strategi-
scher Fehler, nicht wahr Kollege Loepfe? Diese Klinik 
braucht unsere Anerkennung und zwar schon heute. Stimmen 
Sie bitte dem Antrag von Grossrat Michel zu. Das ist auch 
echte Wirtschaftsförderung. 
 
Hardegger: Ich möchte meiner Betroffenheit Ausdruck ge-
ben über diese Klinikschliessungen, über dieses Unglück, 
das über die Landschaft Davos mit diesen Klinikschliessun-
gen hereingebrochen ist. Davon sind wir alle auch betroffen. 
Auch der volkswirtschaftliche Nutzen ist betroffen, das spü-
ren wir im Kanton auch, weil einerseits weniger Steuerein-
nahmen nach Chur fliessen und anderseits vermutlich auch 
die Arbeitslosengelder in Zukunft vermehrt nach Davos 
fliessen müssen. Über die Klinik, die jetzt von dieser Mass-
nahme allenfalls betroffen ist, möchte ich keine Ausführun-
gen machen, das wurde gemacht. Mit der Schliessung der 
Thurgauisch-Schaffhausischen Höhenklinik kann der Kanton 
in Anführungszeichen ungefähr 250'000 Franken einsparen, 
weil dieser Beitrag nicht mehr fliesst und ich denke, es wäre 
angebracht, wenn dieser Beitrag, sofern es Sinn macht, da 
bin ich noch gespannt auf die Ausführungen unseres Regie-
rungsrates Schmid, für die solidarische Hilfe der Landschaft 
Davos eingesetzt würde. Ich möchte Sie bitten, den Antrag 
Michel zu unterstützen.  
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Pfenninger; Sprecher der GPK: Persönlich habe ich mehr als 
nur Verständnis für dieses Anliegen. Ich spreche aber hier als 
Sprecher der GPK und Sie haben es vielleicht in dem Eintre-
tensvotum der Präsidentin Cavegn gehört, die GPK bekämpft 
jegliche Verschlechterungen des Budgets und ich möchte 
insbesondere auf den Umstand hinweisen, dass dieser Antrag 
eigentlich aus zwei Teilen besteht. Einerseits aus dem Be-
gehren, die AKD mindestens vorübergehend auf die Spital-
liste zu setzen und anderseits bereits im Budget gewisse Gel-
der vorzusehen. Es handelt sich dabei aber um vorsorgliche 
Beiträge, die hier bereits im Budget Einzug halten sollen und 
ich persönlich bin eigentlich der Meinung, dass der Weg 
über die Prüfung, ob man hier eine Lösung findet via Spital-
liste, dass die eben an die Regierung überwiesen werden 
kann. Hingegen denke ich, dass es nicht Sinn macht, vor-
sorglich bereits Gelder im Budget vorzusehen. Das wäre 
dann eine Frage eines allfälligen Nachtragskredites. 
 
Regierungspräsident Huber: Vorerst die leichtere Antwort 
an Grossrat Tscholl, Stand 7.12.04, 14.25 Uhr: 3002 Betrie-
be. Nein, Entschuldigung, ich kann das nicht so genau sagen, 
nicht. Wenn Sie das ganz genau wissen wollen, müssen Sie 
mir vorher oder nachher noch einmal die Frage stellen. Aber 
ich kann Ihnen sagen, in etwa sind es um die 3000 hauptbe-
ruflich in der Landwirtschaft Tätige. Die Grenze ist etwas 
schwierig vorzunehmen, weil eine Grosszahl der Bündner 
Landwirtschaftsbetriebe in irgendeiner Form auch Zuerwerb 
hat und da gibt es dann Prozentbereiche, in denen man noch 
von Hauptberuflichen spricht und dann von Nebenerwerbs-
betrieben. Aber es sind in etwa etwas mehr als 3000 Betrie-
be, wenn Ihnen das für den Moment reicht.  
Nun zur anderen Frage, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Ich habe die Liste der Kliniken, die in Davos ge-
schlossen werden, vor mir. Es ist tatsächlich dramatisch. Das 
haben wir auch der Presse entnommen und Statthalter Michel 
hat es deutlich gesagt, ich pflichte Ihnen bei, dass das eine 
sehr schwierige Situation auf dem Platz Davos ist und wir 
haben uns auch dort entsprechend eingerichtet und das, was 
wir tun können und was unsere Aufgabe in erster Linie ist in 
diesem Moment, auch die RAV dort verstärkt. Wir sind in 
den betroffenen Kliniken sur place und werden dort entspre-
chend unseren Möglichkeiten unsere Hilfe anbieten und die 
Leute auch entsprechend beraten. Noch nicht vor allzu langer 
Zeit haben wir auch das Wirtschaftsentwicklungsgesetz hier 
mit Ihnen diskutiert. Es hat eine Volksabstimmung stattge-
funden und Sie haben dort richtigerweise auf unseren Antrag 
den Artikel gestrichen, der Strukturerhaltung ermöglicht. Al-
so, wir können über das Wirtschaftsentwicklungsgesetz kei-
ne Strukturerhaltung machen und es geht ja bei diesen Klini-
ken letztlich auch um Strukturen, die den heutigen Verhält-
nissen nicht mehr entsprechen und für die man andere For-
men suchen muss und das kann man nicht, da pflichte ich Ih-
nen ebenfalls bei, der ganzen Davoser Delegation und den 
anderen, die hier geredet haben, das kann man nicht einfach 
innerhalb eines Monats oder innerhalb ein paar Wochen tun. 
Ich habe aber von Grossrat Michel auch gehört, dass man für 
diesen gesamten Bereich, der in Davos betroffen ist, von ei-
ner Task Force redet, von einer entsprechenden Arbeitsgrup-
pe auch, die gewillt ist, hier auch zu suchen, ob es nicht 
Formen gibt, die es dann ermöglichen, diese Kliniken oder 
Teile dieser Kliniken in einer ganz andern Ausrichtung viel-
leicht zu betreiben und den Qualitäten, die Davos durchaus 
auch im Gesundheitsbereich hat, auf einer neuen Basis 
Rechnung zu tragen und Angebote zu generieren. Was ich 
Ihnen zusichern kann im Namen der hier vollzähligen Regie-
rung, dass wir bei dieser Arbeitsgruppe Task Force oder am 

Runden Tisch aktiv mitarbeiten und mitgestalten wollen. Ich 
sichere Ihnen auch zu, dass wir dann, wenn eine Lösung in 
Sicht ist, die eben etwas nachhaltig denn auch weiter geht, 
dass wir auch entsprechend bereit sind, über das Wirtschafts-
entwicklungsgesetz oder wo immer wir eine gesetzliche 
Grundlage haben, entsprechend unsere Hilfe anzubieten und 
auch Mittel zu beantragen. Aber dann lieber in einem Nach-
tragskredit aufgrund eines konkreten Projektes und nicht ein-
fach in einer Art., für die wir für diesen speziellen Punkt im 
nächsten Jahr nicht einmal mehr die gesetzliche Grundlage 
haben werden, um das Geld auszugeben. Ich bitte Sie, um 
Verständnis für diese Haltung. Lehnen Sie diesen Zusatzbei-
trag hier ab. Diese Aufstockung des Budgets mit der Zusi-
cherung aber, dass wenn in Kürze aus dieser Task Force 
Strukturen ersichtlich sind, die entsprechend auch dann an-
gewendet und umgesetzt werden können, dass wir dann be-
reit sind, auch Mittel verfügbar zu machen. 
 
Regierungsrat Schmid: Ich erlaube mir hier das Wort zu er-
greifen, weil ich von Grossrat Hardegger dazu aufgefordert 
worden bin. Vorweg möchte ich einen kurzen Rückblick ma-
chen. Ich weiss, das hilft den Betroffenen in dieser Situation 
natürlich nicht, doch glaube ich, ist es für die Entscheidfin-
dung Ihres Rates notwendig, dass Sie auch die Hintergründe 
sehen. Anfangs dieses Sommers sind wir mit einem Schrei-
ben an die Landschaft Davos gelangt mit der Bitte, einen 
Runden Tisch einzuberufen, um einmal mit den Kliniken zu-
sammen eine Ausgangslage zu skizzieren, wie die Zukunft 
gemeinsam gestaltet werden könnte. Am 16. August dieses 
Jahres hat diese Sitzung stattgefunden, an der die Landschaft 
Davos, und sämtliche Kliniken und auch der Kanton vertre-
ten waren. Dass sich diese Situation in so kurzer Zeit in der 
Art entwickeln würde, war dannzumal nicht anzunehmen. Es 
ist aber so wie Grossrätin Mani darauf hingewiesen hat. 
Überraschend kommt die Situation insoweit nicht, als man 
schon seit langem weiss, dass es sich um Krisen handelt, 
dass man nach Lösungen gerungen hat und dass letztlich die-
se Lösungen gescheitert sind. Der Hauptgrund des Klinik-
sterbens auf dem Platz Davos liegt meines Erachtens darin, 
dass sich die Nachfrage schlicht anders entwickelt hat als un-
ser Angebot heute besteht und insoweit ist es natürlich rich-
tig, das wir diese Problematik, diesen Antrag nicht im Be-
reich des Sanitätswesens diskutieren, sondern im Bereich der 
Volkswirtschaft. Denn aus sanitätspolitischer Sicht haben 
diese Klinikschliessungen, so schmerzlich sie auch sind, 
letztlich für die Versorgung der bündnerischen Patientinnen 
und Patienten nur geringe Auswirkungen. Auch in Zukunft 
ist die Rehabilitation unserer Patienten gesichert, weil diese 
Kliniken, die jetzt geschlossen sind, die haben insbesondere 
ausländische und ausserkantonale Patientinnen und Patienten 
aufgenommen. Diejenigen Patientinnen, die Bündnerinnen 
und Bündner sind, die können wir auch in anderen Kliniken 
zur Rehabilitation geben. Das ist die gesundheitspolitische 
Ausrichtung. Letztlich ist die Versorgung sichergestellt trotz 
diesen schmerzlichen Eingriffen. Wir haben an Marktantei-
len, wenn man das so sagen will, schlicht und einfach verlo-
ren. Deshalb waren unsere Angebote nicht mehr konkurrenz-
fähig.  
Jetzt zur AKD. Ich möchte hier einmal festhalten, es gibt 
sehr viele Verwechslungen. Die Alpine Kinderklinik ist auf 
der Spitalliste des Kantons Graubünden. Sie hat die Mög-
lichkeit, pädiatrische und rheumatologische Angebote zu 
erbringen. Sie hat je ein Bett auf dieser Spitalliste. Und wa-
rum hat sie je ein Bett? Dieses Bett, sozusagen, auf der Spi-
talliste, gibt der Klinik die Möglichkeit, krankenkassen-
pflichtige Leistungen zu erbringen und die Krankenkassen 
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sind entsprechend verpflichtet, 100 Prozent der Kosten zu 
übernehmen. Bei der Alpinen Kinderklinik Davos handelt es 
sich um eine private Klinik. Es handelt sich um eine Stiftung, 
die privatrechtlich organisiert ist. Weder die Gemeinde noch 
der Kanton haben einen direkten Einfluss auf das Bestehen, 
beziehungsweise auf die Ausgestaltung des Angebotes. Es 
handelt sich um eine private Stiftung und deshalb hat die Re-
gierung auch entschieden, dass insbesondere die Streichung 
der kantonalen Subventionen beantragt wird, wie das bei der 
Thurgauisch-Schaffhausischen Höhenklinik als auch bei der 
Alexander-Haus-Klinik der Fall ist. Das war auch bei der 
Klinik Valbella so. Letztlich hat die Streichung der öffentli-
chen Subventionen zu einer Gleichbehandlung der alpinen 
Kinderklinik mit allen anderen Kliniken geführt. Mit der 
Einführung des Krankenversicherungsgesetzes in unserem 
Land haben wir eine Zweiteilung unternommen. Die privaten 
Kliniken sind privat zu finanzieren und dort haben die Kos-
tenträger, die Krankenkassen, 100 Prozent zu übernehmen 
und die öffentliche Hand muss sich daran nicht beteiligen. 
Umgekehrt muss aber im Bereich der öffentlichen Spitäler, 
der Regionalspitäler, die öffentliche Hand 50 Prozent über-
nehmen und die Krankenkassen eben auch nur 50 Prozent 
und hier tritt genau das Problem zu Tage; aufgrund dieser 
Finanzierung haben die Krankenkassen begonnen, die Pati-
entenströme anders, in andere Kliniken zu verlagern. Diese 
Patientenströme kommen aufgrund des KVGs gar nicht mehr 
nach Graubünden in diese privaten Kliniken und jetzt stellt 
sich die Frage: Soll der Grosse Rat hier einen Beitrag dazu 
leisten, dass die Regierung aufgrund eines Zeichens Ihres 
Grossen Rates wieder gezwungen wird, die Alpine Kinder-
klinik als öffentlich subventionierte Klinik zu anerkennen? 
Das ist eigentlich die Frage, worüber Sie jetzt entscheiden. 
Aus gesundheitspolitischer Sicht hat die Regierung entschie-
den, das dies nicht notwendig ist. Deshalb ist Grossrat Mi-
chel auch nicht im Bereich des Gesundheitswesens mit sei-
nem Antrag gekommen, sondern er bringt ihn im Bereich der 
Volkswirtschaft. Insoweit hat er absolute Transparenz ge-
schaffen, weil aus gesundheitspolitischer Sicht, auch für die 
zukünftige Versorgung, sieht der Kanton ein Konzept vor, 
dass pädiatrische Leistungen, und das konnten Sie der Zei-
tung entnehmen, zukünftig nur noch in Chur und Samedan 
angeboten werden in unserem Kanton. Das ist auch im Zu-
sammenhang mit der Spitalversorgungsdebatte zu sehen und 
insoweit ist es in unserem Konzept nicht vorgesehen, dass 
die Alpine Kinderklinik wieder einen Status einer öffentlich 
subventionierten Klinik erhält. Wenn Sie aber einen anderen 
Entscheid vorwegnehmen und das Geld zur Verfügung stel-
len, dann wird sich die Regierung Ihrem Entscheid nicht ent-
ziehen können. Diese Mittel werden dann entsprechend für 
das Gesundheitswesen zur Verfügung gestellt. Insoweit habe 
ich jetzt auch die Frage von Grossrat Hardegger beantwortet. 
Aus einer gesundheitspolitischen Sicht vertrete ich, und ich 
glaube auch die Regierung, die Auffassung, dass wir mit den 
bestehenden Angeboten in unserem Kanton durchaus genü-
gend Behandlungsangebote anbieten können.  
Es ist richtig, dass nach einer Schliessung der Alpinen Kin-
derklinik im Bereich der Adipositas keine stationären Ange-
bote mehr zur Verfügung stehen. Aber diese Rehabilitatio-
nen, beziehungsweise diese Behandlungen können dann auch 
ambulant durchgeführt werden. Im Bereich der zystischen 
Fibrose ist es so, dass heute auch schon im Kantonsspital 
Chur Angebote zur Verfügung stehen und dass diese bündne-
rischen Patienten dort behandelt werden können.  
Ich mache noch eine Aussage bezüglich der Pflegetage. Im 
Jahre 2003 waren es 896 Pflegetage für Bündner Patienten 
und das gibt in etwa 59 Bündner Patientinnen und Patienten, 

die in der AKD behandelt worden sind. Also aufgrund dieser 
Zahlen besteht aus Sicht des Kantones keine Notwendigkeit, 
dass man aus gesundheitspolitischer Betrachtung diesen Ent-
scheid kehren müsste. Es waren 33 Patientinnen und Patien-
ten aus Davos und 26 Bündnerinnen und Bündner, bezie-
hungsweise Kinder aus andern Regionen. Aus volkswirt-
schaftlicher Sicht stellte sich auch die Frage, ob der Kosten-
verteiler, hier wurde vorgeschlagen 50/50, vielleicht auch 
anders ausfallen müsste und letztlich dann die Gemeinde die-
se Kosten zu übernehmen hätte. Aber zu den volkswirt-
schaftlichen Äusserungen kann ich mich Regierungspräsi-
dent Huber anschliessen. 
 
Peyer: Natürlich gibt es viel dafür und dawider und natürlich 
hat Grossrat Michel seinen Antrag hier gemacht, weil er ir-
gendwo anders gar nicht möglich ist, oder? Wir haben ja be-
schränkte Mittel, wie wir kurzfristig und schnell etwas lösen 
können und es ist gar nicht anders möglich als hier. Was wir 
hier entscheiden heute, ist einzig und allein, ob die AKD 
auch zugeht, oder ob sie noch nicht zugeht. Das ist der Ent-
scheid, oder? Wollen wir 50 oder 60 Leute mehr, die noch in 
Davos arbeitslos werden oder wollen wir die nicht und ver-
suchen wir denen weiterhin, im Moment beschränkt auf zwei 
Jahre, eine Stelle zu sichern und zu schauen, ob wir die AKD 
dann über die Runden bringen? Vielleicht klappts nicht. 
Vielleicht muss man in zwei Jahren sagen, hat nicht ge-
klappt, sie geht trotzdem zu. Aber den Entscheid, den fällen 
wir heute. Die Klinik ist finanziell in dem Zustand, dass 
wenn wir jetzt, heute und hier nichts tun, sie schliesst. D.h. 
nochmals 50 oder 60 Personen in Davos mehr ohne Arbeit. 
Aus demselben Gesundheitsbereich wie die Übrigen über 
300 schon. Das entscheiden wir jetzt und nichts anderes. 
 
Michel: Ich bin dankbar um die Aussagen von Regierungsrat 
Schmid. Er hat es auf den Punkt gebracht. Weil die Kliniken 
nicht mehr auf der Liste der öffentlich subventionierten Spi-
täler waren, haben sie reihenweise schliessen müssen und 
damit ist auch die Frage beantwortet, warum sie schliessen. 
Das ist es ja genau. Die Regierung des Kantons Graubünden 
und wir alle vermögen uns ja nichts, dass dummerweise in 
Davos so viel Kliniken sind und darum so viele darunter zu 
leiden haben. Das akzeptiere ich. Aber wenn wir jetzt dieses 
Zeichen nicht geben, ist es mindestens für die Moral der Be-
troffenen nicht so sehr gut und ich könnte mir vorstellen, 
dass die zugesprochene und ehrlich gemeinte Unterstützung 
dieser Task Force, die von mir geleitet werden sollte, mir 
graut selbst davor, nicht so ankommt wie sie eigentlich an-
kommen müsste.  
Und jetzt noch zum Letzten. Mir ist klar, dass es einen Para-
digmawechsel beinhaltet. Betreffend Kosten: Wir sind uns 
doch natürlich einig, wenn man diesen Beitrag für Bündner 
Patienten nicht an die AKD zahlt, dann zahlt man es an ein 
anderes Spital. Effektiv kostet es natürlich in diesem konkre-
ten Fall nichts und wenn wir die schwachen Belegungszahlen 
sehen, das heisst nichts anderes, als der Kanton entsprechend 
wenig zahlen muss und noch zum letzten Einwand. Wenn 
man sagt, unter Umständen könnte man die Klinik auch auf 
die Liste nehmen und die Gemeinde Davos zahlt 100-
prozentig, natürlich könnte man das. Man könnte auch über 
das reden. Aber eins muss ich sagen, wenn wir nicht bereit 
sind 125'000 Franken für das einzusetzen, begrenzt auf zwei 
Jahre, dann sagen wir viel lieber nein. 
 
Christ: Ich möchte nur ganz kurz noch etwas anfügen. Wir 
Davoser haben wahrscheinlich schon genug, vielleicht für 
Sie schon zuviel gesprochen. Aber etwas muss ich noch sa-



7. Dezember 2004  875

gen. Es ist möglich, dass die Klinik, wenn wir diese Beiträge 
sprechen, vom Kanton und von der Gemeinde, vielleicht ü-
berlebt sie nur ein Jahr. Aber ich kann Ihnen auch sagen, für 
den Kanton geht das trotzdem auf, weil die Steuereinnahmen 
diesen Betrag übersteigen, den wir heute sprechen würden. 
Ich bitte Sie uns zuzustimmen. 
 
Hardegger: Ich habe noch eine Verständnisfrage, sehr geehr-
te Damen und Herren. Also, 896 Pflegetage von Bündner Pa-
tienten. Kann man auch Angaben machen wie viele ausser-
kantonale Pflegetage oder von ausserkantonalen Patienten 
angefallen sind? Es ist für unsere Volkswirtschaft von gros-
ser Bedeutung, was von ausser Kanton zu uns kommt. Dann 
die Frage der Spitalliste. Also, eine Privatklinik, dort bezahlt 
die Krankenkasse 100 Prozent und das ist für die Kranken-
kassen nicht mehr interessant, deshalb kommen keine Patien-
ten, wenn ich das richtig verstanden habe. An einer öffent-
lich-rechtlichen Klinik, dort, bei ausserkantonalen Patienten, 
würde dort der Wohnsitzkanton diese 50 Prozent zahlen? 
Eben, man kann sich überlegen, macht es Sinn, einfach aus 
volkswirtschaftlichen Überlegungen mindestens diese zwei 
Jahre den Kantonsbeitrag zu leisten im beantragten Sinne? 
Das ist meine Frage. 
 
Portner: Ich meine, man kann schon davon sprechen, dass 
ein Projekt vorliegen müsste, ein Konzept, das die Nachhal-
tigkeit sicherstellt. Da bin ich im Prinzip auch der Meinung. 
Aber hier tut Eile Not. Es geht, militärisch gesprochen, um 
Sofortmassnahmen. Was müssen wir heute tun, um die Ent-
scheidungsfreiheit zu wahren? Wenn wir nichts tun, dann 
haben wir keine Entscheidungsmöglichkeit mehr, weil es zu-
geht. Also müssen wir heute etwas tun. Es wurde gesagt, 
steuermässig bringt es mehr herein, dann tun wir es doch um 
Gottes Willen. Sonst muss ich dann langsam zweifeln, ob die 
Sparübung Selbstzweck ist, oder ob sie letztlich für die Men-
schen, für die Patienten da ist.  
 
Regierungspräsident Huber: Ich möchte hier meinem Nach-
folger keine Probleme machen. Sie haben ein Wirtschafts-
entwicklungsgesetz, das sehr viele Möglichkeiten beinhaltet. 
Aber diese beinhaltet es nicht mehr. Die hat man gestrichen. 
Man hat die Sanierung von Unternehmungen aus diesem Ge-
setz gestrichen. Und das wurde auch so kommuniziert. Es 
gibt hier keine rechtliche Grundlage, um das zu tun. Es gibt 
durchaus volkswirtschaftliche Überlegungen und deshalb ist 
es auch richtig, wenn Sie die Frage hier gestellt haben bei 
diesem Departement. Und wenn Sie diesen Kredit sprechen 
wollen, dann müssen Sie es beim Departement, das auch ent-
sprechende Konten hat, um das Geld auszugeben. Hier bei 
der Wirtschaftsförderung ist es leider nicht möglich. Das 
muss ich Ihnen ganz deutlich sagen, auch zum Schutze mei-
nes Nachfolgers. 
 
Regierungsrat Schmid: Grossrat Hardegger hat mich ange-
fragt, ob ich ihm die Zahlen liefern könnte bezüglich der 
ausserkantonalen Patientinnen und Patienten. Das kann ich 
hier nicht. Also, ich habe nur die Zahlen der bündnerischen 
Patienten, weil wir für diese Beiträge bezahlt haben. Ich 
kann auch keine Aussage über den momentanen Stand der 
Belegung machen. Es ist so, wie Sie gesagt haben, der 
Wohnsitzkanton bezahlt dann entsprechend die Hälfte in et-
wa, es ist nicht genau die Hälfte, weil die Kostentransparenz 
nicht gegeben ist. Die öffentliche Hand bezahlt vermutlich 
ein paar Prozentpunkte mehr. Ja, warum wurde der Antrag 
hier gestellt? Letztlich diskutieren wir im Gesundheitswesen 
auch über volkswirtschaftliche Aspekte. Man darf nicht im-

mer nur dem Gesundheitswesen entsprechend die Kosten in 
die Schuhe schieben und mir als Sanitätsdirektor den Vor-
wurf machen, wir hätten die Kosten nicht im Griff. Deshalb 
ist es natürlich sehr wohlwollend, dass dieser Rat einmal im 
Bereich der Volkswirtschaft über solche Anträge zu diskutie-
ren hat. Letztlich aber, wenn Sie diesem Antrag zustimmen 
würden, dann meine ich, dass diese Erhöhung, beziehungs-
weise diese Verschlechterung des Budgets, unter der Konto-
nummer 364002 beim Beitrag übrige Krankenanstalten ein-
gebucht werden müsste. Es ist dann ein volkswirtschaftlicher 
Beitrag für eine gesundheitspolitische Leistung. 
 
Michel: Ich mache es dafür ganz kurz. Hohe Regierung, sa-
gen Sie mir auf welcher Position wir das nehmen sollen und 
dann nehmen wir es dort drauf. An dem soll es heute nicht 
scheitern. 
 
Standespräsident Möhr: Herr Michel, ich kann Ihnen so sa-
gen, wir stimmen nachher über Ihren Antrag ab und wenn 
der Antrag gutgeheissen wird, dann handeln die Regierungs-
räte das aus, auf welcher Position das zu verbuchen ist. Gut, 
wird die Diskussion noch gewünscht? Das ist nicht der Fall. 
Dann stimmen wir über den Antrag Michel ab. Grossrat Mi-
chel beantragt vorläufig die Position 362011 mit 125'000 
Franken zu erhöhen, sage ich das richtig, Grossrat Michel? 
Gut.  
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat stimmt dem Antrag Michel mit 71 zu 9 
Stimmen zu.  
 
 
Globalbudget 2005 
 
2107 Grundbuchinspektorat und Handelsregister 
Antrag der GPK 
Verwaltungsrechung 
Ergebnis Laufende Rechung (Aufwandüberschuss) 
Erhöhung um 240'000 von 29'000 Franken (Ertragüber-
schuss) auf 211'000 Franken (Aufwandüberschuss) 
 
Kostenrechnung 
Produktgruppen Total (Verlust) 
Erhöhung um 237'000 Franken von 167'000 Franken auf 
404'000 Franken 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Entgegen der im Rahmen 
des Sparpaketes beschlossenen Massnahme C 153 hat der 
Grosse Rat in der Oktobersession, also in der letzten Session 
entschieden, auf die Einführung der Beurkundungskompe-
tenz beim Handelsregister zu verzichten. Sie erinnern sich 
sicher an diese ausführliche Diskussion. Anders als geplant 
beziehungsweise budgetiert können demnach eben keine Be-
urkundungen von gesellschaftlichen Vorgängen, die zu ei-
nem Eintrag ins Handelsregister führen, angeboten werden. 
Entsprechend muss die neu geschaffene Produktgruppe vier 
vollständig aus dem Budget entfernt werden. Hier ergeben 
sich auf Grund der Beilage eins des GPK-Berichtes eben die 
entsprechenden Korrekturen um 240'000 Franken bei der 
Produktgruppe und total eine Korrektur von 237'000 Fran-
ken. 
 
Abstimmung 
Der Grosse genehmigt den Antrag der GPK mit 76 zu 0 
Stimmen. 
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Angenommen 
 
 
3 Justiz-, Polizei- und Sanitätsdepartement 
 
Laufende Rechnung 
 
3120 Kantonspolizei 
 
Tscholl: Beim Eintreten habe ich darauf hingewiesen, dass 
eigentlich Kontenbezeichnungen nicht überall gleich sind. 
Hier ein Beispiel. Bei der Kantonspolizei wird nirgendwo 
aufgeführt Unfallgelder, EO-Entschädigungen, Kinderzula-
gen. Ich gehe davon aus, dass auch bei der Kantonspolizei 
solche Einnahmen zu verzeichnen sind. Zum Beispiel bei 
dem Frauenspital sind unter der Position 4367, 4368, solche 
Einnahmen verbucht. Wieso bei der Kantonspolizei nichts? 
 
Regierungsrat Schmid: Ja, Grossrat Tscholl, ich kann Ihnen 
die Frage nicht beantworten, aber ich kann sie mitnehmen 
und ich kann das abklären, um dafür zu sorgen, dass wir im 
nächsten Jahr eine einheitliche Rechnungslegungspraxis 
auch diesbezüglich haben werden. 
 
 
3130 Strassenverkehrsamt  
.4371 Bussen im Ordnungsbussenverfahren 
Antrag der GPK 
Erhöhung um 200'000 Franken von 2,2 Millionen Franken 
auf 2,4 Millionen Franken 
 
 
. 4372 Übrige Bussen im Strassenverkehr 
Antrag der GPK 
Erhöhung um 450'000 Franken von 1,15 Millionen Franken 
auf 1,6 Millionen Franken 
 
 
.3985 Vergütung des Reingewinns an die Spezialfinanzie-
rung Strassen 
Antrag der GPK 
Erhöhung um 650'000 Franken von 47,173 Millionen Fran-
ken auf 47,823 Millionen Franken 
 
 
5113 Abschreibungen, Rückstellungen und Beitrag SF-
Strassen 
.3310 Ordentliche Abschreibungen auf Sachgütern 
Antrag der GPK 
Erhöhung um 148'000 Franken von 15,045 Millionen Fran-
ken auf 15,193 Millionen Franken. 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Hier haben wir auch einen 
Antrag der GPK. Ich möchte noch vorausschicken, dass es 
hin und wieder vorkommt, wenn man eine Position ändert, 
dass es eben eine, ich würde mal fast sagen, Kaskade von 
verschiedenen Positionen auslöst, die dann korrigiert werden 
müssen. Das ist hier der Fall. In der angepassten Beilage 
zwei der Geschäftsprüfungskommission finden Sie auf der 
zweithintersten Seite die Investitionsrechnung und dort die 
Korrektur bei der Anschaffung von Geräten, Mobilien und 
Einrichtungen. Da geht es um diesen Radarkasten in San Vi-
tore. Und ich möchte jetzt beliebt machen, dass man eigent-
lich alle diese Korrekturen, die in diesem Zusammenhang 
stehen in einem Aufwisch macht und deshalb auch hier an 
diesem Ort, weil diese Position 3130.4371 Strassenver-

kehrsamt, Bussen im Ordnungsbussenverfahren etc. in die-
sem Zusammenhang steht.  
Ich möchte versuchen kurz diese Geschichte zu erläutern. Im 
Sommer 2003 wurde am Standort San Vitore der Radarkas-
ten aufgebrochen und die Frontfotoanlage samt Kamera und 
Film gestohlen. Seither war diese Anlage nicht mehr in Be-
trieb und man möchte nun eine Ersatzanlage anschaffen. Ich 
möchte hier nicht auf Details eingehen. Sie finden noch wei-
tere Erläuterungen im GPK-Bericht auf der zweitletzten Sei-
te bei dieser Position Anschaffung von Geräten, Mobilien 
und Einrichtungen. Hier braucht es einen Kredit von 370'000 
Franken. Nun bewirkt diese Anlage natürlich auch Einnah-
men beziehungsweise zuerst einmal muss diese Anlage auch 
abgeschrieben werden. Das finden Sie auf Seite drei des Be-
richtes unter Position 5, 5113 dem Konto 3310 ordentliche 
Abschreibungen auf Sachgütern. Da ist der ordentliche Ab-
schreibungssatz von 40 Prozent dieser 370'000 Franken auf-
summiert. Da ist diese Änderung dieser 148'000 Franken. 
Dann generiert man natürlich auch Einnahmen und das ist 
die Position auf Seite zwei Strassenverkehrsamtbussen im 
Ordnungsbussenverfahren und übrige Bussen im Strassen-
verkehr, diese Positionen 4371 und 4372 im Betrage von 
200'000 Franken und 450'000 Franken. Da diese Einnahmen 
beim Strassenverkehrsamt erfolgen und weil es vom System 
her so ist, dass der Überschuss beim Strassenverkehrsamt au-
tomatisch der Spezialfinanzierung Strassen gutgeschrieben 
wird, ergibt sich dann unterstehend unter Position 3985, bei 
mir ist es rot, ich hoffe bei Ihnen in Ihren Unterlagen auch, 
eben diese Korrektur um diese 650'000 Franken bei der Spe-
zialfinanzierung. Und diese hat dann wiederum zur Folge, 
dass auf der hintersten Seite, also sogenannte Neue Beilage 
drei, die Aufwendungen der Strassenrechnung ebenfalls kor-
rigiert werden müssen beziehungsweise die Strassenschuld 
beziehungsweise die Neuverschuldung eben um 650'000 
Franken reduziert werden kann. Ich hoffe ich habe es jetzt 
einigermassen verständlich ausgedrückt. Es ist nicht ganz 
einfach diese Kaskade nachzuvollziehen. 
 
Standespräsident Möhr: Grossrat Pfenninger, Sie haben ge-
sprochen auf der angepassten Beilage Seite 2, ist das richtig? 
Dann haben das alle verstanden jetzt. Ich stelle den Antrag 
der GPK zur Diskussion. Möchte sich Herr Schmid äussern 
dazu? Nein. Keine Diskussion gewünscht, dann stimme ich 
ab über den Antrag der GPK auf der angepassten Beilage, 
Seite zwei.  
 
 
Investitionsrechnung 
 
3120 Kantonspolizei 
.5063 Anschaffungen von Geräten, Mobilien und Einrich-
tungen 
Antrag der GPK 
Erhöhung um 370'000 Franken von 0 Franken auf 370'000 
Franken. 
 
 
Spezialfinanzierung Strassen 
 
6230 Finanzierung der Strassenaufwändungen 
.4985 Zuweisung Reinertrag des Strassenverkehrsamtes 
Antrag der GPK 
Erhöhung um 650'000 Franken von 47,173 Millionen Fran-
ken auf 47,823 Millionen Franken. 
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.4820 Entnahme aus dem Bestandeskonto Spezialfinan-
zierung Strassen (=Erhöhung der Strassenschuld) 
Antrag der GPK 
Reduktion um 650'000 Franken von 19,028 Millionen Fran-
ken auf 18,378 Millionen Franken. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat stimmt den sieben vorstehenden Anträgen 
der GPK – da zusammenhängend – in einem Akt mit 89 zu 0 
Stimmen zu. 
 
 
Laufende Rechnung 
 
3212 Gesundheitsamt 
.364002 Beitrag an den Betrieb der übrigen Krankenan-
stalten im Kanton 
Antrag der GPK 
Reduktion um 250'000 Franken von 250'000 Franken auf 0 
Franken 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Ja, hier gibt es ja auch einen 
Antrag der Geschäftsprüfungskommission. Sie finden das 
auf Seite zwei unten der angepassten Beilage zwei. Es geht 
dabei um die Thurgauisch-Schaffhausische Höhenklinik Da-
vos. Zum Zeitpunkt der Budgetierung war nicht bekannt, 
dass diese im 2005 schliesst und diese Beiträge in diesem 
Sinne hinfällig werden. Deshalb beantragt Ihnen die GPK 
diese Korrektur um 250'000 Franken vorzunehmen. 
 
Peyer: Ich spreche zum gleichen Budgetposten, wenn auch 
nicht genau gleichen Inhaltes. Sie haben das vorher gehört 
von den Rednerinnen und Redner aus Davos und von ande-
ren und Sie kennen alle die Situation in Davos. Wir stellen 
deshalb folgenden Antrag. Es ist mehr eine Erklärung zu 
Handen der Regierung oder vielleicht auch einen Auftrag an 
die Regierung. Der lautet: „Die Regierung wird aufgefordert, 
den budgetierten Betrag von 250'000 Franken zur Vermei-
dung von Härtefällen für die von der Schliessung verschie-
dener Kliniken in Davos betroffenen Mitarbeitenden aus dem 
Bündner Arbeitslosenfond zu überführen. Was ist genau die 
Begründung für diesen Antrag? Sie haben das gehört mit der 
Schliessung von verschiedenen Kliniken in Davos, haben wir 
eine für den Kanton und wohl auch für die Schweiz einmali-
ge Situation. Wir verlieren nicht nur viele Arbeitsstellen, wir 
verlieren auch viel Wissen in diesem ganzen Bereich. Noch 
nicht genau beziffert werden können die wirtschaftlichen und 
finanziellen Folgen für den Kanton. Wir können nur davon 
ausgehen, dass diese massiv sein werden. Nicht abschätzbar 
sind auch die Folgen, für die vom Stellenverlust betroffenen 
Mitarbeitenden und ihre Familien. Immerhin, es gibt einige 
Kliniken, die haben vorgesorgt. Die Klinik Valbella hat ei-
nen Sozialplan. Bei der Thurgauisch-Schauffhausischen Hö-
henklinik wird dieser übermorgen definitiv verabschiedet. 
Der Finanzrahmen dafür ist aber eher beschränkt. Bei der 
Alexanderhausklinik sind von heute auf morgen 100 Leute 
auf die Strasse gestellt worden, ohne irgendeine finanzielle 
Absicherung. Ein Arbeitsplatzabbau von insgesamt 300 Stel-
len ist zum Glück, wie gesagt, nicht alltäglich. Und der Kan-
ton wäre eigentlich gefordert und die Regierung auch hier 
ein Zeichen zu setzen und zusammen mit den Klinikträgern 
und der Landschaft alle Möglichkeiten, die er hat auszu-
schöpfen, um die Leute schnell wieder in den Arbeitsmarkt 
zu integrieren. Wenn ich, die Presse von heute bezüglich der 
Schliessung des Zeughauses Chur schaue, wo die Regie-
rungsrätin damit droht, ihre gute Kinderstube zu verlieren, so 

denke ich, in Davos hätten einige schon längst ihre gute Kin-
derstube verlieren können, allein schon wegen der Schlies-
sung der Alexanderhausklinik, wo mir eine Mitarbeitende 
gesagt hat, dass sich ihr Leben faktisch wirklich innerhalb 
von zwei Minuten verändert hat. Wenn ihnen am Freitag-
nachmittag um 16.00 Uhr eröffnet wird, dass sie ab Montag 
nicht mehr zur Arbeit erscheinen müssen, weil es die Klinik 
nicht mehr gibt, dann ist das tatsächlich ein skandalöser Vor-
gang. Der Kanton ist also gefordert hier ein Zeichen zu set-
zen für diese Leute, für die es keine finanziellen Entschädi-
gungen gibt. Zwar haben wir die Arbeitslosenversicherung 
und das KIGA ist tatsächlich sehr aktiv in Davos, aber wir 
haben viele Leute, die keine Bezugsberechtigung haben, weil 
sie erst seit kurzer Zeit z. B. in Davos arbeiten und nicht die 
nötige Rahmenfrist erfüllt haben, um Arbeitslosengelder zu 
bekommen. Mit einem ausserordentlichen Beitrag würden 
wir ein Zeichen setzen, auch für die Mitarbeitenden, die jetzt 
jahrelang und zur Zufriedenheit auch für Bündner Patientin-
nen und Patienten gearbeitet haben. Wir setzen aber auch ein 
Zeichen gegenüber den Trägerschaften der Kliniken, dass es 
nicht angehen kann, Leute ohne soziale Abfederung auf die 
Strasse zu stellen. Und wir nehmen als Arbeitgeber auch un-
sere Verantwortung wahr. Der Kanton verpflichtet sich ja 
gemäss Kantonsverfassung und gemäss den Sozialzielen in 
der Bundesverfassung auch für das soziale Wohl seiner Mit-
bürgerinnen und Mitbürger zu schauen.  
Wir kennen im Kanton den Bündner Arbeitslosenfonds. Die-
ser besteht noch aus der ehemaligen Bündner Arbeitslosen-
kasse. Aus diesem Fonds können Mittel gesprochen werden 
an Versicherte, die ihre Bezugsberechtigung verlieren oder 
wenn Leute unverschuldet in Notlage geraten und die Kon-
sequenzen davon gemildert werden können. Über die Mittel 
des Fonds kann das KIGA beschliessen, bis zu rund 50'000 
Franken oder das Departement bis 100'000 Franken oder 
darüber hinaus die Regierung. Dieser Fonds hat im Moment 
genügend Mittel. Er wurde eigentlich in den letzten Jahren 
immer geäufnet und es wurde selten davon Gebrauch ge-
macht. Nach Auskunft des KIGA liegen da im Moment rund 
3 Millionen Franken. Und ich denke das hier wäre tatsäch-
lich eine passende Gelegenheit aus diesem Fonds auch etwas 
Gelder zu sprechen für die Leute, die betroffen sind. Das be-
einträchtigt das Budget, das wir heute diskutieren in keiner 
Art und Weise. Und es gefährdet auch nicht diesen Fonds. Er 
hat genügend Mittel. Aber wir müssen heute unseren Willen 
zum Ausdruck bringen, dass die Regierung in dieser Sache 
aktiv wird, weil Sie letztendlich ab einem bestimmten Betrag 
den Auftrag dazu geben muss. Ich bitte Sie, im Sinne einer 
Willenserklärung zu Handen der Regierung zu beschliessen, 
dass aus diesem Fonds 250'000 Franken gesprochen werden 
an die Leute, die von Härtefällen betroffen sind. Der Vollzug 
nachher und die genauen Kriterien und so, das kann von der 
Regierung respektive vom KIGA beschlossen werden. Das 
ist alles rechtlich so abgesichert und Schwarz auf Weiss ver-
bürgt, also da machen wir nichts, was nachher nicht umsetz-
bar wäre.  
 
Antrag Peyer 
Die Regierung wird aufgefordert, den budgetierten Betrag 
von 250'000 Franken zur Vermeidung von Härtefällen für 
die von der Schliessung verschiedener Kliniken in Davos be-
troffenen Mitarbeitenden aus dem Bündner Arbeitslosen-
fonds zu überführen. 
 
Dudli: Der Rat hat vorher zum Ausdruck gebracht, dass die-
ser Arbeitsplatzverlust in Davos tragisch ist. Jetzt müssen 
wir nur aufpassen, dass wir nicht falsche Zeichen setzen. 
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Das, was der Antrag von Grossrat Peyer bezweckt, ist nichts 
anderes als, dass die öffentliche Hand auf einmal ein Sozial-
plan mittragen soll. Das ist nicht der Sinn der ganzen Sache. 
In unserem Sozialwesen haben wir Arbeitslosenversicherung 
etc. Und wenn wir jetzt in diesem Fall einen fehlenden Sozi-
alplan übernehmen respektive hier Geld einschiessen, dann 
setzen wir Zeichen. Dann kommen wir nächstes Mal auch, 
kommen andere Betriebe auch. Das wäre falsch. Ich bitte 
Sie, diesen Antrag abzulehnen. 
 
Casanova (Chur): Ich möchte Sie bitten, den Antrag Peyer 
zu unterstützen. Entgegen der Meinung von Ratskollege 
Dudli meine ich, geht es hier nicht darum, ein falsches Zei-
chen zu setzen. Im Gegenteil, wir setzen ein richtiges Zei-
chen. Wir haben einen Arbeitslosenfonds geäufnet mit 3 Mil-
lionen Franken. Wenn nicht in einem solchen Fall, ja wann 
denn sonst soll Geld aus diesem Fond bezahlt werden. Ein 
Fonds ist nicht dazu da, Geld zu scheffeln nur um des Fonds 
Willen. Ein Fonds muss arbeiten und wir haben es gehört in 
den letzten Jahren musste nie Geld aus diesem Fonds he-
rausgenommen werden. Worum geht es dort? Es geht darum 
Härtefälle zu mindern. Es geht nicht darum, dass man über 
die Arbeitslosenkasse hinaus Gelder zahlt. Aber nehmen wir 
das Beispiel Alexanderhausklinik. In der Alexanderhauskli-
nik wird es zu ganz massiven Härtefällen kommen. Von ei-
nem Tag auf den anderen wurden die Leute auf die Strasse 
gestellt und diese Leute bekommen teilweise keine Arbeits-
losenunterstützung, auch keinen Lohn mehr. Obwohl man 
eine dreimonatige Frist hat, bekommen die Leute keinen 
Lohn mehr. Jetzt im Dezember seit sieben Tagen sind sie 
ohne Arbeit und ohne Lohn. Sie können sich vorstellen, dass 
sich aus dieser Situation Härtefälle ergeben müssen, zwangs-
läufig. Und dafür ist Geld vorhanden und dafür können wir 
das Geld sprechen. Ich meine, wir können es der Regierung 
überlassen wie viel aus diesem Fonds herausgenommen wer-
den soll. Diese 250'000 Franken, die gründen in dieser ge-
strichenen Massnahme betreffend die Beiträge an die TSH. 
Ich weiss es nicht, vielleicht müssen das nicht 250'000 Fran-
ken sein. Es ist aber wichtig, dass die Regierung hier in die-
sem Saal kund tut, dass sie bereit ist, Gelder aus diesem 
Fonds zu Gunsten der Bevölkerung in Davos zu sprechen. 
Und wenn wir uns noch einmal vor Augen halten, um wie 
viel Personen es hier geht, es sind 350 Arbeitslose, 350 Fa-
milien hängen daran. Das sind über 1000 Personen. Das ist 
über zehn Prozent der Bevölkerung in ganz Davos und ich 
spreche noch nicht von den Zulieferbetrieben. Dort werden 
wir das nämlich auch noch spüren in den nächsten Monaten. 
Auch dort werden Stellen abgebaut. Selbst Lehrer müssen 
um ihre Stelle fürchten, weil die Leute in Davos keine Arbeit 
mehr finden, sie müssen wegziehen. Und die Auswirkungen, 
die dieses Desaster in Davos hat, spüren wir erst in einem 
halben, vielleicht in einem Jahr. 
 
Bühler: Ich glaube, es täte Not, dass die Regierung uns sagt, 
wie man in solchen Härtefällen verfährt. Wir finden alle 
auch, dass es eine ganz schwierige Situation ist in Davos. 
Aber ich möchte doch davor warnen, dass wir jetzt einfach 
Beträge aus irgendeiner Quelle sprechen und ich nehme an, 
wir haben ja die Arbeitslosenversicherung und es gibt ja an-
scheinend diesen Fonds und dieser wird ja wahrscheinlich 
automatisch für solche Härtefälle zum Zuge kommen. Ich 
möchte gerne von der Regierung wissen, wie sie gedenkt hier 
zu verfahren oder wie der übliche Ablauf in einem solchen 
Falle ist. Und ich denke, es ist nicht sinnvoll, dass wir ein-
fach irgendeinen Betrag sprechen, ohne genau zu wissen was 
wirklich Not tut. 

Loepfe: Ich glaube, Grossrat Peyer verlangt hier von uns ei-
nen Akt, den wir eigentlich gar nicht machen können. Es 
kann sich hier höchstens allenfalls um eine Konsultativab-
stimmung halten. Denn wenn mein Verständnis der ganzen 
Sache richtig ist, handelt es sich hier um einen Fonds, über 
den wir gar keine Verfügungsgewalt haben, sondern die hat 
offensichtlich letzten Endes die Regierung, und damit kön-
nen wir hier letztendlich abstimmen, was wir wollen. Die 
Regierung ist frei zu tun, was sie will in dieser Angelegen-
heit. Es wäre aber dienlich, wenn die Regierung in dieser 
Hinsicht vielleicht ein bisschen die Aufregung im Rat kühlen 
könnte, indem sie zu Protokoll gibt, was sie mit diesem 
Fonds hier in dieser Sache zu tun gedenkt.  
 
Regierungspräsident Huber: Es ist tatsächlich so, wie es 
Grossrat Loepfe dargelegt hat. Es gibt einen Fonds. Dieser 
Fonds ist für Härtefälle gedacht. Aber die Härtefälle müssen 
bestimmten Bedingungen entsprechen. Wir haben diesen 
Fonds eingesetzt beispielsweise anlässlich der Schliessung 
von Trun. Dort ging es um einen Konkurs und dort haben wir 
vor Weihnachten auf unkomplizierte Weise überbrückt, das, 
was anschliessend die Arbeitslosenversicherung zu bezahlen 
hatte. Wir haben das auch alles wieder zurückerhalten. Wir 
haben den Fonds ein anderes Mal eingesetzt in San Bernar-
dino, in einer ähnlichen Situation, haben auch dort über-
brückt in einer Zeit, wo die Bedingungen, Arbeitslosenversi-
cherung, infolge ebenfalls von Konkursen nicht bekannt war, 
auch keine Möglichkeit bestand die Gelder auszurichten und 
haben das Geld auch dort bis Grössenordnung 10'000 Fran-
ken, wieder zurückerhalten. Für diese Fälle haben wir den 
Fonds eingesetzt. Zuständig, um Mittel zu sprechen im Rah-
men der Gesetzgebung über diesen Fonds, ist das KIGA bis 
zu einem bestimmten Betrag und sonst das Departement, das 
DIV. So ist die Handhabung. Was wir nicht tun können, So-
zialpläne, die nicht vorhanden sind, über diesen Fonds abwi-
ckeln. Da ist die rechtliche Grundlage nicht vorhanden. Wir 
können aus diesem Fonds beispielsweise, so viel haben wir 
abgeklärt, Teile des 13. Monatslohns entrichten, den diese 
Leute nicht mehr bekommen, dort können wir einspringen 
beispielsweise und wir können, auch überall dort einsprin-
gen, wo keine Arbeitslosenversicherung mehr möglich ist. 
Ob das 250'000 Franken sind oder weniger, kann ich Ihnen 
nicht sagen. Sie müssen auch nicht über den Betrag diskutie-
ren. Wenn Sie durch eine Kundgebung uns sagen wollen, wir 
sollen diesen einsetzen, was wir, eigentlich, wenn wir die 
Beurteilung so machen, sowieso tun werden, dann können 
Sie bitte dafür aufstehen. Aber wir werden den Fonds so ein-
setzen, wie die Grundlagen dafür da sind und wir können den 
Fonds nicht so einsetzen, wie Sie das vielleicht jetzt wün-
schen würden vorweihnächtlich und in einer sehr schwieri-
gen Situation auch für diese Leute. Da können wir nicht über 
diese Grundlagen, die wir zur Verfügung haben hinwegge-
hen. 
 
Peyer: Es geht nicht darum, ob's der Antrag Peyer oder ein 
anderer ist und wenn Sie Mühe haben dem zuzustimmen, 
weil er von mir kommt, dann machen Sie es doch im Interes-
se der betroffenen Leute. Mir ist es auch wurst, ob Sie dem 
zustimmen wegen mir oder nicht. Es geht nicht um mich. Ich 
bekomme keinen Franken daraus. Es geht um Leute. Gross-
rat Casanova hat sich in den letzten Wochen intensiv damit 
auseinandergesetzt und er weiss, um was für Härtefälle es 
sich handelt in Davos. Und ich kann Ihnen einfach sagen, ich 
habe mich auch damit auseinandergesetzt und ich weiss auch 
ein bisschen, um was es geht. Und ich sage Ihnen jetzt noch 
was mit dem Fonds gemacht werden kann. Es stimmt, das 
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letzte Mal hatte man ihn in Trun eingesetzt, um Insolvenz-
entschädigungen vorzuschiessen und nachher in San Bernar-
dino, weil es keinen Schnee hatte und den Leuten, die des-
halb keine Arbeit hatten, doch einen Lohn ausbezahlen zu 
können. Das hat man aus dem Fonds bezahlt. Das scheint mir 
sinnvoll und der Fonds hat genügend Gelder. Wir plündern 
den nicht, wenn wir da 200'000 Franken oder x einen Betrag 
rausnehmen. Aber was kann man genau. Ich lese Ihnen das 
vor: „Aus dem Fonds können an Versicherte von Arbeitslo-
senkassen Beträge ausgerichtet werden, wenn ihre Bezugsbe-
rechtigung nach den Bestimmungen über die Arbeitslosen-
versicherung ohne eigenes Verschulden erschöpft ist und sie 
deshalb in eine Notlage geraten sind. Die kantonale Leistung 
kann von einer gleichwertigen Leistung der Wohngemeinde 
abhängig gemacht werden.“ Das ist die erste Möglichkeit. 
„Für Kosten der Umschulung, wenn die Versicherten in ih-
rem Beruf während voraussichtlich längerer Zeit oder auf die 
Dauer keine Arbeit finden können und ausreichende Beiträge 
von anderer Seite nicht erhältlich sind.“ Das ist die zweite 
Möglichkeit und es gibt noch eine dritte. „Wenn ihre unver-
schuldete Notlage damit gemildert oder vermieden werden 
kann.“ Diese drei Varianten gibt es. Keine mehr und keine 
weniger und ich denke, wir haben in Davos Leute, die unter 
diese drei Varianten fallen werden und es wäre nichts als 
sinnvoll, diese damit zu unterstützen. Sie landen sonst ein-
fach auf dem Sozialamt. Wir können das Geld auch aus einer 
anderen Kasse nehmen, wenn wir Probleme haben mit Leu-
ten, die nicht mehr für ihr eigenes Einkommen aufkommen 
können. Aber wenn wir hier eine gute und sinnvolle Einrich-
tung haben, sollten wir die nützen.  
Und jetzt noch zur Höhe der Beiträge. Auch hier steht es 
klipp und klar: „Über die Mittel des Fonds entscheidet das 
Kantonale Amt für Industrie, Gewerbe und Arbeit bis zum 
Betrag von 50'000 Franken, das Departement bis zum Betrag 
von 100'000 Franken, in allen übrigen Fällen die Regierung 
auf Antrag des Departements.“ Also, auch hier ist's ganz 
klar. Grossrat Loepfe, da haben Sie richtig zugehört, wir be-
schliessen nicht den Betrag, wir geben tatsächlich nur eine 
Willensäusserung zuhanden der Regierung ab, dass sie Geld 
aus diesem Fonds nehmen soll. Es ist hier gescheit und 
zweckmässig eingesetzt.  
 
Standespräsident Möhr: Herr Peyer, Sie haben jetzt von et-
was anderem gesprochen als Sie im Antrag formuliert haben. 
 
Peyer: Ich habe einen Betrag genannt. Aber wenn man mit 
dem nicht leben kann, dann kann ich auf den Betrag auch 
verzichten. Dann heisst mein Antrag einfach: „Der Grosse 
Rat empfiehlt der Regierung für die von Arbeitslosigkeit und 
von Härtefällen betroffenen Mitarbeiter der Davoser Klini-
ken, Geld aus dem kantonalen Arbeitslosenfonds zu spre-
chen.“ Ich hoffe, damit können alle leben. 
 
Abgeänderter Antrag Peyer 
Der Grosse Rat empfiehlt der Regierung für die von Arbeits-
losigkeit und von Härtefällen betroffenen Mitarbeiter der 
Davos Klinken, Geld aus dem kantonalen Arbeitslosenfonds 
zu sprechen. 
 
Regierungspräsident Huber: Nochmals, ich hätte Ihnen das 
auch vorlesen können. Wir wissen schon was man mit die-
sem Fonds tun kann. Wir wissen auch, was man nicht tun 
kann, und wir haben ihn verschiedentlich angewendet. Sie 
haben zwei Fälle genannt. Es gibt auch andere. Wir haben 
Ihre Willensäusserung gehört und ich kann Ihnen nur sagen, 
wir überlegen uns, unabhängig von Ihrer Willensäusserung, 

sogar was wir mit diesem Fonds tun können im Falle Davos. 
Also, wir sind nicht untätig. Es ist so. Es stimmt, Grossrat 
Peyer, es ist nicht so, dass es nicht stimmt. Die Willensäusse-
rung haben wir gehört, die ist angekommen. Der Grosse Rat 
will offensichtlich an die Grenzen gehen dessen, was auf-
grund dieser Fondsregelungen möglich ist und wir werden 
das beurteilen und entsprechend handeln. Ich kann nicht 
mehr sagen. Aber die Zuständigkeiten sind klar. Sie können 
nicht über die Budgetdiskussion hier über diesen Fonds ver-
fügen.  
 
Standespräsident Möhr: Herr Peyer, Sie haben die Absichts-
erklärung gehört. Wir können im Prinzip nicht darüber ab-
stimmen. Dies deshalb, weil wir nicht darüber verfügen kön-
nen. Aber im Sinne einer Willenskundgebung, wenn Sie wol-
len, dann bringe ich das mit einer Konsultativabstimmung 
zur Abstimmung. 
 
Peyer: Nein, ich ziehe den Antrag zurück. Ich möchte nicht, 
dass es nachher heisst, der Rat hat sich nicht dahin geäussert, 
dass das möglich sein soll und die Regierung dann gehemmt 
ist, aus diesem Fonds tatsächlich Geld zu nehmen. Mir reicht 
die Zusage von Regierungspräsident Huber, dass Sie das ma-
chen werden. So viel Vertrauen habe ich nämlich in die Re-
gierung tatsächlich. 
 
Der Antrag Peyer wird zurückgezogen. 
 
Standespräsident Möhr: Gut. Dann haben wir das bereinigt 
mit dieser Absichtserklärung, auch von der Regierung. Dann 
haben wir den Antrag der GPK noch zu dieser Position 
364002. Sie haben das auf dem angepassten Beilageblatt 2 
zuunterst. Die GPK, Sie haben den Antrag von Grossrat 
Pfenninger gehört. Da, diesen Antrag stelle ich noch zur 
Diskussion jetzt.  
 
Regierungsrat Schmid: Ja, ich nehme an, weil sich jetzt kein 
Ratsmitglied gemeldet hat, wird der Antrag der GPK, den 
auch die Regierung unterstützt, nicht bestritten. Dann wäre 
entsprechend diese Position 364002 auf null Franken zu re-
duzieren. Weil aber Ihr Rat dem Antrag Michel stattgegeben 
hat, ist entsprechend diese Position dann wieder um 125'000 
Franken zu erhöhen. 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Regierungsrat Schmid, jetzt 
müssen Sie mich aber aufklären. Vorher in der Diskussion 
wurde es so geäussert, dass wir das beschliessen können un-
ter dieser Rubrik und die Regierung dann aushandelt, unter 
welcher Position diese 125'000 Franken dann eingebucht 
werden im Budget und jetzt, ist das jetzt schon vollzogen? 
 
Regierungsrat Schmid: Sie sehen, wie schnell die Regierung 
arbeitet. 
 
Abgeänderter Antrag der GPK zur Position .364002 
Reduktion des Beitrags um 125'000 Franken von 250'000 
Franken auf 125'000 Franken 
 
Standespräsident Möhr: Ich muss über den Antrag von der 
GPK abstimmen lassen. Es handelt sich eben, wie korrigiert 
worden ist, um 125'000 Franken. Sehen Sie das auch so, 
Grossrat Pfenninger? Gut. Gibt es noch Wortmeldungen zu 
diesem Antrag der GPK.  
 
Hardegger: Entschuldigung, wenn ich eine Verständnisfrage 
habe. Es geht ja darum, die Klinik als öffentlich-rechtliche 
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Klinik zu anerkennen und gehört es da nicht ins Gesund-
heitsamt?  
 
Standespräsident Möhr: Wir sind beim Gesundheitsamt, 
Grossrat Hardegger.  
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem abgeänderten Antrag der GPK mit 
94 zu 0 Stimmen. 
 
 
.364020 Beiträge an subventionierte Spitäler für medizi-
nische Leistungen 
 
Hardegger; Sprecher Kommission für Gesundheit und So-
ziales: Ich spreche zur Position 364020 Beiträge an subven-
tionierte Spitäler für medizinische Leistungen und stelle na-
mens und im Auftrag der Kommission für Gesundheit und 
Soziales folgenden Antrag. Die nicht realisierbare Sparmass-
nahme 12 A, Aufhebung der Marktzulage im Spitalbereich, 
im Betrag von 4 Millionen Franken, ist ersatzlos, d.h. defini-
tiv zu streichen. Die Budgetposition 364020 erhöht sich da-
durch um vier Millionen Franken auf 73,44 Millionen Fran-
ken. In meinen anschliessenden Äusserungen oder Ausfüh-
rungen werde ich den Antrag begründen. Vorerst möchte ich 
jedoch festhalten, dass sich die Kommission für Gesundheit 
und Soziales hinter die übrigen Anträge der Regierung für 
die Betriebsbeiträge 2005 an die Spitäler im Kanton stellt. 
Angesichts der Unsicherheiten im Zusammenhang mit dem 
Wechsel von der Defizitfinanzierung zur pauschalen Leis-
tungsabgeltung, hat die Kommission eine Delegation der 
Spitaldirektoren eingeladen, ihre Beurteilung zu den von der 
Regierung beantragten Eckwerten abzugeben. Die Absicht 
der Kommission war es, allfällige Vorbehalte der Leistungs-
erbringer, aber auch die Gegenargumente des Departements 
anzuhören, um Ihnen, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, 
mit gutem Gewissen die Meinung der Kommission zu den 
Anträgen der Regierung bekannt geben zu können. Die Spi-
talfinanzierung ist eine sehr komplexe Materie, welche so-
wohl für die Kommissionsmitglieder, als auch für die übri-
gen Mitglieder des Grossen Rates nur schwer zu durchschau-
en ist. Der Kommission hat der unkonventionelle Weg mit 
der Anhörung der Spitaldirektoren, welche teilweise Kritik 
hervorgerufen hat, gute Dienste zur Meinungsbildung geleis-
tet.  
Das neue Spitalfinanzierungssystem, welches am 1. Januar 
2005 in Kraft tritt, birgt in Bezug auf seine finanziellen 
Auswirkungen ungleich mehr Unsicherheiten und Fragezei-
chen in sich als übliche Gesetzesrevisionen. Schlussendlich 
wird erst das Ergebnis des Rechnungsjahres 2005 zeigen, ob 
die Regierung mit ihren Berechnungsgrundlagen richtig lag 
oder nicht. Allenfalls kann dann der Grosse Rat bei der 
nächsten oder übernächsten Budgetierung erforderliche Kor-
rekturen vornehmen. Die Kommission erachtet diese mo-
mentane Unsicherheit als unvermeidbar und vorübergehend 
und deshalb akzeptabel. Bekanntlich basiert der standardi-
sierte Fallaufwand auf einer Mixrechnung der günstigeren 
Spitäler. Derjenige Teil der Spitäler, die nicht zu diesem 
Kreis gehört hat, wird per Saldo weniger Geld erhalten als 
bisher. Den Trägerschaften war dies bekannt und sie hatten 
in den vergangenen Monaten die Möglichkeit, oder wo dies 
nicht wahrgenommen worden ist haben sie in den nächsten 
Monaten die Zeit, sich darauf einzustellen. Der jährliche 
Kennzahlenvergleich mit anderen Spitälern und die Ausrich-
tung an den qualitativ guten Spitälern ist für die Spitalleitun-
gen ein Muss für die Zukunft. Wenn ein Spital kostenmässig 

überbordet, werden die Gemeinden die Zeche dafür zu be-
zahlen haben. Dieser Mechanismus, der mit dem Wechsel im 
Finanzierungssystem verbunden ist, wird ein verstärktes 
Kostenbewusstsein in den Regionen zur Folge haben und 
weitere Spareffekte auslösen. Einige Spitäler werden anfangs 
Mühe damit haben und die entsprechenden Spitalregionen 
werden deshalb mit höheren Defizitanteilen rechnen müssen 
als bisher.  
Mit diesen ganz kurzen Ausführungen habe ich versucht, die 
Auswirkungen des neuen Spitalfinanzierungssystems auf die 
Regionen, beziehungsweise die Gemeinden darzulegen. Da-
mit bin ich nun beim Antrag auf Streichung dieser Spar-
massnahme. Anlässlich der Spardebatte im Juni 2003 wurde 
darauf hingewiesen, dass es sich bei der Aufhebung der 
Marktzulage, um eine nicht realisierbare Sparmassnahme 
handle. Zu diesem Zeitpunkt stand das Projekt Progress in 
Bearbeitung. Dieses sah vor, das Lohndefizit in einigen Be-
rufen des Gesundheitswesens auszugleichen, um die Konkur-
renzfähigkeit der Spitäler im Kanton Graubünden bei der 
Personalrekrutierung wieder herzustellen. Dies ist mit die-
sem Projekt auch gelungen. Die Abwanderung, vor allem des 
Pflegepersonals ins Unterland konnte gestoppt werden, weil 
der Lohnniveauunterschied heute wohl nicht ganz ausgegli-
chen, aber doch nicht mehr so gravierend ist wie vorher. Die 
Marktzulage wurde bereits per 31.12.2003 aufgehoben. Es 
gibt also nichts mehr zu streichen. Damit könnten wir die 
Diskussion hier eigentlich abschliessen. Dem ist aber natür-
lich oder leider nicht so. Die Regierung hat selber festge-
stellt, dass sich die Sparmassnahme Marktzulage nicht um-
setzen lässt. In einem solchen Fall hat sie nach Alternativen 
Ausschau zu halten. Sie ist zum Schluss gelangt, dass diese 
im Spitalbereich zu suchen sind und dort somit trotzdem vier 
Millionen Franken einzusparen sind. Es stellt sich die Frage, 
ob dies gerechtfertigt und möglich ist. Nach Ansicht der 
Kommissionsmehrheit ist dieses Ansinnen weder gerechtfer-
tigt noch möglich. Sie ist davon überzeugt, dass die Spitäler 
nicht in der Lage sein werden, diese – neben dem neuen Fi-
nanzierungsmodell – zusätzliche, ich betone zusätzliche Be-
lastung aufzufangen. Das Spitaldefizit wird sich um diesen 
Betrag erhöhen und die Trägergemeinden haben dafür auf-
zukommen. Der Kostendruck auf die Spitäler, oder der ge-
wünschte Kostendruck auf die Spitäler, das bestreite ich 
überhaupt nicht, wird alleine wegen dem neuen Spitalfinan-
zierungssystem zunehmen. Es war der ausdrückliche 
Wunsch des Grossen Rates, dass das Sparpaket nicht zu einer 
Verlagerungsübung auf die Gemeinden werden darf. Ge-
schätzte Kolleginnen und Kollegen, halten wir doch an die-
sem Grundsatz fest. Aufgrund der Erkenntnisse mit dem Spi-
talfinanzierungssystem und aus politischen Gründen ist diese 
ersatzlose Streichung angezeigt. Allfällige Befürchtungen, 
dass damit Begehrlichkeiten geweckt werden, sind meines 
Erachtens nicht stichhaltig. Meine Damen und Herren, wir 
haben es in der Hand, über solche Begehrlichkeiten zu ent-
scheiden. Ich traue uns zu, im richtigen Zeitpunkt Nein sagen 
zu können. Beim Antrag der Kommission geht es nicht um 
eine Begehrlichkeit, sondern um die Streichung einer Spar-
massnahme, die unweigerlich eine Kostenverlagerung auf 
die Gemeinden zur Folge hat. Bitte folgen Sie dem Antrag 
der Kommissionsmehrheit.  
 
Antrag der Kommissionsmehrheit für Gesundheit und Sozia-
les (Kommissionsmehrheit, 6 zu 3 Stimmen) 
Die nicht realisierbare Sparmassnahme 12 A Aufhebung der 
Marktzulage im Spitalbereich im Betrage von vier Millionen 
Franken ist ersatzlos, d.h. definitiv zu streichen. Die Budge-
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position 3212.364020 erhöht sich dadurch um vier Millionen 
Franken auf 73,44 Millionen Franken. 
 
Jäger: Ich unterstütze den Antrag Hardegger und bitte Sie, 
den Antrag, den Grossrat Hardegger im Namen seiner 
Kommission gestellt hat zu genehmigen. Die Diskussion um 
die Teilrevision des Gesetzes über die Förderung der Kran-
kenpflege ist uns allen noch bekannt. Bei der Vernehmlas-
sung zu jener Gesetzesveränderung, wurde von Seiten der 
Gemeinden schon ausführlich die Befürchtung geäussert, 
dass das neue System zu Lastenverschiebungen zwischen 
dem Kanton und den Gemeinden führen könnte. Die Regie-
rung hat in der Botschaft Heft Nr. 4 auf Seite 778 dann zu 
diesen Befürchtungen ausführlich Stellung genommen. Es 
gibt da ein Zwischentitel, den ich Ihnen vorlese für ein gan-
zes Kapital. Der Titel heisst: „Das neue Finanzierungssystem 
soll zu keiner grundsätzlichen Lastenverschiebung zwischen 
Gemeinden/Trägerschaften und Kanton führen“. Das war das 
Ziel, Grossrat Hardegger hat darauf hingewiesen. Und die 
Regierung schreibt dann selbst in der Botschaft, ich zitiere: 
„Dadurch, dass der Grosse Rat im Rahmen der Budgetdebat-
te über die Höhe der Beiträge an die Spitäler befindet, hat er 
es in der Hand, entsprechende Lastenverschiebungen zu 
vermeiden“. Heute ist die Stunde der Wahrheit gekommen. 
Heute hat nun unser Rat es in der Hand zu entscheiden, ob 
wir nun eine relativ grosse Lastenverschiebung zu Lasten der 
Gemeinden vornehmen oder eben nicht vornehmen. Ge-
schätzte Damen und Herren, das neue System ist noch nicht 
definitiv abschätzbar. Diejenigen, die sich mit Gesundheits-
politik befassen, haben in den letzten Monaten immer wieder 
andere umfangreiche Unterlagen erhalten. Die Tabellen und 
Statistiken, die haben sich geglichen und waren doch jedes 
Mal wieder anders. In der Presse konnte man am letzten 
Freitag, Bündner Tagblatt lesen, Böses Erwachen für Ge-
meinden. Und mindestens diejenigen unter ihnen und es sind 
einige dabei gewesen, die am 11. November 2004 im Kreuz-
spital Chur in der alten Cafeteria vom Präsidenten des Ge-
meindeverbandes Spitalregionen Churer Rheintal und vom 
Vertreter der Spitäler Chur AG, Herr Dr. Bachmann, orien-
tiert wurden, die wissen, was das böse Erwachen heisst. Es 
ist schwierig für die Spitalträger zu budgetieren. Es ist äus-
serst schwierig. Und die Gemeinden, respektive die Gemein-
deverbände, die haben dann entsprechend dieser Budgetie-
rung ihre Budgets zu machen. Der Gemeindeverband Spital-
region Churer Rheintal hat am 30. September einem Budget 
zugestimmt, das bei 10,3 Millionen Franken lag. Sechs Wo-
chen später erhalten wir, die Vertreter der Gemeinden, und 
alle eingeladenen Grossräte der Region, die an dieser Orien-
tierungsversammlung dabei gewesen sind, ein Papier. In die-
sem Papier findet man viele Zahlen. Für die Gemeinden ist 
die Zahl am interessantesten, wie sich der Gemeindebetrag 
nun verändern würde. Und innerhalb von sechs Wochen ist 
die Zahl für die Gemeinden um mehr als zwei Millionen 
Franken nach oben gegangen. Eine Steigerung um mehr als 
20 Prozent. Es hat bisher keine neuen Delegiertenversamm-
lungen gegeben. Das Papier ist einfach einmal, wie man sagt, 
ein Papiertiger. Aber ein Papiertiger mit sehr scharfen Zäh-
nen, die für die Gemeinden nun wirklich schmerzlich sind. 
Es geht einerseits darum, wie wir die Kosten zwischen dem 
Kanton und den Gemeinden verteilen. Es geht aber auch 
noch um etwas anderes. Auch in der Presse konnte man le-
sen, ich habe hier die Südostschweiz vom 26. November vor 
mir, „Keine Entlassungen mehr in Sicht“. Hier geht es um 
die Umsetzung des Churer Spitalplatzprojektes. Sehen Sie, 
wir haben jetzt gerade über die schmerzliche Situation disku-
tiert, die der Spitalplatz Davos in diesen Tagen dramatisch 

erlebt. Bei uns hören sich die Schlagzeilen auf den Punkt ge-
bracht momentan noch so an: der Spitalplatz Chur sei zu rea-
lisieren ohne Abbau von Stellen. Gleichzeitig aber, alle die 
am 11. November dabei waren haben es gehört, hat Dr. 
Bachmann gesagt, die Umsetzung des neuen Finanzierungs-
modells wird nicht ohne massive Entlassungen möglich sein. 
Er hat alleine beim Kreuzspital von einem Stellenabbau von 
70 Stellen gesprochen. Und gleichzeitig wurde uns gesagt, 
diese schlechten Zahlen seien nur dann zu realisieren, wenn 
man diese harten Massnahmen machen würde. Wenn man 
sie nicht machen würde, dann seien auch diese Zahlen noch 
zu wenig hoch. Nun, geschätzte Damen und Herren, ich un-
terstütze Grossrat Hardegger und ich möchte ihn aber gleich-
zeitig jetzt auch noch etwas kritisieren. Er hat davon gespro-
chen, dass man diese Sparmassnahme von vier Millionen 
Franken doch umsetzen könne und dass es da um Begehr-
lichkeiten gehe. Geschätzte Damen und Herren, schauen wir 
der Realität wirklich in die Augen. Sehen wir doch, dass die 
ganze Entwicklung im Gesundheitswesen rasend schnell vo-
rangeht. Alleine die Medizinalkosten, die Technikkosten, für 
jeden Eingriff, nehmen von Jahr zu Jahr in zweistelligen 
Prozentzahlen zu. Ob wir nun der Massnahme so oder so zu-
stimmen, es geht nicht darum, Begehrlichkeiten in den Griff 
zu bekommen. Wir müssen uns bewusst sein, die Gesund-
heitskosten werden weiter explodieren. Auf dem Bildungs-
platz Schweiz z.B. wird laufend weiter geforscht. Und die 
Ergebnisse dieser Forschungen werden uns immer mehr 
Kosten bringen. Wenn wir darauf bestehen, dass der Kanton 
mit dieser Fallpauschale die Kosten limitiert, dann wird es 
irgend jemand anders sein, der die Zeche zu bezahlen haben 
wird. Die Kosten sind nun eben in Bewegung. Es ist eine 
Explosion in Schritten. Es ist nicht ein Knall. Es geht immer 
weiter. Es wird das böse Erwachen für die Gemeinden, wenn 
wir nämlich am Schluss einfach die Gemeinden das zahlen 
lassen. Das böse Erwachen wird in den nächsten Jahren von 
Jahr zu Jahr noch viel böser werden. Die wirkliche Diskussi-
on führen wir noch nicht heute. Wir müssen aber den 
Schwierigkeiten ganz offen in die Augen schauen. Ich bitte 
Sie, den Antrag Hardegger zu unterstützen. Es ist nur ein 
wenig Balsam auf die Schwierigkeiten, die noch auf uns zu-
kommen werden. Vor allem auf die Gemeinden. 
 
Standespräsident Möhr: Meine Damen und Herren, ich muss 
korrigieren. Es ist nicht der Antrag Hardegger, so wie ich es 
auch verstanden habe, es ist der Antrag der Kommission Ge-
sundheit und Soziales. Und ich bin von Kommissionsmit-
gliedern aufmerksam gemacht worden, dass sie nicht eine 
einheitliche Meinung in der Kommission vertreten haben. 
Und es gebe eine Kommissionsminderheit und –mehrheit. 
Und ich entschuldige ich mich bei diesen Mitgliedern, dass 
ich Ihnen nicht zuerst das Wort erteilt habe.  
 
Caviezel (Pitasch): In letzter Zeit haben vor allem die Ver-
antwortlichen der Spitalregion Chur gegen die Sparmass-
nahme A12 gesprochen und dabei eine Welle von Angst und 
Unmut ausgelöst. Gerade diese Spitalregion hat nach den be-
schlossenen Massnahmen den Spitälern anderer Regionen 
empfohlen, die Hausaufgaben ebenfalls zu machen. Man 
müsse auch in den Regionen Massnahmen treffen, Leistun-
gen streichen um Einsparungen zu erreichen. Damals sah es 
für die Spitalregion Chur vornehm aus im neuen Finanzie-
rungssystem einzusteigen. Nun liegen die Zahlen anders vor. 
Auch die Spitalregion Chur kommt nicht ungeschoren davon. 
Das Agieren dieser Spitäler ist für mich nicht korrekt. Auch 
soll es nicht zur Tagesordnung werden, dass Vertreter von 
Organisationen, wie die Spitaldirektorenkonferenz, nach ih-
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ren Launen Anträge über die Kommissionsmitglieder im Rat 
einbringen. Zur Massnahme: diese war Bestandteil des Sa-
nierungsprogramms und wurde vom Rat als Gesamtpaket 
akzeptiert. Darum ist das Herausbrechen einzelner Mass-
nahmen nicht möglich und auch gefährlich. Weitere Organi-
sationen ebenfalls von den Sparmassnahmen betroffen, 
könnten ebenfalls ihre Begehren dem Rat unterbreiten. Das 
ganze Sanierungsprogramm würde wie Schnee im Juni 
schmelzen. Auch um Ungerechtigkeiten zu verhindern, dür-
fen wir nicht nachgeben. Die von der Regierung für 2005 
vorgeschlagenen Beiträge an die Spitäler ergeben einen prak-
tisch identischen Beitrag wie im Jahre 2003. Ohne die 
Marktzulage von vier Millionen Franken ergäbe sich gegen-
über 2003 eine Beitragserhöhung von gut fünf Prozent. Rela-
tiv zum totalen Betriebsaufwand 2003 der Spitäler, welche 
272 Millionen Franken betragen, betragen die vier Millionen 
Franken der Marktzulage nur 1,5 Prozent.  
Diese Zahlen sollten meiner Meinung nach doch keine hohen 
Wellen werfen. Seit den beschlossenen Massnahmen vom 
August 2003, seit anfangs August 2004 liegen die Zahlen 
vor, blieb den Spitälern genügend Zeit Sparmassnahmen um-
zusetzen, wobei nicht das Pflegepersonal Leistungen oder 
Qualität betroffen sind, sondern Stellen, welche vor allem im 
Verwaltungsbereich in den letzten drei Jahren geschaffen 
worden sind. Auch müssen die Trägerschaften den Spitälern 
heute klar machen, dass es keine Kostenverlagerungen auf 
die Gemeinde gibt. Die Budgets müssen in solchen Fällen 
zurückgewiesen werden. Ich bitte Sie, den Antrag Hardegger 
abzulehnen.  
 
Trepp; Präsident Kommission für Gesundheit und Soziales: 
Gestatten Sie mir als Präsident der Kommission noch einige 
Bemerkungen. Schauen wir nochmals etwas zurück. Wie 
kam es zu dieser Marktzulage im Pflegebereich. Als diese 
eingeführt wurde, herrschte Pflegenotstand. Man hatte Mühe 
qualifiziertes Personal zu rekrutieren, ganze Spitalabteilun-
gen mussten geschlossen werden. Dadurch sind erstens gros-
se Einnahmeausfälle und zweitens grosse Extrakosten durch 
teure ausserkantonale Verlagerungen medizinischer Leistun-
gen entstanden, nicht gerade eine ökonomische Meisterleis-
tung. Die Vergleichslöhne für das Pflegepersonal im Kanton 
Graubünden waren damals sehr viel tiefer als in der benach-
barten Deutschschweiz. Durch die Anhebung der Löhne ins 
ostschweizerische Mittelfeld konnte der Personalengpass ei-
nigermassen behoben werden. Die Marktzulage ist nun seit 
diesem Jahr in die neue Besoldungseinreihung eingebaut 
worden. Mit der Umsetzung konnte sich das Pflegepersonal 
einigermassen einverstanden erklären.  
Es war zum vorneherein mehr als fragwürdig, eine kaum 
gewährte Lohnanpassung im Pflegebereich, die zur Sicher-
stellung der Pflege in den Spitälern dringend notwendig war, 
kurz nach deren Einführung wieder als Sparmassnahme zu 
streichen. Nun soll diese nicht vollständig realisierbare 
Sparmassnahme durch die Hintertüre wieder eingeführt wer-
den, indem der Kanton die Beiträge der Fallpauschalen ein-
fach um diesen Betrag von vier Millionen Franken reduziert. 
Mit der Fallpauschale werden die Spitäler leistungsabhängig 
vom Kanton für ihre erbrachten Behandlungsleistungen ver-
gütet. Diese Reduktion ist keine leistungsbezogene Redukti-
on, sondern eine sachfremde Reduktion. Verursacht, wie 
schon gesagt, durch diese nicht realisierbare Sparmassnah-
me. Hier werden zwei Dinge vermischt, die nichts mit der 
neuen Spitalfinanzierung zu tun haben und diese auch unnö-
tigerweise in Misskredit bringt. Infolge unterschiedlicher Be-
rechnungsarten mit einem tieferen Teuerungsindex über den 
nur die Zukunft Auskunft geben kann, entsteht eine zusätzli-

che Deckungslücke für die Spitäler von 1,5 Millionen Fran-
ken. Über diese kann man in guten Treuen durchaus ver-
schiedener Meinung sein. Unsere Kommission hat dazu be-
schlossen, keinen zusätzlichen Antrag zu machen.  
Die Budgets der Spitäler, die schon aufgrund der neuen Spi-
talfinanzierung neu angepasst wurden, müssten jetzt noch-
mals innert weniger Wochen neu angepasst werden. Was hat 
das für Auswirkungen? Wenn die Budgets, die zu etwa 70 
Prozent aus Personalkosten bestehen, nicht mehr abgeändert 
werden können, heisst das, dass die ganzen zusätzlichen vier 
Millionen Franken auf die Gemeinden abgewälzt werden 
müssen. Dies war während der Debatte zum neuen Spitalfi-
nanzierungsgesetz letzten August weder vom Grossen Rate 
noch von der Regierung beabsichtigt. Wenn das jetzt be-
schlossen wird, würde dies gegen Treu und Glauben verstos-
sen. Nur für Extrawürste müssten die Gemeinden selbst ein-
springen, hiess es. Hier handelt es sich um Gemeindebud-
gets, Personal- und Patientinnen, nicht um Extrawürste. 
Wenn die Gemeinden die zusätzlichen Beträge nicht bezah-
len wollen oder können, heisst das, entweder werden die 
Steuern erhöht oder es kommt zu einem zusätzlichen Perso-
nalabbau von etwa 100 Stellen auf dem Spitalplatz Graubün-
den. Auf dem Spitalplatz Chur müssten alleine etwa 50 Men-
schen entlassen werden. Dieser Abbau kann sicher nicht nur 
im technischen und administrativen Bereich erfolgen, wie 
man versucht uns weis zu machen. Auch dort mussten in den 
letzten Jahren durch nicht selbst beeinflussbare Vorschriften 
mehr geleistet werden. Kürzere Hospitalisationszeiten, 
TARMED, Kodierungssystem und anderes mehr. Ein solcher 
Personalabbau würde ganz klar zu einem massiven Leis-
tungsabbau führen. Auch das wollte im August niemand ver-
antworten. Es wäre ein weiterer Verstoss gegen Treu und 
Glauben, dies gegenüber allen zukünftigen Patientinnen.  
Ich möchte kurz illustrieren, was ein Leistungsabbau im 
Pflegebereich bedeuten kann. Sie alle können sich sicher an 
die in den letzten Jahren vorgekommenen tödlichen Zwi-
schenfälle in den Spitälern von Luzern, Bern und Zürich er-
innern. Solches wird auch bei uns unter zunehmendem 
Druck immer häufiger vorkommen. In einer der renommier-
testen amerikanischen Zeitschrift, dem „JAMA“ wurde eine 
Studie mit über 230'000 Patienten auf chirurgischen und or-
thopädischen Abteilungen publiziert. Darin wurde festge-
stellt, dass wenn eine Krankenschwester sechs statt vier Pati-
enten betreuen muss, neun Prozent mehr Menschen an ihren 
Komplikationen sterben. Betreuen sie acht statt nur vier Pati-
enten, steigt das Risiko an Komplikationen zu sterben gar auf 
30 Prozent an. Insgesamt war die Todesrate bei den am we-
nigsten betreuten Patienten zwei Prozent höher. Andere Fak-
toren spielten keine Rolle. Was nützt eine Top-Operation, 
wenn nachher das Personal aus Zeitmangel eine Lungenem-
bolie nicht rechtzeitig bemerkt. Kostendruck und mangelnd 
qualifiziertes Personal begünstigen solche Situationen. Wol-
len Sie wirklich die Schraube im Spitalbereich noch weiter 
anziehen, noch mehr aus den Menschen herauspressen und 
gleichzeitig weitere hundert Menschen auf die Strasse stel-
len. Das wäre schlicht und einfach nicht zu verantworten.  
Ich bin für eine leistungsorientierte Spitalfinanzierung. Ich 
bin aber gegen einen Leistungsabbau, gegen Entlassungen 
und gegen eine Abwälzung der Kosten auf die Gemeinden. 
Überladen Sie bitte das Fuder nicht. Hat nicht sich die Regie-
rung neulich beim Bund über die Abwälzung der Kosten auf 
den Kanton bitter beklagt? Wie heisst es doch so trefflich: 
Die letzten beissen die Hunde. Es sind aber Patienten, die es 
letztlich treffen wird. Seien wir uns dessen bewusst, stimmen 
Sie dem Kommissionsantrag der KGS zu. Er wurde mit 
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sechs zu drei Stimmen gefällt. Ich danke und hoffe, Sie un-
terstützen den Antrag von Kollege Hardegger.  
 
Capaul: Sie wissen meine Damen und Herren, dass ich mich 
hier im Rat in erster Linie als Vertreter der Gemeinde sehe. 
Es mag Sie deshalb erstaunen, dass ausgerechnet ich trotz-
dem in der Kommissionsminderheit für die volle Umsetzung 
der Sparmassnahme bin. Das hat aber etwas mit Standfestig-
keit zu tun und wohl auch damit, dass ich kein guter Slalom-
fahrer noch Wendehals bin. Und mich auch nicht von den 
Spitaldirektoren, die mitunter sogar nicht davon zurück-
schrecken Fantasiezahlen in die Welt zu setzen, einschüch-
tern lasse. Was die Zahlen der Spitalvertreter betrifft und 
dies zu Kollege Jäger, sind diese in der Kommission sachge-
recht und unmissverständlich von Regierungsrat Schmid und 
Dr. Leuthold widerlegt worden.  
Tatsache bleibt, dass wir diese Massnahme bereits im Juni 
2003 beschlossen haben. Wobei ich noch anmerken möchte, 
dass ich damals gegen diese Massnahme war aber als guter 
Demokrat einen auch für mich negativen Parlamententscheid 
mittrage. Also hätte man genug Zeit gehabt, um diese Spar-
massnahme umzusetzen. Zur Begründung im Einzelnen:  
Erstens: Die Massnahme war Bestandteil des Sanierungspro-
gramms und wurde vom Grossen Rat als Teil eines umfas-
senden Gesamtpakets akzeptiert. Das nachträgliche Heraus-
brechen dieser einzelnen Massnahme könnte auch von ande-
ren Massnahmen betroffen zu neuen Begehrlichkeiten füh-
ren.  
Zweitens: Die von der Regierung für 2005 vorgeschlagenen 
Beiträge an die Spitäler ergeben in Summe einen praktisch 
identischen Beitrag wie 2003. Ohne Sparmassnahme-
Marktzulage ergebe sie gegenüber 2003 eine Betriebserhö-
hung von gut fünf Prozent.  
Drittens: Bezogen auf das Total des Betriebsaufwandes 2003 
der Spitäler von 272 Franken betragen die vier Millionen 
Franken nur 1,5 Prozent. Wer vorgibt eine solche Sparmass-
nahme nicht realisieren zu können, will einfach nicht. Klar 
ist aber auch, dass dann Kollege Feltscher seine Büchsenpy-
ramide endgültig versorgen kann.  
Viertens: Wenn man es will ist es klar, dass es den Spitälern 
möglich wird, auch diese Sparmassnahme vorzunehmen. Sie 
müssen nicht einmal ihren Betriebsaufwand reduzieren. Sie 
erreichen dies allein schon durch eine Verminderung des 
Wachstums des Betriebsaufwandes. Aufgrund der mit dem 
neuen Finanzierungssystem verbundenen Reduktion der ope-
rativen Vorgaben an die Spitäler, sollen diese den gegebenen 
Freiraum nutzen, und operative Anpassungen vornehmen, 
die zum gewünschten Spareffekt führen.  
Fünftens: Statt uns mit Fantasiezahlen und Anträgen zu ver-
sorgen, würden die Initianten des Antrages besser einmal alle 
Spitaldirektoren, Altersheimleiter und Spitexorganisationen 
einladen, einmalig einen Verzicht auf den Lohnstufenanstieg 
in allen Betrieben vorzunehmen und alle miteinander diese 
Massnahme durchziehen. Allein für die Spitäler liesse sich 
auf Basis des Aufwandes 2003 gut zwei Millionen Franken 
Betriebsaufwand einsparen. Würden auch alle Altersheime, 
Pflegeheime sowie Spitexorganisationen mitziehen, könnten 
weitere bedeutende Millionen Franken für Kanton und Ge-
meinden eingespart werden und dem Personal immer noch 
eine Lohnerhöhung von ein Prozent unter dem Titel Teue-
rungszulage gewährt werden.  
Sechstens: Schliesslich bin ich auch der Meinung, dass der 
Druck der politischen Ebenen Kanton wie Gemeinden ge-
genüber den Spitälern aufrechterhalten werden muss. Die 
Spitaldirektoren wollen einfach nicht sparen und haben es 
bisher auch nicht tun müssen, da ja die Restdefizite über-

nommen wurden. Auch die Gemeinden sind gefordert den 
Tarif durchzugeben ansonsten im Gesundheitswesen alles 
genau so weiter läuft wie bis anhin. Weil ich ja eine Ände-
rung im Denken und Handeln der Spitäler und ihrer Verant-
wortlichen verlange, unterstützt die Kommissionsminderheit 
den Antrag der Regierung.  
Siebtens: Sollte der Antrag der Kommissionsmehrheit wider 
erwarten trotzdem die Mehrheit im Rate finden, sähe ich 
mich schon aus Gründen der Gerechtigkeit gezwungen, beim 
Bereitschaftswesen eine Erhöhung der Abgabe zu beantra-
gen. Jene Spitäler, die vom Antrag Kommissionsmehrheit 
am meisten profitieren würden, müssten höhere Abgaben 
leisten, so dass unter dem Strich in etwa ein Nullsummen-
spiel resultieren würde. Jetzt noch eine Bemerkung zu Kol-
lege Trepp. Er hat von 100 Stellen gesprochen im Kanton, 
wenn man von 100 Stellen spricht, wäre das ein Sparpotenzi-
al von zehn Millionen Franken und nicht von vier Millionen 
Franken. Ich hoffe, dass Sie die Kommissionsminderheit un-
terstützen können.  
 
Standespräsident Möhr: Immerhin, immerhin Herr Capaul. 
Die Diskussion ist noch offen für Mitglieder der Kommissi-
on. Grossrat Portner. 
 
Portner: Ich gestehe, dass ich an dieser Sitzung nicht zuge-
gen war, weil ich zeitlich einfach nicht möglich war, weil es 
relativ kurzfristig angesetzt wurde. Ich gehöre somit weder 
zur Mehrheit noch zur Minderheit und erlaube mir deshalb 
auch eine eigene Meinung zu haben. Ich suche einen anderen 
Anknüpfungspunkt. Das habe ich schon einige Male hier er-
wähnt. Ich möchte als Parameter den Patienten ins Zentrum 
stellen und von hier aus die Frage aufrollen oder das Problem 
was dem Patienten besser dient. Was ist machbar für die Spi-
täler von der Administration her? Dann möchte ich daran er-
innern, dass das ärztliche Prinzip als Minimalvorgabe we-
nigstens nicht schaden, wenn man schon nicht heilen kann 
oder helfen. Und dann wurde von Anfang an bei dieser gan-
zen Spital- und Gesundheitsdebatte immer wieder darauf 
hingewiesen, es sollte sich um reversible Prozesse handeln. 
Also Prozesse, die man wieder umkehren kann, wenn sie 
sich nicht bewähren sollten. Das ist schwierig, ich gebe es 
zu, ich mache auch keine Vorwürfe, wenn da andere Ideen 
usw. vorliegen.  
Der andere Parameter auf der anderen Seite, der zu beachten 
ist, ist eben die Sparvorgabe. Man hat damals zugestimmt. 
Ich glaube aber, ich bitte um Verzeihung, wenn ich es falsch 
in Erinnerung habe Regierungsrat Schmid, dass man einmal 
sagte, ganz so in Stein gehauen, sind diese Vorgaben beim 
Sparpaket auch nicht. Man muss dann schauen, was dann 
machbar ist usw. Das war als Regierungsrat Schmid damals 
stark unter Druck kam und Angst hatte, dass dieses ganze 
Paket nicht durchginge. Jetzt wird das alles umgekehrt und 
es heisst immer wieder, ja ihr, der Grosse Rat habt ja gesagt, 
man müsse. Es spielt keine Rolle, das gehört zum politischen 
Spiel, es soll kein Ball hin und her geschoben werden. Es 
drängt sich also irgendwie eine Kompromisslösung auf. Das 
ist ja auch unser System nach wie vor. Und da möchte ich 
jetzt wieder etwas anfügen, die Gemeinden sind mir viel-
leicht nachher böse, das gehört auch zur Politik; also der 
Kanton scheint mir der zuverlässigere und potentere Partner 
zu sein als die Gemeinden, wenn es darum geht, Spitäler 
nachher ernähren zu müssen, Defizite auszugleichen und 
weiss ich was alles. Und schon aus diesem Grunde, weil 
beim Kanton nur ein Ansprechpartner da ist. Bei den Ge-
meindeverbänden sind es ja X Gemeinden dann, die man 
fragen muss, die zu einem Beschluss kommen müssen. Und 
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ich glaube auch, dass der Kanton eher Möglichkeiten hat, fi-
nanziell auszuweichen. Irgendwo anders dann irgendetwas 
vielleicht einzusparen.  
Ich möchte nicht sagen, dass das Gesundheitswesen irgend-
wie eine Priorität hat, aber man sollte vielleicht doch einmal 
darüber diskutieren. Diese Frage wurde schon von Geschei-
teren aufgeworfen. Was ist uns das Gesundheitswesen im 
heutigen Zustand Wert? Das ist die Frage, die jeder Bürger 
für sich einmal beantworten muss. Ich glaube, Grossrat Au-
gustin, Chef der Krankenkassen kann mir das bestätigen, 
dass das eine zentrale Frage ist. Was wollen wir uns Spitäler 
von dieser Statur in Chur kosten lassen? Oder wollen wir das 
sogar auslagern ins Unterland? Wollen wir es sogar ausla-
gern ins Ausland? Das sind die nächsten Schritte, die kom-
men müssen. Von denen schrecke ich auch zurück, aber man 
muss es einmal in den Mund nehmen. Ich bin im Prinzip für 
diese Einsparungen, das muss ich ganz klar festhalten. Aber 
es kommt, wie ich gehört habe, zu kurz, zu heftig. Man muss 
den Spitälern Gelegenheit geben, auch dem Gesundheitsamt, 
dem Sanitätsdepartement, Erfahrungen zu sammeln. Ich bin 
der Meinung man muss jetzt vor 05 einmal das nicht realisie-
ren und nachher aber das vielleicht stufenweise einführen. 
Ich glaube es hat hier Leute, die solche Konzepte sich inten-
siver überlegt haben. Ich möchte jetzt nur einmal in diese 
Richtung eröffnen und falschen Meinungen zuvorkommen, 
dass ich da irgendwie zur Mehrheit oder Minderheit gehöre. 
Also, zusammengefasst, nicht das Kind mit dem Bade aus-
giessen, wie es gesagt wurde. Patient im Zentrum. 2005, das 
da weglassen, also die vier Millionen Franken zahlen, d.h. 
die Fallpauschale würde steigen. Und dann aber abgestuft 
vorgehen, nach den Erfahrungen, die man 2005 macht.  
 
Christ: Ich spreche wieder für die Kommissionsmehrheit 
betreffend der Aufhebung der Sparmassnahmen 12. Ein 
Grund dafür, dass ich für diese Aufhebung bin, ist, dass diese 
gar nicht durchführbar ist. Es ist unmöglich, diese auf den 1. 
Januar 2005 umzusetzen. Man kann schon gar nicht so kurz-
fristig Leute entlassen. Wir wissen aber alle, dass diese die 
einzige effiziente Möglichkeit ist, um wirklich Einsparungen 
zu machen. Dies müsste nun im Rahmen der Einführung der 
neuen Spitalfinanzierung geschehen. Dies war ursprünglich 
nicht so vorgesehen. Man hat quasi die Spielregeln während 
des Spiels geändert. Es ist ja nun nicht so, dass keine Einspa-
rungen erfolgen. Die Sparmassnahme 14, immerhin auch 
zwei Millionen Franken, ist unbestritten und deren Umset-
zung auf den 1. Januar 2005 ist realistisch und wird erfolgen. 
Wir alle müssen uns ganz klar bewusst sein, welche Konse-
quenzen die Umsetzung der Sparmassnahme zwölf nach sich 
zieht. Ganz klar ist, dass die Gemeinden stärker belastet 
würden und zwar massiv. In der August-Session wurde aber 
betont, dass genau dies nicht geschehen werde. Wir haben es 
nun in der Hand, dies auch wirklich zu verhindern. Dann 
müssen wir uns die Frage stellen, ob wir einen Leistungs- 
und Qualitätsabbau in Kauf nehmen wollen. Dieser könnte 
jeden von uns ganz plötzlich persönlich betreffen. Darum 
muss auch jeder von uns sich ehrlich damit befassen und das 
für sich beantworten. Ich kann dazu folgendes sagen. Wäh-
rend der letzten anderthalb Jahre habe ich einige Zeit in Spi-
tälern verbracht. Ich habe festgestellt, dass das Pflegeperso-
nal wie auch die Ärzte sehr oft an der Grenze der Belastbar-
keit arbeiten müssen. Ob dies der Gesundheit der Patienten 
förderlich ist, können Sie für sich selber beantworten. Wenn 
dann nämlich Fehler passieren, wie Sie vorher Grossrat 
Trepp z.B. angetönt hat, hat dies ja sehr gravierende Folgen. 
Diese möchten wir aber dann wahrscheinlich auch nicht ak-
zeptieren. Ich möchte ganz klar keinen Leistungsabbau. Ich 

bitte Sie deshalb dem Antrag der Kommissionsmehrheit zu-
zustimmen. 
 
Hartmann: Die letzte Session hatte ich Mühe, ich habe heute 
wieder Mühe. Kaum haben wir ein Sparpaket abgesegnet 
wollen wir beim ersten Budget, das die Regierung uns bringt, 
schon wieder unkonsequenterweise Abstriche machen. Wo 
gehen wir hin? Wir sind unglaubwürdig und ich glaube, wir 
müssen jetzt halt hart durchbeissen und konsequent sein. 
Und wir dürfen hier nicht diese vier Millionen Franken strei-
chen. Wir müssen das Budget der Regierung akzeptieren. Sie 
versucht uns gute Zahlen aufzubauen. Gehen wir nicht und 
fangen schon beim Ersten an abzubauen, sonst gibt es Ket-
tenreaktionen. Ich möchte auch lieber bessere Strassen und 
mit dem öffentlichen Verkehr. Wir müssen jetzt halt durch-
beissen. Bleiben wir hart. Gegenüber dem Volk sind wir 
auch glaubwürdiger so. 
 
Bucher: Was provozieren wir mit dieser Sparmassnahme? 
Druck auf die Spitäler, Druck aufs Personal, Druck auf die 
Gemeinden? Ich möchte kurz zurückblenden und vor allem 
den Pflegequalitätsblickwinkel beleuchten. Seit Jahren ver-
folge ich nun schon die Entwicklungen im Gesundheitswe-
sen, aus dem politischen wie auch aus dem berufsspezifi-
schen Umfeld. Bei den verschiedensten gesundheitspoliti-
schen Vorlagen, die wir in den letzten Jahren in diesem Rate 
behandelt haben, wurde immer wieder von allen Seiten be-
teuert, dass die Qualitätssicherung allgemein und im Pflege-
bereich gewährleistet bleiben muss. Ich erinnere z.B. an den 
Bericht über die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen. 
In diesem finde ich unter 3. Ziele und Leitsätze der Gesund-
heitspolitik der Regierung, unter 3. folgende Aussage. Ich zi-
tiere: "Die gesundheitliche Versorgung der Bevölkerung des 
Kantons soll weiterhin auf qualitativ optimalem Niveau er-
folgen", Ende Zitat. Weiter finde ich unter der Massnahme 
15 Qualitätssicherung und Qualitätsförderung in allen vier 
Leistungssegmenten des Gesundheitswesens die Aussage: 
"Die Massnahme zur Kostendämpfung verlangen zwingend 
auch Anstrengungen zur Qualitätssicherung. Der Kanton ist 
über Art. 43 Abs. 6 KVG verpflichtet sich zu engagieren", 
Ende Zitat. Die Realität sieht besonders heute anders aus. 
Das Steuer scheint nun in eine andere Richtung zu gehen, 
welche meines Erachtens falsch und nicht verantwortbar ist. 
Zunehmend wurden Stellen im Pflegebereich eingespart. Die 
Pflegezeit beim Patienten reduziert. Heute findet eine Pflege-
fachfrau kaum noch Zeit für aufmunternde Worte am Patien-
tenbett, geschweige denn für eine persönliche Betreuung. Sie 
hetzt immer mehr von Patient zu Patient. Die Pflegequalität 
leidet, aber auch die Berufsmotivation der Pflegenden. Diese 
Entwicklung ist schweizweit feststellbar und gibt Anlass zur 
Besorgnis. Erst kürzlich wurde in einem Bericht festgehal-
ten, dass die Patientin, der Patient wieder vermehrt im Mit-
telpunkt stehen muss, weil dadurch der Heilungsprozess be-
schleunigt wird. Eigentlich eine alte Weisheit, welche aber 
nicht nach einigen Jahren des Spardrucks wieder neu aufge-
nommen wurde. Beschleunigung des Heilungsprozesses ist 
auch eine Sparmassnahme, meine Damen und Herren.  
Was geschieht nun in Graubünden? Wir erhöhen laufend den 
Druck auf das Personal, warnen in jeder Gesundheitsdebatte 
vor der ausgepressten Zitrone und wollen nicht wahrhaben, 
dass diese Zitrone bereits ausgetrocknet ist. Das Pflegeper-
sonal hält einem solchen Arbeitsdruck mit einer 100-
prozentigen Anstellung, je länger je weniger aus. Dieser 
Druck auf das Personal wird aber nochmals ansteigen, wenn 
wir nun hingehen und die Sparmassnahme 12 aufrechterhal-
ten. Damit provozieren wir zusätzlich einen Qualitätsabbau 
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und marschieren in Richtung Zweiklassenmedizin oder ist 
diese schon Realität? Zusätzlich provozieren wir einen ver-
mehrten Druck auf die Gemeinden und belasten gerade die-
jenigen Gemeinden, die Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
einem grösseren Spital haben, enorm. Wir riskieren auch Ar-
beitsplätze, zu viele Arbeitsplätze, auf welche wir je länger 
je mehr angewiesen sind. Gesamthaft gesehen geht diese 
Rechnung, wenn man sie vom Kosten – Nutzen – Verhältnis 
aus betrachtet, nicht auf. Ich bitte Sie dem Kommissions-
mehrheitsantrag zuzustimmen.  
 
Nigg: Damit dieser Parlamentsbetrieb geordnet aufrechter-
halten werden kann, gibt es Gesetze und Regeln. Zu den Ge-
setzen gehört es, dass die Regierung in ihrer Gesamtheit 
Budgetverantwortung hat. Zu den Gesetzen hat es bis anhin 
gehört, dass die GPK das Budget vorberaten hat. Zu den Ge-
setzmässigkeiten hat es auch gehört, dass die anderen Kom-
missionen im Mitberichtsverfahren sich beteiligt haben bei 
der Beratung von Geschäften. Zu den Regeln würde es mei-
ner Meinung gehören, dass andere Kommissionen, ich meine 
jetzt im Speziellen die Kommission für Gesundheit und So-
ziales, sich nicht auch mit dem Budget befasst. Sich vor al-
lem nicht anmasst kantonale Beamte, und der Direktor des 
Spitalplatzes Chur ist jetzt nämlich mindestens bezüglich des 
Fontanas ein kantonaler Beamter, zu empfangen und diese 
Wünsche vortragen und entsprechende Anträge machen zu 
lassen. Wo kämen wir hin, wenn das jede Kommission ma-
chen würde? Wenn beispielsweise die Kommission für Um-
welt, Verkehr und Energie den Chef des Tiefbauamtes emp-
fangen würde und der hier Anträge machen würde, wenn 
beispielsweise die Kommission für Justiz und Sicherheit den 
Polizeichef empfangen würde und hier Anträge macht ohne 
ein Mitberichtsverfahren zu machen. Ich meine schon aus 
prinzipiellen Gründen ist der Antrag der Kommission für 
Gesundheit und Soziales abzulehnen, damit wir auch in Zu-
kunft eine geordnete Budgetdebatte hier führen können, da-
mit die Regierung als Ganzes ihre Budgetverantwortung 
wahrnehmen kann. Die GPK empfängt jeweils jedes Regie-
rungsmitglied und diskutiert mit ihnen die Budgetposition im 
Einzelnen, die ihr als fragwürdig erscheint. Sie hat auch die-
se Budgetposition Marktzulagen diskutiert, auf Grund des 
Schreibens, dass wir vom Verein Heime und Spitäler be-
kommen haben. Sie kommt aber zum Schluss, die GPK, Sie 
werden das sicher nachher auch noch hören, sie kommt zum 
Schluss, es ist auch schon gesagt worden, dass wir nicht aus 
dem gesamten Sparpaket eine Massnahme herausnehmen 
können und diese hier jetzt im Rahmen der Beratung des 
Budgets 2005 auflösen können. Es gäbe nämlich noch viele 
andere Massnahmen, die angesichts des Budgets hätten los-
gelöst, jetzt wieder aufgeweicht werden könnten. Ich bitte 
Sie daher aus prinzipiellen Gründen schon, damit wir weiter-
hin ein geordneter Budgetprozess haben, diesen Antrag abzu-
lehnen. 
 
Tuor: Ich bitte Sie, den Antrag trotz dem Votum von Kollege 
Ernst Nigg, den Antrag der Kommission oder Antrag Har-
degger zu unterstützen. Ich bin für eine leistungsorientierte 
Spitalfinanzierung. Ich bin aber nur dafür, wenn es sich nicht 
um eine reine Umlagerung der Kosten auf die Gemeinden 
handelt. Diese Sparmassnahme ist, so wie sie dargestellt ist, 
überhaupt nicht umzusetzen und darum muss sie aus meiner 
Sicht gestrichen werden. Denn die Kosten für diese Spar-
massnahme tragen einzig und allein die Gemeinden. Und die 
Gemeinden sind in letzter Zeit wirklich genug gebeutelt 
worden mit den verschiedenen Massnahmen, die wir hier 
auch beschlossen haben und nicht zuletzt auch mit der gan-

zen Ausfinanzierung der kantonalen Pensionskasse. Ich bitte 
Sie, den Antrag Hardegger zu unterstützen. 
 
Beck: Zuerst vielleicht zu Grossratskollege Capaul. Er hat 
Fehler in den Zahlen der Spitaldirektoren kritisiert. Selber 
hat er am Schluss festgestellt, dass er auch einen Faktor zehn 
falsch lag in seinen Zahlen. Ich möchte dazu nur sagen no- 
body is perfect. Mit der Sparmassnahme zwölf, die wir in der 
Juni-Session 2003 beschlossen haben, die im Jahr 2001 be-
schlossene Marktzulage im Spital und Pflegebereich zu strei-
chen, haben wir eine Massnahme beschlossen, die grundsätz-
lich abweicht von dem was uns die Regierung heute vorlegt. 
Mit der Streichung hätte die Marktzulage bei den Spitalkos-
ten in der Höhe von vier Millionen Franken eingespart wer-
den sollen. Diese Massnahme hat man dann aber gegenüber 
den Personalverbänden nicht durchsetzen können. Und fol-
gedessen ist der Spareffekt entfallen. Als Ersatzmassnahme 
verlangt man nun im Budget, von der Regierung vorgeschla-
gen, dass man diese vier Millionen Franken bei den Spitälern 
zusätzlich an irgendeiner Stelle einsparen soll. Für das Jahr 
2005 ist das aber schlicht und einfach nicht möglich. Sie 
kennen alle das Schreiben der Spitaldirektoren. Es ist zwar 
störend, wenn wir als Grossräte von Berufsverbänden oder 
gar von Angestellten des Kantons solche Post erhalten. Das 
ist auch bemängelt worden. Der Sachlichkeit zuliebe gilt es 
aber trotzdem kühlen Kopf zu bewahren. Das Schreiben ent-
hält zwei Botschaften. Botschaft eins: Die Spitäler sind in-
nert drei Jahren in der Lage die vier Millionen Franken ein-
zusparen. Botschaft zwei: Die Umsetzung ist auf das Jahr 
2005 nicht möglich. Konsequenz ist: Für das Jahr 2005 wird 
das Defizit der Spitäler in der Folge um vier Millionen Fran-
ken erhöht. Das Defizit aber haben mit dem neuen Spitalfi-
nanzierungssystem allein die Gemeinden zu tragen. Aus der 
Sparmassnahme zwölf, die in der Pyramide war, ist damit ei-
ne reine Umlagerung auf die Gemeinden entstanden für das 
Jahr 2005.  
Längerfristig sieht es anders aus. Die vier Millionen Franken, 
die der Kanton bei der Marktzulage nicht einsparen konnte, 
soll nun zu 100 Prozent auf die Gemeinden abgeschoben 
werden. Diese Massnahme hat mit der ursprünglichen Mass-
nahme nichts mehr zu tun. Die Massnahme zwölf war eine 
reine Sparmassnahme. Was wir jetzt haben, ist eine reine 
Lastenverschiebung vom Kanton auf die Gemeinden. Gross-
rat Hardegger hat darum Recht, wenn er verlangt, dass die 
zusätzlichen vier Millionen Franken bei der Berechnung des 
standardisierten Fallaufwandes nicht abgezogen werden dür-
fen. Wir können nicht vier Millionen Franken, die der Kan-
ton entgegen seiner ursprünglichen Absicht zu sparen nicht 
in der Lage war, jetzt einfach auf die Gemeinden überwäl-
zen. Ich bin schon ein bisschen krank, darum mache ich ei-
nen Kompromissvorschlag. In einem Punkt gebe ich den 
Hardlinern, die am harten Sparkurs festhalten wollen Recht. 
Wir müssen grundsätzlich den Spardruck aufrechterhalten. 
Man hat ja kommuniziert seitens der Spitaldirektion, dass 
man in der Lage ist, längerfristig diese Einsparung, diese zu-
sätzlichen vier Millionen Franken zu erzielen. Nicht aber auf 
das nächste Jahr. Ich stelle darum einen Antrag, der die vier 
Millionen Franken für das Jahr 2005, da die Umsetzung nicht 
möglich ist, aufteilt zwischen dem Kanton und den Spitälern 
respektive in der Konsequenz über das Rechnungsdefizit na-
türlich auf die Gemeinden. Der Antrag lautet wie folgt: "Ab-
änderung des Antrages 51 auf Seite A 111 51, da soll der Be-
trag für den standardisierten Fallaufwand von 7'320 Franken 
auf 7500 Franken erhöht werden“. Das würde dann bedeuten, 
dass die Budgetposition 364020, wo wir jetzt sind, um zwei 
Millionen Franken erhöht werden müsste auf 71'440'000 
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Millionen Franken. Die GPK hat eingangs durch die Präsi-
dentin und jetzt auch durch Sprecher Grossrat Nigg verlauten 
lassen, dass man jeden Antrag der das Budget verschlechtert, 
bekämpfen wird. Ich denke, man sollte das nicht grundsätz-
lich so formulieren. Man muss schauen, ob ein Antrag in den 
Konsequenzen von Bedeutung und richtig ist und nicht nur 
auf die Wirkungen der buchhalterischen Darlegung achten. 
Darum hoffe ich, dass die Kommission meinen Kompro-
missvorschlag moderat bekämpfen wird. 
 
Antrag Beck 
Erhöhung des Betrages für den standardisierten Fallaufwand 
von 7’320 Franken auf 7’500 Franken. Die Position 
3212.364020 ist in der Folge um den resultierenden Betrag 
von zwei Millionen Franken zu erhöhen. 
 
Casty: Für den Antrag der Kommissionsmehrheit habe ich 
ein gewisses Verständnis. Es kann nicht sein, dass die Ge-
meinden die Zeche für eine nicht im vorgesehenen Fahrplan 
umsetzbare Massnahme des Struktur- und Leistungsprü-
fungsprogrammes zahlen müssten. Es kann aber auch nicht 
sein, dass wir anfangen Massnahme für Massnahme aus dem 
Sanierungsprogramm des Kantons rauszustreichen, nur weil 
Steinbrocken auf dem Realisierungsweg liegen. Das Struk-
turüberprüfungspaket hat im Bereich der A-Massnahmen die 
Genauigkeit eines Strategiepapiers und damit keinen termin-
lichen präzisen Umsetzungszwang. Bei der Massnahme A 
319, die sich aus A 15 und A 18 zusammensetzt, der Neu-
konzeption, Spitalversorgung und Reorganisation Spitalplatz 
Chur, hat die Regierung diese Verzögerung erkannt und auf 
die Realisierung der zwei Millionen Franken im 2005 ver-
zichtet, obwohl bereits heute konkrete Pläne zur Zusammen-
legung dieser Disziplinen im 2005 auf dem Spitalplatz Chur 
bestehen. Bei der Massnahme A 14 hat die Regierung, die 
nicht sofortige Umsetzungsmöglichkeit nicht wahrgenom-
men. Es ist nicht einfach einigen hundert Angestellten einen 
vertraglich zugesicherten Lohn von heute auf morgen zu 
streichen. Viele Vertreter der Gemeinde in den Spitalgremien 
haben schon klar zum Ausdruck gebracht, dass sie hier nicht 
die Zeche des Kantons zahlen werden. Die Gemeinden sind 
nicht bereit, diese unpräzise Geschäftsführung zu bezahlen. 
Damit haben die Spitäler diese Massnahmen voll und ganz 
ab 01.01.2005 umzusetzen. Wenn die Gemeinden das nicht 
bezahlen, muss zwangsläufig in allen Spitälern des Kantons 
den Angestellten der Lohn gekürzt werden oder es werden 
konkrete Leistungen abgebaut. Wir haben das neue Spitalfi-
nanzierungskonzept anlässlich der letzten Session beschlos-
sen. Die Gesundheitskosten des Kantons werden klar bere-
chenbar. Die Steuerungsfunktion, welche vorher beim Kan-
ton war, aber schlecht wahrgenommen werden konnte, wird 
nun stark auf die Gemeinden übertragen. Wenn eine Spital-
region es nicht schafft die Kostenexplosion seines Spitales zu 
bremsen, werden die betroffenen Gemeinden die Zeche ganz 
alleine tragen müssen. Sparmassnahmen müssen auch zeit-
lich umsetzbar sein. Wenn heute ein Spitaldirektor diese 
Massnahme umsetzen will, muss er dies zusammen mit einer 
Änderungskündigung den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
mitteilen. Bei Kündigungsfristen von eins bis sechs Monaten 
greift diese Sparmassnahme nicht sofort. Damit können die 
Spitäler die Vorgaben frühestens ab Mitte Jahr theoretisch 
erfüllen. Bis zu diesem Zeitpunkt bezahlen die Gemeinden 
auf Grund der Fallpauschale die Zeche zu 100 Prozent. Ab 
Mitte Jahr haben es die konsequenten Spitalführungsgremien 
in der Hand für die Durchsetzung der Massnahmen zu sor-
gen. Auf Mitte nächsten Jahres sind die Vorgaben umsetzbar. 
Aus diesen dargelegten Gründen unterstütze ich den Antrag 

von Grossrat Beck. Die Budgetposition um zwei Millionen 
Franken zu erhöhen. Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, 
ich bitte Sie, diesem Kompromissantrag zuzustimmen. Mit 
diesem bleiben wir konsequent in der Umsetzung der Spar-
massnahmen und verlieren nicht die Realität in der zeitlichen 
Umsetzung. 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Als Sprecher der GPK habe 
ich die Ehre auch diese Anträge zu bekämpfen. Es gibt ver-
schiedene Aspekte, die bei dieser Frage zu berücksichtigen 
sind. Es gibt tatsächlich gesundheitspolitische, es gibt regio-
nalpolitische, es gibt kommunalpolitische Fragen, die eine 
Rolle spielen. Dafür kann man Verständnis haben. Es gibt 
aber auch finanzpolitische. Und auch als Finanzkommission 
sieht die GPK hier natürlich eine grosse Gefahr. Ich möchte 
daran erinnern, auch als Geschäftsprüfungskommission ha-
ben wir die Aufgabe zu kontrollieren, dass auch die Be-
schlüsse des Grossen Rates umgesetzt werden. Und das ha-
ben wir gemacht im Vorfeld, wir haben diese ganze Proble-
matik auch sehr eingehend in der Kommission diskutiert. 
Und ich möchte Sie einfach daran erinnern, im Juni 2003 ha-
ben wir diese Sparmassnahme A zwölf beschlossen, diese 
Marktzulage zu streichen, im Wissen, dass sie gar nicht um-
setzbar ist. Auch damals haben wir schon gewusst, dass diese 
vier Millionen Franken plus-minus, ich vereinfache es jetzt 
ein bisschen, in dieses Projekt Progress eingebaut werden, 
eben das neue Lohnsystem. Wir haben aber auch in diesem 
Rat beschlossen, dass wir für jede Sparmassnahme, die nicht 
umsetzbar ist, Kompensationen wollen, und zwar im glei-
chen Bereich. Das hat dieser Rat beschlossen. Dass das auch 
Folgen hat auf die Gemeinden, auch das war bekannt. Ich 
habe noch in den Protokollen etwas nachgeschaut, wie im 
Juni diskutiert wurde und habe festgestellt, dass das von 
mehreren Rednerinnen und Redner erwähnt wurde, dass 
mindestens die Gefahr besteht, oder die Wahrscheinlichkeit 
hoch ist, dass diese Kosten nachher schlussendlich den Trä-
gerschaften, und in den häufigsten Fällen sind das die Ge-
meinden, eben dann anheim fallen. Das war bekannt. Und 
dass man nun hingeht und, entschuldigen Sie den Ausdruck, 
ein Jammern und Lamentieren loslässt, wenn das nun auch 
so umgesetzt wird von der Regierung und dass auch die GPK 
das im Sinne wie das der Rat eben beschlossen hat, gut- 
heisst. Das kann ich nicht ganz verstehen. Also ich meine wir 
müssen da irgendwie auf dem Teppich bleiben, auf dem fi-
nanzpolitischen aber auch auf dem Gesundheitsteppich und 
den Dingen ins Auge schauen. Natürlich wird es nicht ein-
fach sein für diese Trägerschaften und für diese entsprechen-
den Spitäler, aber ich möchte Sie im Namen der GPK bitten, 
hier konsequent zu bleiben und die finanzpolitischen Richtli-
nien beizubehalten.  
Ich möchte noch darauf hinweisen, vielleicht im Anschluss 
auf das Votum von Kommissionskollege Nigg, es geht natür-
lich schon darum, dass wir bei diesen ganzen Budgetprozes-
sen irgendwie eine Form der Zusammenarbeit finden. Es 
müsste irgendwie so laufen, dass wir als GPK, die wir eben 
diese Budgetfragen klären müssen, dass wir als Leitkommis-
sion funktionieren können. Und dass allfällige Sachkommis-
sionen dann im Mitberichtsverfahren funktionieren. Wir 
müssen da irgendwo einen Weg finden, ist terminlich viel-
leicht nicht ganz einfach, aber wir müssen hier sicher noch-
mals miteinander diskutieren, dass wir hier nicht entgleisen. 
Hier brauchen wir eine gewisse Klarheit.  
 
Regierungsrat Schmid: Wir haben zum ersten Mal in diesem 
Rate die Gelegenheit im Voraus über die Gesundheitskosten 
zu debattieren und nicht mehr im nachhinein die Budget-
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überschreitungen zur Kenntnis zu nehmen. Und ich glaube, 
das ist doch insoweit wertvoll als wir jetzt bestimmen, in 
welche Richtung es geht und der Grosse Rat kann entspre-
chend auch die politischen Vorgaben geben. Hier möchte ich 
Grossrat Portner den Ball zurückspielen. Es ist nicht so, dass 
die Regierung entscheidet, wie hoch diese Beiträge sind. Es 
ist Ihr Rat, der das Budget verabschieden wird. Insoweit 
kann ich Ihre Auffassung nicht teilen. Wir unterbreiten Ihnen 
einen Antrag und haben auch die Hoffnung, dass Sie diesem 
Antrag folgen werden. Ich werde jetzt versuchen zu begrün-
den, warum dieser Antrag als solcher richtig ist. Wenn ich 
die Geschichte ein bisschen aufrolle, dann ist es in der Tat 
so, dass die Regierung am 16. September kurz nach der Ver-
abschiedung des Sanierungspaketes entschieden hat, dass die 
Marktzulage per Ende 2003 nicht mehr ausbezahlt wird. In-
soweit wäre ja die Sparmassnahme umgesetzt gewesen. Weil 
sich aber die Regierung auch der Schieflagen im Gesund-
heitswesen bewusst war, hat sie darauf verzichtet, das Pro-
jekt Progress sterben zu lassen, sondern hat es umgesetzt und 
das war ganz im Sinne des Personals und das muss hier auch 
mal deutlich gesagt werden. Mit dieser Entscheidung konn-
ten die Schieflagen im Bereich des interkantonalen Verglei-
ches beseitigt werden. Nur hatte diese Konsequenz zur Fol-
ge, dass mit dieser Entscheidung Mehrkosten im Umfang 
von vier Millionen Franken entstanden sind. Im Dezember 
2003, also drei Monate nachdem die Regierung diesen Be-
schluss gefasst hatte, hat die Geschäftsprüfungskommission 
Ihrem Rate beantragt, dass Massnahmen, die nicht umgesetzt 
werden können, durch gleichwertige Massnahmen zu kom-
pensieren sind. Und das ist der Punkt. Die Regierung war 
entsprechend in jedem Fall verpflichtet, Ihnen eine gleich-
wertige Massnahme vorzulegen. Es kann nur das Gesund-
heitswesen sein, der Spitalbereich, wo diese Marktzulage 
kompensiert werden muss.  
Ich mache hier eine Klammer auf. Wir haben im Bereich der 
Psychiatrischen Dienste nämlich diese Sparmassnahme auch 
entsprechend umgesetzt und es ist kein Antrag dort ergangen 
den Beitrag zu erhöhen. Wir haben auch im Bereich der 
Pflegeheime die Reduktion des Beitrags für ausserordentli-
che pflegebedürftige Bewohner umgesetzt. Wir haben ent-
sprechend diese vier Millionen Franken dem Spitalbereich 
zugerechnet und die übrige Million Franken auf die anderen 
Bereiche verteilt. Und hier möchte ich auch noch eine Lanze 
brechen für die Psychiatrischen Dienste Graubünden. Die 
haben ein Nullkostenwachstum in den letzten Jahren gehabt, 
weil wir die Kosten plafoniert haben. Insoweit waren wir 
verpflichtet entsprechend diese Massnahme umzusetzen. 
Jetzt versuche ich aber zu begründen, warum ich glaube, 
dass es richtig ist und warum es auch möglich ist, diese 
Massnahme umzusetzen. Verschiedentlich wurde darauf hin-
gewiesen, dass die Spitäler insoweit nicht Zeit hätten diese 
Massnahmen umzusetzen. Das ist richtig, wenn sie bis heute 
noch nichts unternommen haben. Wir haben Ihnen am 22. 
September den entsprechenden Antrag mit den definitiven 
Zahlen zugestellt. Und ab diesem Zeitpunkt war Ihnen be-
kannt, welches der Antrag der Regierung an den Grossen Rat 
ist. Und jeder seriös handelnde, auch vorsichtig handelnde 
Direktor musste natürlich davon ausgehen, dass die Mög-
lichkeit bestehen könnte, dass der Grosse Rat dem Antrag 
der Regierung folgen könnte. Entsprechend waren diese Zah-
len bekannt. Wenn natürlich in der Zwischenzeit nicht Mass-
nahmen ergriffen worden sind, dann darf man dies jetzt nicht 
dem Kanton als solchen anlasten. Es ist uns auch klar, dass 
gewisse Vorlaufzeiten bestehen um auch Sparmassnahmen 
umzusetzen. Wenn wir nämlich auch ehrlich sind und uns ei-
nen Spiegel vorhalten, dann ist es im Kanton Graubünden so, 

dass wir enorm hohe saisonale Schwankungen haben und 
dass es in der Regel in den Wintermonaten nur beschränkt 
möglich sein wird den Personalbestand abzubauen. In der 
Zwischenzeit sind dann durchaus vorhandene freie Kapazitä-
ten da und das betrifft die Monate April, insbesondere auch 
Mai, teilweise bis in den Juni hinein. Jeder der die Spitalbe-
legungen anschaut sieht, dass unser Kanton auf Grund der 
touristischen Aufgaben, auf Grund der Bevölkerungszahl, die 
sehr stark schwankt, auch grosse unterschiedliche Fallzahlen 
hat.  
Es ist so, dass wir, und das möchte ich hier einmal ausdrück-
lich betonen, im Gesundheitswesen nicht sparen. Wir versu-
chen nur das Kostenwachstum zu dämpfen. Es wird immer 
wieder suggeriert, dass wir im Gesundheitswesen Einsparun-
gen vornehmen würden. Einsparungen tätigen heisst, dass 
gegenüber den Vorjahren weniger Geld ausgegeben wird. 
Und das erzielen wir nicht. Wir versuchen hier, zum ersten 
Mal, die Kosten insoweit zu plafonieren beziehungsweise 
den Anstieg zu bremsen, damit ein Zeichen gesetzt wird. Sie 
können in der Botschaft zur Spitalfinanzierung nachschauen 
über die Kostenentwicklung. Wenn wir nämlich über die 
Sparmassnahmen diskutieren, dürfen wir nicht nur den Bei-
trag des Kantones einbeziehen, sondern es gibt auch die 
Krankenversicherer, die Unfallversicherer, die Invalidenver-
sicherer, die teilweise sehr grosse Kostenträger sind im Spi-
talbereich. Wir sprechen heute von einem Wachstum, bezie-
hungsweise von einem Aufwand von rund 280, je nach Be-
rechnung inklusive unser Frauenspital Fontana, gegen 300 
Millionen Franken. Es geht um ein aufwandseitiges Volumen 
von 300 Millionen Franken. Und insoweit müssen wir jetzt 
diskutieren, ob die Sparmassnahmen verträglich sind oder 
nicht. Wenn Sie das nur auf den Kantonsbeitrag beziehen, 
dann gebe ich Ihnen Recht, dann sind vier Millionen Franken 
ein grosser Beitrag bezüglich 70 beziehungsweise 75 Millio-
nen Franken, je nach Berechnung. Aber wenn man auf eine 
Summe von 300 Millionen Franken abstellt, dann sieht es 
letztlich ganz anders aus. 1996, nur zur Illustration, waren es 
noch 228 Millionen Franken. Im Jahre 2003 waren es schon 
293 Millionen Franken durch die Kostensteigerung.  
Ich gebe Grossrat Jäger Recht. Wir werden auch in Zukunft 
nicht Einsparungen erzielen können im Gesundheitswesen. 
Ich teile Ihre Auffassung, dass dies eine Illusion ist, und ich 
habe auch schon im Rahmen der Spitalfinanzierung versucht, 
dies hier darzulegen. Wir werden auch in Zukunft nicht Ein-
sparungen erzielen. Das einzige was wir machen können ist 
versuchen, das Kostenwachstum als solches zu dämpfen. Ich 
glaube gerade dies ist auch ein Zeichen, wenn Sie dem An-
trag der Regierung folgen, dass der Grosse Rat gewillt ist, 
von seinem Kurs nicht abzukommen, den er eingeschlagen 
hat im Juni 2003, dass auch im Spitalwesen diese Korrektu-
ren vorgenommen werden müssen.  
Ich kann Ihnen auch noch etwas zum Berechnungsmodus sa-
gen. Wir sind ja keine Unmenschen. Wir haben den Gesamt-
aufwand 2003 genommen. Dann haben wir jeweils für die 
nächsten Jahre 5,5 Prozent Teuerung aufgerechnet. 5,5 Pro-
zent, eine solche Teuerung finden Sie in keinem anderen Be-
reich. Erst dann haben wir entsprechend die Sparmassnah-
men dort wieder eingerechnet. Ich glaube, man muss hier die 
Mechanismen sehen. Früher war es natürlich eine andere 
Herausforderung für die Trägerschaft mit einem Spitalbudget 
umzugehen. Hier gebe ich allen Vorrednern Recht, die sagen 
insoweit ist man auch nicht gewohnt mit dieser Verantwor-
tung umzugehen. Früher war es am Ende des Jahres der Kan-
ton der 85 Prozent des Defizits übernommen hat. Und jetzt 
haben wir das System geändert. Jetzt geht es darum, dass 
vorweg Leistungen definiert werden, dass vorweg die Trä-
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gerschaften Einsparpotenzial suchen, wie das Grossrat Aldo 
Tuor auch gesagt hat. Die Zeit habe noch gefehlt. Vielleicht 
war man sich intern auch nicht einig, welche Sparmassnah-
men man umsetzen will. Aber gerade diese Massnahmen 
darf man meines Erachtens nicht dem Kanton anlasten. Und 
ich nenne noch ein weiteres Beispiel. Der Kanton hat bewie-
sen und hat aufgezeigt, indem er die Spitalversorgungskon-
zeption in die Vernehmlassung gegeben hat, dass er bereit 
ist, auch gewisse Konzentrationen vorzunehmen. Und er hat 
Bereiche aufgezeigt, wo man Kosten einsparen kann. Aber 
dann waren es wiederum die Regionsvertreter beziehungs-
weise Gemeindevertreter, welche diese Vorschläge kritisiert 
haben. Teilweise waren es die gleichen Vertreter, die jetzt 
eine Erhöhung des Fallaufwandes des Kantons fordern. Und 
das ist natürlich eine schwierige Rolle, die wir hier versu-
chen wahrzunehmen. Man kann nicht einerseits höhere Be-
träge fordern, aber dann auch nicht bereit sein, auf Leistun-
gen zu verzichten. Und ich glaube einfach, in diesem Um-
feld, steigender Betriebsaufwand, knappere Finanzen, haben 
Sie jetzt die Entscheidung zu treffen, ob wir mit dem von der 
Regierung beantragten Fallaufwand im Jahr 2005 beginnen. 
Die Möglichkeit Korrekturen anzubringen, die besteht später 
immer noch. Die Frage ist, ob Sie jetzt einfach vorweg schon 
korrigieren oder ob Sie jetzt starten wollen und dann, wenn 
Sie die Resultate sehen, die Korrekturen vornehmen. Wir 
möchten jetzt mit dieser Ausgangslage starten, wie das auch 
die Geschäftsprüfungskommission beantragt. Mit diesen 
Fallbeiträgen ist das Jahr 2005 einmal zu durchlaufen und 
dann Bilanz zu ziehen. Dann sieht man auch welche Konse-
quenzen das System gehabt hat.  
Ich kann Ihnen den Nachweis erbringen, dass allein der Sys-
temwechsel als solches eine sehr grosse Wirksamkeit auf das 
Aufwandswachstum hat. Als der Kanton 1998 Budgetvorga-
ben eingeführt hat, hat es im darauf folgenden Jahr praktisch 
keine Kostensteigerung gegeben. Es ist also möglich zumin-
dest teilweise die Kosten in den Griff zu bekommen. Und es 
ist auch nicht so, dass nur das Pflegepersonal darunter zu lei-
den hätte. Wenn man die Personalentwicklung in den letzten 
Jahren anschaut, dann sieht man, dass auch im Support- und 
Verwaltungsbereich ein tendenziell grosser Ausbau des Per-
sonals stattgefunden hat. Ob dies den Patientinnen und 
Patienten zugute kommt, diese Frage kann ich nicht 
beantworten. Ich meine aber, dass auch dort Effizienzgewin-
ne durchaus noch möglich sind. Das Gleiche gilt auch für 
den medizinischen Bedarf. Nicht jede neue Therapie, jedes 
neue Medikament muss unter Berücksichtigung der 
Wirksamkeit und der Optimierung bezüglich der Kosten, 
eingesetzt werden. Auch die Chefärzte geben heute zu, 
indem sie stärker in die operative Verantwortung einbezogen 
werden, dass es auch alternative Möglichkeiten gebe, um 
Kosten einsparen zu können. Und diese Vorschläge, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, die werden erst heute prä-
sentiert, seit wir das System geändert haben. Diese hätte man 
auch schon in den Vorjahren bringen können. Aber jetzt 
besteht natürlich ein gewisser Druck, auch vom Kanton her 
auf die Trägerschaften, dass sie dort Anstrengungen 
übernehmen. Und ich meine auch, dass es keine Verlagerung 
nur auf die Gemeinden als solches ist. Es ist auch die Frage, 
in wie weit die Gemeinden Einfluss nehmen können auf die 
Betriebsbeiträge. Teilweise wird es eine gewisse 
Verzögerung geben. Aber ich bin überzeugt, dass gerade der 
Druck von den Gemeinden her dazu führen wird, dass wir 
eine sachliche Diskussion über zukünftige Leistungen führen 
werden. Insoweit bitte ich Sie, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, diesen Minderheits- beziehungsweise. diesen 
Abänderungsanträgen nicht statt zu geben. Wenn Sie das 
machen, wird Grossrat Capaul eine Erhöhung der 

hung der Abgabesätze beantragen. Auch das könnte man 
letztlich. Aber die Regierung hat sich hier doch schon Eini-
ges überlegt. Wir haben ein System vorgelegt, dass die Ab-
gabesätze so bemessen sind, dass es für des Kantonsspital 
und die Spitäler Davos und Samaden nicht unattraktiv ist 
auch zusatzversicherte Patienten zu behandeln. Wenn sie 
aber den Fallaufwand erhöhen, dann kommt diese Forde-
rung. Diese Forderung kann man auch in den Raum stellen. 
Aber dann schrauben Sie an einem System, dass wir alle 
noch nicht so gut im Detail kennen. Ich glaube, wir sollten 
mit diesen Anträgen hier jetzt beginnen und dann nach an-
derthalb Jahren einen kurzen Rückblick machen. Sie können 
jederzeit die Korrekturen vornehmen.  
 
Hardegger: Zuerst zwei, drei Voten zu gefallenen Aussagen. 
Ich teile die Ansicht meines Ratskollegen Nigg, als GPK-
Mitglied, selbstverständlich nicht. Dass wir als Grossräte uns 
nicht mehr zum Budget, zu einzelnen Positionen äussern dür-
fen. Ich finde diese Aussage nicht gut. Die Budgethohheit 
liegt beim Grossen Rat. Wo kämen wir hin, wenn die Regie-
rung den Antrag unterbreitet, die GPK eine Stellungnahme 
abgibt und wir nichts mehr zu sagen haben. Das finde ich ab-
solut daneben. Das muss ich einfach klar deponieren. Viel-
leicht diskutieren wir einmal diese Frage. Aber ich hoffe, ich 
habe meine Meinung dann nicht geändert. Dann zu Ratskol-
lege Caviezel. Ich finde es nicht sinnvoll, wenn Regionen 
gegeneinander ausgespielt werden. Wenn Sie und Ihr Rats-
kollege Capaul mit der Spitalleitung von Ilanz das Heu nicht 
auf der gleichen Bühne haben, dann ist das euer Problem. 
Und die anderen Regionen dürfen nicht darunter leiden. Bei 
meinem Antrag geht es nur um die Kostenverlagerung auf 
die Gemeinden. Mich beelendet das Votum von Ratskollege 
Capaul. Er hat das Personal in den Spitälern, in den Heimen 
und bei der Spitex ganz negativ beurteilt, die Stufe in Frage 
gestellt. Das kann man machen. Ich weise nur darauf hin, 
dass die Hilfspflegerinnen, vor allem sind es Frauen, die in 
der Gehaltsklasse drei eingereiht sind. Und diese Personen 
sind auf die Stufe angewiesen. Ich bin Ihrer Meinung, dass 
das Kader nicht auf die Stufe angewiesen ist. Zu Regierungs-
rat Schmid. Ich teile die Ansicht. Die Kommission steht hin-
ter den Berechnungen für die Fallpauschale. Um das geht es 
nicht. Es gäbe einiges zu sagen über Kostensteigerung bei 
den Ärzten, Support, Verwaltung, Pflege usw. Bei der Pflege 
ist die Kostensteigerung absolut gering. Das möchte ich sa-
gen. Und das andere teile ich, dort liegt ein gewisses Sparpo-
tential. Da teile ich Ihre Ansicht. Man muss aber diese un-
verhältnismässige Kostensteigerung im Gesundheitswesen 
auch relativieren. Es wäre einmal gut, diese Kostensteige-
rungen im Detail anzusehen. Es waren oftmals nicht die Spi-
täler, die diese Kostensteigerungen verursacht haben, dass 
muss auch klar gesagt werden. Ich denke da nur an den Ge-
richtsentscheid, der den Kanton verpflichtet hat, auch an den 
Grundversicherungskosten der zusatzversicherten Patienten, 
einen Beitrag zu leisten. Irrtum vorbehalten macht allein die-
ser Gerichtsentscheid zwischen 15 und 20 Millionen Fran-
ken, jährlich wiederkehrend, aus. Das muss gesagt werden, 
einfach um diese Aussage von Herrn Regierungsrat zu relati-
vieren.  
Es trifft nicht zu, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
dass die Sparpyramide bisher ohne Schaden über die Runden 
gekommen ist. Sie mögen sich daran erinnern, dass während 
der letzten Session im Zusammenhang mit dem Notariatsge-
setz auf mögliche Einnahmen verzichtet worden ist. Zudem 
kann im Bericht der Geschäftsprüfungskommission zum 
Budget 2005 auf Seite vier nachgelesen werden, dass die 
Sparmassnahme betreffend Fortsetzung des Verzichts auf 
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Wiederbesetzung der vakanten Stellen aus dem Jahr 2003 
ohne Kompensationsmassnahme nicht eingehalten worden 
ist. Mir geht es nicht darum, Massnahmen gegeneinander 
auszuspielen. Im Gegenteil. Diesem Rat kann niemand den 
Vorwurf machen den Sparauftrag nicht ernst genommen zu 
haben. Es ist meines Erachtens aber doch zu empfehlen, den 
Antrag der Kommission seriös zu prüfen und nicht einfach 
um des Grundsatzes Willen abzulehnen. Der Grosse Rat hat 
seine Hausaufgaben aus kantonaler Sicht in Bezug auf die 
Auslotung von Sparpotential in den Spitälern wahrgenom-
men. Mit der neuen Spitalfinanzierung wurde das Kostenri-
siko vom Kanton auf die Gemeinden verschoben. Hinter die-
sem Entscheid können wir alle stehen. Die Interessen der 
Gemeinden müssen gleichzeitig aber auch wahrgenommen 
werden. Es darf nicht sein, dass jetzt vier Millionen Franken, 
die sich beim Sanitätsdepartement nicht einsparen lassen, 
einfach auf die Gemeinden verschoben werden. Es wäre für 
mich einfach nicht nachvollziehbar, wenn Sie, geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen, entgegen immer wieder geäusser-
ter gegenteiliger Beteuerungen bereit sind, dieser Kostenver-
lagerung auf die Gemeinden zuzustimmen. Es kommt aus 
aktuellem Anlass noch ein weiterer Aspekt dazu. Sparen ist 
in den Spitälern mehr oder weniger nur über die Personal-
kosten möglich. Es ist Ihnen bekannt, das wurde bereits er-
wähnt, dass 70 bis 80 Prozent des Aufwandes beim Personal 
anfällt. Ich frage mich, ich sage das nicht gerne, aber überle-
gen müssen wir uns das, können wir es politisch heute ver-
antworten, wo mehrere 100 Arbeitsplätze im Gesundheitsbe-
reich auf dem Platze Davos verloren gehen, weitere Entlas-
sungen zu provozieren? Wir provozieren weitere Entlassun-
gen mit diesem Entscheid. Wir giessen damit Öl ins Feuer. 
Mit der ersatzlosen Streichung der Sparmassnahme 12 A 
können die Spitäler die Vorkehrungen treffen. Und dieser 
Druck muss aufrechterhalten werden und da setze ich mich 
auch dafür ein. Um sich aber ohne Hauruckübung auf die 
neue Spitalfinanzierung einzustellen. Folgen Sie deshalb 
dem Antrag der Kommissionsmehrheit.  
 
Beck: Ich möchte zum Votum von Regierungsrat Schmid 
noch zu drei Punkten kurz etwas sagen. Regierungsrat 
Schmid hat gesagt, dass der Grosse Rat die Regierung beauf-
tragt hat, Massnahmen, die nicht umsetzbar sind, durch 
gleichwertige zu ersetzen. Das ist richtig. Wenn aber eine 
Sparmassnahme, wie die Streichung der Marktzulagen, nicht 
umgesetzt werden kann und man diese dann so umsetzt, dass 
die vier Millionen Franken über das Defizit einfach auf die 
Gemeinden verschoben werden, dann ist das für mich nicht 
gleichwertig. Das ist meine Interpretation zu diesem Punkt. 
Dann hat Regierungsrat Schmid gesagt, dass man recht 
grosszügig die Teuerung mit 5,5 Prozent berechnet hat. Laut 
der Zusammenstellung, die wir vom Departement erhalten 
haben, beinhalten diese 5,5 Prozent eben nicht nur die Teue-
rung. Es geht da offenbar auch um die medizinische Ent-
wicklung und andere exogene Faktoren, die da auch noch 
eingeschlossen sind. Dadurch wird natürlich der Prozentsatz 
etwas höher. Also der ist sicher korrekt berechnet worden. 
Das möchte ich nicht beanstanden. Aber nur um zu sagen, es 
ist nicht eine Teuerung von nur 5,5 Prozent eingerechnet 
worden. Und schliesslich noch zum Umstand, dass die Spitä-
ler Zeit gehabt hätten, seit September bis jetzt um Massnah-
men zu treffen, diese Einsparungen umsetzen zu können. Es 
ist eben nicht die einzige Massnahme, die die Spitäler umset-
zen müssen. Wir haben auch noch die Massnahme 14, das 
wussten sie, da müssen Sie zwei Millionen Franken einspa-
ren. Wo man die Fallpauschale aufgrund der am günstigsten 
arbeitenden Spitäler ausgerechnet hat, ergibt sich zumindest 

auf die Spitäler die bis jetzt schon Mühe hatten, ein zusätzli-
cher Kostendruck. Und diese Massnahmen mussten sie bis 
jetzt schon vollziehen. Und wenn jetzt plötzlich und wenn es 
vielleicht noch drei Monate vorher waren, noch die Unge-
wissheit kommt, ob man weitere vier Millionen Franken um-
setzen muss, dann muss ich sagen, ist es einfach nicht mög-
lich. Für mich schleckt das keine Geiss weg. Die vier Millio-
nen Franken werden für 2005 vom Kanton auf die Gemein-
den verlagert. Ich möchte aber noch betreffend meinem An-
trag, der ja diese aufteilen soll, so dass der Kanton die Hälfte 
trägt und die Gemeinde die Hälfte tragen, noch sagen, das 
gilt aus meiner Sicht für das Jahr 2005. Im Jahr 2005 haben 
die Spitäler dann Zeit, sich darauf einzustellen und diese 
Sparmassnahmen umzusetzen. Wie es die Spitaldirektoren in 
ihrem Schreiben auch signalisiert haben. 
 
Augustin: Ich möchte die Debatte nicht unnötig verlängern. 
Aber zwei, drei Bemerkungen gestatten Sie mir vielleicht 
noch. Stimmen Sie einfach mit der Regierung. Stimmen Sie 
mit der GPK und der Kommissionsminderheit und dann lie-
gen Sie, so meine ich, richtig. Die Vertreter –  ich würde 
einmal sagen der Gemeinden, wobei Grossrat Capaul gesagt 
hat, er sei auch ein Vertreter der Gemeinden par excellence – 
der Gemeinden wollen uns weis machen, die Spitaldirekto-
ren, die operative Ebene, auch die strategische Ebene, hätten 
keine Zeit gehabt, sich anzupassen. Meine Damen und Her-
ren, das stimmt schlicht nicht. Regierungsrat Schmid hat die 
Chronologie aufgezeigt, seit wann wir welche Beschlüsse ge-
fasst haben. Seit Jahren ist in diesem Rat seitens der GPK 
nachhaltig gefordert worden und auch unsererseits unter-
stützt, ein Übergang von der Defizitfinanzierung hin zu einer 
Fallfinanzierung. Und Fallfinanzierung mussten die Spitäler 
und mussten die Spitalträgerschaften rechtzeitig erkennen, 
was das bedeutet. Das bedeutet, dass man für einen Fall ei-
nen bestimmten Betrag X bezahlt seitens des Kantons. Sei-
tens der Krankenversicherer war es eh schon immer so. Und 
dass folglich auch die Gemeinden und ihre Spitalträger sich 
überlegen mussten, rechtzeitig überlegen mussten und konn-
ten, welches nun ihr Regime der Defizitdeckung sein werde. 
Sie können beim bisherigen System bleiben oder sie hätten 
rechtzeitig entscheiden können oder wir gehen ebenfalls zu 
einer Plafonierung aufgrund irgendwelchen Systems über. 
Wenn die Gemeinden, Kollege Jäger, halt nicht rechtzeitig 
gestaltet haben, wenn die Spitalträgerschaften, die strategisch 
für die Spitäler Verantwortlichen, nicht rechtzeitig ihre Füh-
rungsaufgabe wahrgenommen haben, sondern einfach wie 
bis anhin üblich verwaltet statt geführt haben, ja dann tun sie 
mir leid. Dann haben sie ihre Aufgabe nicht wahrgenommen. 
Und das muss man sie jetzt ein Stück weit spüren lassen. 
Denn wenn wir es sie nicht spüren lassen, dann machen sie 
wiederum nichts. Dann verwalten sie weiterhin statt zu füh-
ren. Und das, meine Damen und Herren, auf der SVP-Bank, 
das müsste nun spätestens nicht nur Grossrat Hardegger und 
den anderen klar sein, dass wir in ein neues Zeitalter einge-
treten sind, seit letztem Jahr. Wir verwalten nicht mehr, son-
dern wir führen. Das muss auch mit den Spitälern so sein und 
nicht im Bundes-Bern nur mit Bundesrat Blocher. Führen 
heisst, eine klare Vorgabe machen, einen Auftrag geben und 
daher dafür zu sorgen, dass der Auftrag eingehalten wird. 
Das machen wir hier und wenn wir den Spitälern und Spital-
trägerschaften klar sagen, was wir wollen, dann sind die – 
die Vorredner haben es aufgezeigt anhand verschiedenster 
Kennzahlen – in der Lage das auch umzusetzen. Selbst, 
wenn sie bis heute nichts gemacht hätten. Grossrat Capaul 
hat aufgezeigt, dass allein mit einer relativ einfach umzuset-
zenden Massnahme das Ganze realisiert werden könnte.  
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Aus dieser Optik kann ich Ihnen auch noch aus einem Arti-
kel, der zwar in einem anderen Zusammenhang geschrieben 
wurde, doch etwas mitgeben. In der Neuen Zürcher Zeitung 
vom 14. November 2004 stand ein Artikel: "Später Wider-
stand der Spitaldirektoren". Es handelte sich nota bene um 
die Zürcher Spitaldirektoren. Offenbar sind die auch nicht 
schneller als die Bündner aber in einem anderen Zusammen-
hang, nämlich bezüglich der Umsetzung von Auflagen des 
Arbeitsgesetzes, die nun aufgeschoben sind. Und hier haben 
sich gemäss diesem Artikel Verantwortliche aus den Spitä-
lern zusammengetan und aufgezeigt, dass man, wenn man 
die Spitäler ein bisschen anders organisieren würde, durch-
aus Sparmassnahmen realisieren könnte. Wörtlich steht hier 
geschrieben: "Diese Mehrkosten seien unnötig, dass behaup-
tet zumindest ein in diesem Jahr gegründeter Zürcher Kreis 
für fortschrittliche ärztliche Spitalorganisation." Diese Grup-
pe, bestehend aus Ärzten, provoziert, so der Artikel mit der 
Aussage: "Ärzte hätten zwar viel medizinisches Wissen, aber 
um eine Weiterentwicklung der Organisation der betriebli-
chen Abläufe kümmere man sich traditionell wenig. Anders 
als in den übrigen Branchen hätten in der ärztlichen Organi-
sation des Spitalalltags in den letzten Jahren kaum Neuerun-
gen stattgefunden. So gäbe es an Zürcher Spitälern immer 
noch alte Zöpfe, wie zeitabsorbierende Statusrituale, uneffi-
ziente Rapporte und Chefarztvisite im alten Stil. Die billigen 
Arbeitsstunden von Assistenzärzten würden bei weitem nicht 
immer haushälterisch eingesetzt". Soweit dieser Artikel. Der 
zeigt aus dem Innern des Spitals, dass auch mit etwas klüge-
ren, moderneren, zeitangepassteren Managementmethoden in 
der Organisation der Spitäler einiges zu machen ist. Dass 
man das vielleicht jetzt nicht von heute auf morgen umsetzen 
kann, da gebe ich Ihnen Recht. Aber es wurde aufgezeigt, 
man hatte a) genügend Zeit und man hat b) wenn man die 
Zeit nicht wahrgenommen hat, heute noch die Möglichkeit 
rasch zu reagieren.  
Zwei letzte Bemerkungen noch. Kollege Jäger hat natürlich 
Recht. Regierungsrat Schmid ist darauf auch eingegangen. 
Die Entwicklung der Medizinaltechnik, auch der pharmazeu-
tischen Technik ist gewaltig. Wir werden nicht darum herum 
kommen, hier zu entscheiden, was wir uns noch leisten wol-
len, weil wir uns nicht alles werden leisten können, was 
technisch, pharmazeutisch oder medizinaltechnisch möglich 
wäre. Wir werden das nicht bezahlen können in der Zukunft. 
Und das hat mit Zweiklassenmedizin schlicht nichts zu tun. 
Die Diskussion muss geführt werden und ich bin nicht zum 
ersten Male hier in diesem Rate. Er sagt, das muss auf der 
politischen Ebene entschieden werden und das dürfen die Po-
litiker nämlich, die Frage der Rationierung der Medizin. Das 
darf man nicht einfach auf die Ärzte abschieben. Das ist eine 
politische, eine gesellschaftspolitische Diskussion, die ge-
führt werden muss und wir müssen uns dieser als Politiker, 
als Verantwortliche für diesen Bereich des Staates und der 
Gesellschaft, wir müssen uns dieser Diskussion stellen. Wir 
kommen nicht darum herum. Alles andere wäre, meine Da-
men und Herren, schlicht unethisch.  
Eine letzte Bemerkung noch zu Grossrat Nigg. Grossrat Har-
degger hat glaub ich das Richtige gesagt. Der eigentliche 
Sprecher der GPK zu diesem Geschäft hat das Ganze auch 
schon gesagt. Gewisse Unstimmigkeiten zwischen den 
Kommissionen muss man ausmerzen. Wir werden aber – das 
ist mein klares Statement als Mitglied der Kommission Ge-
sundheit und Soziales – natürlich nicht davor zurückschre-
cken, auch in Zukunft, wen auch immer einzuladen, und mit 
Sicherheit weder die GPK noch die Regierung fragen, ob das 
in Ordnung ist, sondern das selber entscheiden. Wenn nötig, 
unter Antragstellung für einen entsprechenden Budgetposten. 

Jäger: Grossrat Trepp überlässt das gemeinsame Mikrophon 
zuerst mir. Grossrat Augustin hat lange gewartet, um dann 
seine Provokation am Schluss noch in den Saal zu werfen. 
Und ich fühle mich provoziert. Es geht nun nicht darum, 
wer, wie, wo führt in Bern, in Chur oder bei den Gemeinden. 
Es geht darum, dass wir uns im Moment entscheiden, welche 
Stufe, die Gemeinden oder der Kanton, die Kosten, die anfal-
len werden nächstes Jahr, übernehmen wird. Und warum 
fühle ich mich provoziert. Grossrat Augustin sagt, die Ge-
meinden hätten das führen können. Die Gemeinden sind in 
der strategischen Verantwortung für die Spitäler. Theoretisch 
vielleicht ja. In der Praxis überhaupt nicht. Zum einen ist es 
so, dass die 208 Gemeinden, auch die grosse Stadt Chur, 
überfordert sind mit unseren Strukturen. Wir haben unsere 
Gemeindeaufgaben wahrzunehmen. Zusätzlich auch noch 
diese gewaltig schwierige Aufgabe zu machen die strategi-
schen Überlegungen für einen modernen Spitalplatz Grau-
bünden umzusetzen. In der Praxis ist es aber auch sonst an-
ders. Ich habe vor mir die Zeitung vom 19. November. Hier 
ging es darum, die Konzentration der Churer Spitäler neu zu 
definieren. Grossrat Augustin, Sie sagen: würden die Ge-
meinden machen. Es ist Herr Schmid, der hier auf dem Bild 
ist. Es ist nicht so, dass die Gemeinden dies tun. Die Ge-
meinden sind nicht einmal informiert worden. Ich habe das 
in der Zeitung gelesen. Zu sagen, dass die Gemeinden diese 
Führungsaufgabe nicht wahrgenommen hätten, ist nun ein-
fach völlig falsch, Ratskollege Augustin. Völlig falsch. Na-
türlich, die Gemeinden sind in Gemeindeverbänden organi-
siert. Wir haben einen Vorstand. Vielleicht spricht Ratskol-
lege Markus Feltscher noch davon. Es gibt eine Steuerungs-
gruppe. Er gehört dieser Steuerungsgruppe an. Nach meinen 
Informationen wurde diese Steuerungsgruppe genau zweimal 
eingeladen. Einmal als man den Handlungsbedarf erklärte. 
Das zweite Mal als man den Entscheid kommunizierte. Die 
Gemeinden sind nun effektiv bei diesen strategischen Über-
legungen nicht beteiligt. Aber beim Zahlen, da sind wir dann 
dabei.  
 
Caviezel (Pitasch): Einige Mitglieder der SVP-Fraktion ma-
chen mir das Leben schwer. Grossrat Butzerin gab mir den 
Tarif während der Debatte zur Revision des Schulgesetzes 
bekannt. Grossrat Hardegger unterstellt mir, ich würde die 
Regionen gegeneinander ausspielen. Grossrat Lemm be-
grüsste mich gestern als "gelegentlicher CVP-ler". Grossrat 
Hardegger, zur heutigen Situation des Spitals Ilanz habe ich 
überhaupt nichts gesagt. Ich bin in Ilanz weder Delegierter 
noch bin ich verantwortlich für die Gemeinde. Ich bin über-
haupt dort nicht zuständig und würde es nicht wagen, hier 
über diese Situation etwas zu sagen und das gehört auch 
nicht hierher. Was ich gesagt habe ist, dass die Spitalregion 
Chur am Anfang dieses Geschäfts den Regionen klar machen 
wollte, dass man sparen sollte und als dann die Spitalregion 
Chur dann auch betroffen wurde, gab es eine Opposition von 
Chur aus. Das habe ich gesagt. Sonst Regionen gegen einan-
der ausspielen, das ist nicht meine Art.  
 
Trepp: Ich mache es kurz. Ich mache eigentlich weder der 
GPK noch der Regierung irgendwelche Vorwürfe. Sie haben 
ihre Aufgabe wahrgenommen, die sie wahrzunehmen haben. 
Und das ist einfach so. Aber dieser Rat hat natürlich die 
Möglichkeit und die Verantwortung und Kompetenz anders 
zu entscheiden. Und ich meine, er sollte das auch. Vielleicht 
nur kurz zu Grossrat Nigg. Er sollte vielleicht einmal Art. 36 
Aufgaben der Kommissionen nachlesen. Das Nötige dazu hat 
eigentlich Kollege Hardegger schon gesagt. Es ist schon so, 
wie Regierungsrat Schmid sagt. Ein solcher Systemwechsel 
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ist sehr wirksam und auch dieser wird sehr wirksam sein. Al-
so wir werden damit sehr viel sparen. Aber ich meine gerade 
darum dürfen wir diesen Systemwechsel nicht belasten mit 
dieser Massnahme und eigentlich diese guten Fallbeiträge 
nicht verfälschen. Wir dürfen sie nicht verfälschen, weil da-
mit bringen wir sie auch in Misskredit. Dann ist das System 
verfälscht und das ist eigentlich nicht gut. Das System, das 
wir jetzt einführen ist gut aber wir dürfen es nicht mit diesem 
Sparprogramm belasten. Stimmen Sie der Kommissions-
mehrheit zu.  
 
Feltscher: Ich mache es ganz kurz. Kollege Jäger hat mich 
aufgefordert, etwas zu sagen. Und ich sage ihm eigentlich 
nur ein, zwei Sätze. Am Anfang reden ist Silber. Schweigen 
ist Gold. Gemeinden haben es schwer, Einfluss zu nehmen, 
weil sie noch nicht über die nötigen Instrumente verfügen. 
Man müsste ihnen etwas Zeit geben diese aufzubauen, dann 
aber müssen sie die Rolle, die die Regierung definiert hat, 
auch spielen.  
 
Portner: Auch ich fasse mich kurz. Aber ich bin, glaub ich, 
noch schuldig zu sagen, was ich überhaupt wollte, als ich 
von einem Kompromiss sprach. Ich bin für den Antrag von 
Ratskollege Beck und meine zu Grossrat Augustin, meinem 
Ratskollegen hier von der gleichen Partei, dass Führung rich-
tig ist aber ich kenne niemanden, der spart bevor er es nicht 
muss. Und bevor es klar ist, dass er sparen muss. Und das 
Budget wird wirksam auf den 1.1.2005. Das Umgekehrte 
wäre, wie wenn ich Geld ausgeben würde in der Hoffnung, 
dass das Budget nachher irgendwann in Kraft tritt und mir 
einen Beitrag leistet. Der Unterschied zwischen den Anträ-
gen Hardegger und Beck ist eigentlich nur der, dass mit dem 
Antrag Beck sechs Monate Zeit gegeben wird, zu lernen an-
zupassen und mit dem Antrag Hardegger ein Jahr. Das ist der 
Unterschied. Und ich glaube dieses halbe Jahr sollte man 
mindestens geben.  
 
Standespräsident Möhr: Hoffentlich wollen nicht alle Votan-
ten der letzten zwei Stunden sagen, was sie eigentlich sagen 
wollten. Ist die Diskussion weiter noch gewünscht? Das 
scheint nicht der Fall zu sein.  
 
Regierungsrat Schmid: Ich bin Grossrat Jäger noch eine 
Antwort schuldig. Es ist in der Tat so, dass vermutlich ich 
dort abgebildet bin auf diesem Foto. Aber letztlich ist es der 
Regierung darum gegangen, endlich einmal die Entschei-
dungen und Wege aufzuzeigen, wie man den gordischen 
Knoten auf dem Spitalplatz Chur lösen könnte. Aber die 
Kompetenz, diese Entscheide zu treffen, die liegen bei Ihnen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren Gemeindevertreter. 
Es liegt bei den Gemeinden zu entscheiden, ob beispielswei-
se eine Stiftungsfusion vollzogen wird oder nicht. Das kann 
der Kanton selbst nicht entscheiden. Ich kann Ihnen aber ver-
sichern, wenn der Kanton entscheiden könnte, dann müssen 
Sie mir glauben, dann hätten wir auch entschieden. Ich den-
ke, wir haben bewiesen, dass wir einen Weg aufzeigen wol-
len, ob man den gut oder schlecht findet. Aber zumindest ha-
ben wir eine Richtung vorgegeben, die man gehen könnte. 
Jetzt liegt es an den Gemeinden, ob sie sich für diesen Weg 
oder einen anderen entscheiden wollen. Ich möchte noch ein 
zusätzliches Argument einbringen, das in diesem Rate bisher 
nicht gefallen ist. Es ist nicht so, dass die Regierung auch die 
finanzielle Situation der Trägerschaften nicht erkannt hätte. 
Die Regierung hat ihrem Rate beantragt, zusätzlich die Rest-
zahlungen in der Höhe von 14,5 Millionen Franken im 
nächsten Jahr vorzunehmen. Wir tragen im nächsten Jahr zu-

sätzlich 14,5 Millionen Franken der Restdefizite des Vorjah-
res ab. Gleichzeitig hat ihr Rat in der Augustsession noch be-
schlossen, dass die Investitionsbeiträge, die geschuldet sind 
aufgrund früherer Zusicherungen, auch noch im nächsten 
Jahr ausbezahlt werden. Das macht auch noch 3,5 Millionen 
Franken aus. Ich glaube auch gerade dieses Argument wird 
es Ihnen erleichtern, für den Antrag der Regierung zu stim-
men.  
 
Standespräsident Möhr: Kann ich davon ausgehen, dass wir 
die Diskussion schliessen dürfen? Das ist der Fall. Dann 
meine Damen und Herren, ich stelle fest, dass wir drei An-
träge zur Budgetposition 364020 haben. Nämlich der Antrag 
der Regierung und der GPK mit den 69'440'000. Den Antrag 
der Kommission Gesundheit und Soziales. Eine Erhöhung 
auf 73'440'000. Und der Antrag von Grossrat Beck auf eine 
Erhöhung von 71'440'000 Franken. Ich denke, es handelt 
sich um drei Hauptanträge. Gemäss GGO haben wir die drei 
Hauptanträge nebeneinander zur Abstimmung zu bringen. 
Jedes Mitglied darf nur einem von diesen Anträgen zustim-
men. Hat keiner von diesen Anträgen das absolute Mehr er-
reicht, wird darüber abgestimmt, welcher der beiden Anträge 
mit den wenigsten Stimmen wegfällt. Anwendung dieses 
Verfahrens geht bis ein Antrag die absolute Mehrheit erreicht 
hat. Ich gedenke so abzustimmen. Sind Sie damit einverstan-
den? Das ist der Fall.  
 
Abstimmungen 
- für den Antrag der Regierung und der GPK 56 Stimmen 
- für den Antrag der Kommission für  
 Gesundheit und Soziales  28 Stimmen 
- für den Antrag Beck   11 Stimmen 
Total sind 95 Stimmen eingegangen. Das absolute Mehr be-
trägt somit 48 Stimmen. 
Mit 56 Stimmen hat der Antrag der Regierung und der GPK 
das absolute Mehr erreicht und ist somit angenommen. 
 
 
.364099 Abbau Restzahlungen an den Betrieb der Spitä-
ler 
Antrag der GPK 
Reduktion um 2,15 Millionen Franken von 17,5 Millionen 
Franken auf 15,35 Millionen Franken. 
 
 
5113 Abschreibungen, Rückstellungen und Beitrag SF-
Strassen  
.3313 Ordentliche Abschreibungen auf Investitionsbei-
trägen 
Antrag der GPK 
Erhöhung um 2,15 Millionen Franken von 79,549 Millionen 
Franken auf 81,699 Millionen Franken. 
 
Pfenninger: Wir haben hier nochmals einen Antrag, der drei 
Buchungen zur Folge hat. Auf der 5. Seite des Zusatzblattes 
der GPK, in der Investitionsrechnung, 3212 Gesundheitsamt, 
Position 5640 Beiträge an den Bau von Krankenanstalten. 
Diese 4,3 Millionen Franken plus, das ist ein Beschluss des 
Grossen Rates in der Augustsession. Aufgrund der Teilrevi-
sion des Krankenpflegegesetzes wurde beschlossen, die noch 
nicht geleisteten Investitionsbeiträge nach dem bisherigen 
Recht auszurichten. Diese 4,3 Millionen Franken bewirken 
wieder bei der Position auf S. 3 der Unterlagen 5113.3313 
Ordentliche Abschreibungen auf Investitionsbeiträgen. Eben 
diese 2,15 Millionen Franken Abschreibungen, weil wir bei 
diesen Beiträgen jeweils 50 Prozent abschreiben. Und dann 
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hat die GPK, aufgrund des Anliegens die laufende Rechnung 
nicht zu verschlechtern, bei der jetzt zur Diskussion stehen-
den Position 3212 Gesundheitsamt .364099 Abbau Restzah-
lungen an den Betrieb der Spitäler beschlossen, hier diese 
2,15 Millionen Franken zu reduzieren. Eben mit dem Ziel, 
die laufende Rechnung auch auf dem Budget nicht zu ver-
schlechtern. Wir haben da ja quasi eine Sonderabschreibung, 
könnte man sagen, vorgesehen gehabt von 17,5 Millionen 
Franken auf diesen Restzahlungen in der Grössenordnung 
von 35 Millionen Franken und diese würden jetzt reduziert 
um diese 2,15 Millionen Franken. Ich hoffe, dass ist eini-
germassen klar rübergekommen.  
 
 
Investitionsrechung 
 
3212 Gesundheitsamt 
.5640 Beiträge an den Bau von Krankenanstalten 
Antrag der GPK 
Erhöhung der Beiträge um 4,3 Millionen Franken von 14,5 
Millionen Franken auf  18,8 Millionen Franken. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat stimmt den Anträgen der GPK mit 66 zu 0 
Stimmen zu. 
 
 
3220 Frauenspital Fontana 
 
Noi: Also, nur zwei bescheidene Fragen. Ich habe nicht so 
brisante Sachen, wie alles was wir vorher gehört haben. Ich 
spreche zum Frauenspital Fontana beziehungsweise zu den 
Positionen - man hört nicht mehr - zu den Positionen 3010 
und zwar Gehälter des medizinischen Personals und 318060 
Übrige Dienstleistungen Dritter. Über diese zwei Positionen 
haben wir eine Erklärung auf Seite A 122 im Kapitel Bemer-
kungen zu einzelnen Budgetpositionen. Die Ersparnisse wer-
den begründet mit dem Abbau von 8,5 Stellen aufgrund von 
Massnahme A319 der SLSK und aufgrund des Auftrages 
Feltscher. Für die Mehrausgaben von Position 318060 wird 
die Abgeltung für die Spitalleitung an die Spitäler Chur AG 
angegeben. Also, meine Fragen sind, worin besteht dieser 
Abbau von 8,5 Stellen im Frauenspital und zwar im Bereich 
medizinisches Personal? Diese Frage gründet natürlich auf 
der Tatsache, dass die Ersparnisse sehr bescheiden erschei-
nen für 8,5 Stellen, oder? Also mit dieser kleinen Ersparnis 
werden diese 8,5 Stellen nicht aufgehoben sein, meine ich. 
Die zweite Frage bezieht sich auf die Abgeltung für die Spi-
talleitung, für die AG Spitäler, welche wir haben. Warum hat 
man dort Mehrkosten? Also, bei dem Bild, das da heraus-
kommt, beim Personal sinkt und bei der Spitalleitung steigt, 
dann - wer hat eine Gunst dafür? Also, das ist auch kein spa-
ren.  
 
Regierungsrat Schmid: Es ist so, dass das Frauenspital Fon-
tana nicht mehr vom Kanton geführt wird, obwohl es noch 
eine Verwaltungsabteilung meines Departements ist. Und 
damit komme ich auch zur Beantwortung der Fragen. Die 
Führung wurde den Spitälern Chur AG übergeben. Und am 
19. März 2003 wurde die Spitäler Chur AG gegründet, wel-
che die Betriebsführung wahrnimmt. Teilweise sind die Ab-
geltungen dort stärker angestiegen auf das Jahr 2005, weil 
laufend neue Aufgabenbereiche auf die Spitäler Chur AG 
übertragen werden. Diese beziehen sich auf den administra-
tiven Bereich und nicht auf den Pflegebereich. Es ist so, dass 
8,5 Stellen abgebaut wurden im Fontana, teilweise um Kos-

teneinsparungen zu erzielen, teilweise aufgrund der Rück-
gänge der Fallzahlen. Das war auch ein Argument. Wir ha-
ben der Spitäler Chur AG den Auftrag gegeben, das Frauen-
spital Fontana gleich zu behandeln wie die anderen Spitäler 
aufgrund der Spitalfinanzierung. Es ist richtig, wenn Sie sa-
gen, dass allein der Abbau von 8,5 Stellen zu einem sehr viel 
höheren Betrag führen müsse, als nur diese 250'000. Ich 
nehme an, dass teilweise durch Höhereinstufungen, durch 
Funktionsanstiege auch die Personalkosten insgesamt teil-
weise das wieder wettmachen. Wir haben auch im Frauenspi-
tal Fontana nach meinem Wissen eine sehr geringe Fluktua-
tion. Und wo Sie eine geringe Fluktuation haben, haben Sie 
mehrjährige Mitarbeitende. Teilweise muss es aber auch eine 
Abgeltung gegenüber dem Führungsbereich gegeben haben. 
Bei der Spitäler Chur AG sind teilweise vielleicht auch Stel-
len dabei bei der Verwaltung. Aber im Detail kann ich Ihnen 
die Frage nicht beantworten, wieviele Stellen auf den medi-
zinischen Bedarf und wieviele Stellen auf den administrati-
ven Bereich fallen. Ich versuche aber das herauszufinden und 
werde es Ihnen bilateral noch nachreichen.  
 
 
Globalbudget 2005 
 
Angenommen 
 
Standespräsident Möhr: Dann haben wir dieses Departement 
durchberaten. Möchte jemand auf eine Position zurückkom-
men. Das ist nicht der Fall.  
 
 
 
 
Schluss der Sitzung: 18.10 Uhr 
 
 
 
Es sind eingegangen: 
- Auftrag Jäger betreffend Revision des Gesetzes über 

die Kindergärten im Kanton Graubünden (Kindergar-
tengesetz)  

- Anfrage Schmid betreffend die finanziellen Auswir-
kungen des neuen Finanzausgleichs auf den Kanton 
Graubünden 

- Auftrag Farrér betreffend Bericht zur Zukunft der 
Bündner Alpwirtschaft 

 
 
 
 
Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Domenic Gross 
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Mittwoch, 8. Dezember 2004 
Vormittag 

Vorsitz: Standespräsident Christian Möhr 

Protokollführer: Adriano Jenal 

Präsenz: anwesend 115 Mitglieder 

  entschuldigt: Beck, Dermont, Schmid, Quinter, Stv. Cattaneo 

Sitzungsbeginn:  8.15 Uhr 

 
 
 
 

 
Wahl eines Mitglieds für die Kommission für Wirtschaft, 
Abgaben und Staatspolitik für die Amtsdauer 2004-2006 
(Ersatzwahl) 
 
Vetsch: Die SVP-Fraktion schlägt Ihnen als Ersatzwahl für 
die KWAS Grossrat Ernst Nigg vor.  
 
Wahl 
Ernst Nigg wird mit 95 zu 0 Stimmen gewählt. 
 
 
 
Nachtragskredite 
 
 
Eintreten 
 
Antrag der GPK 
Eintreten 
 
Eintreten ist nicht bestritten und somit beschlossen. 
 
 
Amt für Landwirtschaft, Strukturverbesserung und 
Vermessung, Konto 2222, Kreditumlagerung 420'000 
Franken 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Die Bodenverbesserungen 
landwirtschaftlicher Hochbauten auf dem Konto 2222.5650 
werden von Bund und Kanton subventioniert. Für Struktur-
verbesserung stehen beim Bund für das Jahr 2004 noch ins-
gesamt rund sechs Millionen Franken zur Verfügung, welche 
von den Kantonen bisher nicht abgerufen wurden. Durch die 
Umlagerung des Betrages von 160'000 Franken zu Lasten 
von Konto 2222.365005, das sind die Beiträge zur Förderung 
des Viehabsatzes, welche aufgrund der guten Marktsituation 
nicht voll ausgeschöpft werden und von 260'000 Franken zu 
Lasten von Konto 2222.365045, das sind die Beiträge für ei-
genständige kantonale Massnahmen, von total also 420'000 
Franken könnten diese zusätzlichen Bundesmittel für Grau-
bünden rund 575'000 Franken ausgelöst werden. Diese wer-
den für dringende Zahlungen an lang laufende Gesamtmelio-
rationen benötigt. Die GPK beantragt Ihnen, dieser Kredit-
umlagerung zuzustimmen. 
 
 
 

Kantonspolizei, Konto 3120, Nachtragskredit 70'000 
Franken 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Am 1. Januar 2004 wurde 
die Reorganisation der Kantonspolizei umgesetzt. Ein Ziel 
dieser Reorganisation war es, das Sicherheitsempfinden der 
Bevölkerung durch vermehrte Polizeipräsenz zu erhöhen. Zu 
diesem Zwecke wurden die mobilen Einsatzelemente einge-
führt, d.h. konkret die Patrouillentätigkeit wurde wesentlich 
erhöht. Dies war übrigens auch ausdrücklich ein Wunsch des 
Grossen Rates. Daraus entstanden natürlich zusätzliche Spe-
sen und die Mittel von 1,205 Millionen reichen nicht. Des-
halb dieser Nachtragskredit von 70'000 Franken.  
 
 
Sozialamt (GRiforma-Dienststelle), Konto 3215, Nach-
tragskredit 650'000 Franken 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Hier geht es um Betriebsbei-
träge an anerkannte Einrichtungen zur beruflichen und sozia-
len Integration behinderter Erwachsener. Wir erinnern uns, 
wir haben in diesen Bereichen schon häufiger auch 
Nachtragskredite gesprochen. Nach den bis heute 
vorliegenden Verfügungen des Bundesamtes für 
Sozialversicherung sowie gemäss den entsprechenden 
Regierungsbeschlüssen über die Kantonsbeiträge 2004 an 
diese Einrichtungen ergeben sich für den Kanton für die 
Betriebsjahre 2002 bis 2004 mutmassliche Beiträge in der 
Höhe von 11,1 Millionen. Davon wurden bisher 6,74 bezahlt 
und 4,36 Millionen sind noch offen. Von den noch offenen 
Verpflichtungen sind 3,25 Millionen zur Zahlung 
vorgesehen. Da der budgetierte Kredit nur 2,6 Millionen 
beträgt wird ein Nachtragskredit in der Höhe von 650'000 
Franken beantragt. Die GPK beantragt Ihnen auch diesen 
Nachtragskredit zu gewähren.   
 
Amt für Wald (GRiforma-Dienststelle), Konto 6400, 
Nachtragskredit 1'500'000 Franken 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Hier geht es um Beiträge an 
Gemeinden für Erschliessungen und Strukturverbesserungen, 
einmal mehr ein Nachtragskredit im Zusammenhang mit den 
Novemberunwettern 2002. Festzuhalten ist, dass per Ende 
Bausaison 2004 rund 80 Prozent der Arbeiten nun ausgeführt 
sind. Im Jahre 2003 konnten ein Drittel der Unwetterkosten 
abgerechnet werden, teils zu Lasten ordentlicher Projekte, 
die zurückgestellt wurden. 2004 galt das volle Augenmerk 
den Umweltprojekten. Um den grossen Überhang abzubau-
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en, beantragt der Bundesrat dem Parlament aufgrund ein-
dringlicher Vorstösse der betroffenen Unwetterkantone ein 
Nachtragskredit von 5,8 Millionen Franken. Die eidgenössi-
schen Räte werden sich in diesen Tagen mit diesem Geschäft 
befassen. In diesem Sinne ist dieser Nachtragskredit des 
Kantonsanteils von 1,5 Millionen Franken eigentlich ein vor-
sorglicher Nachtragskredit, der nur zur Auszahlung gelangt, 
wenn die eidgenössischen Räte diesem Nachtragskredit auf 
Bundesebene zustimmen. Die GPK beantragt Ihnen auch 
diesen Nachtragskredit zu genehmigen.  
 
 
Amt für Wald (GRiforma-Dienststelle), Konto 6400, 
Kreditumlagerung 97'000 Franken 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Diese Kreditumlagerung hat 
ebenfalls mit diesen November-Unwettern 2002 zu tun. Bei-
träge an Gemeinden für Schutzbauten gegen Naturgefahren, 
Konto 6400.5622. Es wird dies auf dem Konto 6400.5623 
belastet beziehungsweise umgelagert Investitionsbeiträge an 
Gemeinden für Waldbauprojekte. Auch diese Kreditumlage-
rung beantragt Ihnen die GPK zu genehmigen. 
Ich möchte hier an dieser Stelle nur kurz bemerken, dass dies 
das letzte Mal gewesen ist, dass wir die Nachtragskredite in 
diesem Rat behandeln. In Zukunft gemäss neuem Finanz-
haushaltsgesetz ist das die Aufgabe der GPK. 
 
Abstimmung 
2.  Der Grosse Rat genehmigt die vorliegenden drei Nach-

tragskreditgesuche in der Höhe von 2,220 Millionen 
Franken und zwei Kreditumlagerungen in der Höhe 
von 517'000 Franken mit 108 zu 0 Stimmen. 

3.  Der Grosse Rat nimmt von der Orientierungsliste der 
GPK über die bewilligten Nachtragskreditgesuche zum 
Voranschlag 2004 Kenntnis. 

 
Standespräsident Möhr: Ich stelle zu Handen des Protokolls 
fest, dass wir von dieser Orientierungsliste Kenntnis ge-
nommen haben. Wir haben noch eine Erklärung zur Neuor-
ganisation der GPK von der GPK-Präsidentin.  
 
 
Erklärung der GPK-Präsidentin 
 
Cavegn; Präsidentin der GPK: Die GPK hat sich in Folge der 
Parlamentsreform mit ihrer Arbeitsweise auseinander gesetzt 
und Handlungsbedarf in ihrer Organisation erkannt. Um die-
se Anpassungen versuchsweise zu realisieren, möchte ich 
namens der GPK folgende Erklärung zu Handen des Proto-
kolls deponieren: 
Nach Art. 4 des Reglements für die Geschäftsprüfungskom-
mission konstituiert sich die GPK selbst. Art. 5 des Regle-
ments sieht vor, dass die GPK vier Ausschüsse für die Berei-
che Verwaltungsprüfung, Finanzprüfung, Aufsicht über die 
kantonalen Anstalten öffentlicher Unternehmen und übrige 
Institutionen sowie Personalwesen bestellt. Die GPK hat sich 
nun, insbesondere um die Aufgaben gleichmässiger auf die 
verschiedenen Ausschüsse beziehungsweise GKP-Mitglieder 
verteilen zu können, entschieden, sich neu zu organisieren. 
Im Sinne eines Versuches möchte die GPK ihre Arbeitsorga-
nisation nicht mehr in erster Linie auf thematische Prüfungs-
bereiche sondern auf die Strukturen der Verwaltung ausrich-
ten. Vorgesehen ist die Bildung von Ausschüssen, die sich 
mit bestimmten Departementen befassen. Nach Ansicht der 
GPK würde diese Neuorganisation nach Departementen eine 

umfassendere und tiefere Sicht in die einzelnen Departemen-
te ergeben und entsprechende Schnittstellen schaffen, welche 
verschiedene Abläufe, beispielsweise bei Mitberichtsverfah-
ren vereinfachen könnten. Die Ausschüsse werden koordi-
niert durch eine Geschäftsleitung bestehend aus dem GPK-
Präsidium und den Vorsitzenden der verschiedenen Aus-
schüsse. Die GPK möchte die Versuchsphase am 1. Januar 
2005 starten und bis zum Ende der Amtsperiode weiterfüh-
ren.  
Nachdem ohnehin im Rahmen der Umsetzung der neuen 
Kantonsverfassung im nächsten Jahr ein Parlamentsgesetz 
erlassen werden muss, erachtet die GPK eine solche Ver-
suchsphase auch ohne formelle Änderung ihres Reglements 
als möglich. Die Versuchsphase wäre zeitlich begrenzt und 
die Erkenntnisse aus dem Versuch würden in die neue Par-
lamentsgesetzgebung einfliessen. Die GPK ersucht den Rat, 
vom beabsichtigten Vorgehen Kenntnis zu nehmen. Ohne 
Einwände aus der Mitte des Rates beabsichtigt die GPK den 
erwähnten Versuch durchzuführen.  
 
Standespräsident Möhr: Sind dazu Fragen zu dieser Erklä-
rung. Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich zu Handen des 
Protokolls fest, dass Sie davon Kenntnis genommen haben. 
Wir fahren weiter in der Traktandenliste und kommen zur 
Fragestunde. Es sind keine Fragen eingegangen. Damit ist 
dieses Traktandum erledigt.  
 
 
 
Erwahrung der Ergebnisse der kantonalen Volksab-
stimmung vom 26. September 2004 
 
 
Eintreten 
 
Antrag der Kommission für Justiz und Sicherheit 
Eintreten 
 
Eintreten ist nicht bestritten und somit beschlossen. 
 
 
Detailberatung 
 
Antrag der Kommission für Justiz und Sicherheit 
Erwahrung der Ergebnisse der kantonalen Volksabstimmung 
vom 26. September 2004 
 
Cahannes; Kommissionspräsidentin: In der Volksabstim-
mung vom 26. September 2004 gelangten zwei kantonale 
Vorlagen zur Abstimmung. Einerseits die Revision von Art. 
35 der Kantonsverfassung betreffend Schaffung einer 
Rechtsgrundlage für die Delegation von Budgetkompetenzen 
und andererseits die Revision des Gesetzes über die Wirt-
schaftsförderung im Kanton Graubünden. Die Regierung hat 
den Grossen Rat am 19. Oktober 2004 mit dem Protokoll Nr. 
1451 über diese Abstimmung Bericht erstattet und festgehal-
ten, dass gegen diese keine Einsprache eingegangen ist. Die 
Kommission für Justiz und Sicherheit hat den Bericht geprüft 
und von den ermittelten Resultaten Kenntnis genommen. Ir-
gendwelche Ungereimtheiten im Zusammenhang mit dieser 
Volksabstimmung wurden nicht geltend gemacht.  
Die Justizkommission hat durch das Ratssekretariat wieder-
um eine selektive Nachprüfung bei zwei Gemeinden durch-
führen lassen. Diese Nachkontrolle im Sinne einer Stichpro-
be hat ergeben, dass die Stimmen exakt ermittelt wurden und 
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keine Abweichungen aufgetreten sind. In Übereinstimmung 
mit der Regierung beantragt Ihnen die Kommission für Justiz 
und Sicherheit auf dieses Geschäft einzutreten und auf Grund 
von Art. 33 der Kantonsverfassung in Verbindung mit Art. 
46 des Gesetzes über die Ausübung der politischen Rechte 
die Ergebnisse der Volksabstimmung vom 26. September 
2004 zu erwahren. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat erwahrt die Ergebnisse der kantonalen 
Volksabstimmung vom 26. September 2004 mit 106 zu 0 
Stimmen.  
 
 
 
Anfrage Stiffler betreffend Aushilfenkredit und Kredit 
für Dienstleistungen Dritter  in der Kantonsverwaltung  
(Wortlaut Augustprotokoll 2005, S. 215) 
 
Antwort der Regierung 
 
Der Personalaufwand wird primär mittels Bewirtschaftung 
des Stellenplans für das fest angestellte Verwaltungspersonal 
gesteuert. Diese Steuerung macht nur Sinn, wenn die Aushil-
fenkredite (AK) und die Entschädigungen für die Dienstleis-
tungen Dritter ebenfalls im Griff behalten werden. Stel-
lenstopp und Stellenabbauvorgaben dürfen nicht über eine 
Erhöhung der Kredite für Aushilfen und Dienstleistungen 
Dritter umgangen werden. Die Entwicklung dieser Kredite 
wird deshalb stets detailliert erfasst und mit Vorgaben ge-
steuert. So werden die Departemente und Dienststellen im 
Rahmen der Budgetrichtlinien jedes Jahr angehalten, diese 
Kredite real nicht anwachsen zu lassen. 
1 a) Um die mehrjährige Entwicklung des AK beurteilen zu 

können, ist eine Kostenbereinigung erforderlich. Die 
Aushilfen, die vollständig durch Dritte finanziert wer-
den, - wie zum Beispiel bei der Regionalen Arbeits-
vermittlung und im Asylbereich - sind auszuscheiden. 
Weiter abzugrenzen sind die zulässigen Kredit-
zusammenlegungen im Laufe des Rechnungsjahres. 
Die Dienststellen haben die Möglichkeit, nicht bean-
spruchte Personalkredite aufgrund von nicht besetzten 
Planstellen für Aushilfen zu verwenden. Dies führt in 
der Rechnung jeweils zu einem höheren Aushilfenbe-
trag, dem eine entsprechende Einsparung im Stellen-
kredit gegenüber steht. Der auf diese Weise bereinigte 
AK hat sich in den Jahren 2000 bis 2004, unter Aus-
klammerung der im Jahr 2002 verselbständigten Psy-
chiatrischen Dienste Graubünden (PDGR), wie folgt 
entwickelt (Beträge in Fr. 1'000.--): 
 

  RE 2000 RE 2001 RE 2002 RE 2003 VA 2004 

Bereinigter AK 14'126 15'864 15'817 16'907 15'035 
 

 Der AK ist seit dem Jahr 2000 insgesamt um 6,4 % 
gestiegen. In der gleichen Zeitspanne hat der gesamte 
Personalaufwand um 4,7 % zugenommen. In diesen 
Jahren wurde ein Teuerungsausgleich von total 3,45 % 
gewährt. Der höhere Anstieg des AK gegenüber dem 
gesamten Personalaufwand ist auf verschiedene neue 
Projekte zurückführen, wie beispielsweise die jährliche 
Steuerveranlagung, die neue Kantonsverfassung und 
die Übernahme des städtischen Sozialdienstes. Dafür 

wurden teilweise Aushilfenstellen geschaffen. Unter 
Beachtung der jährlichen Schwankungen haben sich 
die Aufwändungen für die Aushilfen und jene für das 
gesamte Personal im Trend gleich entwickelt. Die rigi-
de Stellenplanbewirtschaftung hat damit keine über-
durchschnittliche Zunahme des AK verursacht. 

 Bedingt durch den Ausbau der Pädagogischen Fach-
hochschule (PFH) wird sich der AK im Jahr 2005 rela-
tiv stark, bzw. um insgesamt 1,6 Mio. Franken erhöhen. 
Er bleibt aber immer noch in der Grössenordnung von 
rund 5 % des gesamten Personalaufwands. 

 Die Aufteilung des bereinigten AK auf die einzelnen 
Departemente ist aus nachstehender Tabelle ersichtlich. 
Die Prozentzahl zeigt das Verhältnis des AK zum ge-
samten Personalaufwand. 

 
 RE 2000 

Fr. % 

RE 2001 
Fr. % 

RE 2002 
Fr.  % 

RE 2003 
Fr.  % 

VA 
2004 
Fr.

Allg. 

Verw. 

37 0,6 25 0.4 42 0.7 41 0.6 34 0.5 

DIV 562 2.1 425 1.6 665 2.4 605 2.2 586 2.1 

JPSD 1’429 1.5 1’516 1.6 1’836 1.8 1’797 1.8 2’158 2.1 

EKUD 8’562 14.4 9’907 15.4 8’978 14.2 10’307 16.6 7’927 13.5 

FMD 350 1.1 558 1.7 697 2.0 779 2.2 614 1.8 

BFVD 2’819 4.0 2’934 4.1 2’978 4.1 2’951 4.1 3’057 4.2 

Kant.  

Gerichte 

 

9 

 

0.2 

 

0 

 

0.0 

 

0 

 

0.0 

 

0 

 

0.0 

 

9 

 

0.2 

Zentraler  

AK 

 

358 

 

 

 

499 

 

 

 

621 

 

 

 

427 

 

 

 

650 

 

 

Total 14’126 4,8 15’864 5.2 15’817 5.1 16’907 5.5 15’035 4.9 
 

Einen ausserordentlich hohen Anteil am AK weist das 
EKUD auf (durchschnittlich rund 15 % des gesamten 
Personalaufwands). Diese Tatsache ist auf den relativ 
hohen  Anteil an Lehrbeauftragten an den kantonalen 
Schulen zurückzuführen. 

1 b) Die im Zusammenhang mit den Personalaufwändungen 
relevanten Dienstleistungen Dritter werden in der Kon-
tengruppe 318 (Dienstleistungen und Honorare) erfasst. 
Die Entwicklung dieser Kontengruppe wird relativ 
stark geprägt und verzerrt durch die Dienstleistungen 
Dritter der Kantonspolizei. Diese haben sich im Jahr 
2001 im Zusammenhang mit dem WEF in Davos um 
5,0 Mio. Franken auf 6,3 Mio. Franken erhöht. Im Jahr 
2002 wurde das WEF in New York ausgetragen. Ab 
dem Jahr 2003 werden die WEF bedingten Zusatzauf-
wändungen in der Kontengruppe 319 erfasst.  
Die Dienstleistungen Dritter (318) haben sich unter 
Ausklammerung der Kantonspolizei und der PDGR 
wie folgt entwickelt (Beträge in Fr. 1'000.--): 
 

  
RE 
2000 

RE 
2001 

RE 
2002 

RE 
2003 VA 2004 

Dienstl. Drit-
ter ohne Ka-
po 33'840 33'560 35'951 35'962 37'676 
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Erfahrungsgemäss werden die Budgetkredite im 
Durchschnitt zu rund 95 Prozent ausgeschöpft. Für das 
Jahr 2004 liegen nur die Voranschlagswerte vor (37,68 
Mio. Franken). Es kann mit einem Rechnungsergebnis 
von rund 36 Mio. Franken gerechnet werden. Dieses 
liegt im Rahmen der beiden Vorjahre 2002 und 2003. 
Basierend auf dieser Annahme erfahren die erfassten 
Ausgaben der Kontengruppe 318 gegenüber dem Jahr 
2000 einen Anstieg um insgesamt 6,4 %. Dieser An-
stieg erfolgt durch eine Niveauerhöhung im Jahr 2002 
von gut 2 Mio. Franken. Namhafte und längerfristige 
Zusatzkosten sind insbesondere für den Datenschutzbe-
auftragten, für staatsanwaltschaftliche Voruntersuchun-
gen, für die Kapitalbeschaffung, für medizinische 
Fremdleistungen des Frauenspitals Fontana sowie für 
Projektierungskosten für kantonseigene Liegenschaften 
entstanden. Die Betroffenheit der einzelnen Departe-
mente ist aus dieser Auflistung erkennbar. Es handelt 
sich hier teilweise um Sonderprojekte mit departement-
sübergreifendem Charakter. Einen starken Anstieg von 
gut 4 Mio. Franken werden die Dienstleistungen Dritter 
im Jahr 2005 erfahren. Allein 2,3 Mio. Franken davon 
entfallen auf Gebühren für die Ablösung einer Obliga-
tionenanleihe, die ebenfalls in dieser Kontengruppe er-
fasst werden.  

2. Die Kostenentwicklung bei den Aushilfen und bei den 
Dienstleistungen Dritter wird überwacht.  

3. Es sind gegenüber der laufenden Umsetzung der Mass-
nahmen aus der Struktur- und Leistungsüberprüfung 
zur Sanierung des Kantonshaushalts keine zusätzlichen 
Sparmassnahmen vorgesehen.  

 
Antrag Stiffler 
Diskussion 
 
Abstimmung 
Dem Antrag Stiffler wird mit offensichtlichem Mehr zuge-
stimmt. 
 
Stiffler: Zuerst möchte ich mich für die ausführliche Antwort 
der Regierung bedanken. Ich habe aber doch einige Bemer-
kungen zu diesen Zeilen. Da schreibt die Regierung am An-
fang der Antwort, ich zitiere: „Stellenstopp- und Stellenab-
bauvorgaben dürfen nicht“, ich betone „nicht“, „über eine 
Erhöhung der Kredite für Aushilfen und Dienstleistungen 
Dritter umgangen werden.“ Weiter unten steht dann: „Die 
Dienststellen haben die Möglichkeit, nicht beanspruchte Per-
sonalkredite auf Grund von nicht besetzten Planstellen für 
Aushilfen zu verwenden. Namhafte und längerfristige Zu-
satzkosten sind insbesondere für den Datenschutzbeauftrag-
ten, für staatsanwaltschaftliche Voruntersuchungen, für Ka-
pitalbeschaffung, für medizinische Fremdleistungen des 
Frauenspitals Fontana sowie für Projektierungskosten für 
kantonseigene Liegenschaften entstanden.“ Einen starken 
Anstieg von gut vier Millionen Franken werden die Dienst-
leistungen Dritter im Jahre 2005 erfahren. Wenn sich die 
Kostenentwicklung bei Aushilfen und Dienstleistungen Drit-
ter so weiter entwickelt, sind wir in zwei Jahren bei zehn 
Millionen Franken. Hier habe ich schon die Frage an die Re-
gierung, wie wollen Sie dies in den Griff bekommen?  
Und dann noch eine Bemerkung: Ein ausserordentlich hoher 
Anteil an Aushilfebeitrag weist das EKUD auf, durchschnitt-
lich rund 15 Prozent des gesamten Personalaufwandes. Die 
Tatsache ist auf den relativ hohen Anteil an Lehrbeauftragten 
an den kantonalen Schulen zurückzuführen. Ich denke, die 

Regierung wird mir auch in dieser Sache eine Antwort ge-
ben.  
 
Regierungsrätin Widmer: Es trifft zu, dass wir die Antwort 
gegeben haben, dass nicht beanspruchte Personalkredite für 
Aushilfen verwendet werden können. Das ist auch durchaus 
legitim. Das sind Stellen, die budgetiert sind, und die nicht 
unter das Streichungsszenarium fallen, aber trotzdem nicht 
direkt besetzt werden. Diese Budgetkredite dürfen wir – und 
das macht auch Sinn – für Aushilfestellen verwenden. Das 
wird jeweils auch ganz klar ausgewiesen. Das ist korrekt und 
betrifft nicht die Stellen, die in Ihrem Auftrag gestrichen 
werden müssen.  
Lehrbeauftragte sind seit Jahren zu einem guten Teil im 
Aushilfekredit angestellt. Das hängt auch damit zusammen, 
dass in den Schulen, vor allem im Mittelschulbereich, ehe-
maliges Seminar, Kantonsschule, ehemalige Frauenschule, 
heute Pädagogische Fachhochschule, dass hier sehr viel im 
Umbruch ist und dass man bewusst mit Lehrbeauftragten ge-
arbeitet hat oder immer noch arbeitet, bis sich die Situation 
konsolidiert. Dann werden wir aber dazu übergehen – das ist 
unsere feste Absicht – mehr budgetierte Stellen, also ordent-
liche Stellen zu schaffen und die Aushilfestellen in ordentli-
che Stellen überzuführen. Das wird geschehen, sobald die Si-
tuation an den Schulen bereinigt ist. Es ist aber richtig, was 
Sie festgestellt haben, dass wir hier sehr viele Aushilfestellen 
haben.  
Sie fragen, wie wir das Ganze in den Griff bekommen wol-
len? Schauen Sie, die Entwicklung hat sich in den letzten 
Jahren mehr oder weniger stabilisiert. Ein gewisses Wachs-
tum ist aber tatsächlich immer noch vorhanden. Ein gewisses 
Wachstum wird es im Aushilfebereich auch immer haben. 
Weil wir sonst nicht alles abfangen können. Aber wir möch-
ten ja dazu übergehen, künftig nicht mehr über Stellenplan-
stellen zu steuern und über Aushilfestellen, das habe ich ver-
schiedentlich schon gesagt, sondern über Lohnbudgets in den 
Dienststellen oder in den Departementen. Dann wären die 
Steuerungsmöglichkeiten eben besser, als dies heute der Fall 
ist. Das ist auch das Ziel der Regierung. Dies wird im Übri-
gen auch diskutiert im Zusammenhang mit dem GRifor-
maprojekt, ist allerdings nicht eigentlich Bestandteil des 
GRiformaprojekts. Wenn wir dann einen solchen Vorschlag 
bringen, beziehungsweise ein entsprechendes Projekt, bin ich 
froh, wenn Sie sich dann an diese Anfrage erinnern und uns 
darin auch unterstützen.  
 
Standespräsident Möhr: Grossrat Stiffler, gemäss Geschäfts-
ordnung hat der Anfrager bekannt zu geben, ob er befriedigt, 
teilweise befriedigt oder nicht befriedigt ist. Ich bitte Sie, das 
zu erklären. 
 
Stiffler: Ich bin befriedigt.  
 
Standespräsident Möhr: Damit haben wir diese Anfrage er-
ledigt und wir fahren weiter in der Traktandenliste und gehen 
zurück zu unserem Budget. Wir kommen zum Departement 
Erziehung, Kultur und Umweltschutz auf Seite 32. Bitte ver-
lesen. 
 
 
 
Budget 2005 
 
 
Detailberatung (Fortsetzung) 
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Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement 
 
 
Laufende Rechnung 
 
 
4250 Amt für Kultur 
 
Augustin: Ich spreche kurz zum Amt für Kultur und zwar 
Position 365003. Betriebsbeitrag an Societa Retorumantscha. 
Sie wissen ja, dass ich eine neue Aufgabe übernommen habe 
vor einem Jahr und halt nun auch teilweise zu Konten spre-
chen werde in der Zukunft, zu denen ich mich bisher an sich 
nie geäussert habe. Der Regierung ist bekannt und ich mache 
das auch diesem Grossen Rate bekannt, dass die Societa Re-
torumantscha im Wesentlichen seit rund 100 Jahren tätig ist 
und den Dictiunari Rumantsch-Grischun herausgibt, einen 
Antrag gestellt hat um Erhöhung des Betriebsbeitrages. Also 
um Erhöhung der Subvention. Die Regierung hat dies abge-
lehnt. Das nimmt die Societa Retorumantscha, eine Unteror-
ganisation der Lia Rumantscha zur Kenntnis. Mit Nachdruck 
ist allerdings darauf hinzuweisen, dass gemäss Regierungs-
programm 2005 bis 2008 die Festigung des Bildungs- und 
Forschungsplatzes Graubünden ein Entwicklungsschwer-
punkt dieses Kantons bilden soll. Und wenn man hier einen 
Schwerpunkt bilden will, dann heisst das, dass man auch be-
reit sein muss, nicht zu deklamieren, sondern auch dafür et-
was Geld locker zu machen. Man erhöht mit dem Budget 
2005 den vorübergehend von 100'000 auf 90'000 Franken 
gestrichenen Beitrag wieder auf die ursprünglichen 100'000 
Franken. Man ist aber weit davon entfernt, die beantragte 
Erhöhung auf 160'000 Franken zu akzeptieren. Ich glaube, 
wir werden zu einem anderem Zeitpunkt darauf zurückkom-
men und der Regierung einfach in Erinnerung rufen müssen, 
entgegen dessen was in ihrem Beschluss vom 18./19. Okto-
ber zu Handen der Societa Retorumantscha verlauten liess, 
dass man eben ohne Geld die Ziele nicht erreichen kann. 
Und dann müsste man, wenn man das Geld nicht bereitstel-
len will oder kann, dann müsste man das Ziel fallen lassen. 
Und nun frage ich Sie, meine Damen und Herren, wo soll 
denn dieser Kanton Graubünden, der arm an anderen Res-
sourcen mit Ausnahme des Wassers und der Wasserkraft ist, 
der auch in anderen Wirtschaftsbereichen, wir haben es ges-
tern zur Kenntnis genommen in Bezug der Regionalpolitik 
des VBS, mit grössten Problemen zu kämpfen hat, wo soll 
denn dieser Kanton Graubünden, wenn nicht gerade in den 
Bildungs- und Forschungsstandort investieren? Und die Re-
gierung hat zu Recht gesagt mit unserer Unterstützung, wir 
möchten hier Schwerpunkte setzen. Wenn man das tut, dann 
muss man auch bereit sein, entsprechende Mittel locker zu 
machen. Und wir werden gelegentlich wieder versuchen hier 
etwas mehr als die 100'000 Franken zu erhalten.  
 
Claus: Ich beantrage Ihnen nicht, den Budgetposten Mar-
kenbildung Graubünden Kultur zu streichen. Aber Regie-
rungsrat Lardi hat bei meiner Frage zum Budget dazu zwar 
Zahlen genannt, aber nicht genau gesagt, bei welcher Positi-
on diese budgetiert sind. Die Erhöhung bei Dienstleistungen 
Dritter unter diesem Konto lässt aber die Vermutung auf-
kommen, dass hier diese Gelder zu finden sein müssten. Zur 
Markenbildung Graubünden Kultur muss man, um überhaupt 
Erfolg haben zu können, einiges beachten. Die Qualität der 
Marke, von jeder Marke, hängt von den Produkten ab. Das 
wird auch bei Graubünden Kultur so sein und vor allem auch 
von der Nachfrage abhängig nach den Produkten. Wer aber 

ist nun würdig, dieses Label zu tragen. Sind es inhaltliche 
Kriterien oder bewerten wir die Erfolgschancen beim Publi-
kum, bei den Medien. Will man Publikumsrenner oder me-
dienwirksame Aussenseiterkultur fördern, konkurrenziert 
oder ergänzt man die bestehende Kulturförderung oder schä-
digen wir gar mit einer Markenbildung? Auf jeden Fall wird 
die Konzentration auf ein bestimmtes Angebotsprofil der 
neuen Marke die Marktsituation für Kulturanbieter verändern 
und sie wird auch neue Konkurrenz provozieren. Es müssen 
deshalb Grundlagen und Kriterien für ein Anforderungsprofil 
für diese künftigen Markenträger erarbeitet werden. Dieses 
Anforderungsprofil muss klar transparent und nachvollzieh-
bar sein für Kulturschaffende und andere. Wichtig dabei ist 
es zu beachten, wir haben nicht einen Verband auf der Neh-
merseite wie z.B. bei Graubünden Holz. Die Auswahl der 
Träger des Labels Graubünden Kultur soll anscheinend von 
den noch zu wählenden Marketingspezialisten im Amt für 
Kultur getätigt werden.  
Geschätzte Anwesende, das Amt für Kultur hat eine schwie-
rige Aufgabe. Es gibt sich und hat aber auch manchmal Mü-
he, Kulturförderung mit Schwerpunktförderung zu pflegen, 
ja Preise auszuwählen. Ich frage hier, kann die Marke Grau-
bünden Kultur auf diesem Boden wirklich gedeihen? Es ist 
eine Verwaltungseinheit, die hier entscheidet.  
Zum Schluss: Weder Inhalt noch Ausgestaltung der Marke 
Graubünden Kultur sind bis heute klar. Die Euphorie der be-
geisterten Markenmacher teile ich nicht unbedingt. Grau-
bünden Ferien weist inzwischen einen beachtlichen Leis-
tungsausweis aus. Die Beilage in der letzten Sonntagszeitung 
hat sicherlich allen gefallen. Trotzdem, bei Graubünden Kul-
tur habe ich Vorbehalte. Ich hätte diese Gelder viel lieber di-
rekt guten und erfolgreichen Veranstaltungen, d.h. Kultur-
projekten mit nachhaltiger Wertschöpfung für Graubünden 
zukommen lassen. Ich bin ein Freund der Kultur und weiss 
um das wirtschaftliche Potential der Kultur, gerade für den 
Tourismus. Ich bleibe aber bei der Marke äusserst skeptisch. 
Ich hoffe, dass das Departement Lardi mit der erforderlichen 
Sensibilität gegenüber den Kulturschaffenden an diese Mar-
kenbildung Graubünden Kultur herantritt. Und ich behalte 
mir aber auch vor, wenn es nicht so sein sollte, den Abbruch 
dieser Übung frühzeitig hier zu verlangen.  
 
Regierungsrat Lardi: Ich habe viele Ratschläge gehört. Wir 
werden diese sicherlich mitberücksichtigen, wenn wir an die 
Ausarbeitung der konkreten Unterlagen gehen. Die Frage 
nach dem Profil ist sicher pertinent. Auf jeden Fall wollen 
wir auch Grossrat Claus als Freund der Kultur auch befriedi-
gen. Es ist wirklich so, dass wir diese Vielfalt, die im Kanton 
Graubünden in kultureller Hinsicht vorhanden ist, dass wir 
diese Vielfalt auch bekannter machen wollen. Und ich habe 
gestern ein paar Highlights aus dieser Sparte gegeben. Wir 
gehen behutsam an die Arbeit, aber doch zielgerichtet. Wenn 
Sie einen Abbruch der Übung fordern wollen, bitte ich Sie, 
sollte das notwendig werden, geben Sie uns ein paar Jahre. 
Auch Gott brauchte sechs Tage, um die Welt zu schaffen.  
 
Angenommen 
 
 
Globalbudget 2005 
 
Angenommen 
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Investitionsrechnung 
 
Angenommen 
 
 
Finanz- und Militärdepartement 
 
 
Laufende Rechnung 
 
 
5025 Versicherungskassen der Regierungsmitglieder und 
der vollamtlichen Mitglieder der kantonalen Gerichte 
 
Tscholl: Bei der Begründung dieses Zinsaufwandes wird 
darauf hingewiesen, dass die an verschiedenen Orten früher 
gebuchten Beträge hier zusammengefasst werden. Die Zin-
sen auf Sparkapital 232'000 Franken, für was sind diese Zin-
sen zu bezahlen? Da muss ja eine Schuld als Hintergrund 
stehen. Und da frage ich Sie, wo ist diese Schuld in der Bi-
lanz verbucht? Wenn ich das mal kapitalisiere, ist es ein Be-
trag von sieben bis acht Millionen Franken.  
 
Regierungsrätin Widmer: Ich kann Ihnen im Moment nicht 
genau sagen, wo diese Schuld verbucht ist. Ich werde Ihnen 
das aber nachliefern.  
 
 
5113 Abschreibungen, Rückstellungen und Beitrag an 
SF-Strassen  
 
Standespräsident Möhr: Hier haben wir einen Antrag der 
GPK, denke ich, Grossrat Pfenninger? Bei mir ist er aufge-
führt.  
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Also wir sind bei 5121, rich-
tig? 
 
Standespräsident Möhr: Wir sind bei 5113, 3310 Abschrei-
bungen, Rückstellungen und Beitrag Spezialfinanzierung 
Strassen.  
 
Pfenninger: Ja, das ist richtig, aber wir haben das eigentlich 
gestern in diesen zwei Paketen so beschlossen. Einverstan-
den?  
 
Standespräsident Möhr: Einverstanden. Ich denke, es haben 
das alle gemerkt, nur ich nicht, aber dann ist dem so. Gut, 
dann sind wir immer noch bei dieser Position. Diskussion 
dazu? Nicht gewünscht.  
 
 
5121 Allgemeiner Personalaufwand 
.3093 Globalkredit für Personalwerbung 
Antrag der GPK 
Reduktion um 80'000 Franken auf 150'000 Franken 
 
Pfenninger; Sprecher der GPK: Wir haben hier bei der Posi-
tion 5121 3093 einen Antrag der GPK um Kürzung dieser 
Position, um Kürzung von 80'000 Franken. Es ist die Positi-
on allgemeiner Personalaufwand bzw. Globalkredit für Per-
sonalwerbung. Aufgrund der gegenwärtigen Situation einer-
seits des Stellenabbaus, der internen Wiederbesetzungen und 
auch die sehr geringe Fluktuationsrate werden kaum diese 
budgetierten Mittel gebraucht werden und die GPK ist der 

Auffassung, dass wir hier um 80'000 Franken kürzen kön-
nen.  
 
Abstimmung 
Dem Antrag der GPK wird mit 88 zu 0 Stimmen zuge-
stimmt. 
 
 
5131 Kantonale Steuern 
 
Tscholl: Nachdem beim Eintreten doch einige Punkte aus-
diskutiert wurden, möchte ich trotzdem noch auf zwei, drei 
Sachen dort zurückkommen im Zusammenhang mit den 
Steuern. Grossrat Pfenninger spricht von seriös, einer Ge-
samtschau und einem Gesamtpaket im Zusammenhang mit 
der Forderung, die Steuern 2004 und 2005 im Jahre 2005 zu 
erfassen. Es geht hier nicht um eine Abgrenzungsfrage, son-
dern allein um die Einhaltung der Periodizität und um eine 
Buchhaltung, welche einigermassen die tatsächliche Situati-
on wiedergibt. Regierungsrätin Widmer hat dann ausgeführt, 
dass infolge der Gegenwartsbemessung die Steuern mit ei-
nem Jahr Verzögerung erfasst werden. Es müssten allenfalls 
die Steuerpflichtigen in einem Jahr zwei Jahressteuern be-
zahlen. Wieso das?  
Ich frage mich denn auch, wieso im Abschluss 31.12.2003 
unter den transitorischen Passiven 29,2 Millionen Franken 
Steuern 2003 als Rückstellung verbucht sind. Mussten diese 
Pflichtigen die Steuern 2003 auch im Jahre 2003 bezahlen? 
Zum Budget habe ich eine Frage an Frau Regierungsrätin. 
Wie haben sich die Steuererträge 2004 bis heute, also nicht 
wie Regierungsrat Klaus Huber gesagt hat, bis zum 8. De-
zember 2004 entwickelt?  
 
Zanetti: Ich hätte eine Frage zur Position 4000 Einkommens- 
und Vermögenssteuer von natürlichen Personen. Wenn ich 
davon ausgehe, dass dieser Betrag 408 Millionen Franken 
die Steuern für das Jahr 2004 sind und dies dem Finanzhaus-
haltsgesetz Art. 6 entspricht, dann müssten wir davon ausge-
hen, dass rund 70 Prozent der Bündner Gemeinden diese Er-
träge falsch erfassen. Und für mich ist es wichtig, dass man 
hier Klarheit schaffen kann, welche Methode müssen wir 
anwenden. Ich möchte noch dazu beifügen, dass sämtliche 
Rechnungen oder auch die Mehrheit der Gemeinden die 
Rechnungen zusammen mit der Kantonssteuer versenden. 
Und deshalb ist es mir nicht klar, warum hier zwei verschie-
dene Arten der Steuererfassung oder Budgetierung vorliegt.  
 
Regierungsrätin Widmer: Zuerst zu den Fragen von Grossrat 
Tscholl. Er hat noch einmal Bezug genommen auf die Ein-
buchung des Finanzausgleichsanteils an der direkten Bun-
dessteuer. Diese buchen wir jetzt, gleich wie den direkt aus-
bezahlten Anteil an der direkten Bundessteuer. Ich denke, 
das macht Sinn und ist auch richtig und zwar darum, weil 
diese Steuern effektiv bezahlt wurden. Es geht hier um Steu-
ern, die bezahlt wurden. Der Vorgang ist der, dass wir bei 
der direkten Bundessteuer 17 Prozent zurückbehalten, die 
gehören den Kantonen. 13 Prozent dieses Anteils liefern wir 
im gleichen Jahr dem Bund ab und diese werden dann wieder 
zurückerstattet je nach Finanzkraft. Aber vom Steuerpflichti-
gen bezahlt werden sie im Vorjahr, beziehungsweise eben im 
gleichen Jahr und darum ist es auch richtig, dass beide Posi-
tionen gleichzeitig eingebucht werden. Wir haben das auch 
diskutiert im Zusammenhang auch mit dem Finanzhaushalts-
gesetz und wir haben auch eine entsprechende Bestimmung 
aufgenommen. Sie können das vielleicht nachlesen. Das ist 
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sicher korrekt so. Ich habe gestern gesagt, wenn man umstel-
len möchte auf die Einbuchung, wie Sie sie wünschen, dass 
man also auch den Jahresertrag der Steuern 2005, nicht nur 
die Steuern 2004, sondern auch die Steuern 2005 bereits ein-
buchen würde, dann müsste man die Steuern zweimal bezah-
len. Ich habe das so gemeint, dass wenn Sie cash, wenn Sie 
etwas in der Kasse haben wollten, man zweimal in einem 
Jahr die Steuern berechnen müsste. Selbstverständlich nicht, 
wenn Sie das nur buchhalterisch machen. Aber dann müssen 
Sie wissen, dass Sie zwar eine Position, ich sage jetzt rund 
400 Millionen Franken Einkommenssteuer haben, buchhalte-
risch. Sie haben diese aber nicht tatsächlich, sondern es ist 
nur ein Ausweis in der Bilanz, beziehungsweise in der Rech-
nung, aber Sie haben dies nicht tatsächlich in der Kasse. Das 
war eigentlich meine Aussage gestern. Es ist eine buchhalte-
rische Operation.  
Wenn Sie jetzt sagen, Grossrat Zanetti, rund 70 Prozent der 
Bündner Gemeinden würden die Erträge für das künftige 
Jahr bereits einbuchen, dann ist das richtig, aber diese weisen 
dies ja auch in ihren Budgets, beziehungsweise in ihren 
Rechnungen aus. Dort sehen sie dann, dass das nicht tatsäch-
liche, im Vorjahr eingegangene Zahlungen sind, sondern 
dass transitorisch verbucht wird. Das ist an sich möglich. 
Aber besser wäre es gewesen – und sagen wir auch Finanz-
haushaltsgesetz-konformer, damit möchte ich aber nicht sa-
gen, dass diese Gemeinden sich rechtlich nicht korrekt ver-
halten würden – wenn man bei der Umstellung auf die Ge-
genwartsbemessung den Ausweis neu gemacht hätte. Bis zu 
diesem Zeitpunkt, bis Ende 2000 haben wir im Dezember die 
Steuererträge des Jahres eingebucht und auch in Rechnung 
gestellt. Dann haben wir umgestellt auf die Gegenwartsbe-
messung und an sich wäre dies sichtbar geworden oder der 
Nachweis besser gewesen, wenn die Gemeinden damals um-
gestellt hätten. Heute ist dies relativ schwierig. Wenn sie dies 
heute machen, dann fehlt ihnen eigentlich in der Buchhal-
tung ein Jahresertrag. Darum müssen sie in der Buchhaltung 
einfach ausweisen, dass es noch nicht eingegangene Steuer-
erträge, aber erwartete Steuererträge sind. Es ist in Überein-
stimmung mit dem Finanzhaushaltsgesetz, aber wir haben für 
den Kanton eine andere Lösung oder einen andern Weg ge-
wählt. Wir wollen das einbuchen, was in diesem Jahr wirt-
schaftlich realisiert wird, bereits realisiert werden kann. 
Dann stimmt nämlich die Rechnung auch mit den tatsächli-
chen Erträgen überein. Das tut sie sonst nicht.  
 
Zanetti: Ich habe einfach eine Verständnisfrage. Wenn ich 
das Steuergesetz des Kantons Graubünden anschaue, Art. 
151 bezüglich Fälligkeit, steht: „Es werden fällig, die Ein-
kommens- und Vermögenssteuer auf Ende Dezember des 
Steuerjahres.“ Wenn ich jetzt das Finanzhaushaltsgesetz an-
schaue, Art. 6, dann heisst es dort, nach dem Soll-Prinzip 
sämtliche Guthaben. Jetzt haben wir bei der Umstellung zur 
Gegenwartsbemessung die Rechnungsstellung erst im Januar 
vorgenommen, haben aber 90 Tage Zahlungsfrist. Also auf 
der Rechnung steht entweder Ende Februar, Ende März oder 
Ende April sind diese Rechnungen fällig, in zwei Raten oder 
alles zusammen. Wenn ich 90 Tage rechne, dann müssten 
wir technisch eigentlich diese Rechnungen noch im Dezem-
ber stellen, auch wenn sie provisorisch sind und deshalb wä-
ren sie nach meinem Dafürhalten nach dem Soll-Prinzip zu 
erfassen. Und wenn ich das so anschaue, denn müsste ich sa-
gen, die Gemeinden haben entweder das Falsche vorgenom-
men. Die Rechnungen der Gemeinden entsprechen auch dem 
harmonisierten Rechnungsmodell und deshalb möchte ich 

wirklich einmal ganz konkret wissen, welche Erfassung müs-
sen wir vornehmen.  
Ich werde später zu den Anträgen einen Antrag stellen, wo 
ab Budget 2006 sämtliche Steuereinnahmen entsprechend 
dem Soll-Prinzip gemäss Art. 6 des Finanzhaushaltsgesetzes 
periodengerecht zu berücksichtigen sind. Und wenn der Kan-
ton dann feststellen kann, dass diese Art der Budgetierung 
dem entspricht, dann müsste ich, wenn ich bei einer Ge-
meinde eine Beratung vornehme, unbedingt beraten und 
empfehlen, diese Sache umzustellen, so wie der Kanton. Und 
deshalb möchte ich, dass man beim Budget 2006 diese Frage 
wirklich abklärt und in diesem Sinne einfach eine Empfeh-
lung an die Gemeinde abzugeben. Im Finanzhaushaltsgesetz, 
Art. 2, glaube ich, steht drin, dass es auch für die Gemeinde 
anzuwenden ist. Und deshalb möchte ich hier Klarheit haben.  
 
Tscholl: Regierungsrätin Widmer, ich habe die Frage nicht 
so gestellt. Was Sie ausführen bezüglich der direkten Bun-
dessteuer, das vertrete ich ausdrücklich, weil das eine perio-
dengerechte Abrechnung ist. Das habe ich überhaupt nicht zu 
Worte gebracht. Es war früher so, bevor wir die Gegen-
wartsbemessung gemacht haben, wurden die Steuern immer 
in Rechnung gestellt und der gleiche Betrag wurde nachher 
transitorisch passiv wieder zurückgebucht. Das war früher 
so. Jetzt stellt man teilweise Rechnungen, also Ende 2003 
sind Rechnungen für 2003 gestellt, einen Teil, ich habe den 
Betrag genannt, es sind 29,2 Millionen Franken. Und die 
stellt man auch wieder transitorisch passiv. Es geht um eine 
Abgrenzung, eine periodengerechte Abgrenzung und ich 
meine die Steuern 2004, das ist eine Forderung, die der Kan-
ton hat, die auch im 2004 ansteht. Und das ist allein der 
Grund. Man hätte dann die Gelegenheit, wirklich die ganze 
Pensionskassenmisere aufzulösen, dann hätten wir einmal 
eine doppelten Steuerertrag, was periodengerecht wäre und 
wir hätten die Aktivierung einer Schuld, wie ich es auch 
beim Eintreten gesagt habe, was absolut ein nonense ist, hät-
te man erledigt. Und ich habe noch eine Frage gestellt, we-
gen den Steuereinnahmen 2004, wie hoch der Betrag bis jetzt 
ist, damit wir auch einen Überblick haben, was wir hier im 
Budget einsetzen.  
 
Regierungsrätin Widmer: Ich diskutiere, Grossrat Zanetti, 
gerne einmal mit Ihnen anhand von Unterlagen, auch aufge-
arbeiteten Unterlagen über die Frage, wie bucht man ein. Es 
ist so, dass das Soll-Prinzip nach dem Harmonisierungsmo-
dell auch relativ interpretationsbedürftig ist. Wir gehen da-
von aus, dass das Soll-Prinzip verlangt, dass am Ende einer 
Rechnungsperiode sämtliche Guthaben und Verpflichtungen 
erfasst werden und in der Jahresrechnung ausgewiesen wer-
den. Also sämtliche Guthaben und Verpflichtungen, die tat-
sächlich entstanden sind. Und wir schliessen damit aus, dass 
Erträge eingebucht, verbucht werden, auf die bis zum Jahres-
ende hin kein rechtlicher Anspruch besteht. Das ist unsere 
Definition der Einbuchung nach dem Sollprinzip. Wenn in 
den Gemeinden etwas anderes gemacht wird, dann müssen 
sie das einfach ausweisen. Und wenn jetzt Grossrat Tscholl 
sagt, wir sollten einen doppelten Steuerertrag einbuchen, 
dann können wir das buchhalterisch machen. Das ist tatsäch-
lich so. Wir haben damit aber nichts gewonnen. Wir nehmen 
auf einer Seite 400 Millionen Franken Kapital auf um die 
Pensionskasse auszufinanzieren und buchen auf der andern 
Seite eine Einnahme ein, die wir noch nicht tatsächlich reali-
siert haben. Man kann das machen, aber man beschönigt 
dann die Situation, das müssen wir auch wissen. Ich weiss 
nicht, was das für einen Sinn machen soll. Wir können das 
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machen und wir können das einmal aufzeigen, wie das dann 
aussehen würde. Aber ich würde Ihnen vorschlagen, dass wir 
das im Zusammenhang mit der Steuergesetzrevision machen, 
die wir ja angehen. Dann müssten wir nämlich im Art. 151 
noch etwas konkretisieren, welches der Fälligkeitstermin für 
welche Steuern ist. Das ist heute relativ schwierig umschrie-
ben oder sagen wir nicht ganz konkret umschrieben. Dieses 
Vorgehen würde ich Ihnen vorschlagen, das ist im Sinne von 
Grossrat Pfenninger. Er hat gestern gesagt, dass man eine 
Gesamtauslegung machen soll. Ich bin der Auffassung, dass 
wir jetzt periodengerecht verbuchen. Aber wir können dar-
über auch sprechen. Man kann durchaus auch Ihre Auffas-
sung vertreten, aber dann müssen wir das bewusst so auch 
neu formulieren und auch so einbuchen, im Wissen darum, 
dass es Beträge sind, die nicht effektiv eingegangen sind, al-
so nicht kassa-wirksam sind. Das können wir tun.  
Zu den Steuerfragen, Grossrat Tscholl. Ich habe zufälliger-
weise heute die Unterlagen mitgenommen. Wenn Sie mich 
das jeweils eine Stunde vorher fragen und mich nicht prüfen 
würden, ob ich alles mitgenommen habe, wäre das etwas ein-
facher. Heute habe ich per Zufall die Liste mitgenommen. 
Also wir haben ein Kantonssteuerergebnis Ende November 
das rund zehn Millionen höher ist als für das Jahr 2004 ins-
gesamt budgetiert. Es wird noch etwas dazukommen bis En-
de Dezember, aber der letzte Monat ist nicht der, der massiv 
Mehrerträge bringt. Also alles in allem weniger als letztes 
Jahr, wo wir ja ungefähr 40 Millionen Franken Mehrerträge 
hatten als budgetiert waren.  
 
 
5136 Kultussteuer 
 
Tscholl: Sie sehen, der Kanton Graubünden bekommt für 
den Einzug der Kultussteuer, das ist die Steuer für die Kir-
chen, einen Betrag von 170'000 Franken. Ich meine, da ist 
ein Potenzial um Mehrerträge zu erhalten, denn die Arbeit, 
die die Verwaltung in diesem Zusammenhang macht, kann 
nie bezahlt werden mit diesem Betrag.  
Ich stelle zur Diskussion, dass das einmal überprüft wird, ob 
diese Abgabe durch die Landeskirchen nicht erhöht werden 
muss im Zusammenhang mit dem tatsächlichen Aufwand.  
 
Regierungsrätin Widmer: Wir werden vielleicht im Zusam-
menhang mit dem Gemeinde- und Kirchensteuergesetz und 
dann auch mit der Steuergesetzrevision noch eine andere 
Frage diskutieren, nämlich die Erhebung der Kultussteuer 
überhaupt. Das war ja eine Diskussion, die wir in Zusam-
menhang mit der Kantonsverfassung bereits geführt haben. 
Es gibt einen ganz bestimmten Schlüssel, wie wir diese 
170'000 Franken die Grossrat Tscholl angesprochen hat be-
rechnen. Ich kann Ihnen aber heute nicht genau sagen, nach 
welchen Kriterien dies geschieht.  
 
Tscholl: Das sind zwei Prozent der Einnahmen, die der Kan-
ton verlangen kann.  
 
 
5230 Amt für Militär und Zivilschutz  
 
Jäger: Wenn man zum Amt für Militär und Zivilschutz 
spricht, dann ist es wohl auch angebracht zu der Tagesaktua-
lität zuerst zwei Bemerkungen zu machen. Ich möchte mei-
ner grossen Betroffenheit Ausdruck geben, dass im Bereich 
der Militärbetriebe in Graubünden nun sehr viele Stellen ver-
loren gehen. Da ich verschiedene der Betroffenen sehr gut 

kenne, weiss ich genau, was das für sie und ihre Familien 
bedeutet. Es sind ältere Arbeitnehmer, es sind Spezialisten, 
deren Kenntnisse kaum noch gefragt sein werden. Es ist ähn-
lich dramatisch wie beim Pflegepersonal, aber vielleicht dar-
um noch dramatischer, weil diese Spezialkenntnisse nicht 
mehr gebraucht werden. Die Menschen sind kaum vermittel-
bar. Ich möchte auch meiner grossen Betroffenheit und mei-
ner Sorge Ausdruck geben, dass immer mehr Stellen im Be-
reich des zweiten Sektors wegfallen. Für handwerklich be-
gabte Leute gibt es immer weniger Arbeitsplätze. Hier macht 
unsere Gesellschaft – und gerade in Graubünden haben wir 
diese Entwicklung besonders stark – eine ganz schwierige 
Entwicklung durch. Ich möchte Regierungsrätin Widmer 
herzlich danken für ihren grossen Einsatz, den sie geleistet 
hat zusammen auch mit den Behörden der Stadt Chur. Leider 
ist der Einsatz nicht erfolgreich gewesen bis heute. Kleinste 
Hoffnungen bestehen noch, aber ich sage bewusst, kleinste 
Hoffnungen.  
Nun, wir wissen es alle, es geht überall um sparen und spa-
ren bedeutet Abbau von Stellen. Denn jeder Franken, den wir 
ausgegeben, wird irgendwo in Arbeit umgesetzt. Wir haben 
nun die Konsequenzen auf ganz verschiedenen Ebenen aus-
zubaden, die die politischen Kräfte, die seit Jahren ihre 
Staatsquotenideologie betreiben, vom schlanken Staat spre-
chen, die sich eben durchgesetzt haben, das müssten wir nun 
umsetzen. Es ist schmerzlich. Natürlich, da sind wir uns ei-
nig, der Staat darf sich auch nicht einfach verschulden. Wir 
können nur das ausgeben, was wir auch einnehmen. Und da 
die Schere in allen Bereichen auseinander geht, ist es eben 
schwierig.  
Ich spreche konkret zu Position 5230, 4620 Beiträge von 
Gemeinden für Zivilschutzmassnahmen. Sie sehen, dass die-
se Position auf Seite 56 von 1,2 Millionen Franken auf über 
1,5 Millionen Franken ansteigt um mehr als 20 Prozent. 
Wenn wir in den Erläuterungen zum Budget lesen, das fin-
den Sie auf Seite A127 ganz unten, da ist diese Position er-
klärt, es heisst aufgrund des ab 1.1.2004 geltenden Bundes-
gesetzes über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz 
leistet der Bund keine Beiträge mehr an die Kosten der Aus-
bildung. Gestützt auf das kantonale Katastrophenhilfegesetz 
wird auch der Kantonsanteil auf zehn Prozent reduziert. Als 
Folge davon erhöht sich der Gemeindeanteil an den Ausbil-
dungskosten. Ich habe vorher gesagt, sparen tut weh. Sparen 
kann man nur, indem man den Aufwand reduziert. Und nun, 
wenn Sie auf Seite 55 beim Gesamtaufwand des Amtes für 
Militär und Zivilschutz den Vergleich machen Voranschlag 
2004, Voranschlag 2005, dann sehen Sie, dass hier beim 
Aufwand nicht gespart wird. Der Aufwand wächst von 5,082 
Millionen Franken auf 5,302 Millionen Franken. Es wird 
nicht gespart. Natürlich ist es immer schwierig, die Verglei-
che. Wir sehen, weiter unten beim Konto 3720, dass da 
durchlaufende Beiträge an Gemeinden neu dazukommen. 
Das macht den Aufwand an sich höher, aber nicht um diese 
Grösse, wie am Schluss der Aufwand als Ganzes steigt. Wir 
sehen, weiter unten, dass die Beiträge des Bundes an den 
Kanton wegfallen und man kann eben mit dieser Situation 
verschieden umgehen. Man kann entweder sagen, jetzt muss 
wirklich gespart werden, es wird beim Aufwand reduziert 
oder man macht den bequemeren Weg, man erhöht einfach 
die Beiträge der Gemeinden. Es stört mich, und das sage ich 
deutlich, es stört mich, wenn die Regierung auf Seite A35 bei 
den finanzpolitischen Vorgaben schreibt, es ist der dritt un-
terste Abschnitt: „Neue Lastenverschiebungen vom Kanton 
auf die Gemeinden sind im Budget 2005 nicht feststellbar.“ 
Also ich stelle sie fest, z.B. hier und an andern Orten auch. 
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Eigentlich würde ich gerne eine Antrag stellen, aber ich 
weiss, dass der Antrag das Budget verschlechtern würde. 
Man könnte einen Antrag stellen, die Gemeindebeiträge z.B. 
um 200'000 Franken weniger zu erhöhen. Das würde den 
Druck verstärken um wirklich zu sparen. Wie gestern Regie-
rungsrat Schmid bei den Spitälern gesagt hat, man müsse e-
ben den Druck erhöhen, dann werde gespart. Aber da das 
Dreamteam Regierungsrätin Widmer und Grossrat Pfennin-
ger, die dann diesen Antrag bekämpfen würden, verzichte ich 
auf den Antrag.  
 
Regierungsrätin Widmer: Grossrat Jäger hat ja eigentlich 
schon erklärt, wie diese Position entstanden ist beziehungs-
weise warum oder wo der Anstieg begründet ist. Es nicht ein 
gewaltiger Mehraufwand, der dahintersteckt. Ich begreife an 
sich, dass die Gemeinden nicht glücklich sind, wenn irgend-
wo eine Position zu ihren Lasten erhöht wird. Aber in der Bi-
lanz dies werden Sie sehen, und ich werde es kurz aufzeigen, 
zahlen sie ja entschieden weniger für Zivilschutz oder haben 
sie entschieden weniger Zivilschutzausgaben als sie es früher 
hatten. Wir haben die Einnahmen aufgrund der Basis der 
Zahlen des Vorjahres budgetiert. Das heisst das Vorjahr 
2004 ist die Basis zur Berechnung des Jahres 2005. Sie erin-
nern sich daran, dass wir im April eine Botschaft, eine Ge-
setzesrevision verabschiedet haben, die gewisse Änderungen 
bringt. Wir haben neu eine Position Entschädigung an Zivil-
schutzkommandanten von 90'000 Franken. 80 Prozent davon 
bezahlen die Gemeinden. Das wurde so besprochen, als wir 
dieses Gesetz, diese Gesetzesrevision im April behandelten. 
Dieser Betrag, d.h. die 72'000 Franken werden erstmals rele-
vant im Jahre 2005.  
Sie haben gesagt, Grossrat Jäger, der bisherige Anteil des 
Bundes an den Ausbildungskosten falle weg. Das waren 
280'000 Franken. Die fallen seit 1. Januar 2004 weg. Im 
Budget 2005 wird dies für die Gemeinden voll wirksam. 80 
Prozent dieser 280'000 Franken, das sind 242'000 Franken 
gehen gestützt auf die gesetzliche Regelung zulasten der 
Gemeinden. Wir haben im April eine Kürzung des Kantons-
anteils an den Ausbildungskosten um 10 Prozent auf neu 15 
bis 35 Prozent beschlossen. Es ist Ihr Beschluss vom 20. Ap-
ril dieses Jahres. In Kraft ist dieser Beschluss seit 1. Septem-
ber und er wirkt sich dann eben im Budget 2005 aus.  
Und jetzt etwas, was Sie nicht gesagt haben, Grossrat Jäger. 
Der Ausbildungskostenanteil der Gemeinden kann vom Gros 
der Gemeinden über Rückerstellungen von Ersatzbeiträgen 
finanziert werden, die viele Gemeinden noch in ihren Rech-
nungen haben. Das sind Ersatzbeiträge für Zivilschutzanla-
gen, die sie nicht erstellt haben oder für Anlagen, die nicht 
erstellt wurden. Also, die Laufende Rechnung der Gemein-
den, derjenigen Gemeinden, die diese Rückstellung – die sie 
ja hätten machen müssen – haben, die Laufende Rechnung 
wird dadurch nicht belastet. Die Gemeinden haben insgesamt 
– das wissen Sie ja auch, und ich werde Ihnen die Zahlen 
von Chur gerne noch sagen – im Bereich Zivilschutz weniger 
Kosten zu tragen. Sie haben trotz budgetierter Mehreinnah-
men beim Kanton im Bereich Zivilschutz Minderausgaben in 
den Gemeinden. Ich habe Ihnen die Zahlen, die wir berech-
net haben und die Sie offensichtlich als richtig angeschaut 
haben im April bereits einmal gesagt. In der Stadt Chur ha-
ben Sie im Jahr 2003 einen Aufwandüberschuss im Zivil-
schutzbereich gehabt von 949'900 Franken. Im Jahr 2004 ei-
nen solchen von 302'900 Franken. Also haben Sie eine Ent-
lastung von über 600'000 Franken. Sie sagen jetzt nein. Das 
sind Berechnungen, die wir gemacht haben, mit Bezug auf 
das, was künftig die Gemeinden bezahlen. Was ich Ihnen 

auch noch sagen möchte und was ich bereits zugesichert ha-
be: Wir haben neu einen Ersatzbeitragsfonds beim Kanton, 
und ich habe Ihnen bereits im April zugesichert, dass wir 
Beiträge, die in diesen Ersatzbeitragsfonds geleistet werden, 
künftig auch brauchen werden, um die Ausbildungskosten 
der Gemeinden zu reduzieren. Das ist eine Zusicherung, die 
ich gemacht habe. Aber dieser Beitragsfonds wird erst wirk-
sam beziehungsweise kann erst ab dem Jahr 2006 benutzt 
werden, so dass Sie im nächsten Budget dann sehen werden, 
dass wir – ich sage jetzt eine Grössenordnung, rund 500'000 
Franken aus diesem Fond nehmen können um die Ausbil-
dungskosten bei den Gemeinden zu reduzieren. Das werden 
Sie dann spüren. Aber das war jetzt nicht möglich, weil wir 
das Gesetz auf den 1. September in Kraft gesetzt haben und 
daher die neue Regelung auf das Jahr 2005 nicht voll wirk-
sam werden kann.  
 
Angenommen 
 
 
Globalbudget 2005 
 
Angenommen 
 
 
Investitionsrechnung 
 
Standespräsident Möhr: Grossrat Tscholl, Frau Regierungs-
rätin Widmer möchte noch etwas zum Amt für Informatik 
sagen. Ist das richtig?  
 
Regierungsrätin Widmer: Nein, eigentlich möchte ich nichts 
zum Amt für Informatik aber zu den GRiforma-
Pilotdienststellen generell etwas sagen. Grossrat Feltscher 
hat mich darauf hingewiesen, dass ich ihm noch eine Ant-
wort schuldig sei. Auch Grossrat Tscholl hat gestern moniert, 
dass die GRiforma-Pilotdienststellen relativ schwierig zu 
kontrollieren beziehungsweise dass dort schwierig nachzu-
vollziehen sei, was im Bereich Budgetierung und Rech-
nungsstellung abläuft.  
Grossrat Feltscher hat gestern darauf hingewiesen, dass es 
nicht immer nachvollziehbar sei, wie die Indikatoren festge-
legt würden beziehungsweise wie die Soll-Leistungsziele 
festgesetzt würden und dass es hier möglich wäre zu manipu-
lieren. Um dies wohl etwas zu hart auszudrücken Grossrat 
Feltscher, Sie wissen, wir haben im Steuerungsausschuss 
verschiedentlich über die schwierige Frage der Indikatoren 
diskutiert. Wir haben auch festgestellt, dass es eine operative 
Frage ist. Dass es nicht – das haben Sie gestern auch gesagt – 
Sache des Grossen Rates sein kann, die Indikatoren festzule-
gen. Und wir sind am Üben. Das wissen Sie. Wir sind dabei, 
die Indikatoren besser in den Griff zu bekommen und dann 
auch bessere, genauere Indikatoren festzulegen. Die Indika-
toren sind selbstverständlich nicht so festzulegen, dass man 
sie immer zu 100 Prozent erreichen kann. Das ist eine Arbeit 
an der wir im Steuerungsausschuss dran sind, in der Gruppe, 
die den Bericht auch mitvorbereitet, den wir Ihnen ja dann 
im Jahre 2006 abliefern sollten. Wir werden hier versuchen 
Verbesserungen zu erzielen. Ich stelle auch fest – und das 
stellen auch Sie fest – dass es Pilotdienststellen gibt, die hier 
schon relativ weit sind, die die Indikatoren besser festlegen 
können als andere. Es ist aber auch nicht überall gleich ein-
fach, das zu tun. Meine Zusicherung: Wir bemühen uns, hier 
Verbesserungen zu erzielen. Die Indikatoren sind nicht be-
wusst gesteuert worden. 
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Dann habe ich noch eine Antwort an Grossrat Tscholl. Da 
ich sehr gute Mitarbeitende habe, die immer auf der Tribüne 
sitzen und die mir gerade auch die Frage von Grossrat 
Tscholl zum Konto 5025.3230, nämlich was diese Zinsen 
von 232'000 Franken bedeuten beziehungsweise was dahin-
ter steckt, beantwortet haben, kann ich Ihnen die Antwort 
gleich geben. Es geht hier um die Sparversicherung, das ha-
ben Sie richtig gesehen, Grossrat Tscholl, Sparversicherung 
der Regierung und der kantonalen Richter. Das Kapital der 
Sparversicherungen ist in den Passiven unter Verpflichtun-
gen für Sonderrechnungen bilanziert. Das können Sie nach-
schauen. Für das Budget 2005 wird mit einem Kapital von 
4,6 Millionen Franken gerechnet, also nicht mit acht Millio-
nen wie Sie gesagt haben. Und darauf werden gemäss Reg-
lement für die Sparversicherung der Regierungsmitglieder 
und der kantonalen Richter fünf Prozent Zins bezahlt. Diese 
fünf Prozent auf den 4,6 Millionen, das wären dann eben die-
se 232'000 Franken, budgetiert auf Konto 5025.3230. Damit 
bin ich Ihnen nichts mehr schuldig.  
 
Angenommen 
 
 
Bau-, Verkehrs- und Forstdepartement 
 
 
Laufende Rechnung 
 
 
6100 Hochbauamt 
 
Tscholl: Ich möchte zu drei Positionen sprechen. Die erste 
Position ist 314180, Liegenschaften ohne Anstalten und Spi-
täler, Kliniken. Da kann man auf Seite A128 nachlesen: 
„Kantonsschule Halde, Chur. Sanierungsmassnahmen zur 
Behebung der PCB-Problematik 270'000 Franken“. Ist damit 
die ganze PCB-Problematik in der Schule geregelt?  
Die zweite Frage dazu: Warum wartet man so lange, wenn es 
nur soviel kosten würde um diese Sanierung zu machen? 
Schliesslich ist das ganze Problem seit Jahrzehnten bekannt. 
Dann spreche ich zum Konto 3160, Miete Liegenschaften. 
Auf Seite A129 ist keine Begründung, wieso diese Erhöhung 
kommt. Man hat ja irgendwo geschrieben, es sind immerhin 
400'000 Franken mehr, was man da bezahlen will. Diese 
Mietzinsentwicklung entspricht absolut nicht dem Trend. Es 
ist eine Mietzinserhöhung von 5,1 Prozent geplant, obwohl 
wir Stellen abbauen. Und da frage ich mich, wo sich da der 
Kanton alles ausbreitet.  
Der nächste Punkt ist Punkt 4270 Pacht- und Mietzinsen von 
nicht realisierbaren Liegenschaften. Da werden die Mietzin-
sen reduziert um 307'000 Franken. Begründung, Anpassung 
der Mietzinsen bei den Siedlungshäusern und Personalwoh-
nungen der Klinik Waldhaus an die effektiven Mieterträge. 
Also, ich mag mich jetzt nicht erinnern, dass man jetzt Miet-
zinsreduktionen gemacht hat in der Privatwirtschaft. Und die 
andere Frage ist für mich, werden diese Günstigkeiten – ich 
gehe davon aus, dass diese Objekte sehr günstig vermietet 
werden – auch im neuen Lohnausweis vermerkt?  
 
 
6200 Tiefbauamt 
 
Tscholl: Ich habe da eine Frage zum Konto 3930 Anteil am 
global budgetierten Teuerungsausgleich auf Gehältern. Wa-

rum ist diese Buchung? Ich sehe sonst diese Buchung eigent-
lich nirgends in einer anderen Abteilung. 
 
 
6211 Unterhalt und Betrieb der Kantonsstrassen  
 
Parpan: Ich äussere mich zur Problematik der Finanzierung 
des Strassenunterhalts, also der Position 6211.3142. Um die 
Betriebssicherheit und Werterhaltung der Strasseninfrastruk-
tur sicherzustellen, ist gemäss anerkannten Studien jährlich 
1,5 bis zwei Prozent des Wiederbeschaffungswertes für den 
Unterhalt einzusetzen. Der Wiederbeschaffungswert der 
Kantonsstrassen im Kanton Graubünden, also sämtlicher 
Haupt- und Verbindungsstrassen liegt bei rund 5,8 Milliar-
den Franken. Bei einer unteren Grenze von 1,5 Prozent Un-
terhaltsaufwendungen bedeutet das ein jährlicher Mittelein-
satz von 87 Million Franken. Heute wenden wir 37 Millionen 
im Budget 04 respektive 39 Millionen im Budget 05, nicht 
einmal die Hälfte der minimalen notwendigen Mittel in den 
Unterhalt. Ich erachte es als meine Pflicht, auch als Bau-
fachmann, Sie einmal mehr auf die Konsequenzen aufmerk-
sam zu machen. Als Konsequenz resultiert mittelfristig ein 
eigentlicher Substanzzerfall. Dieser wird nur mehr durch ü-
berproportionale, teure Totalsanierungen oder gar Ersatzbau-
ten zu beheben sein. Mittel- und langfristig erweisen sich 
deshalb jährliche Investitionen in die Substanzerhaltung auf 
dem notwendigen Niveau als nachhaltigste Form des Einsat-
zes finanzieller Mittel.  
Ich habe folgende Fragen: Wie gedenkt die Regierung diese 
absolut notwendigen Unterhaltsaufwendungen in Zukunft si-
cherzustellen und zusätzliche Mittel bereitzustellen? Wie 
entwickeln sich die Einnahmen aus der LSVA und wie sollen 
diese Gelder in Zukunft verwendet werden? Es wäre doch 
nur konsequent, wenn diese Abgaben verursachergerecht für 
die Strassenrechnung eingesetzt würden. 
 
Regierungsrat Engler: Ich möchte versuchen, die aufgewor-
fenen Fragen kurz zu beantworten. Vorerst die Fragen zum 
Hochbauamt, gestellt von Grossrat Tscholl.  
Die erste Frage betraf die PCB-Problematik am Kantons-
schulgebäude an der Halde. Die Frage zielte darauf hinab, ob 
damit ein Definitivum geschaffen würde, beziehungsweise 
ob die Problematik damit gelöst sei oder ob da noch mit zu-
sätzlichen Massnahmen zu rechnen sei im Rahmen der To-
talsanierung der Kantonsschule. Ich kann Ihnen sagen, dass 
im Nachgang zur verunglückten Abstimmung über das Pro-
jekt Campus unverzüglich beurteilt werden musste, was in 
dieser Zwischenphase bis zum Jahre 2007, das ist der frühes-
te Zeitpunkt, an dem die Sanierung realisiert werden kann, 
ob da etwas getan werden muss oder nicht? Als Grundlage 
dient ein umfassender Expertenbericht zu dieser Problema-
tik, die dann ja auch interdisziplinär mit dem Kantonsarzt 
und mit dem Kantonschemiker besprochen wurde. Man woll-
te das über einen Nachtragskredit dann im Herbst noch lösen, 
sah dann davon ab, weil die Ausführung nicht mehr möglich 
gewesen wäre im vergangenen Herbst. Was bislang gemacht 
wurde, war eine gewisse Symptombekämpfung, in dem man 
mehr lüftete, indem man die Beschattungen erneuerte, indem 
man auch zusätzliche Reinigungen verordnete. Diese Mass-
nahmen, die unter dieser Budgetposition aufgeführt sind, Irr-
tum vorbehalten mit 270'000 Franken, sollen dazu dienen, 
die Situation bis zur Totalsanierung des Kantonsschulgebäu-
des zu verbessern.  
Die zweite Frage betraf das Konto 3160. Grossrat Tscholl 
stellt sich auf den Standpunkt, wir bauen Personal ab und 
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trotzdem nehmen die Mieten zu, da könne doch etwas nicht 
stimmen. Bei dieser Zunahme der Mieten, die auf Konto 
3160 ausgewiesen sind, gibt es zwei Hauptpositionen, die 
diesen Mehraufwand begründen. Die erste Hauptposition be-
trifft die Sanierung des Gebäudes an der Steinbruchstrasse 
durch die kantonale Pensionskasse. Eine umfassende Sanie-
rung, die hier vorgenommen wurde und die einen zusätzli-
chen Mietaufwand zur Folge hatte. Bessere Räumlichkeiten, 
höherer Mietzins machen 275'000 Franken dieses Mehrauf-
wandes von 400'000 Franken aus. Die zweite Position, die 
einschenkt, ist für die Miete der RAV-Zentren. Es geht um 
die arbeitsrechtlichen Massnahmen, die dort angeboten wer-
den. Dafür wird ein zusätzlicher Mietaufwand von 176'000 
Franken notwendig. Allerdings finden Sie auf dem Konto 
4360 die Gegenposition. Sie finden dort unter der Position 
Rückerstattung von Mietzinsen einen eingestellten Betrag 
von 309'000 Franken.  
Im Übrigen haben Sie natürlich Recht, dass es langfristig das 
Ziel sein muss, den Mietaufwand zu verringern. Das soll da-
durch geschehen, dass einerseits so genannte regionale Sub-
zentren in den Regionen gebildet sind, die eine Zusammen-
fassung von Räumlichkeiten ermöglichen. Und das ganze 
wollen wir in der Stadt Chur auch erreichen. Man muss al-
lerdings eingestehen, dass wir bei verschiedenen Mietobjek-
ten auch sehr niedrige Mietzinsen bezahlen. Es ist eine Ge-
samtoptik zu wahren. In der Langfristigkeit ist anzustreben, 
dass eine Stabilisierung, wenn nicht eine Reduktion des 
Mietzinsaufwandes erreicht wird.  
Die dritte Frage betraf das Konto 7240, Pacht- und Mietzin-
sen von nicht realisierbaren Liegenschaften. Hier ist der Er-
trag um 307'000 Franken geringer budgetiert als im Vorjahr. 
Diese Korrektur des Budgets gegenüber dem Vorjahr rührt 
von einer fehlerhaften Budgetierung im Vorjahr her. So wur-
den beispielsweise die Mieteinnahmen der Personalhäuser 
der Klinik Waldhaus durch das Hochbauamt fehlerhaft über-
nommen. Es gibt einen zweiten Grund, der aber weniger ein-
schenkt. Das sind budgetierte Mieteinnahmen für die BGS in 
den Räumlichkeiten der pädagogischen Fachhochschule. Die 
BGS braucht dort weniger Räume, entsprechend sind die 
Mietzinsen auch geringer.  
Dann hat Grossrat Tscholl zum Tiefbauamt die Frage ge-
stellt, weshalb im Unterschied zu allen anderen Dienststellen 
beim Tiefbauamt die Zunahmen für die Lohnteuerung ver-
bucht werden und nicht über das Personalamt. Der Grund ist 
der, dass auch das gesamte Personal des Tiefbauamtes in der 
Spezialfinanzierung Strassen figuriert. Frau Kollegin Wid-
mer sagt mir, dass mit einer Korrektur nach oben zu rechnen 
ist, zumal man hier von einer Teuerung von 0,5 Prozent aus-
gegangen ist und bekanntlich wird es ein Prozent sein, der 
auszugleichen ist. Die Zunahme dürfte sich verdoppeln, statt 
40'000 dürften es 80'000 Franken dann sein. Das sind die 
Fragen, die Grossrat Tscholl aufgeworfen hat.  
Grossrat Parpan hat dann beim Tiefbauamt seine Sorge zum 
Ausdruck gebracht, dass der Kanton an und für sich zu we-
nig täte, um einen nachhaltigen Unterhalt der Strassensub-
stanz zu gewährleisten. Wir haben in den vergangenen Jah-
ren verschiedentlich darüber gesprochen. Wir hatten die Ge-
legenheit mit der Beantwortung eines Vorstosses von Gross-
rat Hardegger, die Situation detailliert darzulegen. Und sind 
auch zum Schluss gekommen, dass der sorgfältige Unterhalt 
des Strassennetzes mehr Mittel bedingen würde. Sie spre-
chen von 1,5 Prozent des Wiederbeschaffungswertes der 
Strassensubstanz. Zieht man die Nationalstrassen ab, würde 
diese Rechnung, – ginge man von 1,5 Prozent aus – bedin-
gen, dass wir knapp 80 Millionen Franken in den Unterhalt 

der Kantonsstrassen investieren müssten. Im Budget sehen 
Sie, dass wir uns der Problematik durchaus bewusst sind und 
dass die Steigerung von 37 auf 39 Millionen Franken ein 
Ausdruck davon ist. Ich erwarte als positiven Effekt der 
Neugestaltung des Finanzausgleichs die Möglichkeiten, ab 
2008 entsprechend den Bedürfnissen im Kanton selber zu 
bestimmen, ob wir die Mittel, die wir von Bern bekommen, 
für den Unterhalt oder für den Ausbau beanspruchen wollen. 
Mit der heutigen stark werkbezogenen Finanzierung der 
Strassenbauinfrastruktur ist das nicht möglich. Für mich ist 
es so, dass wir ab 2008, wenn die Finanzierungsregeln neu 
sind, dass wir dann viel gezielter und gestärkter in den Un-
terhalt investieren müssen als in den Ausbau. Wir werden es 
uns nicht mehr leisten können, solch grosse Ausbauvorha-
ben, wie sie im Moment in der Realisierung stehen gleichzei-
tig auszuführen. Sollte sich der finanzielle Handlungsspiel-
raum des Kantons verbessern, werden Sie, wird das Parla-
ment, welches die Budgethohheit beansprucht, sich auch da-
zu äussern können, ob neue Mittel in diesen Strassenunter-
halt fliessen sollen. Allerdings setzt das eine gesamtheitliche 
Betrachtung den Kantonsfinanzhaushalt voraus. Wenn Sie 
die LSVA als mögliche neue Finanzierungsquelle anspre-
chen, so haben Sie aus dem Budget auch ersehen können, 
dass die Mittel der LSVA zwar höher budgetiert sind. Sie se-
hen auf Seite 63, woher eigentlich die kantonalen Mittel 
stammen für die Finanzierung der Strassen. Es sind vier Säu-
len, die da tragen. Die eine ist eine unsympathische. Man 
nimmt die Verschuldung in Kauf. Hier werden wir uns gele-
gentlich dann auch darüber unterhalten müssen, wie lange es 
noch richtig ist, diese Verschuldung ansteigen zu lassen und 
gleichzeitig in der Strassenrechnung das auch verzinsen zu 
müssen. Wir erreichen bald einmal die 120-Millionen-
Grenze. Ich halte das immer noch für verantwortbar, ange-
sichts der grossen Projekte, die in den letzten zehn Jahren in 
diesem Kanton in Angriff genommen wurden und vor der 
Vollendung stehen. Aber mit der Vollendung werden wir uns 
überlegen müssen, wie weit wir da diese Verschuldung wei-
ter anwachsen lassen wollen. Die zweite Säule ist die Zuwei-
sung des Reinertrages des Strassenverkehrsamtes. Sie sehen, 
mit rund 47 Millionen Franken ist das der Hauptanteil, aus 
dem Graubünden seine Strassen finanziert. Hier haben wir 
das Glück, dass die Zuweisung tendenziell anwächst und 
deshalb auch zwei Millionen Franken jetzt mehr in den Un-
terhalt gesteckt werden konnten. Die dritte Stütze bilden die 
Beiträge aus allgemeinen Mitteln. Auch hier werden 30 Mil-
lionen Franken investiert. Und die vierte Stütze mit rund 
neun Millionen Franken ist die LSVA. Man kann es nur un-
ter einer gesamtheitlichen Optik betrachten. Ob man mehr 
LSVA-Mittel beansprucht, dafür aber weniger Mittel aus der 
Staatskasse erhält, letztlich muss die Rechnung für den ge-
samten Kantonshaushalt aufgehen. Aber Ihre Besorgnis ist 
zutreffend. Wir müssen mehr Sorge geben zu unseren Stras-
sen.  
 
Stiffler: Ich hätte einen Wunsch vor Weihnachten. Ich laufe 
zurzeit jeden Tag zwei- oder dreimal am Grauen Haus vorbei 
und hätte den Wunsch, dass mal einer mit der Farbe dort 
vorbeigeht. Man sollte dieses Graue Haus einmal ein biss-
chen aufmöbeln. Es sieht fürchterlich aus. Und ich glaube 
der Kanton Graubünden, das Regierungsgebäude sollte einen 
schöneren Anstrich bekommen. Das wäre mein Weih-
nachtswunsch.  
 
Angenommen 
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Globalbudget 2005 
 
Angenommen 
 
 
Investitionsrechnung 
 
6100 Hochbauamt 
 
Tscholl: Regierungsrat Engler, Sie haben von einer verun-
glückten Abstimmung zum Campus gesprochen. Da kommt 
es natürlich auf die Optik an. Wenn ich auf A60 sehe, ist da 
das Projekt Campus immer noch vollumfänglich drin, als ob 
sie es bauen möchten. Ich gehe davon aus, dass der Druck 
dieser Rechnung früher war als die Abstimmung. Darum ist 
es noch drinnen. 
 
Regierungsrat Engler: Es ist so, die Ausgangslage ist eine 
neue. Ich habe es anlässlich der letzten Session skizziert, wie 
es nun weitergehen soll. Im Moment werden die Vorberei-
tungen getroffen für einen Gesamtleistungswettbewerb für 
die Sanierung.  
 
 
6211 Unterhalt und Betrieb der Kantonsstrassen 
 
Montalta: Ich spreche zu 6211.5030, Bau und Erwerb von 
Werkhöfen und Stützpunkten. Wenn wir auf der Seite A132 
schauen, steht da Bezirk VI Ilanz, Neubau Stützpunkt Vals, 
zweite Ausführungsetappe. Ich sehe hier, dass der Kanton 
850'000 Franken für einen Stützpunkt investieren möchte. 
Ich weiss nicht gerade warum. In Ilanz wurde ja ein Werkhof 
erstellt für über 14 Millionen Franken. Ich war der Meinung, 
dass das für die Gebiete genügend Abdeckung bringt. Ich 
habe mich dann erkundigt, wie die Summe zusammengestellt 
wird für den Stützpunkt Vals. Es wurde mir gesagt, dass ein 
Salzsilo erstellt werden sollte, ein kleines Büro, Einstellplät-
ze für Jeep und Anhänger sowie Schneefräse und für Werk-
zeuge und Strassenmaterial. Ich kann das nicht ganz nach-
vollziehen, da in Ilanz sehr grosse Salzsilos erstellt wurden 
und dazumals auch die Aussage gemacht wurde, dass es für 
die Region diese Kapazitäten brauche. Darum hätte ich gerne 
noch die Auskunft, wie man zu diesen 850'000 Franken ste-
hen kann. 
 
Regierungsrat Engler: Wir haben mit der Realisierung des 
Bezirkswerkhofes in Ilanz an und für sich die Phase des 
Werkhofbaus im Kanton abgeschlossen. Ich spreche aber 
bewusst von den Werkhöfen und nicht von den Stützpunk-
ten. Über das ganze Kantonsstrassennetz besteht ein Stütz-
punktkonzept, das in Abhängigkeit von den Distanzen, aber 
auch in Abhängigkeit von den speziellen Gefahren, denen 
die Kantonsstrassen ausgesetzt sind, steht. Es gibt Stützpunk-
te, beispielsweise in Disentis, es gibt einen Stützpunkt in 
Lenzerheide für den Bezirk Chur, wo der Hauptwerkhof in 
Chur ist und es gibt den von Ihnen angesprochenen Stütz-
punkt in Vals. Dieser Stützpunkt bestand seit langem. Die 
Arbeitsbedingungen allerdings für die Gruppe der Strassen-
wärter, die die Lugnezerstrasse und die Valserstrasse abde-
cken, waren an der Grenze des Menschenwürdigen. Man hat 
den Leuten Arbeitsbedingungen zugemutet, die nicht länger 
zugemutet werden konnten. Gerade auf der Valserstrasse be-
steht die Gefahr, dass sie immer wieder abgeschnitten wird 
von der Talachse. Es ist also nicht so, dass der Werkhofneu-
bau in Ilanz diese Stützpunkte überflüssig macht. Sie haben 

es angesprochen, es geht um die Garagierung, aber es geht 
hier auch um eine kleine Werkstätte die die Mitarbeiter dort 
benötigen. Ich kann Ihnen versichern, dass keine Luxus- und 
überflüssige Bauten erstellt werden, sondern man sich auf 
das Notwendige und Nützliche auch hier beschränkt. Aller-
dings handelt es sich um einen Neubau mit den entsprechen-
den Kosten dafür. Ich werde darauf schauen, wenn das der 
Unterton der Frage war, dass hier irgendwelche Bequemlich-
keiten oder ein Luxus geschaffen würde, dass dem nicht so 
wäre.  
 
Angenommen 
 
 
Richterliche Behörden 
 
 
Laufende Rechnung 
 
Angenommen 
 
 
Nachträge und Globalbereiche 
 
9001 Globaler Teuerungsausgleich 
 
Regierungsrätin Widmer: Bevor ich zu dieser Position etwas 
sage, möchte ich noch eine Frage von Grossrat Tscholl von 
gestern aufnehmen und ihm gerade auch noch eine Antwort 
geben auf eine Frage, die er vor einem halben Jahr im Rah-
men der Rechnung gestellt hat. Er weiss das wahrscheinlich 
nicht mehr. Aber ich weiss es noch.  
Also, gestern ging es um die Frage, warum die KAPO kein 
Konto führt für EO und Kinderzulagen. Wenn ich das richtig 
mitbekommen habe. Die Antwort wurde bilateral erteilt, weil 
andere Dienststellen dies ja haben, beispielsweise das Fonta-
na. Wir haben die Praxis, dass dieses Konto, EO und Kinder-
zulagen, bei den Spezialfinanzierungen und auch bei den 
Sonderrechnungen eingerichtet ist, weil dort der Anspruch an 
das Ergebnis höher sein muss, weil wir anders abrechnen. 
Das ist so ausgewiesen. Die KAPO fällt nicht darunter. Zu 
Ihrer Frage, die Sie früher einmal gestellt haben. Sie hatten 
damals gefragt, warum die Kinderzulagen auf den Dienststel-
lenkonten eingebucht seien und die Rückerstattungen dann in 
einer globalen Position. Wir werden ab dem Jahr 2006, wir 
haben das auf das Jahr 2005 nicht geschafft, im allgemeinen 
Personalaufwand ein allgemeines Konto Kinderzulagen ein-
richten und ein Konto Rückerstattungen. Dann sieht man, 
wie diese Zahlungsströme laufen. Und wir werden dann ent-
sprechend die Kinderzulagen aus den Personalbudgets der 
einzelnen Dienststellen abziehen. Sie werden das im Budget 
2006 feststellen.  
Dann zur Frage der Teuerung. Ich habe gestern darauf hin-
gewiesen. Wir haben im Rahmen der Budgetierung mit einer 
Teuerung von insgesamt einem Prozent gerechnet, das wären 
dann 0,5 Prozent gewesen. Wir haben jetzt effektiv 1,5 Pro-
zent. Wir werden also ein Prozent Teuerung ausgleichen. 
Und damit ändern sich die Positionen globaler Teuerungs-
ausgleich, also die Position 9001. Das Total Teuerungsaus-
gleich kantonales Personal beträgt nicht mehr 1,441 Millio-
nen sondern 2,882 Millionen. Das ist einfach das Doppelte, 
ein Prozent statt 0,5 Prozent. Ebenso bei der Spezialfinanzie-
rung Strassen. Da hat Kollege Engler bereits darauf hinge-
wiesen. Das ist das Konto 6200.3930. Und ebenso ändern 
sich die Beträge auf der Teuerung auf nicht kantonalen Leh-
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rergehältern, also die Konten 4210.362001 und 4210.362003. 
Es gibt dann einen neuen Betrag von 39,002 Millionen. Das 
ist die Teuerung, die dort zusätzlich eingerechnet wird. Wir 
haben jetzt 38'785'000, es werden neu 39'002'000 Franken 
sein. 
 
Standespräsident Möhr: Dann haben wir das Budget durch-
beraten. Ich frage Sie an, ob jemand noch auf irgendeine Po-
sition zurückkommen möchte. Das ist nicht der Fall. Dann 
kommen wir zu den Anträgen. Sie haben die Anträge der 
GPK auf Seite 6 des GPK-Berichts. Wir verlesen diese An-
träge einzeln und wir müssen auch einzeln darüber abstim-
men.  
 
Antrag GPK und Regierung 
3. Im Sinne von Art. 26 Abs. 2 ABzFHG seien folgende 

Verpflichtungskredite, welche nicht dem Finanzreferen-
dum zu unterstellen sind, zu genehmigen: 
Kantonspolizei 
Ablösung des Richtfunkneztes des Kantons Graubünden: 
Verpflichtungskredit  Fr. 7'500'000.00 
Zeitlicher Anfall der Kosten: 2005 Fr. 4'500'000.00 

2006 Fr. 3'000'000.00 
 Staatsrechnungsposition  Konto 3120.5064 
 Kantonspolizei 

Abösung Einsatzleitrechner und Verlegung Notruf- und 
Einsatzzentrale: 
Verpflichtungskredit Fr. 6'100'000.00 
Zeitlicher Anfall der Kosten: 2005 Fr. 2'500'000.00 

2006 Fr. 3'600'000.00 
 Staatrechnungsposition Konto 3120.5064 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 84 zu 0 Stimmen. 
 
Antrag GPK und Regierung 
4. Umsetzung des Massnahmenprogramms zur Haushaltsa-

nierung: 
4.1 Von der Umsetzung der Sanierungsmassnahmen 

und der geplanten Kompensationsmassnahmen sei 
Kenntnis zu nehmen; 

4.2 Einer alternativen Realisierung der Massnahme B1 
63 betreffend Kreditkürzung beim kantonseigenen 
Neubau für das Bildungszentrum Gesundheit und 
Soziales BGS mittels Mietlösung sei zuzustimmen- 

4.3 Auf die Erarbeitung und Umsetzung weiterer 
Kompesationsmassnahmen sei zu verzichten. 

 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 83 zu 1 Stimmen. 
 
Antrag GPK und Regierung 
5. Festlegung der Werte und Kredite für die Betriebsbeiträ-

ge 2005 an die Spitäler im Kanton Graubünden: 
5.1 Der anerkannte standardisierte Fallaufwaufwand sei 

auf 7’320.00 Franken festzulegen 
5.2 Die maximale Hospitalisationsrate für die bis 64-

jährigen Personen sei auf 110 stationäre Fälle je 
1'000 Einwohner und für die 65-jährigen und älte-
ren Personen auf 360 stationäre Fälle je 1'000 Ein-
wohner festzulegen. 

5.3 Der Gesamtkredit für das Rettungswesen (inkl. Me-
solcina-Calanca) sei auf 550'000.00 Franken festzu-
legen. 

5.4 Der Gesamtkredit für Lehre und Forschung sei auf 
5'600'000.00 Franken festzulegen. 

5.5 Die Abgabesätze auf dem anerkannten Fallaufwand 
seien wie folgt festzulegen: 
a) für ausserkantonale Patienten auf 10.5 % für 

das Kantonsspital und 7,5 % für die übrigen 
Spitäler; 

b) für Halbprivat- und Privatpatienten sowie 
Selbstzahler auf 13 % für das Kantonsspital 
und 10 % für die übrigen Spitäler; 

5.6 Der Gesamtkredit für das Bereitschaftswesen sei 
auf 4'400'000.00 Franken festzulegen. 

 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 73 zu 9 Stimmen. 
 
 
 
Antrag GPK und Regierung 
6. Der Erlass einer Verordnung über den Verzicht auf Bei-

träge an Schul- und Schulsportanlagen im Volksschulbe-
reich sei zu genehmigen. 

 
Nay: Ich möchte gleichwohl drei Bemerkungen zu dieser 
Verordnung machen und auch drei Fragen dazu stellen. Auch 
wenn sich gemäss Erklärungen auf Seite A 104 die Entlas-
tungsvorgaben der Sparmassnahme A 27 scheinbar vollstän-
dig als erreicht betrachtet werden, dies obwohl keine genaue 
Bezifferung im Voraus möglich ist, frage ich die Regierung 
an, ob da nicht einfach Investitionen auf kommende Jahre 
aufgetürmt werden und somit eigentlich nicht von einer ei-
gentlichen Sparmassnahme gesprochen werden kann. 
Zweitens: Die Inkrafttretung des Moratoriums ist meiner 
Meinung nach auch volkswirtschaftlich fragwürdig. Denn 
die Subventionsanteile des Kantons von zehn bis 40 Prozent 
an die anerkannten Baukosten lösen oft ein Mehrfaches an 
Investitionskapital in den Gemeinden aus. Nicht selten 
kommen durch weitere Patenschaftsgelder sogar noch finan-
zielle Mittel von Aussen in unsere Regionen. Diese Investiti-
onen sind für unser Baugewerbe von grosser Bedeutung. 
Und somit frage ich die Regierung, ob diese Massnahme ge-
rade in dieser Zeit, wo man die Wirtschaft ankurbeln sollte, 
sinnvoll ist. Wäre da nicht ein antizyklisches Handeln ange-
brachter?  
Und noch eine dritte Frage zur Schulqualität: Im Hinblick 
auf die beschlossene Oberstufenreform hat der Kanton be-
scheidene Instrumente notwendige Oberstufenzusammen-
schlüsse zu fördern. Neben der Subventionsform der Beiträ-
ge an die Gemeinden für die Besoldung im Unterrichtswesen 
sind Beiträge an sinnvolle Schulhauserweiterungen oder Sa-
nierungen das einzige Steuerungsinstrument des Kantons in 
dieser Hinsicht. Warum will man gerade in den nächsten drei 
Jahren auf dieses Instrument verzichten, da eine rasche Um-
setzung der Oberstufenreform im Interesse des Kantons sein 
sollte. 
 
Regierungsrat Lardi: Ich meine, dass dieses Votum Grossrat 
Nay zu Ehre gereicht hat, denn seine Gemeinde hat die 
Schulhausbauten in den letzten Jahren vorangetrieben. Und 
ich meine nicht, dass man in Trun noch viele Restanzen hat. 
Sie haben wirklich ein ganz schönes Schulhaus gebaut. Und 
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es ist schön, dass Sie sich auch für die anderen wehren, das 
wollte ich auch noch sagen.  
Nun meine Damen und Herren, das ist eine Sparmassnahme, 
die beschlossen ist. Das ist ein Dominostein im ganzen Spiel 
und es ist nicht davon auszugehen, dass die Regierung bereit 
sein wird, einen Dominostein zum Kippen zu bringen, weil 
das eben die bekannten Folgen nach sich ziehen würde. Es 
ist klar, dass ein Moratorium weh tut. Es ist klar, dass man 
auch andere Massnahmen ergreifen könnte, um das Geld zu 
sparen. Nur sollte uns jemand sagen welche. Diese Gelder 
müssen wir einsparen. Meine Damen und Herren, wir gehen 
einem Schülerschwund entgegen. 1964, wir waren vermut-
lich alle schon am Leben in diesem Jahr, sind in Graubünden 
3'073 Kinder geboren worden. Im Jahre 2000 waren es noch 
2'011 Kinder. Im Jahre 2001 1'801, im Jahre 2002 1'644. 
Meine Damen, meine Herren, wir hoffen, dass sich das Gan-
ze hier stabilisieren wird, aber es ist damit zu rechnen, dass 
wir wirklich viel weniger Kinder im Schulwesen haben wer-
den und deshalb fragt es sich schon, ob es richtig ist, dass wir 
neue Schulhäuser bauen, bevor man die Auswirkungen die-
ser Entwicklung genauestens kennt. Ich warne davor, auf 
Optimismus zu machen. Schauen Sie nach, in der Anfrage 
Jäger vor zwei Jahren, haben wir alle diese Zahlen bekannt 
gegeben. Alle Gemeinden haben wir erfasst und auch für die 
Surselva sieht es meines Erachtens relativ schlimm aus. Die 
Surselva hatte in den Siebzigerjahren 570 Geburten pro Jahr. 
In den letzten Jahren hat sich das eingependelt bei rund 200 
Geburten für die ganze Surselva. Das ist die Realität und 
deshalb verteidigen wir auch dieses Moratorium, dann wer-
den wir wissen, wo sich die Schülerzahlen für die nächsten 
Jahre einpendeln werden. Ich habe aber Verständnis für das 
Bedürfnis, in schönen Schulräumen Schule zu besuchen. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 79 zu 0 Stimmen. 
 
Antrag GPK und Regierung 
7. Der ordentliche Beitrag aus allgemeinen Staatsmitteln an 

die Strassenrechnung gemäss Art. 84 Abs. 2 des Stras-
sengesetzes sei auf 29'246'000.00 Franken (45 % der 
Verkehrssteuern) festzulegen. 

 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 85 zu 0 Stimmen. 
 
Antrag GPK und Regierung 
8. Kantonaler Steuerfuss 2005: 

Der Steuerfuss für das Jahr – ertragswirksam im Jahr 
2006 – sei auf 105 % der einfachen Kantonssteuer fest-
zusetzen. 

 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 92 zu 0 Stimmen. 
 
Antrag GPK und Regierung 
9. Steuerfuss und Beiträge für den interkommunalen Fi-

nanzausgleich (mit Auswikung im Jahr 2006): 
9.1 Der gestützt auf das Finanzausgleichsgesetz für das 

Jahr 2005 zu erhebende Zuschlag zur Kantonssteu-
er sei auf 101 % der einfachen Kantonssteuer fest-
zulegen. 

9.2 Die Finanzierungsbeiträge des Kantons und der 
Gemeinden für den interkommunalen Finanzaus-
gleich für das Jahr 2005 sei auf je 6 % festzulegen. 

9.3 Der Satz für die Kürzung der Gemeindetreffnisse 
sei wie bisher bi 50 % zu belassen. 

9.4 Auf die Gewährung eines Zusatzbeitrages des Kan-
tons gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. e) und Art. 3 Abs. 2 
des Finanzausgleichsgesetzes sei zu verzichen. 

 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 91 zu 0 Stimmen. 
 
Antrag GPK und Regierung 
10. Die Quellensteuerfüsse für das Jahr 2005 seien wie folgt 

festzulegen: 
10.1 Der Quellensteuerfuss für die Gemeinden von 

100% auf 95% der einfachen Kantonssteuer. 
10.2 Der Quellensteuerfuss für die Kirchen von 15% auf 

13% der einfachen Kantonssteuer. 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 91 zu 0 Stimmen. 
 
Antrag GPK und Regierung 
11. Die Kreditpositionen mit Sperrvermerk (Kontoen 

5111.5851, 6100.503207 und 6100.503329) seien zu ge-
nehmigen. Diese stehen unter dem Vorbehalt des Inkraft-
treten des revidierten Finanzhaushaltsgesetzes im Jahr 
2005. 

 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 85 zu 0 Stimmen. 
 
Antrag der Regierung 
12. GRiforma-Planungsbericht für Pilotdienststellen: 

Der Planungsbericht 2005 der GRiforma-Pilot-
dienststellen und die entsprechenden Kredite sowie die 
übergeordneten Ziele je Produktgruppe (für das Land-
wirtschaftliche Bildung- und Beratungszentrum Planta-
hof, das Sozialamt und das Amt für Informatik) sei zu 
genehmigen. 

 
Antrag GPK 
12. Der GRiforma-Planungsbericht für Pilotdienststellen sei 

mit den Änderungen der GPK gemäss Beilage 1 des 
GPK-Berichts vom 16.11.2004 zum Budget 2005 zu ge-
nehmigen. 

 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK mit 91 zu 1 
Stimmen. 
 
Antrag der Regierung 
13. Das kantonale Budget 2005 der Regierung sei zu geneh-

migen. 
 
Antrag GPK 
13. Das kantonale Budget 2005 sei mit den Änderungen der 

GPK gemäss Nachtrag zum GPK-Bericht vom 
16.11.2004 zum Budget 2005 zu genehmigen. 

 
Tscholl: Ich werde diesem Budget nicht zustimmen, da die 
Schulden gegenüber der Pensionskasse aktiviert werden sol-
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len und die Erfassung der Steuern nicht periodengerecht er-
folgt. Ich habe schon seit Jahren auf diesen Punkt hingewie-
sen. Dieser Entscheid meinerseits erfolgt aus grundsätzlichen 
Überlegungen. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der GPK und Regierung 
mit 83 zu 4 Stimmen. 
 
Zanetti: Vorrei motivare la mia proposta come segue: in ba-
se alla legge sulla gestione finanziaria del Cantone dei Grigi-
oni questa legge vale anche per i comuni. L'articolo 1 capo-
verso 3 spiega per i comuni e gli istituti indipendenti "essa fa 
stato per analogia nella misura in cui non vi siano disposizi-
oni speciali". E per questo motivo ritengo sia importante va-
lutare la registrazione delle imposte effettivamente sia per il 
Cantone che per i comuni.  
Ich möchte meinen Antrag wie folgt begründen. Nachdem 
nach dem Finanzhaushaltsgesetz auch die Gemeinden davon 
Gebrauch machen können, möchte ich, dass es klar definiert 
wird, wie das Sollprinzip und die periodengerechte Berück-
sichtigung der Steuer vorzunehmen ist. Deshalb mein An-
trag, ab Budget 2006 sämtliche Steuereinnahmen entspre-
chend dem Sollprinzip gemäss Art. 6 Abs. 3 Finanzhaus-
haltsgesetz periodengerecht zu berücksichtigen. Ich bitte Sie, 
diesen Antrag zu unterstützen. 
 
Antrag Zanetti 
Neu einfügen Ziffer 14 
Ab Budget 2006 sind sämtliche Steuereinnahmen entspre-
chend dem Sollprinzip gemäss Artikel 6 Absatz 3 FHG peri-
odengerecht zu berücksichtigen. 
 
Pfenninger: Ich bitte Sie, diesen Antrag nicht zu unterstützen 
und zwar nicht, dass man diese Diskussion, die wir gestern 
geführt haben, führen könnte und auch muss. Aber die Situa-
tion ist so, ich möchte nicht wiederholen, was ich gestern 
auch bei der Eintretensdebatte schon ausgeführt habe, es ist 
einfach ein bisschen gefährlich, wenn wir jetzt eine einzelne 
Position herausnehmen und hier auch terminlich noch festle-
gen, wann dann hier eine neue Verbuchungs- beziehungs-
weise Budgetierungspraxis Einzug halten soll. Es ist sicher 
richtig und notwendig, dass wir grundsätzlich über diese 
Problematik diskutieren und nachher auch zu Entscheidun-
gen kommen und dass hier ein gewisser Handlungsbedarf ist, 
glaube ich, hat die Diskussion in diesem Rat gezeigt. Der 
Antrag, wie er aber hier vorliegt und auch mit dieser entspre-
chenden Terminierung erachtet die GPK als ungeschickt und 
empfiehlt Ihnen, dies so nicht zu genehmigen. Wir können 
sicher zusagen, auch von der Geschäftsprüfungskommission 
her, dass wir diese Anliegen, die auch zum Teil unsere An-
liegen sind, intensiv bearbeiten werden und zudem haben wir 
vielleicht ja auch noch die Ehre einen Auftrag Tscholl dann 
zu diesem Thema zu bekommen und dann auch die Mög-
lichkeit in diesem Rat ausführlich über die ganze Palette die-
ser Fragen von Abgrenzungen und Bewertungen, die dann 
auch geführt werden müssen, zu diskutieren. 
 
Bühler: Ich habe zu spät bemerkt, dass Grossrat Pfenninger 
für die gesamte GPK spricht. Aber ich möchte Sie bitten, 
diesen Antrag abzulehnen, weil wie Grossrat Pfenninger be-
reits ausgeführt hat, dieser ganze Problemkreis besprochen 
wird. Aber die Auswirkungen und das Vorgehen, denke ich, 
können nicht nur so in einem Schnellschuss abgehandelt 
werden. Und wir beabsichtigen, dass wir bis zum Budget 

2006 weiter sein werden. Aber ich denke, wir müssen hier al-
les offen lassen und ich bitte Sie den Antrag abzulehnen. 
 
Tscholl: Zum letzten Mal zum Budget, geschätzte Damen 
und Herren. Ich habe angekündigt, dass ich einen Auftrag 
einreichen werde und das werde ich auf die nächste Session 
machen. Der befasst sich ja mit der gleichen Thematik, aber 
man hat dann vielleicht ein bisschen mehr Zeit noch das 
Ganze zu unterlegen und auch fundiert aufzuzeigen. 
 
Augustin: Ich möchte Sie ersuchen, den Antrag Zanetti zu 
unterstützen. Ich habe gestern gesagt und sage es heute 
nochmals, wir dürfen nicht nur verwalten, wir dürfen nicht 
nur intensiv bearbeiten, Grossrat Pfenninger, und wir dürfen 
nicht nur, Grossrätin Bühler, besprechen. Dafür habt ihr nun 
in der GPK und der Regierung und ihre Verwaltung, beste-
hend aus Stäben von Leuten, Juristen in allen Departemen-
ten, Ökonomen, nun mehr in allen Departementen ein Jahr 
lang Zeit. Und was dieser Vorschlag will, ist nichts anderes, 
als dass in einem Jahr nach dem besprochen, intensiv beur-
teilt, hin und wieder dafür und dawider angeschaut worden 
sind, dass man dann mit diesem Antrag zurückkommt und 
die Debatte hier führt. Ich glaube, innerhalb dieses Jahres hat 
man genug Zeit um zu verwalten, um zu diskutieren, um zu 
beurteilen. Den Antrag wollen wir in einem Jahr ändern. Wir 
wollen in einem Jahr nämlich das Finanzhaushaltsgesetz wie 
es steht und heute schon gilt, tatsächlich anwenden, nämlich 
die Steuern periodengerecht verbuchen. Und Sie können 
dann auch sagen, mit dieser Umbuchung und den entspre-
chenden Mehrerträgen von 400 oder ich weiss nicht wie viel 
Millionen, was man damit macht, ob man die Pensionskas-
senschuld gänzlich abträgt, ob man irgendwelche anderen 
Reserven bildet oder weiss ich was. Da haben Sie genug 
Zeit. Stimmen Sie dem Antrag Zanetti zu. 
 
Janom Steiner: Ich nehme nun das Vorrecht von Kollege 
Augustin in Anspruch, nämlich das letzte Wort im Rat zu 
haben. Ich möchte Sie doch bitten, den Antrag von Grossrat 
Zanetti abzulehnen. Die GPK hat diese Problematik schon 
erkannt und eindringlich auch besprochen. Ich glaube es ist 
die Zeit gekommen, dass man einem Systemwechsel durch-
aus in einer langen Diskussion nun auch führen darf, aber 
wir dürfen wirklich nicht jetzt diesen Systemwechsel in ei-
nem Jahr so schnell über die Bühne gehen lassen. Wir haben 
uns auch für andere Geschäfte wir viel Zeit genommen und 
ich glaube, das ist ein zu wichtiges Geschäft, als dass wir das 
jetzt beschliessen mit einer Fristansetzung. Wir können uns 
die Zeit nehmen, auch wenn neue Anträge kommen, aber bit-
te nicht so schnell. Die Diskussion muss geführt werden. 
Wenn wir heute entscheiden mit dieser Terminsetzung, dann 
setzen Sie einen Terminplan fest, welchen wir vielleicht da-
nach gar nicht einhalten wollen, wenn wir die Konsequenzen 
kennen. Ich bitte Sie, diesen Antrag abzulehnen. 
 
Cavegn: Es schliesst ja nicht aus, dass die Umsetzung dieses 
Begehrens auf das Budget 2006 vollzogen werden kann, 
wenn wir auch den Antrag heute auch ablehnen. Ich bitte Sie 
diesen Antrag abzulehnen damit wir einfach nicht gebunden 
sind, damit der Druck nicht zu gross wird. Aber ganz be-
stimmt werden wir auch in der GPK darüber sprechen, wir 
haben verschiedentlich in früherem Zeitraum auch schon da-
von geredet. Ich denke die Zeit ist hier, dass man das wirk-
lich genauer anschaut und es schliesst wie gesagt nicht aus, 
dass wir bis dann bereit sind. Allenfalls, wenn noch offene 
Fragen wären, auch vielleicht finanzpolitische Auswirkungen 
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damit die Regierung alles prüfen kann. Ich bitte Sie den An-
trag abzulehnen. 
 
Regierungsrätin Widmer: Ich staune, wenn ich die Ausfüh-
rungen von Grossrat Tscholl zum Budget beziehungsweise 
zu seiner Ablehnung des Budgets höre. Ich staune darum, 
weil er sich einem Beschluss des Grossen Rates nicht unter-
ziehen will, den der Grosse Rat im Rahmen der Diskussion 
über das Finanzhaushaltsgesetz gefasst hat. Ich lese Ihnen 
Art. 39 Abs. 2 des im Juni verabschiedeten Finanzhaushalts-
gesetzes vor. Dieses wird am 1. Januar 2005 in Kraft treten. 
Der Artikel lautet: „Die dem Kanton aus der Übernahme der 
Fehlbetragsschuld entstehende Belastung wird in der Bestan-
desrechnung aktiviert und nach Möglichkeit innert längstens 
40 Jahren abgeschrieben.“ Und der Kommentar dazu, der 
unwidersprochen geblieben ist, lautet. „Die dem Kanton aus 
der Übernahme der Fehlbetragsschuld entstehende Belastung 
soll im Rahmen des Budgets als Investitionsausgabe erfasst, 
in der Bestandesrechnung, Bilanz, aktiviert und anschlies-
send zu Lasten der Verwaltungsrechnung abgeschrieben 
werden. In der Bestandesrechnung wird unter dem Verwal-
tungsvermögen eine Position Kantonsanteil am Fehlbetrag 
der Pensionskasse aufgenommen.“  
Ich denke, wenn man das in einem Gesetz klar festlegt und 
dieses dann auch in Rechtskraft tritt, dann ist es etwas müs-
sig sich noch dagegen zu wehren. Mein Demokratie- Ver-
ständnis ist, auch wenn es um Ihre Entscheide geht, die ich 
anders lieber gehabt hätte, dass ich mich denen füge und 
auch versuche, nach bestem Wissen und Gewissen umzuset-
zen. Das zur Frage Pensionskassenschuld, wie man diese 
einbuchen soll.Im Übrigen habe ich Ihnen gestern gesagt, 
dass der Bund genau gleich verfahren ist. Das ist zwar nicht 
ein Zeichen, dass es richtig ist, aber immerhin können wir 
uns sagen, dass wir nicht alleine sind. Andere Kantone haben 
dies im Übrigen auch so gemacht.  
Jetzt zum Antrag von Grossrat Zanetti. Ich bitte Sie auch, 
diesen abzulehnen und zwar darum, weil wir an sich bereits 
heute nach dem Sollprinzip, unserer Auffassung nach richtig, 
einbuchen. Wir buchen das ein, was in Rechnung gestellt 
und bezahlt ist und stimmen darin voll überein mit den 
IPSAS-Normen, die neu ja auch Anwendung finden und mit 
dem HRM-Modell, das verschiedene Kantone und der Bund 
anwenden. Und wir stellen ab auf die wirtschaftlichen, auf 
die tatsächlichen Verhältnisse. Natürlich, Sie argumentieren 
mit der rechtlichen Fälligkeit. Das kann man durchaus. Ich 
sage auch, man kann hier unterschiedliche Meinungen ha-
ben. Die möchte ich auch gerne mit Ihnen einmal breit aus-
diskutieren. Aber ich kann Ihnen auch sagen, es ist nicht von 
ungefähr, dass wir das so machen. Und ich möchte Ihnen 
einmal in einem breiteren Zusammenhang aufzeigen, was für 
Konsequenzen dann diese Art der Einbuchung für den Kan-
ton Graubünden haben würde. Ich denke, es wäre ein Hüft-
schuss, jetzt diesen Antrag anzunehmen. Aber wenn Sie die 
Steuern wirklich in dieser Art vorziehen wollen, dann kön-
nen wir das gerne im Rahmen der Steuergesetzrevision, die 
ja jetzt ansteht und die wir auch beförderlich vornehmen 
wollen, prüfen. Ich möchte Ihnen einfach an dieser Stelle be-
reits zu bedenken geben und auch argumentieren, warum wir 
das bis jetzt nicht gemacht haben. Nicht nur weil es dem 
HRM und den IPSAS-Normen entspricht und der Bund und 
andere Kantone das so machen, sondern weil es auch ver-
nünftig ist. Eine Budgetierung wird nämlich sehr schwierig, 
wenn man so verfährt, wie Sie das jetzt wünschen. Da ist 
dann auch die Rechnung. Das wird dann viel schwieriger, 
das Ergebnis zu ermitteln. Wir haben dann in der Rechnung 

etwas im Soll, bevor wir es wirklich in Rechnung gestellt 
haben. Das gibt eine relativ schwierige Situation. Und es gibt 
auch die Möglichkeit der Willkür, sage ich jetzt einmal, für 
Ertragsverschiebungen. Das werden Sie auch anerkennen. Es 
ist viel leichter möglich, dann gewisse Ertragsverschiebun-
gen vorzunehmen. Und es ist dann auch viel schwieriger, die 
Finanzen zu planen. Denken Sie einmal an eine Hochkon-
junkturphase, die dann plötzlich ein Jahr später in eine Nie-
derkonjunkturphase übergeht. Dann haben Sie sehr hohe Er-
träge eingebucht, richten die Ausgaben nach diesen hohen, 
aber noch nicht eingegangenen, noch nicht effektiv realisier-
ten Einnahmen und haben dann natürlich entsprechende 
Probleme, eine ausgeglichene Rechnung hinzukriegen. Ich 
meine, der Staat sollte eigentlich mit realistischen Einnah-
men operieren. Mit realistischen Einnahmen auch arbeiten 
können und nicht nur nach dem Prinzip Hoffnung. Man darf 
als Staat sicher auch gelegentlich das Prinzip Hoffnung be-
folgen. Aber es ist nicht all zu geschickt, wenn man das bei 
den Einnahmen macht. Da kann man gelegentlich etwas ent-
täuscht werden. Ich meine es ist nicht ganz realistisch mit 
Einnahmen zu arbeiten, die man tatsächlich noch nicht reali-
siert hat, und die Ausgaben dann entsprechend auszurichten. 
Aber noch einmal, man kann darüber diskutieren. Es gibt 
Kantone, die das machen. Ich bin auch gerne bereit, darüber 
zu diskutieren. Ich meine der richtige Ort wäre die Steuerge-
setzrevision. Wir haben diesen etwas unglücklich gefassten 
Artikel 151. Ich habe gestern mit Ihnen darüber diskutieren 
können. Und ich sichere Ihnen zu, wir werden das dort breit 
diskutieren und Ihnen auch die Konsequenzen aufzeigen. Ich 
möchte Sie aber bitten, heute und hier diesen Antrag abzu-
lehnen und mir die Zeit zu geben, das im Steuergesetz dann 
mit Ihnen zu diskutieren. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat lehnt den Antrag Zanetti mit 49 zu 29 Stim-
men ab. 
 
Standespräsident Möhr: Somit haben wir das Budget nun de-
finitiv behandelt. Wir fahren weiter in der Traktandenliste 
und kommen nun zur Totalrevision des Gesetzes über die 
Pädagogische Fachhochschule sowie Erlass eines Gesetzes 
über die Hochschule für Technik und Wirtschaft. Durch die-
ses Geschäft wird Sie Standesvizepräsident Geisseler führen.  
 
 
 
Totalrevision des Gesetzes über die Pädagogische Fach-
hochschule (PFHG) sowie Erlass eines Gesetzes über die 
Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTWG) 
(B7/2004-2005, S. 1115) 
 
 
Eintreten 
 
Antrag Kommission 
Eintreten 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Das angekündete Geschäft 
hat ja eine ähnlich gelagerte Ausgangssituation für beide be-
troffenen Hochschulen. In Absprache mit dem Kommissi-
onspräsidenten haben wir folgendes Vorgehen festgelegt. 
Beim Eintreten diskutieren wir beide Gesetze. Also wir 
nehmen Stellung beim Eintreten für beide Gesetze, für die 
Revision und für das neue Gesetz für die HTW und an-
schliessend beraten und stimmen wir jedes Gesetz einzeln 
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ab. Ich gehe davon aus, dass Sie sich mit diesem Vorgehen 
einverstanden erklären können.  
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Die Kommission für Bil-
dung und Kultur hat sich am 1. November in Anwesenheit 
von Regierungsrat Lardi und Departementssekretär Laim 
sowie dem Vorsteher des Amtes für Tertiärbildung, Herr Mi-
chel, eingehend mit dem Geschäft Totalrevision des Gesetzes 
über die PFH sowie Erlass eines Gesetzes über die Hoch-
schule für Technik und Wirtschaft, HTW, auseinanderge-
setzt.  
Bei der Beratung zur Botschaft Struktur- und Leistungsüber-
prüfung zur Sanierung des Kantonshaushalts erteilte der 
Grosse Rat über die Massnahmen A32 und A33 zu erwähn-
ten Hochschulen Gesetzgebungsaufträge. Die Massnahmen 
A32 und A33 sehen vor, die HTW aus einer privatrechtli-
chen Stiftung in eine selbständige Anstalt nach kantonalem 
öffentlichem Recht zu überführen sowie die PFH von einer 
unselbständigen zu einer selbständigen Anstalt nach kantona-
lem öffentlichen Recht umzuwandeln. Das total revidierte 
PFH-Gesetz und das neue HTW-Gesetz haben grundsätzlich 
den gleichen gesetzgebungstechnischen Aufbau, weshalb es 
auch sinnvoll ist, dass die beiden Gesetzesvorlagen in einer 
einzigen Botschaft abgehandelt werden. Als selbständige 
Anstalten werden sowohl die HTW als auch die PH, wie sie 
künftig heissen soll, über Strukturen verfügen, welche natio-
nal und international verlangt werden. Graubünden muss sei-
ne Hochschulen so positionieren, dass der Hochschulstandort 
Chur im Hinblick auf die auf 2008 geplante neue Hoch-
schulgesetzgebung für Bund und Kanton im nationalen Um-
feld bestehen kann. Trotz sehr ähnlich gelagerten Grundla-
gen für die HTW und die PH lässt die bildungspolitische Si-
tuation noch nicht zu, ein einziges Gesetz für beide Schulen 
zu erlassen. Nach der Neustrukturierung der Hochschulland-
schaft kann diese Frage dann neu diskutiert werden. Es wird 
künftig für beide Hochschulen einen Hochschulrat geben, 
welcher von der Regierung gewählt werden soll. Auch die 
Revisionsstelle soll von der Regierung bestimmt werden. Die 
strategische Steuerung sowie die Leistungsaufträge für beide 
Schulen obliegen ebenfalls der Regierung. Mit der Verselb-
ständigung gelangen für die Pädagogische Hochschule die 
Bestimmung der Personalverordnung und ihrer Anschlussge-
setzgebung im Grundsatz analog zur Anwendung. Personal-
rechtlich wird auch die HTW gleich gestellt sein wie die Pä-
dagogische Hochschule. Trotzdem, dass die HTW und die 
Pädagogische Hochschule noch nicht unter einem Gesetz 
subsumiert werden können, die HTW basiert nämlich auf der 
Fachhochschulgesetzgebung des Bundes, die Pädagogische 
Hochschule steht unter der kantonalen Bildungshoheit, steht 
einer Zusammenarbeit bezüglich Lehre, Forschung und 
Schuladministration unter den Hochschulen bereits heute 
nichts im Wege. Da künftig beide Bildungsinstitute über die 
gleiche Rechtsform verfügen, kann eine spätere noch engere 
Zusammenarbeit problemlos stattfinden. Die neue Rechts-
form vermittelt beiden Schulen die Rechtspersönlichkeit, 
welche Verbandslösungen und Rechtsbeziehungen gerade 
bei der HTW zu Unternehmungen und Betrieben der Wirt-
schaft ermöglicht. Manch einer fragt sich vielleicht, weshalb 
die Pädagogische Fachhochschule nicht bereits bei deren In-
stallation im Jahre 2003 als selbständige Anstalt geführt 
wurde. Auf dies wurde bewusst verzichtet, um diese nicht 
mit Grundsatzdiskussionen über Verwaltungsführungsmo-
delle während der Aufbauphase zu belassen. 
Ich möchte Ihnen, geschätzte Damen und Herren, noch eini-
ge wichtige Punkte, welche Sie wohl aber auch aus der Bot-

schaft entnehmen könnten, trotzdem noch darlegen. Aus der 
Verselbständigung der Pädagogischen Fachhochschulen dür-
fen keine Mehrkosten für den Kanton entstehen. So muss der 
Aufwand für den Aufbau eines eigenen Rechnungswesens 
beispielsweise durch schulinterne Optimierungen und Verla-
gerungen kompensiert werden. Die HTW verfügt bereits ü-
ber ein ausgebautes Rechnungswesen gemäss den Vorgaben 
des Bundes. Die Regierung steuert die Pädagogische Hoch-
schule via Leistungsauftrag in der Form eines Rahmen- und 
eines Jahreskontraktes, wie dies bei der HTW auch passiert. 
Die Mittelzuweisung für die Pädagogische Hochschule er-
folgt vorerst als Defizitabgeltung und erst in einer zweiten 
Phase mit Globalbudget. Es muss noch gewartet werden, bis 
man konkret weiss, wie viele Studentinnen und Studenten an 
der Pädagogischen Fachhochschule künftig in etwa ausgebil-
det werden können, bevor man die Variante des Globalbud-
gets anwenden kann. Die Mittelzuweisung an der HTW er-
folgt bereits seit 2003 via Globalbudget. Die Grundstücke 
der Pädagogischen Hochschule bleiben im Eigentum des 
Kantons. Im Gegensatz dazu gehen die Grundstücke bei der 
HTW von der bestehenden Stiftung HTW in das Eigentum 
der selbständigen Anstalt über. Nach der Überführung der 
HTW in eine selbständige Anstalt entfallen die von der bis-
herigen Trägerschaft geleisteten Beiträge. Der Kanton kann 
die Trägerschaft rückwirkend von der Beitragspflicht befrei-
en, wenn er die Voraussetzungen als gegeben erachtet.  
Meine Damen und Herren, ich bin überzeugt, dass wir unsere 
Hochschulen auf die Zukunft ausrichten müssen, damit diese 
den Erfordernissen des nationalen Umfeldes gerecht werden 
können. Die Regierung unterbreitet unserem Rat hier eine 
gute und ausgewogene Botschaft. Mit der neuen Gesetzge-
bung tragen wir den im Hochschulbereich geltenden neuen 
Umständen, aber auch den bestehenden nationalen Tenden-
zen Rechnung, ohne dabei die Bedürfnisse und kulturellen 
Eigenheiten unseres peripheren Kantons aus den Augen zu 
verlieren. Mit der moderaten Verselbständigung unserer 
Hochschulen sind wir im nationalen Trend und wir ermögli-
chen unseren Bildungsinstituten, sich für die Zukunft so zu 
positionieren, dass der Hochschulstandort Graubünden auch 
künftig seine Daseinsberechtigung hat und im harten Bil-
dungswettbewerb bestehen kann. Ich möchte Ihnen noch sa-
gen, dass die Massnahmen A32 und A33 keine finanziellen 
Entlastungen für den Kanton bringen, sondern eine politisch 
strategische Ausrichtung darstellen.  
Ich empfehle Ihnen, geschätzte Damen und Herren, auf die 
Vorlage einzutreten und dies auch im Namen der einstimmi-
gen Vorberatungskommission. Ich bin selbstverständlich für 
Eintreten auf die Vorlagen.  
 
Claus: Die vorliegende Vorlage betreffend der Totalrevision 
beziehungsweise dem Erlass der Gesetze über die Pädagogi-
sche Fachhochschule und der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft liegt als Gesamtpaket heute vor. Das freut mich 
einerseits, weil damit beide Institutionen in eine juristische 
Form gekleidet werden können, die Spielräume eröffnet, um 
die künftige Entwicklung auf beiden Gebieten, sei es bei der 
Aus- und Weiterbildung von Technikern und Ökonomen o-
der von Lehrpersonen aufzufangen. Andererseits bedauere 
ich aber, dass diese beiden Geschäfte gleichzeitig behandelt 
werden. Die Gefahr, beide Ausbildungsstätten über einen 
Leistschlag zu schlagen ist latent und sie hätte auch beinahe 
die differenzierte Ausgangslage, die total verschiedene Posi-
tionierung und die bestehende, verzeihen Sie das Wort in Zu-
sammenhang mit Studentinnen, die bestehende Produktedif-
ferenz, untergehen lassen. Mit dem Minderheitsantrag der 
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Kommission beim HTW-Gesetz werde ich auf die zu recht 
bestehenden und aber keineswegs wertenden Unterschiede 
eingehen. Ich bin selbstverständlich auch für Eintreten.  
 
Märchy: Ich werde zu Art. 11 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Pädagogische Hochschule einen Antrag formulieren, den ich 
mit entsprechender Anpassung auch zu Art. 8 Abs. 2 des Ge-
setzes über die Hochschule für Technik und Wirtschaft stel-
len werde. Es geht um ein Vorschlagsrecht der Lehrpersonen 
für ein – ich betone ein – Mitglied des Hochschulrates der 
Pädagogischen Hochschule sowie einem Vorschlagsrecht des 
Fördervereins der Hochschule für Technik und Wirtschaft, 
ebenfalls für ein, ich betone noch einmal, ein Mitglied des 
Hochschulrates. Es geht mir dabei um eine Gleichbehand-
lung der beiden Hochschulräte. Ich vertrete die Auffassung, 
dass der Lehrerverein Graubünden sich fachlich qualifiziert 
und kompetent für eine starke Volksschule einsetzt. Mit der 
Möglichkeit, ein Mitglied in den Hochschulrat vorzuschla-
gen, kann das entsprechende Wissen auch für die weitere 
Entwicklung der Konzeption der Lehrerbildung genutzt wer-
den. Ebenso hat der Förderverein für die HTW beim Auf- 
und Ausbau der heutigen HTW grundlegende und zukunfts-
weisende Arbeit geleistet. Ich anerkenne dies, bin aber der 
Auffassung, dass mit der Möglichkeit, ein Mitglied in den 
Hochschulrat HTW vorzuschlagen, diese Leistung ausrei-
chend anerkannt und gewürdigt wird. Ich werde bei der De-
tailberatung meine ausformulierten Anträge bekannt geben. 
Ich bin für Eintreten. 
 
Loepfe: Ich spreche ausschliesslich zur HTW. Wie meine 
Vorredner Butzerin und Claus verbinde ich Sorge mit Hoff-
nung, um die Zukunft unserer Hochschule für Technik und 
Wirtschaft. Ich bin der Auffassung, dass unser Kanton alles 
unternehmen muss, dass der Fachhochschulstandort Chur im 
Fachhochschulverbund Ostschweiz gestärkt wird. Um diese 
Stärkung zu erreichen, muss ich mir und unser Rat sich die 
Frage stellen, was dient der HTW am meisten, um ihr Vortei-
le im Wettbewerb unter den Fachhochschulstandorten zu 
verschaffen. Sicherlich ist dies in erster Linie eine Sache von 
attraktiven Studiengängen mit attraktiven Titeln, von Lehre 
und Forschung mit nationaler, noch besser internationaler 
Ausstrahlung von modernen bedürfnisgerechten Infrastruktu-
ren. Damit wir diesem Ziel näher kommen, müssen wir die 
Rahmenbedingungen für unsere HTW entsprechend vorteil-
haft gestalten. Die Übernahme der HTW durch den Kanton 
in Form einer selbständigen Anstalt nach kantonalem öffent-
lichen Recht ist eine solche Massnahme, weil wir die HTW 
auf ein finanziell solides Fundament stellen. Nur müssen wir 
sicherstellen, dass wir mit dieser Übernahme nicht neue Ri-
siken schaffen, die unseren guten Willen wieder zunichte 
machen. Das Risiko wurde bereits in der Botschaft zur Struk-
tur- und Leistungsüberprüfung erkannt. So kann man dort bei 
Massnahme A32 unten wörtlich lesen: „Verstaatlichung im 
jetzigen Zeitpunkt kann bedeuten, dass die HTW in den Be-
mühungen zur Anerkennung kurz vor dem Ziel in ihrer Dy-
namik gedämpft wird.“  
Ich bin von der Richtigkeit dieser Risikoeinschätzung der 
Regierung überzeugt. Die Vorlage zum Gesetz über die 
HTW ist also dahingehend zu überprüfen, ob dieses Risiko 
sich mit dem vorliegenden Gesetz realisiert. Leider kann ich 
Ihnen nicht verhehlen, dass ich mit dieser Vorlage genau die-
se Befürchtung verbinde. Das Gesetz atmet den Geist, dass 
der Kanton schliesslich zahlt und daher auch befiehlt. Dieser 
Grundsatz steht aber im diametralen Gegensatz zur Freiheit 
der Lehre und Forschung, die einer der wesentlichsten Fakto-

ren für eine attraktive Hochschule ist. Beides geht aber nicht 
unter einen Hut.  
Das Gesetz weist aber auch auf Bündner Alleingänge hin. 
Ich habe an und für sich nichts, wenn wir vorteilhafte Al-
leingänge machen. Bündner Alleingänge, welche unserer 
HTW im Wettbewerb der Fachhochschulen Schaden zufügen 
könnten, sind aber zu vermeiden. Solche Alleingänge finden 
wir in dieser Gesetzesvorlage mehrfach. Zum einen, dass die 
Regierung die strategischen Grundsätze für die Hochschule 
festlegen soll und für den Erlass von Bestimmungen betref-
fend Zulassungsvoraussetzungen für Studien und Promoti-
onsordnungen zuständig sein soll. Zum andern, dass sich die 
Anstellungsverhältnisse an der HTW nach der kantonalen 
Personalverordnung richten sollen. Mir ist keine Fachhoch-
schule bekannt, insbesondere keine Teilschule der Fachhoch-
schule Ostschweiz, bei welcher die Regierung derart tiefge-
hend in den Betrieb eingreift. Bisher ist man mir die Erklä-
rung schuldig geblieben, weshalb solche Alleingänge für die 
HTW von Vorteil sein sollten. Ich kann zwar verstehen, dass 
der Grosse Rat bei der Bearbeitung der neuen Kantonsver-
fassung eine Unterlassung begangen haben könnte, weil wir 
die Rechtssetzungsdelegation an die selbständigen öffentli-
chen Anstalten vergessen haben. Dies schliesst tatsächlich 
aus, dass wir der HTW entsprechende Rechte verleihen kön-
nen. Es wäre jedoch der Regierung bei der Erarbeitung dieser 
Vorlage freigestanden, dieses Problem mit einer parallelen 
Teilrevision der Verfassung zu lösen. Dass dieses Vorgehen 
nicht gewählt wurde, lässt zumindest die Vermutung zu, dass 
die Regierung diesen Alleingang durchaus wollte. Welchen 
Vorteil dies für unsere HTW im Wettbewerb der Fachhoch-
schulen bringen soll, bleibt mir aber dennoch immer noch 
schleierhaft. Ich denke, da ist uns die Regierungsbank noch 
eine Erklärung schuldig. Insbesondere auch wie sie generell 
mit der fehlenden Rechtssetzungsdelegation für selbstständi-
ge öffentliche Anstalten in der Kantonsverfassung umzuge-
hen gedenkt. Nicht erklären kann man über einen Zwang in 
der Verfassung, den Willen der Regierung, Strategiegeber zu 
sein. Wofür soll dann bitte der Hochschulrat zuständig sein, 
wenn nicht für die strategischen Belange? Für die operative 
und pädagogische Führung ist ja die Schulleitung zuständig. 
Was soll ein Hochschulrat schliesslich noch entscheiden, 
wenn die Vorgaben von drei Meistern gleichzeitig kommen, 
Vom Bundesrat, vom Hochschulrat der Fachhochschule Ost-
schweiz und der Regierung? Ich würde jedenfalls nicht gerne 
Mitglied eines Hochschulrates in dieser „menage a trois“ 
sein. Zuletzt kann ich auch nicht ganz verstehen, weshalb 
sich die Regierung gegen ein unverbindliches Vorschlags-
recht der Bündner Wirtschaft für die Bestellung des Hoch-
schulrates wehrt. Schliesslich ist die HTW eine Ausbildungs-
stätte für hochqualifizierte Fachkräfte der Wirtschaft. Ich bin 
der Auffassung, dass die Wirtschaft als Empfänger dieser 
Leistung auch in Zukunft ein gehöriges Wort dabei mitreden 
können muss, welche Bildungsleistungen zu welchen Quali-
tätsanforderungen von der HTW erbracht werden. Ich erwar-
te von Regierungsrat Claudio Lardi ganz klar beim Unterlie-
gen des Minderheitsantrages der Kommission, zumindest ei-
ne Protokollerklärung, dass der Hochschulrat der HTW auch 
weiterhin vorwiegend mit anerkannten Persönlichkeiten der 
Wirtschaft besetzt wird.  
Zusammenfassend muss ich Ihnen sagen, dass ich mit dem 
vorliegenden Gesetz nicht glücklich bin. Die Regierung 
scheint sich die HTW an die Brust nehmen zu wollen und 
möglichst alle tertiären Bildungsanstalten gleich behandeln 
zu wollen. Falls dem so sein sollte, dann halte ich diese Re-
gierung und diese Strategie der Regierung für falsch und vor 
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allem für die HTW nicht dienlich. Die Wortlaute des Geset-
zes und der Botschaftstext lassen zumindest das Risiko nicht 
ausschliessen, dass die Freiheit der Lehre und Forschung an 
der HTW gefährdet sein könnte. Regierungsrat Claudio Lardi 
kann mit einigen Protokollerklärungen die Vorlage noch ei-
nigermassen zu Recht biegen, so dass sie verdaubar wird. 
Mit diesen Vorbehalten bin ich dennoch für Eintreten. 
 
Mainetti: La legge rispettivamente la revisione totale della 
legge sull'Alta scuola pedagogica del Canton Grigioni è sen-
za dubbio una buona legge. Sarà un ottimo strumento per il 
buon insegnamento della Scuola pedagogica. Tuttavia prima 
di entrare in materia vorrei sottolineare due punti. Primo: il 
Governo nomina alla testa di questo importante istituto, un 
consiglio di sette membri. La legge non definisce alcun crite-
rio di nomina. Spero vivamente che al momento delle nomi-
ne il Governo voglia tenere in debito conto un'equa ripartizi-
one delle lingue. In questo modo, anche senza fare specifico 
riferimento alle diverse regioni, si dovrà ottenere perlomeno 
un'equa ripartizione linguistica. Sono certo che il Governo 
opererà con la dovuta sensibilità. Punto due: l'Alta scuola 
mette a disposizione offerte di formazione che consentono di 
insegnare in altri Cantoni. Non è specificato in quali Cantoni 
e se il diploma finale è riconosciuto in tutta la Svizzera oppu-
re se questa possibilità necessita di ulteriori accordi intercan-
tonali. Sarei grato al Governo se nel corso del dibattito pot-
esse specificare in quali Cantoni il diploma sarà riconosciuto. 
Sono d'accordo per l'entrata in materia.  
 
Noi: In den letzten Tagen haben wir wiederholt in diesem 
Rat gehört, dass Entscheidungen, die bereits getroffen wur-
den, durchzuziehen sind. Diese Meinung teile ich grundsätz-
lich nicht, weil ich der Ansicht bin, dass durch Erkennen von 
Fehlern eine Korrektur angebracht ist. Ich finde es wichtig, 
dass Menschen Fehler machen dürfen, aber ich finde es e-
benfalls wichtig, dass sie aus Fehlern lernen. 
Bei der Behandlung im Jahre 2002 des Gesetzes über Aus-
bildungsstätten im Gesundheits- und Sozialwesen habe auch 
ich diesem Gesetz zugestimmt. Später musste ich erfahren, 
dass gewisse Bestimmungen in diesem Gesetz so umgesetzt 
wurden, dass es schon fast an einen Missbrauch grenzt. 
Wenn Sie, geschätzte Grossrätinnen und Grossräte, meine 
am Montag eingereichte Anfrage gelesen haben, dann konn-
ten Sie die konkrete und die richtige Folge der im 2002 ge-
troffenen Entscheidungen bereits erkennen.  
Was haben diese Ausführungen mit dem vorliegenden Ge-
setz über die Pädagogische Fachhochschule zu tun? Sehr 
viel. Sowohl für die Pädagogische Fachhochschule sowie für 
die Schule für Technik und Wirtschaft. Warum das? Weil ich 
glaube, entdeckt zu haben, dass die Problematik in der neuen 
Rechtsform der Bildungsinstitutionen zu suchen ist. Diese ist 
eben so formuliert, dass sie der Schuldirektion und den 
Schulrat grossen Spielraum verleiht, Sie sehen das selber in 
Art. 8 dieses Gesetzes. Dies kann eben zu Missständen füh-
ren.  
Ich plädiere nicht für eine Änderung dieses Artikels im Be-
wusstsein, dass andere Bildungsinstitutionen in der Schweiz 
eine ähnliche Form in ihrer Rechtslage kennen. Ich plädiere 
aber für flankierende Massnahmen. Diese sollten erstens in 
der Ausweitung der Direktion bestehen. Sie muss nicht nur 
aus einer Person bestehen und zweitens besteht es in der Zu-
sammensetzung des Schulrates. Der Schulrat sollte aus aus-
gewogenen, unabhängigen, fachkompetenten und der Viel-
falt unseres Kantons entsprechenden Persönlichkeiten beste-
hen. Das haben meine Vorredner auch gesagt. Grossrat Mai-

netti hat natürlich ganz etwas wichtiges gesagt. Per la nostra 
regione, per le nostre regioni del Grigioni italiano abbiamo 
bisogno anche persone di lingua italiana nel consiglio scola-
stico dell'Alta scuola di pedagogia. 
Es werden in der Detailberatung entsprechende Anträge ge-
stellt. Ich bitte Sie sehr, diese zu unterstützen.  
 
Hanimann: Einmal mehr dient eine Sparmassnahme nicht 
nur dem eigentlichen Zweck des Sparens, sondern ist der 
auslösende Faktor für einen weiterführenden Prozess, näm-
lich die Verselbständigung und der Bildung einer eigenen 
Rechtspersönlichkeit von Hochschulen. Und hier, liebe 
Grossrätin Noi, muss ich Ihnen gerade entgegnen, dass dieser 
Prozess einer Bildung, einer eignen Rechtspersönlichkeit, ei-
ne sehr positive Entwicklung ist, die wir – und hier kann ich 
aus eigener Erfahrung als Schulrat in dieser Institution spre-
chen – sehr zweckdienlich und zielführend ist. Ich teile Ihre 
Meinung nicht, worin Sie sagen, dass der Schulrat nicht 
zweckmässig zusammengesetzt ist, dass er nicht aus unab-
hängigen Persönlichkeiten besteht. Ich muss diese Forderung 
zurückweisen. Ihr Postulat wird nicht von mir beantwortet, 
es wird von der Regierung beantwortet. Ich glaube hier wer-
den Sie nichts anderes zu hören bekommen, denn dieser Pro-
zess, den wir hier in Gang setzen können, diese Autonomie 
und diese grössere Handlungsfähigkeit, die wir diesen Schu-
len geben und die damit realisiert werden, sie sind unbedingt 
nötig, um in dem heutigen Markt der verschiedenen Bil-
dungsangebote bestehen zu können.  
Meine Damen und Herren, die Situation auch auf diesem 
Markt ist durchaus und zunehmend von Wettbewerb geprägt. 
So muss das Angebot und die Qualität einer Lehrerausbil-
dung verschiedensten Bedürfnissen genügen. Die Studenten 
sollen ein für sie attraktives Angebot antreffen. Nur dann 
kommen sie, ansonsten haben sie alternative Möglichkeiten, 
die auch von Bündnern zunehmend genutzt werden.  
Zweitens: Die Hochschule sollte die Bedürfnisse der kanto-
nalen Schullandschaft, ich spreche hier von der Pädagogi-
schen Fachhochschule, befriedigen.  
Drittens: Die spezifische kantonale Situation vor Ort, die 
Dreisprachigkeit, die dezentrale ländliche Besiedlung und 
die Gesellschaftsstruktur sollen als Chance und Nische beg-
riffen und umgesetzt werden können. Diese Wettbewerbssi-
tuation trifft auch auf die HTW zu, wo im Rahmen der Fach-
hochschule Ostschweiz nur attraktive Studienangebote vor 
Ort ein Überleben des Standortes Graubünden ermöglichen. 
Und auch hier müssen die Bedürfnisse der Wirtschaft, aber 
auch die Kostenfaktoren, ich denke da an ausreichende Stu-
dentenzahlen, Studienangebote, Standartkostensätze usw. un-
ter einen Hut gebracht werden. Diese Wettbewerbsituation 
ist gut, verlangt aber Spielraum und Handlungsfreiheit, wie 
es mit der vorliegenden Gesetzesvorlage zukünftig gegeben 
wird. Dies fordert – und hier bin ich überzeugt dass es richtig 
ist – aber auch die Führungsgremien der beiden Hochschulen 
und verlangt von ihnen in viel stärkerem Mass als bisher 
Führungsstärke und Engagement. Ich kann Ihnen versichern, 
Ihnen allen, meine Damen und Herren, dass wir uns dessen 
sehr bewusst sind und den neuen Aufgaben sehr positiv ge-
genüber stehen. Aus diesem Grund nehmen wir die Heraus-
forderung an. Ich bin für Eintreten. 
 
Arquint: Wir beraten über zwei gute, moderne und schlanke 
Gesetze. Das ist nicht ein Satz, den ich selber mir aufgrund 
des Studiums von anderen Fachhochschulgesetzen angeeig-
net habe, sondern sowohl von den Koordinationsorganen im 
Bern für die Pädagogische Fachhochschule wie bei denjeni-
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gen Stellen für die HTWG habe ich diese Rückmeldung er-
halten. Und ich bin nicht der Meinung wie Kollege Claus, 
dass man bei der Gesetzgebung, vor allem wenn man sich 
beschränkt auf ein schlankes Gesetz und auf die Grundsätze, 
dass man hier bei den verschiedenen Fachhochschulen ver-
schiedene Wege einschlagen sollte. Auch dies eine Rück-
meldung der Fachhochschulkonferenzen. Es wäre sinnvoll 
und ist notwendig, dass diese strukturell nicht zu weit sich 
auseinander leben. Ein gutes, modernes und schlankes Ge-
setz hingegen hat die Schwäche für uns Parlamentarier, dass 
sehr viel Fragen offen bleiben. Eine Frage ist für mich – und 
da stimme ich Kollege Loepfe zu – es ist eine klare Tren-
nung zwischen politischer Führung und strategischer Füh-
rung. Es ist tatsächlich so, wie wenn die Regierung Angst 
hat, die Verantwortungen für die strategische Führung zu de-
legieren und wirklich den Hochschulrat und die Fachhoch-
schule unabhängig und frei arbeiten zu lassen. Es hat zu viel 
Interventionsmöglichkeiten, die Reibungsflächen darstellen 
und die ein Funktionieren dieser beiden Fachhochschulen 
zumindest erschweren. Was hier nicht erwähnt wurde und 
worauf ich unter anderem auch Bezug nehmen möchte, wir 
degradieren uns als Parlament zur Kenntnisnahmeinstitution. 
Es gibt keinen Artikel, der irgendwie die Verantwortung in 
Zukunft in die Hände des Parlamentes legt. Und hier habe 
ich in allen Fachhochschulgesetzen die Formulierung gefun-
den, dass die Oberaufsicht in den Händen des Parlamentes 
liegt. Darüber werde ich auch einen Antrag machen zu gege-
benem Anlass. Aber selbstverständlich bin ich für Eintreten. 
 
Noi: Ich habe noch eine Frage an Kollege Hanimann, weil 
ich weiss nicht, ob er mich richtig verstanden hat. Vielleicht 
habe ich mich nicht klar ausgedrückt. Das ist gut möglich. 
Also ich kritisiere nicht den jetzigen Schulrat der Pädagogi-
schen Fachhochschule. Auf keinen Fall. Ich finde ihn auch 
gut. Weil wir sind auch von der Italianität her absolut in 
Ordnung repräsentiert, sagen wir jetzt so. Ich möchte nur 
nicht, dass es durch diese Rechtsformulierung, diese lässt so 
viel Spielraum, ich möchte nur nicht, dass es wird wie bei 
der Schule, wo ich selber arbeite, und zwar die Ausbildung 
für Pflegeberufe und Soziales. Also dort ist es tatsächlich so, 
dass im Schulrat drei Departementssekretäre sind, der Depar-
tementsvorsteher als Präsident und dann sind noch zwei an-
dere Personen. Und es ist niemand auch vom Fach Pflege 
z.B. dabei. Das ist meine Kritik. Und ich will nur mit meinen 
Ausführungen vermeiden, dass es so wird auch hier. Haben 
Sie mich recht verstanden jetzt? O.k. 
 
Regierungsrat Lardi: Ich möchte mich kurz fassen. Es geht 
aus den verschiedensten Voten heraus, dass man grundsätz-
lich die Stossrichtung begrüsst, aber dass man da und dort 
gewisse Justierungen wünscht, beziehungsweise dass man 
genau wissen möchte, was hinter den Worten steht. Nun, ich 
bitte Sie alle davon auszugehen, dass auch die Regierung nur 
das Beste für unsere Schulen will. Gehen Sie bitte davon aus, 
dass wir mit aller Kraft, sowohl für die HTW als auch für die 
PFH uns einsetzen werden, dass wir darauf stolz sind, dass 
diese Schulen hier in Graubünden verankert sind und dass 
wir wirklich alles unternehmen möchten, damit diese Schu-
len weiter bestehen bleiben und weiter zusätzlich Erfolg ha-
ben können. Wir haben dieses Gesetz auch so verfasst, damit 
dies möglich ist. Ich würde Sie wirklich gerne bitten, davon 
auszugehen, und ohne Misstrauen bei den Formulierungen 
vorzugehen. Schauen Sie, wir wollen auch nur das Beste. 
Misstrauen ist, meine ich, hier nicht angebracht. Wir haben 
uns überall – und ich persönlich nehme das für mich in An-

spruch – in allen Gremien, schweizerischen und ostschweize-
rischen, für die HTW eingesetzt. Ich habe mit Veto gedroht. 
Ich habe mich überall unbeliebt gemacht für die HTW und 
ich habe mich auch für die Freiheit der HTW sehr eingesetzt. 
Nun in diesem Zusammenhang dürfen wir natürlich nicht 
vergessen, dass wir als Kanton diese Schule verteidigen 
müssen. Damit diese Schule von uns verteidigt werden kann, 
muss sie auch ein bisschen unsere Schule sein und nicht eine 
Schule für Partikularinteressen. Und sie ist es heute nicht und 
wird es auch in Zukunft nicht sein. Dies zu Grossrat Loepfe. 
Schauen Sie, wir werden von Artikel zu Artikel uns durch-
kämpfen und werden dort dann auch die entsprechenden 
Aussagen machen. Ich mache das einfach nicht gerne, wenn 
so ein Damoklesschwert hier ist, die Drohung: Und sonst 
nehmen wir die grosse Keule hervor. Das ist nicht die Art, 
wie wir an dieses Gesetz gegangen sind.  
Grossrätin Noi, ich befürchte, dass ich Sie nicht unterstützen 
kann. Sie kämpfen verzweifelt dafür, dass man Ihren Vor-
stoss zur Kenntnis nimmt. Man wird ihn zur Kenntnis neh-
men, man wird auch die Antworten geben in der dafür vor-
gesehenen Form. Das wird voraussichtlich im April sein. Bit-
te warten Sie so lange. Und wir werden in der Zwischenzeit 
auch mit betroffenen Personen, mit Ihren Kolleginnen und 
Kollegen an dieser Schule, weiter Gespräche führen. Wir ha-
ben ein Gespräch mit einzelnen Personen, die wir ange-
schrieben haben bereits geführt. Ich bin persönlich dort mit 
ihnen zusammen gesessen. Ich habe weitere Gespräche am 
16. auch mit den Gewerkschaften dieser Personen vereinbart. 
Man muss einfach der Zeit ihren Lauf lassen und vor allem 
ist es wichtig, dass wir, für mich ist es sehr wichtig, dass ich 
auch die Persönlichkeitsrechte dieser Personen achte. Ich 
weigere mich einfach, hier die Situation von diesen einzel-
nen Personen darzulegen. Ich habe keine Berechtigung dazu. 
Was ich mich einfach frage, ist, ob diese Publizität für die 
persönliche Situation dieser Personen gut ist. Aber diese 
Frage haben Sie bereits entschieden. Meine Damen und Her-
ren, es sind verschiedene Voten bezüglich politische Führung 
und strategische Führung eingegangen. Ich glaube, am bes-
ten diskutieren wir das vor Ort, also beim Artikel, damit wir 
dann die Definition überall entsprechend geben können.  
Die Frage nach der Vertretung der Italianita in den verschie-
denen Gremien ist bisher gut gelungen. Gut, die HTW hat 
auch andere Verantwortungen. Es werden dort keine Stunden 
in Italienisch gegeben. Hier müssen wir natürlich ein biss-
chen die Möglichkeit haben, diese Forderung nicht eins zu 
eins zu erfüllen. Selbstverständlich sind auch an der HTW i-
talienischsprachige Schülerinnen und Schüler. Aber wir 
müssen eben auch mit der Abnehmerseite vor allem Diskus-
sionen führen, wie dieser Hochschulrat besetzt wird. Und ich 
möchte heute nicht eine Zusicherung abgeben, dass an der 
HTW auch jemand sein wird von der Italianita. Wenn es 
möglich ist ja, aber das wäre eine zu grosse Einschränkung. 
Hingegen an der Pädagogischen Hochschule, wo Schülerin-
nen und Schüler in Italienisch ausgebildet werden, meine ich, 
dass man durchaus auf jeden Fall solche Überlegungen ma-
chen soll. Es ist richtig. Heute sind zwei Italienischsprachige, 
wenn man mich gnädigerweise dazuzählt, im Fachhoch-
schulrat vertreten. Also es sollte vielleicht nicht in dieser 
massiven Art sein, aber Italienisch wird weiter vertreten sein 
im Fachhochschulrat der PFH. Bei der anderen habe ich Aus-
führungen gemacht.  
Ist es möglich, mit dem Diplom der Fachhochschule, der Pä-
dagogischen Hochschule, künftig in anderen Kantonen zu 
unterrichten? Jawohl. Diese Diplome werden überall aner-
kannt. Es ist nur so, dass wir nicht für alle Kantone ausbil-
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den. Also z.B. für das Welschland klar nicht, aber für den 
Kanton Tessin und daran sind Sie sehr interessiert. Unsere 
Lehrerinnen und Lehrer werden im Kanton Tessin unterrich-
ten können. Sie können dort sich bewerben. Ich muss aber 
auch sagen, umgekehrt dann auch.  
Ich bin froh um die gute Aufnahme der Gesetze in dieser 
Debatte. Ich bin überzeugt, dass wir am Schluss nicht alle 
glücklich sein werden aber auch nicht alle unglücklich. Des-
wegen freue ich mich heute Nachmittag auf die Detailbera-
tung. Ich danke nochmals für die freundliche Aufnahme die-
ser Gesetze.  
 
Loepfe: Regierungsrat Lardi hat eine Antwort mir nicht ge-
geben auf eine konkrete Frage beziehungsweise zwei Fragen. 
Die Frage eins war: Wieso wurde wegen der fehlenden 
Rechtsetzungsdelegation in der Kantonsverfassung mit die-
ser Vorlage hier keine Verfassungsrevision beantragt? 
Und die zweite Frage war: Wie gedenkt die Regierung mit 
dieser fehlenden Rechtsetzungsdelegation für selbständige 
öffentliche Anstalten in der Kantonsverfassung umzugehen. 
Diese beiden Fragen möchte ich schon noch beantwortet ha-
ben.  
 
Regierungsrat Lardi: Es ist relativ schwierig zu erklären, 
warum man etwas nicht gemacht hat. Es ist so, dass die Re-
gierung eigentlich aufgerufen ist, die soeben erlassene Ver-
fassung anzuwenden und nicht bei jeder sich bietenden Ge-
legenheit Verfassungsänderungen vorzuschlagen. Ich erinne-
re daran, dass Verfassungsänderungen auch einer Volksab-
stimmung bedürfen. Es ist so, dass wir, wie bei den anderen 
Gesetzen uns an die Verfassung halten.  
Wie wollen wir künftig vorgehen? Jetzt ganz allgemein, wir 
werden uns weiterhin an die Verfassung halten. Ich habe ge-
hört, dass auch seitens der Psychiatrischen Dienste gewisse 
Wünsche geäussert werden und ich habe ebenfalls gehört, 
dass auch Sie als Mitunterzeichner einen Vorstoss machen 
wollen, man möge diese Änderungen für alle öffentlich-
rechtlichen Anstalten vornehmen. Wenn man einen solchen 
Vorstoss dann erhalten hat, wird die Regierung sich darüber 
unterhalten. Ich sehe im Moment keine absolute Dringlich-
keit in dieser Frage. Aber wenn es so weit ist, werden wir 
uns sachlich darüber unterhalten können. Die Position, die 
Sie vertreten, hat durchaus einiges für sich. Aber heute sind 
wir nicht in der Lage, diese Frage definitiv beantworten zu 
können. Ich bin zwar Mitglied der Regierung, aber nicht die 
ganze Regierung.  

Noi: Ich habe schon zweimal gesprochen und es ist mir be-
wusst. Aber ich mache von diesem Recht auf persönliche 
Bemerkungen Antwort zu geben Gebrauch. Also zuerst be-
danke ich mich sehr beim Regierungsrat, weil ich etwas ge-
hört habe, das mir sehr gefällt. Es werden dann Gespräche 
geführt für diese Situation, welche ich angetönt habe. Das ist 
schon sehr viel erreicht. Eben, es geht für mich auch um 
Lernfähigkeit. Und ich sage immer, Politiker sind sehr lern-
fähig und das ist sehr gut. Aber ich möchte gleich sagen, ich 
habe nicht das gebracht, diese Geschichte sozusagen, für 
mich für persönliche Interessen wegen dieses Vorstosses. Es 
wäre sehr reduktiv. Also ich habe das gebracht wirklich für 
die Fachhochschule und auch für die Schule für Technik und 
Wirtschaft und zwar im Interesse der Zukunft dieser Schule. 
Weil ich bin überzeugt, es hat mit dieser Rechtsform zu tun, 
was ich eigentlich begrüsse. Es gibt aber die Möglichkeit, 
um etwas auch nicht ganz gut zu machen. Darum brauchen 
wir, ich wiederhole, flankierende Massnahmen. Und das 
wird das sein, was wir machen werden. Und für das bin ich 
schon dem Rat dankbar.  
 
Standesvizepräsident Geisseler: Darf ich davon ausgehen, 
dass die Diskussion zum Eintreten erschöpft ist. Das ist so. 
Somit ist Eintreten beschlossen.  
 
Eintreten ist nicht bestritten und somit beschlossen. 
 
 
 
Es sind folgende Vorstösse eingegangen: 
- Auftrag Trepp betreffend vorzeitiger Aufhebung des 

Numerus Clausus auf Mittelschulstufe 
- Anfrage Jeker betreffend sichere Zukunft der Wasser-

kraft-Energie 
- Anfrage Crapp betreffend Unterstützung von Be-

rufsausstellungen (Lehrstellenförderung) 
 
 
 
Schluss der Sitzung: 12.10 Uhr 
 
 
 
 
Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Adriano Jenal 
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Mittwoch, 8. Dezember 2004 
Nachmittag 

Vorsitz: Standesvizepräsident Hans Geisseler 

Protokollführer: Domenic Gross 

Präsenz: anwesend 111 Mitglieder 

entschuldigt:  Barandun, Beck, Cavegn, Hübscher, Meyer (Chur), Schmid, Tomaschett, Quinter, 
 Stv. Cattaneo 

Sitzungsbeginn:  14.00 Uhr 

 
 
 
 

 
Totalrevision des Gesetzes über die Pädagogische Fach-
hochschule (PFHG) (B7/2004 – 2005, S. 1115) (Fortset-
zung) 
 
 
Detailberatung 
 
 
1. Allgemeine Bestimmungen 
 
Art. 1, Gegenstand 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Bei diesem Artikel können 
Sie ersehen, dass künftig es nicht mehr Pädagogische Fach-
hochschule heisst, sondern Pädagogische Hochschule. Das 
ist alles, was ich dazu zu sagen habe. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 2, Aufgaben, 1. Hauptaufgaben 
 
Marginalie 
Antrag Kommission und Regierung 
Streichen: 1. Hauptaufgaben 
 
 
Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Absatz wie folgt ändern: 
Die Hochschule sorgt für eine qualitativ hochstehende Aus-
bildung von Lehrpersonen, insbesondere auch für das 
deutsch-, romanisch- und italienischsprachige Kantonsgebiet. 
 
 
Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
 
 
 
 
 
 

Abs. 3 (neu) 
Antrag Kommission und Regierung 
Absatz neu einfügen: 
Die Hochschule stellt Ausbildungsangebote bereit, welche 
zur Unterrichtserteilung in anderen Kantonen und im Fürs-
tentum Liechtenstein befähigen. 
 
 
Abs. 4 
Antrag Kommission und Regierung 
Absatz neu einfügen: 
Die Regierung kann der Hochschule weitere Aufgaben über-
tragen. 
 
 
Art. 3, Weitere Aufgaben 
Antrag Kommission und Regierung 
Enfällt (neu in Art. 2 Abs. 3 neu und Abs. 4 neu enthalten) 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Zu Artikel 2 möchte ich 
gerade Artikel 3 dazu nehmen. Das sehen Sie auch im Proto-
koll drinnen. Artikel 2 und 3 enthalten die Aufgaben der Pä-
dagogischen Hochschule, unterteilt in „1. Hauptaufgaben“ 
und „2. Weitere Aufgaben“. Mit seinem Antrag an die Kom-
mission für Bildung und Kultur möchte Grossrat Jäger die 
Pädagogische Hochschule Graubünden auch national positi-
onieren. Die Kommission fasst zu diesem Zeitpunkt dann, zu 
diesem Zweck Artikel 2 und 3 unter der Marginalie Auf-
gaben zusammen. Also sie fasst ihn so zusammen und möch-
te streichen: Hauptaufgaben. Und jetzt wird das so präzisiert 
durch die Einfügung von insbesondere auch, um darauf hin-
zuweisen, dass das Studienangebot an der Pädagogischen 
Fachhochschule nicht alleine auf Graubünden fokussiert sein 
soll. Also in diesem Sinne kommen wir dem Begehren von 
Grossratskollege Jäger meines Erachtens eigentlich entge-
gen. Mit einer nationalen Ausrichtung des Studienangebots 
soll es den Studierenden möglich sein, mit der Bündner 
Hochschulausbildung auch in anderen Kantonen berufstätig 
zu sein. Beim Eintreten wurde darauf bereits hingewiesen. 
Also wir möchten eigentlich nicht unter Hauptaufgabe den 
Kanton Graubünden und die Studierenden des Kantons 
Graubünden irgendwie hervorheben. Denn wir möchten die 
Schule so positionieren, dass eben sowohl Schülerinnen oder 
Studentinnen und Stunden aus anderen Kantonen bei uns die 
Ausbildung machen können. Andererseits aber auch alle 
Studierenden aus dem Kanton Graubünden später in einem 
anderen Kanton tätig sein können. Es wurde verschiedentlich 



8. Dezember 2004  915

schon darauf hingewiesen. Wir möchten Ihnen beantragen, 
dass wir die Artikel 2 und 3 zusammenfassen und gemäss 
dem Protokoll so fixieren im Gesetz. 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Herr Kommissionspräsident 
hat die Änderungen und Ergänzungen in Artikel 2 erläutert 
und ausgeführt, dass hier Artikel 3 gestrichen werden soll. 
Zu diesen Artikel 2 und 3, Diskussion offen für 
Kommissionsmitglieder. Nicht erwünscht. Allgemeine 
Diskussion? Grossrat Jäger. 
 
Jäger: Ich möchte der Kommission danken, dass sie meinen 
Ball aufgenommen hat und so verarbeitet in diesen beiden 
Artikeln, wie es meinen Intentionen entsprochen hat. Warum 
habe ich interveniert? So wie die Artikel in der Botschaft 
formuliert waren, war der Fokus vielleicht doch zu stark auf 
Graubünden und unsere Lehrpersonen ausgerichtet. In frühe-
ren Jahrzehnten war es selbstverständlich, dass jeder Kanton 
seine eigenen Lehrpersonen ausgebildet hat und die Freizü-
gigkeit, die wir heute europaweit haben, bestand bezüglich 
der Lehrpersonen überhaupt nicht. Es war schwierig für eine 
Lehrperson aus Graubünden an einem andern Ort arbeiten zu 
können, je nach Arbeitsmarktlage und umgekehrt. Generell 
hat der Kanton Graubünden aber über alle Jahrzehnte hinaus 
immer mehr Lehrpersonen ausgebildet als wir in Graubün-
den brauchen konnten und darum, das wissen Sie alle, es gibt 
sehr, sehr viele Lehrpersonen aus dem Kanton Graubünden, 
die heute in verschiedenen Kantonen tätig sind. Beispiels-
weise im Kanton Zug gibt es eine riesige Menge von Bünd-
ner Lehrerinnen und Lehrern. Wir haben eigentlich immer 
Entwicklungshilfe geleistet. Wir haben die Berufsleute aus-
gebildet und die andern konnten sie dann übernehmen. In 
Zukunft läuft das anders, es wird nicht mehr jeder Kanton 
seine Lehrpersonen ausbilden können und es ist ganz wesent-
lich, dass die pädagogischen Hochschulen in diesem Markt 
sich bewegen können.  
Es gibt heute nur noch ungefähr 15 pädagogische Hochschu-
len und bis in zehn Jahren wird es vielleicht noch zehn ge-
ben. Der Kanton Graubünden ist absolut zentral darauf an-
gewiesen, vor allem wegen unserer Dreisprachigkeit, dass 
wir unsere eigenen Lehrpersonen ausbilden können. Es ist 
also ganz zentral, dass unsere Schule in diesem Markt – es 
wird einen Überlebenskampf geben – diesem Markt bestehen 
bleibt. Ratskollege Hanimann hat heute Morgen schon darauf 
hingewiesen, dass heute in der Praxis relativ viele Bündner 
sich an anderen pädagogischen Hochschulen ausbilden las-
sen. Im umgekehrten Fall haben wir aber an unserer Schule 
zum Teil sogar Studierende aus Deutschland. Also der 
Markt, der beginnt zu spielen. Unsere Schule wird in diesem 
Markt wegen gewissen einzelnen Faktoren durchaus überle-
bensfähig sein. Ich denke an die sprachliche Situation. Ich 
denke auch daran, dass unsere pädagogische Hochschule 
nach wie vor eine überblickbare Schule ist. In dieser Schule 
kann man sich gegenseitig noch kennen. In der pädagogi-
schen Hochschule in Zürich sind 1'000 und mehr Studieren-
de, also eine ganz andere Situation und eine kleine über-
schaubare Schule hat im Markt ihre Chancen. Unsere Schule, 
ich erinnere an den Vorstoss von Ratskollege Casanova Ro-
bert, unsere Schule kann im Bereich der musischen Fächer, 
auch des Sports sicher eigene Kompetenzen zeigen und sich 
auszeichnen gegenüber anderen Schulen. Darum ist es aber 
ganz wichtig, dass wir von Anfang weg hier auch in diesem 
Zweckartikel diese Öffnung dokumentieren. Zusammenge-
fasst, ich bin der Kommission dankbar, dass sie diesen Weg 
auch so sieht.  

Standesvizepräsident Geisseler: Das Wort ist noch frei zu 
Art. 2 und 3. Wird nicht gewünscht, so beschlossen.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 4, Zulassungsvoraussetzungen zum Studium 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Da gilt es einfach zu er-
wähnen, dass die Voraussetzungen zum Eintritt in die päda-
gogische Hochschule in Punkt eins und zwei betreffend der 
Primarlehrpersonen und der Kindergärtnerinnen und Kinder-
gärtner aufgezeigt ist. Sie wissen aber, dass es auch noch die 
Möglichkeit gibt über einen Vorkurs, einen einjährigen in 
Schiers, die Voraussetzungen zu erlangen, damit man sich 
nachher als Primarlehrperson ausbilden lassen kann. Man 
möchte das aber nicht explizit im Gesetz aufführen und des-
halb steht das in der Regel, und das sollte in der Regel auch 
der Weg sein, dass man eben über die Maturität in diese 
Schule eintritt oder über die Diplommittelschule oder Dip-
lomfachschule zur Kindergärtnerin und zum Kindergärtner. 
Aber die Möglichkeit über einen Vorkurs nachher in diese 
Schule auf dem eben berufsbildenden Bereich oder Weg in 
diese Schule Eintritt zu erhalten ist immer noch möglich. 
Man möchte den aber nicht explizit, klar und eindeutig, 
wortwörtlich aufführen als einer dieser Punktemöglichkeiten, 
weil man die Regel nach wie vor so handhaben möchte, dass 
der Weg über die Maturität zur Lehrperson führen soll.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 5, Studium, Ausbildungsabschlüsse 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 6, Zusammenarbeit 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Hier können wir bereits 
heute feststellen, dass die Rektoren von HTW und PFH aber 
auch der THC, d.h. der Theologischen Hochschule Chur, 
miteinander enge Zusammenarbeit pflegen und sich jährlich 
immer wieder treffen.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 7, Vereinbarungen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Arquint: Ich muss mich eigentlich vor Ihnen nicht als passi-
onierter Parlamentarier outen, denn dass ich gerne parliere, 
was zu einem Parlament gehört, das wissen Sie vielleicht zu 
gut und wünschen sich manchmal weniger Voten. Aber ich 
denke, mit dem Parlieren genügt es nicht in einem Parla-
ment. Ein Parlament muss auch Entscheidungen treffen kön-
nen, bildungspolitisch wie in andern staatspolitisch relevan-
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ten Angelegenheiten. Und ich denke, da ist gegenwärtig eine 
Gefahr nicht von der Hand zu weisen. Die Gefahr nämlich, 
dass Entscheidungen des Parlamentes unterlaufen werden, 
durch nicht gewählte Gremien beispielsweise oder durch 
Verträge, Vereinbarungen, die über den Köpfen des Parla-
mentes beschlossen und durchgesetzt werden. Dieser Artikel 
nennt einen solchen Fall. Nun die, die länger im Parlament 
sitzen, wissen wie es bei diesen Entscheidungen über Kon-
kordate jeweils ablief. Es waren eigentlich parlamentarische 
Leerläufe. Weil wir kein Jota an einem Konkordat ändern 
konnten, hingegen mussten wir wohl oder übel diesen Kon-
kordaten zustimmen.  
Im Bericht zu den Aussenbeziehungen ist Handlungsbedarf 
seitens der Regierung und des Parlamentes erkannt worden 
und es ist uns zugesichert worden, dass im nächsten Jahr die 
Regierung uns eine Botschaft unterbreiten wird, in der die 
Mitwirkung des Parlamentes an eben diesen interkantonalen 
Konkordaten oder aussenpolitischen Verträgen aussehen soll. 
Und wir wissen auch, dass die Hauptstossrichtung in die 
Richtung läuft, dass wir in einer frühen Phase, in einer Ent-
wurfsphase quasi, vernehmlassende Behörde sind, die sich 
dort einbringen kann und dann unsere Regierungsvertreter 
auch verpflichtet sind, diese Vorstellungen des Parlamentes 
in die Diskussion um diese Vertragsverhandlungen einzu-
bringen. Was wir hier machen, ist, wir übergeben diese Art 
von Verträgen und Konkordaten direkt der Regierung. Ich 
denke ich kann in diesem Bereich damit leben, obwohl ich 
auch mir lange überlegt habe, ob ich nicht einen Antrag ma-
chen sollte, der dem Grossen Rat auch in Zukunft und auf 
Grund besserer Rahmenbedingungen die Zustimmung zu 
diesen Verträgen zuweist. Ich unterlasse es und möchte ei-
gentlich nur vom zuständigen Regierungsrat Lardi wissen, ob 
das eine klare Angelegenheit bei der Regierung ist, dass auch 
bei solchen Verträgen in einem früheren Stadium die parla-
mentarische Versammlung eine Einflussnahme bekommt 
und wir über diese Verträge, Konkordate hier diskutieren 
können, bevor sie dann in die Entscheidung und in die Imp-
lementierung durch regierungsrätlichen Beschluss hineinge-
hen.  
 
Regierungsrat Lardi: Ich glaube, die Aufgabe wird die Auf-
gabe der Regierung bleiben. Aber ich kann mir gut vorstel-
len, dass das etwas ist, das man in der ständigen Kommission 
diskutiert. Wir haben bei der ständigen Kommission, wo ich 
dabei sein darf, Informationsblöcke eingeführt. Und ich 
glaube, solche Bestrebungen zum Abschluss einer Vereinba-
rung wären wirklich wichtig genug, um auch eine Meinungs-
äusserung im Rahmen der Kommissionsarbeit einzuholen. 
Was ich heute nicht kann, ist zusichern, dass der Grosse Rat 
darüber bestimmen kann. Aber über die Kommission sollte 
eine Information stattfinden. Wir sind noch am Üben über 
die Aufgaben dieser ständigen Kommissionen. Aber auf je-
den Fall ist von unserer Seite wirklich der Wille da, um nicht 
im Kabinett alleine wichtige Entscheidungen zu fällen, son-
dern immer wieder Informationen mit der Kommission, die 
dafür zuständig ist, zu teilen. Und was dort gesagt wird, 
bleibt nicht ohne Einfluss.  
 
Marti: Ich habe noch eine Frage. Dieser Artikel 7 gibt ei-
gentlich völlig richtigerweise in der Zusammenarbeit mit den 
Kantonen und Staaten der Regierung die Kompetenz. Aber 
dann weiter in diesem Artikel steht, dass in der Zusammen-
arbeit bei der Ausbildung mit anderen Schulen, dann auch 
die Regierung zuständig sein soll. Ist es nicht ein wenig zu 
sehr operativ? Wäre nicht eher dann der Hochschulrat oder 

sogar das Rektorat für solche, ich sage mal, einfachere Zu-
sammenarbeiten zuständig? 
 
Regierungsrat Lardi: Dies wäre durchaus vorstellbar. Was 
wir hier implementiert haben, ist die Vereinbarung mit 
Schiers, wo diese Vorkurse stattfinden. Wir haben dort eine 
Vereinbarung abgeschlossen auf zehn Jahre. Und sollte man 
dort etwas ändern wollen, ist diese Regelung natürlich von 
Vorteil. Sie löst auch Zahlungen aus, wissen Sie. Und des-
halb ist es mit Vorteil Aufgabe der Regierung diese Verein-
barungen abzuschliessen, weil sonst müsste man das über 
das Budget lösen. Das ist die Lösung, die wir bereits gewählt 
haben. Sie wird hier nur beschrieben.  
 
Standesvizepräsident Geisseler: Grossrat Marti ist befriedigt.  
 
Angenommen 
 
 
II Rechtsform, Leistungserbringung und Organisation  
 
Art. 8, Rechtsform, Sitz 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 9, Leistungsauftrag, Berichterstattung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 10, Organisation, Betriebs- und Rechnungsführung  
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Hier können Sie ersehen, 
dass künftig auch die Pädagogische Hochschule eine eigene 
Rechnung führen soll. Und ich habe bereits beim Eintreten 
gesagt, dass dies kostenneutral zu geschehen hat, dass in die-
ser Schule intern Massnahmen ergriffen werden müssen, 
dass diese eigene Rechnungsführung keine Kosten für den 
Kanton auslöst. 
 
Regierungsrat Lardi: In diesem Zusammenhang möchte ich 
über eine Idee der Zusammenarbeit auf dem Platz Chur be-
richten. Es geht mir darum, mitzuteilen, dass wir versuchen 
werden bei der Rechnungsstellung beziehungsweise bei der 
Budgetierung allenfalls von den anderen Institutionen zu 
profitieren. Z. B. die HTW arbeitet bereits jetzt mit Kontrak-
ten, arbeitet bereits jetzt mit einem ausformulierten Budget-
vorgehen. Und davon möchten wir profitieren, indem wir für 
diese Schule und auch für die HTW, logischerweise durch 
Übernahme von guten Lösungen die bereits implementiert 
sind, eine gewisse Vereinfachung auch für die Rechnungsle-
gung haben. Das bedingt natürlich, dass man die gleiche 
Form hat von der Institution und dass man aber auch Unter-
schiede unterschiedlich behandelt. Ich verspreche mir davon, 
dass man eine Vereinfachung hat und dass man eine bessere 
Vergleichbarkeit der Strukturen damit erreichen kann.  
 
Angenommen 
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Artikel 11, Organe, 1. Arten und Wahl 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Arquint: Zum Artikel 11 möchte ich gern einen Absatz 2 be-
antragen, neu. Der Hochschulrat setzt sich zusammen aus a) 
den von der Regierung gewählten Mitgliedern, b) und das ist 
das Neue, je einer Vertretung des Lehrkörpers und der Stu-
dierenden. Wir wissen es und das wird sich beim anderen 
Gesetz sich erst recht zu einer Debatte auswirken, dass dieser 
Hochschulrat das Herzstück des Gesetzes darstellt. Es ist der 
Rat, dessen strategische Kompetenz gefragt ist. Der aber 
auch gleichzeitig die Kontrolle über die operativen Abläufe 
haben muss. Und dies gilt erst recht also die Wichtigkeit die-
ses Fachhochschulrates ist erst recht herauszustreichen wenn 
es sich um eine kleine periphere Hochschule handelt, von 
denen Kreativität und ausnützen der Nischen usw. gefragt ist. 
Zur Wahl und zur personellen Zusammensetzung: Ich bin 
ganz damit einverstanden, dass dies Sache der Regierung ist. 
Interessengruppierungen gehören auf jeden Fall weder in 
diesem noch in anderem Fall ins Gesetz hinein. Die Interes-
senverbände, die können ihren Einfluss bemerkbar machen 
und es ist auch ausser Zweifel, dass die Regierung sich von 
diesen Interessenverbänden und deren Ideen beeinflussen 
lassen wird. Ich sehe die andere Gefahr. Ich sehe die Gefahr, 
dass dieser Fachhochschulrat provinziell ausfällt. Wenn alle 
unsere Abnehmer, das können die Lehrverbände, das können 
die Wirtschaftsorganisationen, das können die politischen 
Parteien, wir haben heute gehört auch die Sprachgruppen, 
können sich da einmischen. Also, die Gefahr ist, dass wir ei-
nen Hochschulrat bekommen, der auf all diese Begehrlich-
keiten Rücksicht nimmt und sich damit eigentlich erst recht 
Fesseln anlegt, die ihn zu einer Bauchnabelschau bündner-
seits zwingt, statt zu einer Offenheit nach aussen.  
Ich würde es wünschen, wenn ausserkantonale Persönlich-
keiten auch in diesen Hochschulrat hineinkämen. Also, ich 
vertraue in dieser Hinsicht lieber der Regierung, als dass ich 
jetzt im Rat, dem Rat und Anträgen folgen möchte, die ver-
suchen, irgendwelche kantonale Interessenverbände im Ge-
setz zu verankern und damit die Entscheidungsfreiheit der 
Regierung einzuengen. Anderseits denke ich, gehört zu einer 
modernen Betriebsführung und zu einem modernen Institut 
der Einbezug aller in diesem Institut wirkenden Gruppierun-
gen. Was in Universitäten hart erkämpft wurde in den 60er-
Jahren, aber jetzt zu einer Selbstverständlichkeit geworden 
ist, dass nämlich die Dozenten und die Studierenden Mit-
glieder in die Verwaltungsräte oder in die Hochschulräte de-
legieren, sollte auch von den Fachhochschulen übernommen 
werden und zwar zu deren Vorteil. Und hier staune ich, dass 
man einen Passus, der immerhin in diese Richtung ging, in 
einem eigenen Artikel formuliert im alten pädagogischen 
Fachhochschulgesetz, eigentlich durch einen kleinen Neben-
satz bei den Aufgaben des Fachhochschulrates ersetzt hat. 
Ich habe mich auch erkundigt bei den Fachhochschulen. Das 
neuste Fachhochschulgesetz ist in Bern am 8. September 
verabschiedet worden. Es ist ein Gesetz mit 84 Artikeln. 
Deshalb begrüsse ich die Schlankheit dieses Gesetzes wie 
wir es vor uns haben. Aber immerhin. Beim Schulrat, beim 
Hochschulrat ist eine Vertretung der Dozentinnen und Do-
zenten und eine Vertretung der Studierenden vorgesehen. Ich 
glaube, es gibt zwei wichtige Argumente. Das eine ist das 
staatspolitische, die Einbindung aller in diesem Institut Wir-
kenden ist eine Möglichkeit demokratischer Einflussnahme 
und Einübens in demokratische Entscheidungsprozesse für 
junge Leute. Das Zweite ist aber, denke ich, noch wichtiger. 

Für eine Optimierung des Betriebsklimas, und es ist ein klei-
nes Institut, ist es meines Erachtens wichtig, dass alle darin 
Wirkenden ein Mitspracherecht haben. Das gibt Kommuni-
kationsprozesse, die transparent sind, verhindert Gerüchte-
wellen, das fördert die Kooperation und die sachbezogene 
Auseinandersetzung und deshalb möchte ich Ihnen beliebt 
machen, dass Sie eine Delegation der Dozentinnen und Do-
zenten und der Studierenden in den Fachhochschulrat hin-
eindelegieren.  
 
Standesvizepräsident Geisseler: Meine Frage an Grossrat 
Arquint. Ist das eine Ergänzung zu Absatz 2 der Vorlage  
oder ist das an Stelle des Absatzes 2 der Vorlage? 
 
Arquint: Es ist eine Ergänzung. 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Eine Ergänzung? 
 
Arquint: Ein zusätzlicher Antrag, der in einem besonderen 
Absatz eigentlich eingefügt würde. 
 
Antrag Arquint 
Einfügen neuer Abs. 3: 
Der Hochschulrat setzt sich zusammen aus: 
a) den von der regierung gewählten Mitgliedern; 
b) je einer Vertretung des Lehrkörpers und der Studieren-

den. 
 
Märchy: Ich stelle Ihnen als Ergänzung zu Art. 11 Absatz 2 
folgenden Antrag: „Der Lehrerverein Graubünden, LGR, 
kann ein Mitglied in den Hochschulrat vorschlagen.“ Be-
gründung. Wie ich bereits in meinem Eintretensvotum ausge-
führt habe, verfügt der Lehrerverein Graubünden über ein 
breites Wissen im Bereich des lehrerspezifischen Schulallta-
ges. Diese Erfahrungen direkt im Hochschulrat und damit in 
der strategischen Führung der Hochschule einbringen zu 
können ist sinnvoll und zukunftsgerichtet. Es bedeutet auch, 
dass die Vertretung der Lehrerschaft für die Ausbildung der 
zukünftigen Lehrpersonen und die Weiterbildung der aktiven 
Lehrpersonen Verantwortung übernimmt. Im Gegenzug zu 
Ratsmitglied Arquint bin ich jedoch der Auffassung, dass 
keine Studentenvertretung im Hochschulrat notwendig ist. 
Hier hat die Schulleitung die Möglichkeit, im Rahmen der 
schulinternen Organisation eine geeignete Mitsprachemög-
lichkeit für die Studierenden zu schaffen. Ich bitte Sie, mei-
nen Antrag zu unterstützen.  
 
Antrag Märchy 
Ergänzen Abs. 2: 
Der Lehrerverein Graubünden LGR kann ein Mitglied in den 
Hochschulrat vorschlagen. 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Ich bitte Sie, diese beiden 
Anträge abzulehnen. Schauen Sie, grundsätzlich bin ich ei-
gentlich um diese Anträge froh. Ich bitte Sie aber trotzdem 
sie abzulehnen. Froh bin ich deshalb, weil ja dann später 
auch ein Antrag kommt, wenn wir das Gesetz über die HTW 
diskutieren. Und ich habe bereits vor dieser Session in ver-
schiedenen Orten gesagt, dass, wenn wir bei einer dieser 
Schulen auch nur schon das Vorschlagsrecht für den Hoch-
schulrat einführen, dass bei den anderen Schulen die Begehr-
lichkeiten dann auftreten und jetzt, tatsächlich es ist nun so. 
Sie sehen nun, jetzt kommt, dass bereits bei der pädagogi-
schen Hochschule, dass man will, dass Studierende sogar ei-
nen Sitz im Hochschulrat haben. Grossrätin Märchy bean-
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tragt, dass der Lehrerverein Graubünden, also Graubünden 
Lehrer jemanden stellen dürfen solle. Ich könnte Ihnen auch 
noch sagen, es könnte eventuell auch noch der Antrag kom-
men, dass die Abnehmer, nämlich die Schulträgerschaften 
sagen, wir möchten in diesem Hochschulrat vertreten sein. 
Das wäre ja eigentlich irgendwie noch verständlich, wenn 
sich die auch noch melden würden und ich denke einfach, 
dass das nicht geht. Grosse Probleme habe ich dort, wo die 
Studierenden – Sie müssen wissen, das sind 18-, 19-jährige 
Leute, die sich für dieses Studium an dieser pädagogischen 
Hochschule anmelden, Lehrerinnen und Lehrer werden wol-
len – in den Hochschulrat gewählt werden und dort auch ge-
wisse strategische Richtlinien geben, also ich kann mir das 
schlichtwegs nicht vorstellen. Die Anträge, die da gemacht 
werden, die zeugen davon, dass in der heutigen Zeit eine ge-
wisse Angst vorherrscht. Man hat das Gefühl es könnten Ent-
lassungen stattfinden. Der Hochschulrat würde sich nicht im 
Interesse dieser entsprechenden Schule einsetzen oder er 
würde etwas tun, was man nicht vorhersehen könnte. Ich 
glaube, dass dem nicht so ist. Wir können doch unserer Re-
gierung mit Fug und Recht zutrauen, dass sie sowohl dann 
bei der technischen Hochschule, wenn es um Wirtschaftsfra-
gen geht, Leute in den Fachhochschulrat hineinwählt, die 
auch wirtschaftsnah sind, die diese Materie kennen. Dasselbe 
gilt doch in Bildungsfragen, in Schulfragen. Also ich mute 
das unserer Regierung zu. Und sie hat in der Vergangenheit 
doch auch bewiesen, dass sie sowohl wirtschaftsfreundlich 
ist. Das hat sie immer wieder gezeigt und auch dass sie für 
unsere Schulen einsteht. Und Regierungsrat Lardi wird das 
dann noch tun. Er hat es beim Eintreten schon gesagt, dass er 
dann bei den entsprechenden Artikeln sicher eine Aussage zu 
Handen des Protokolls machen wird, dass die Regierung be-
strebt ist in diese Hochschulräte die Leute hineinzuwählen, 
die vermutlich die entsprechenden Interessengruppierungen 
auch hineinwählen würden. Ich wage fast zu behaupten, dass 
das dieselben Leute sind. Sie werden auch mit diesen Ver-
bänden Kontakt aufnehmen.  
Was die Schule anbetrifft. In dieser Schule wird auch eine 
Schulleitung installiert. Und für mich ist es selbstverständ-
lich und klar, dass der Hochschulrat mit dieser Schulleitung 
permanent und mit dem Rektorat in Kontakt ist und dass die 
Problematiken, die da auftreten mit der Schulleitung bespro-
chen werden. Also, das ist für mich eine Selbstverständlich-
keit. Das ist in der Volksschule gang und gäbe. Wir haben 
dort auch bereits Schulleitungen, die eingerichtet sind und 
dann die Schulleiterin oder der Schulleiter ist bei der Schul-
behörde an den Sitzungen dabei mit beratender Stimme. 
Dass man noch eine Person jetzt in diesem Hochschulrat fix 
fixiert mit dem entsprechenden Stimmrecht, das sehe ich 
nicht ein. Und ich glaube wir können doch diesen Leuten die 
Angst ein bisschen nehmen, mit der Aussage von Regie-
rungsrat Lardi. Ich bitte Sie, einfach diesen Begehrlichkeiten, 
die jetzt da auf dem Tisch sind nicht stattzugeben und diese 
Anträge abzulehnen. 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Geschätzte Damen und Her-
ren, ich stelle fest, Art. 1 Abs. 1 und 2, wie es in der Bot-
schaft ist, ist grundsätzlich nicht bestritten. Das ist richtig. 
Grossrat Arquint stellt den Antrag, den Hochschulrat neu zu-
sammenzustellen gemäss Ihren Notizen. Ich schlage vor, da 
machen wir Abs. 3 draus und stellen den Vorschlag, den An-
trag entgegen dem Vorschlag von Grossrätin Märchy, die 
den Lehrerverein Graubünden miteinbeziehen möchte. Sind 
Sie somit einverstanden?  
 

Peyer: Ich denke, wir sollten da differenzieren. Es sind zwei 
grundverschiedene Anträge. Und ich denke auch, wir sollten 
sie separat jetzt diskutieren, sonst wird’s ein wenig kompli-
ziert und wir vermischen da Sachen, die nichts miteinander 
zu tun haben. Wenn ich schon das Wort habe, möchte ich 
zum Antrag Arquint sprechen.  
Der Antrag Arquint will etwas, was in anderen Hochschulen 
der Fall ist. Und etwas, was in einem modernen Gesetz und 
in einem neuen Gesetz, so wie wir es heute verabschieden 
auch aufgenommen werden sollte, dass der Lehrkörper einen 
Sitz im Hochschulrat hat. Das sagt nichts darüber aus, wie 
diese Person dann irgendwie noch von welcher Interessen-
gruppe oder Lobby oder wie auch immer, beeinflusst sein 
wird. Der Lehrkörper wird jemanden bestimmen oder die 
Dozentinnen und Dozenten werden jemanden wählen und 
den dort quasi delegieren. Das hat nichts damit zu tun, dass 
eine quasi externe Interessengruppe ein Vorschlagsrecht be-
kommt. Und hier liegt der grosse Unterschied zum anderen 
Antrag. Natürlich kann man sich fragen, im anderen Fall, ob 
die Studierenden in der Lage und fähig sind, eine Stimme, 
die auch dann Gewicht haben sollte, im Hochschulrat zu 
sein.  
Ich möchte einfach zu Kollege Butzerin sagen, wenn Sie sa-
gen, 18-, 19-jährige Studierende können das gar nicht. Also 
18-, 19-Jährige haben immerhin ein Stimm- und Wahlrecht 
in diesem Land und sie dürfen auch Autofahren, das ist 
vielmal in dieser Alterskategorie viel gefährlicher, als wenn 
sie sich ein bisschen im Hochschulrat dann austoben. Das 
wäre mir fast lieber. Um beim Ernst der Sache zu bleiben, 
ich denke, Grossrat Arquint hat das gut begründet. Auch an-
dere, neue Gesetze für Hochschulen kennen dieses Instru-
ment. Ich denke, es ist sinnvoll und ich möchte Ihnen beliebt 
machen, dem Antrag Arquint doch zu folgen. 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Gut, ich stelle nochmals fest 
zu Abs. 1 und 2. Die sind so genehm offensichtlich. Und 
dann diskutieren wir jetzt über den Abs. 3, Antrag Arquint. 
Ich wiederhole oder ich zitiere nochmals: „Der Hochschulrat 
setzt sich zusammen aus den von der Regierung gewählten 
Mitgliedern a und b, je einer Vertretung des Lehrkörpers und 
der Studierenden.“ Sind Sie einverstanden, wenn wir das 
jetzt diskutieren und bereinigen. Dankeschön. Dann ist das 
Wort frei zu diesem Antrag Arquint.  
 
Jäger: Wir haben zu hinterst in der Botschaft das bisherige 
Recht und wenn Sie auf Seite 1191 aufschlagen, dann sehen 
Sie dort den Artikel 12. Ich selbst gehörte der damaligen 
Vorberatungskommission an, die das heute geltende Gesetz 
über die pädagogische Fachhochschule diesem Rat unterbrei-
tete und dieser Artikel 12 hatte uns sehr stark beschäftigt. In 
diesem Artikel 12 ist die Mitwirkung der Lehrenden, Studie-
renden und Mitarbeitenden fixiert worden. Also wir begeben 
uns nicht einfach in gesetzgeberisches Neuland. Im neuen 
Gesetz findet sich hier nun keine entsprechend gleichwertige 
Bestimmung mehr. Mitwirkung kann auf verschiedene Art 
und Weise geschehen. Im strategischen Organ, im Hoch-
schulrat ist es möglich, dass Vertreter der Mitarbeitenden, 
der Dozierenden und der Studierenden Einsitz nehmen und 
es ist dann wieder möglich eine Einsitznahme mit beratender 
Stimme oder eben mit Stimmrecht. Diese Diskussion wird 
seit ungefähr zweieinhalb Jahrzehnten in allen Schulen ge-
führt. Und ich kann Ihnen sagen, ich gehöre dem Schulrat 
der Gewerblichen Berufsschule der Stadt Chur an. Das ist die 
Schule, die nicht nur für die Stadt Chur, sondern für die gan-
ze Region zuständig ist. Und der Churer Gemeinderat hat bei 
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der letzten Revision sich entschieden, dass neu die Lehren-
den im strategischen Organ mit beratender Stimme einen Sitz 
haben können. Ich sage Ihnen, das bewährt sich absolut toll. 
Jetzt spreche ich zum Antrag von Grossrätin Märchy. Es sind 
die Lehrenden, die jemand bestimmen können und nicht eine 
Gewerkschaft, ein Verein. Meiner Meinung nach ist es völlig 
falsch, wenn wir in einem Gesetz Vereine mit ihrem Namen, 
die sich im Übrigen immer wieder ändern, ins Gesetz schrei-
ben. Ich möchte dem Lehrerverein Graubünden eine hohe 
Kompetenz zubilligen aber es gibt auch Dozierende, die die-
sem Verein nicht angehören. Und es kann nicht sein, dass 
nur der Verein diesen Vorschlag machen kann. Der Grund-
satz muss so gesetzt werden, dass die Vertretung der Dozie-
renden wirklich in allgemeiner Form gehalten ist und darum 
ist der Antrag von Grossrätin Märchy, der im Grundsatz rich-
tig ist, falsch formuliert. 
 
Noi: Ich spreche nur zum Antrag Arquint und ganz kurz. Ich 
habe 30 Jahre Erfahrung im Umgang mit Lernenden, die 18, 
19, 20 Jahre usw. sind. Ich kann versichern, dass man viel 
mehr Probleme hat, wenn man die Lernenden nicht einbe-
zieht, als wenn man sie einbezieht auch in den Entscheidun-
gen. Und Lernende auch mit 18 Jahren sind wohl im Stande 
zum richtig Denken und Handeln. Darum unterstützen Sie 
bitte den Antrag Arquint. 
 
Augustin: Ich spreche zum Antrag Arquint aber ein bisschen 
aus einer anderen Warte der ganzen Diskussion. Um innerbe-
triebliche Mitwirkung, einem Aspekt, der ja auch politideo-
logisch besetzt ist, möchte ich mich nicht näher äussern. Mir 
sind zweierlei Dinge in diesem Zusammenhang wichtig. Ers-
tens: In diesem Hochschulrat wählt sich die Regierung nicht 
selber. Kein Mitglied der Regierung wird Mitglied dieses 
Hochschulrates sein, weil die Regierung Aufträge erteilt und 
sich nicht gleichzeitig selber beauftragen kann, darf und soll. 
Das ist das eine. Zweitens: Es ist dafür zu sorgen, und das ist 
Aufgabe der Regierung, dass hohe Fachkompetenz in diesem 
Gremium vorhanden sein wird. Fachkompetenz in Bezug auf 
Management, Fachkompetenz in Bezug auf Pädagogik, 
Fachkompetenz in Bezug auf die Didaktik und allenfalls wei-
tere Aspekte. Klarerweise dürften solche Qualitäten nur Per-
sonen haben, die mindestens auch eine tertiäre Ausbildung, 
wir sprechen hier über eine Schule im tertiären Bereich, die 
mindestens auch eine tertiäre Ausbildung mit Erfolg abge-
schlossen haben. Wer eine solche Schule von Innen gar nie 
gesehen hat, geschweige denn einen entsprechenden Ab-
schluss hat, dem spreche ich fürs erste einmal, von Ausnah-
men wiederum abgesehen, die bestätigen nur die Regel, im 
Grundsatz solche Kompetenzen ab. 
 
Regierungsrat Lardi: Ich bitte Sie, wenn Sie an Artikel 11 
arbeiten, auch Artikel 12 anzuschauen. Und dann sehen Sie, 
was für Kompetenzen dieser Hochschulrat dann haben wird. 
Ich lese kurz vor: „Festlegung der Schwerpunkte in der Aus- 
und Weiterbildung, Forschung und Entwicklung sowie 
Dienstleistungsangebot, Verabschiedung von Leitbild etc. 
Wahl und Entlassung des Rektors oder der Rektorin, der üb-
rigen Schulleitungsmitglieder und der hauptamtlichen Leh-
renden, Verleihung des Professortitels, Verabschiedung des 
Budgets etc. etc.“ Meine Damen, meine Herren, die Idee, 
dass die Leute vom Lehrkörper dabei sein können, ist prima-
vista interessant. Es ist sicherlich so, dass dort Leute sind, 
die engagiert sind, dass dort Leute sind, die auch grosses In-
teresse an der Schule haben. Aber sie spielen in einem ande-
ren Team. Um das geht es. Wir müssen davon ausgehen, 

dass die Person, die vom Lehrkörper dort hineingewählt 
würde, dass diese Person eine Mission Impossible vor sich 
hätte, d.h. die Interessen der Lehrerschaft in Globo zu vertre-
ten und diese Interessen sind natürlich auch immer wieder 
verschieden und aber auch die Interessen der Schule. Die 
müssen nicht inkongruent sein, aber es kann durchaus sein, 
dass die Person aus dem Lehrkörper, die im Fachhochschul-
rat Einsitz nimmt, in Konflikte gerät. Und es spricht nicht 
sehr viel dafür, dass man solches vorzieht. Im Übrigen ist es 
so, dass bei sieben Personen natürlich immer schwieriger 
wird, wenn zwei Sitze schon besetzt sind. Und Gremien von 
neun Personen sind an sich nicht sehr wünschenswert.  
Wie dem auch sei, bezüglich Vertretung des Lehrkörpers 
meine ich, dass viel mehr dagegen spricht als dafür, dass je-
mand dort delegiert werden kann, zusätzlich zu den Perso-
nen, die dann die Regierung nach den Kriterien, die aufge-
zählt worden sind, wählt. Bezogen auf die Studierenden, es 
ist nicht gleich wie an einer Universität, wo man fünf oder 
sechs Jahre bleibt und allenfalls nach drei Jahren aufgenom-
men werden kann; dass man also in einem Gremium einsitzt 
und dann noch drei Jahre bleibt. Hier bei der pädagogischen 
Hochschule und auch übrigens bei der HTW ist es so, dass 
man viel Praxis betreibt. Von diesen drei Jahren Studium, 
das sind drei mal 38 Wochen so gut es geht, aber es könnten 
auch mehr Wochen werden; es ist durchaus vorstellbar, dass 
wir diese Schulzeit erhöhen müssen. Diese Zeit wird genutzt, 
einerseits um zu lernen, aber auch um vor Ort Unterricht zu 
erteilen. Und es ist so geplant, dass man in diesen drei Jahren 
dreissig Wochen am Schule geben ist. D.h. dass die Person, 
die im Hochschulrat gewählt würde von den Studierenden, 
im Prinzip ein Drittel der Zeit nicht vor Ort ist. Und ich bin 
sicher, dass es auch für den Hochschulrat nicht richtig ist, 
wenn dort zu viel Wechsel stattfindet. Die Lösung von 
Grossrat Arquint, zu der ich zuerst wirklich auch Sympathie 
empfunden habe, ist nicht zielführend. Ich meine, dass es 
richtig ist, wenn wir diesen Artikel so lassen wie von der Re-
gierung vorgeschlagen.  
 
Arquint: Ich möchte nur zwei Sätze sagen. Sie kennen das 
Schlagwort der alpinen Retardierung und tatsächlich vor 
dreissig Jahren, als ich studierte, da hörte man die Argumen-
te, die Regierungsrat Claudio Lardi und der Kommissions-
präsident Butzerin vorgetragen haben. Inzwischen ist diese 
Mitbeteiligung in den strategischen Gremien selbstverständ-
lich geworden. Es hängt wahrscheinlich auch damit zusam-
men, dass wir keine Universität in der Nähe haben. Überall 
in diesen pädagogischen und anderen Fachhochschulen, in 
Kantonen mit Universitäten kann man auf gute und beste Er-
fahrungen des Einbezugs der Dozierenden und der Studie-
renden hinweisen und diese Erfahrung wurde in keinem ein-
zigen der Kantone in Frage gestellt. Also es ist eine Selbst-
verständlichkeit und wenn wir eine innovative 
Hochschulstruktur jetzt aufbauen möchten, dann müssten wir 
uns doch diese Selbstverständlichkeiten aneignen, auch in 
der Struktur der Institution.  
 
Standesvizepräsident Geisseler: Dürfen wir diesen Antrag 
Arquint bereinigen? Sie haben den Antrag Arquint mit 66 zu 
11 Stimmen abgelehnt.  
 
Trepp: Entschuldigung, ich glaube die Abstimmung war 
nicht korrekt, weil die Stimmenzähler nicht anwesend waren. 
Ich beantrage, dass man diese Abstimmung wiederholt. Es 
waren mehr als elf, die aufgestanden sind.  
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Antrag Trepp 
Wiederholung der Abstimmung 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Der Stimmenzähler hat mir 
versichert, er hätte die Sache im Griff. Aber wir können das 
sicher nochmals wiederholen.  
 
Angenommen 
 
1. Abstimmung 
Der Grosse Rat lehnt den Antrag Arquint mit 72 zu 20 
Stimmen ab.  
 
Regierungsrat Lardi: Nur damit die Position der Regierung 
auch klar ist, wir sind gegen die Annahme dieses Vorschlags, 
weil eine Delegation oder ein Vorschlagsrecht, so meinen 
wir, nicht zielführend sei.  
 
2. Abstimmung 
Der Grosse Rat lehnt den Antrag Märchy mit 78 zu 8 Stim-
men ab.  
 
Standesvizepräsident Geisseler: Grossrat Arquint schlägt in 
diesem Artikel einen neuen Absatz vor, ich zitiere den 
gleich: „Die Amtsdauer der von der Regierung gewählten 
Mitgliedern des Fachhochschulrates beträgt vier Jahre. 
Zweimalige Wiederwahl ist möglich.“ Das wäre dann neu 
Abs. 3.  
 
Arquint: Nachdem bei einigen der Mehrheit von Ihnen der 
vorherige Vorschlag so als ein Vorschlag aus der Trickkiste 
der 68er vielleicht angemutet hat, greife ich jetzt zu einem 
altbewährten Instrument bündnerischer Gemeinde- und Kan-
tonspolitik. Vielleicht habe ich mehr Erfolg. Ich denke, die 
Amtszeitbeschränkung ist eine wichtige Leitplanke, die ein 
Gleichgewicht zwischen Kontinuität und Innovation gewähr-
leistet. Wenn jemand in einen solchen Rat hineingewählt ist, 
dann hat er, wie bei der Regierung, zwölf Jahre Zeit seine 
Ideen einzubringen, sich durchzusetzen, das Bild dieser 
Hochschule zu prägen und dann, und das ist ein Vorteil für 
jeden der sich wählen lässt, dann ist die Zeit abgelaufen und 
er macht neuen Mitgliedern Platz, die mit neuen Ideen hi-
neinkommen und mitgestalten an dieser Institution. Sie ken-
nen die Peinlichkeiten, die sich ergeben, wenn Mitglieder ih-
re Kommission nicht verlassen und ich traue auch nicht der 
Regierung zu, dass sie von diesen verschiedenen Rücksicht-
nahmen, die sich langsam aufbürden Abschied nehmen kann 
und dann tatsächlich neue Mitglieder einsetzen kann und alte 
dazu bringt ihren Posten zu verlassen.  
Alle vier Jahre werden diese Hochschulräte wiedergewählt, 
aber es gibt keine Handhabe zur Absetzung. Und Absetzun-
gen sind das, was auch in einer Demokratie oft sehr viel bö-
ses Blut verursacht. Das ist das eine Argument, das zweite 
Argument ist wie gesagt, dasjenige der dauernden Erneue-
rung eines Fachhochschulrates. Und gerade in diesem Be-
reich, der so im Fluss ist. Wir gründen jetzt diese beiden 
Hochschulen und wir wissen nicht, wie in fünf Jahren diese 
Hochschullandschaft aussieht. Also auch in dieser Hinsicht 
denke ich, ist es wichtig, dass ein organischer Austausch die-
ses Fachhochschulrates stattfinden kann. Deshalb dieser An-
trag zweimalige Wiederwahl, d.h. zwölf Jahre soll einer im 
Maximum in einem Fachhochschulrat arbeiten können, dann 
muss er gehen. Ich weiss, es gibt manchmal auch Fälle, aber 
das sind seltene und Glücksfälle, wo man jemanden verliert 
auf diese Weise, der vielleicht in der Hochschule noch wert-

volles hätte leisten können. Aber das wird diese Person auch 
ausserhalb des Fachhochschulrates bringen können. Das ist 
das eine, das zweite, da möchte ich etwas, was Kollega Au-
gustin aufgegriffen hat auch kurz vortragen und erwarte eine 
Antwort vom Regierungsrat.  
Wir haben in der Eintretensdebatte gesehen, es gibt keine 
ganz saubere Trennung zwischen politischer und strategi-
scher Führung. Ich meine, dass dies auch im Fachhochschul-
rat selber ein Problem werden kann. Es kann dann ein Prob-
lem werden, wenn die Verwaltung und die Regierung zu 
stark vertreten ist in einem Gremium, dem sie eigentlich we-
sentliche Auflagen schon macht und eigentlich dann Hand-
lungsfreiraum gewähren müsste und ihrerseits dann wieder 
kontrollieren. Wenn eine starke Vertretung der Regierung 
oder der Verwaltung im Fachhochschulrat selber sitzt, dann 
ist diese Handlungsfreiheit eines Fachhochschulrates einge-
schränkt, wenn gar der Präsident oder die Präsidentin aus der 
Verwaltung stammt, dann ist erst recht ein weiterer Schritt 
zur Verflechtung der beiden Instanzen Strategie und Politik 
gewährleistet. Und dann finde ich, ist es sehr schwierig für 
einen Fachhochschulrat unabhängig und frei aufgrund des 
Leistungsauftrages arbeiten zu können. Ich glaube, die Re-
gierung vergibt sich nichts, wenn sie diesen Freiraum so breit 
wie möglich belässt, denn die wesentlichen Entscheidungen 
trifft sie ja sowieso selber. Deshalb eine Antwort darauf, wie 
sich die Regierung die Vertretung der Verwaltung in diesem 
Fachhochschulrat vorstellt.  
 
Antrag Arquint 
Neuer Absatz 4 bzw. 3 einfügen: 
Die Amtsdauer der Mitglieder des Hochschulrats beträgt vier 
Jahre. Zweimalige Wiederwahl ist möglich. 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: In der Kommission haben 
wir diese Sache auch angeschnitten und kurz darüber disku-
tiert. Wir sind in der Kommission einer Meinung gewesen, 
dass diese Amtszeitbeschränkung nicht nötig sei. Und ich 
möchte das auch so einfach sagen, wir glauben, dass das 
nicht nötig sei. Das ist auch meine persönliche Meinung. Die 
Fachhochschulrätinnen und Fachhochschulräte üben eine ne-
benamtliche Tätigkeit für den Kanton aus und bei diesen ne-
benamtlichen Tätigkeiten ist es meines Wissens nicht Usus, 
dass man eine Amtszeitbeschränkung einführt. Wir haben 
auch andere selbständige, öffentlich-rechtliche Anstalten in 
diesem Kanton. Wir haben auch dort beispielsweise bei der 
GKB über Amtszeitbeschränkung schon diskutiert für die 
Bankrätinnen und Bankräte, haben die dann nicht eingeführt. 
Also ich muss sagen, Bankräte, ich höre das Murren und ich 
weiss auch, dass es nur Bankräte sind, es ist so, aber viel-
leicht sind es künftig auch einmal Bankrätinnen, nahe dran 
waren wir ja schon. Also wir sehen einfach keinen Grund da-
für aber ich wehre mich nicht vehement gegen dieses Ansin-
nen, beantrage Ihnen aber trotzdem, diesen Antrag abzuleh-
nen. 
 
Zindel: Wenn der Kommissionspräsident in Wir-Form ge-
sprochen hat, dann benutzte er das präsidiale Pluralis ma-
jestatibus. Ich war auch in dieser Kommission und habe of-
fenbar geschlafen, als wir diese Amtszeitbeschränkungsdis-
kussion führten. Ich möchte Ihnen beliebt machen jetzt diese 
einzuführen. Ich denke, das wird dann auch beim Bankrat ih-
re Auswirkungen haben.  
 
Regierungsrat Lardi: Zuerst zur Frage nach der Amtszeitbe-
schränkung. Als jemand, der dieser Amtszeitbeschränkung 
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unterworfen ist, muss ich Ihnen beliebt machen, frei zu ent-
scheiden. Es ist nicht so, dass wir jetzt von der Regierungs-
bank aus, ebenso wenig wie der Präsident der Kommission, 
uns vehement gegen eine Amtszeitbeschränkung einsetzen. 
Es gibt vieles, das dafür spricht, einiges, was dagegen 
spricht. Ich möchte lediglich zu Handen der Materialien fest-
halten, die zwölfjährige Amtszeit beginnt mit der Inkraftset-
zung des Gesetzes, wenn das so angenommen wird. Also 
nicht, dass noch einige Jahre dann, die im jetzigen Fach-
hochschulrat allenfalls verbracht worden sind, schon anzu-
rechnen sind. Ich sage das auch nicht zuletzt für die HTW, 
weil man klarere Verhältnisse haben muss. Und ich weiss 
dort nicht, wie lange diese Wirtschaftsvertreter drin sitzen. 
Mir geht es einfach darum, dass das auch klar gesagt worden 
ist und dass es so feststeht.  
Bezüglich Vertretung der Verwaltung. Ich meine in der Tat, 
dass es nicht besonders glücklich ist, dass ich z.B. jetzt Prä-
sident des Fachhochschulrates der pädagogischen Fachhoch-
schule bin. Wenn Sie aber Artikel 10 des geltenden Gesetzes 
auf Seite 1190 nachschauen, dort steht: „Dem Fachhoch-
schulrat gehören sieben Mitglieder an. Das für das Erzie-
hungsdepartement zuständige Regierungsmitglied hat den 
Vorsitz.“ Also Sie haben mich in diesen Fachhochschulrat 
gezwungen. Es war allerdings noch keine selbständige An-
stalt. Und wenn eine selbständige Anstalt dann installiert ist, 
ist es für eine Übergangszeit durchaus möglich, dass Mit-
glieder der Verwaltung relativ stark vertreten sein müssen. 
Aber im Endausbau muss es doch so sein, dass die Freiheit 
auch diesbezüglich dokumentiert wird, dass die Verwaltung 
dort nicht das Sagen hat, geschweige denn die Regierung. 
Schauen Sie, es spricht einiges dafür, dass man diesen 
Sprung auch richtig macht, ich kann nicht versprechen von 
Anfang an. Aber unser Ziel, unser aller Ziel, vor allem das 
Ziel der Regierung muss sein, dass diese Freiheit auch gelebt 
wird. Und es ist auch zu Gunsten der Regierung so, dass man 
nicht in diesen zwei Gremien sein sollte. Sonst ist man Die-
ner zweier Herren. Und es ist nicht immer einfach dann zu 
agieren. Deswegen glaube ich, Grossrat Arquint, Ihren Be-
fürchtungen entgegnet zu haben und dass Sie mit der jetzigen 
Formulierung leben können. Nochmals zurück zu der Amts-
zeitbeschränkung. Das müssen Sie wissen. Selbstverständ-
lich, in der Botschaft steht nichts davon. Sowohl der Kom-
missionspräsident als auch ich, setzen uns für die Botschaft 
ein, wie sie hier geschrieben steht.  
 
Plozza: Ich habe eine formelle Frage zu Artikel 11. Die Fas-
sung gemäss Botschaft sieht keine Dauer der Amtszeit, d.h. 
die Amtszeit für die Organe vor. Sind es drei Jahre oder vier? 
Also ich sage beim jetzigen Zustand ohne Amtszeitbe-
schränkung. In der Regel sollte sein, ich glaube in Absatz 2, 
die Regierung wählt den Hochschulrat für drei Jahre oder für 
vier Jahre. Nur als Frage. 
 
Regierungsrat Lardi: Grossrat Plozza, Absatz 3 neu würde 
heissen: „Die Amtsdauer beträgt vier Jahre. Zweimalige 
Wiederwahl ist möglich,“ gemäss Antrag Arquint. Also Sie 
haben hier noch einen Zusatz, Grossrat Arquint, wenn Sie Ih-
ren Antrag lesen. Die Amtsdauer der von der Regierung ge-
wählten Mitglieder des Fachhochschulrates beträgt vier Jah-
re, zweimalige Wiederwahl ist möglich. Jetzt, weil alle von 
der Regierung gewählt werden, müsste man hier eine redak-
tionelle Änderung machen. Deswegen ist es das Gleiche, was 
Sie jetzt hier gemerkt haben. Mit dieser redaktionellen Ände-
rung sind Sie sicher auch zufrieden. 
 

Plozza: Ich sage das, denn wenn dieser Antrag nicht ange-
nommen wird, dann sollte man hier sagen für drei oder für 
vier Jahren in dem Antrag der Regierung, aus formellen 
Gründen. 
 
Regierungsrat Lardi: Die Verordnung für die nebenamtlich 
zu wählenden Mitglieder der Behörden gilt nach wie vor. Sie 
können das auf Seite 1132 nachlesen und dort haben wir, und 
das würde dann auch zu den Materialien gehören, dass diese 
Verordnung für die nebenamtlichen Mitarbeiter des Kantons 
Graubünden gilt. Wird dort angewendet. Und dort ist immer 
die Wahl auf vier Jahre vorgesehen. Also es ist keine Lücke 
in dem Sinne vorhanden. 
 
Abstimmung 
Der Antrag Arquint betreffend Amtszeitbeschränkung usw. 
wird vom Grossen Rat mit 52 zu 23 Stimmen angenommen. 
 
 
Art. 12, 2. Hochschulrat 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Hier werden die Kompe-
tenzen des Hochschulrates aufgeführt und Sie sehen unter 
Absatz 2 Ziffer 2, dass in diesem Punkt nur eine Antragstel-
lung möglich ist. Warum, hat bereits Kollege Loepfe in sei-
nem Eintretensvotum gesagt. Er hat dort ja auch gefragt, wa-
rum man nicht gerade gleichzeitig eine Revision der Verfas-
sung vorgenommen hätte. Hätte man das getan, hätte man 
hier dem ausweichen können. Aber die Antwort hat ja Regie-
rungsrat Lardi bereits am Vormittag gegeben.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 13, 3. Schulleitung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Ich habe keine Bemerkun-
gen hierzu. 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Diskussion? Wird nicht ver-
langt.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 14, 4. Revisionsstelle  
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 15, Angehörige der Hochschule, 1. Personal 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Augustin: Nur kurz zu diesem Personal der Hochschule. Frau 
Widmer hat es heute Morgen in anderem Zusammenhang 
schon einmal angetönt. Die rechtliche Regelung der Arbeits-
verhältnisse mit den Lehrern der verschiedensten Stufen des 
Kantons harrt einer definitiven Lösung. Und die Vertreter 
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der Pädagogischen Hochschule neu, warten ebenfalls wie 
andere auf eine definitive Regelung. Und ich ermuntere hier 
nun wirklich tatsächlich bald einmal Nägel mit Köpfen zu 
machen. Und alle Provisorien, alle Auftragsverhältnisse, die 
das erlauben, in ein Definitivum überzuführen. Das Zweite: 
Einfach zur Besoldung dieses Personals. Es wird in Absatz 2 
ein Vergleich gemacht nicht ganz klar für mich auf ersten 
Anhieb jedenfalls, was es genau bedeutet in gleicher Weise 
wie für das Bildungszentrum für Gesundheit und Soziales. 
Vielleicht kann mir die Kommission oder der Vertreter der 
Regierung hier sagen, was sie genau damit meinen, als sie 
uns diesen Antrag unterbreiteten. Aber immerhin, zwischen 
dem Bildungszentrum für Gesundheit und Soziales und der 
neuen Pädagogischen Hochschule bestehen Differenzen qua-
litativer Natur. Die eine Schule ist eine Berufsschule und das 
andere ist eine Hochschule. Und da sind von den Besoldun-
gen her Unterschiede zu machen. Wenn wir eine qualitativ 
hochstehende Ausbildung an der Pädagogischen Hochschule 
und auch an der, bei der nächsten Diskussion, an der HTW 
haben wollen und darum haben wir als Bildungsstandort al-
les Interesse, dann müssen wir auch bereit sein, diese im 
Vergleich mit der Konkurrenz zu entlöhnen. Im Vergleich 
mit der Konkurrenz, mit der diese Institute im Wettbewerb 
stehen. Und dafür möchte ich mich mit diesem Votum ein-
setzen.  
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Vielleicht kann Regie-
rungsrat Lardi dazu noch etwas sagen, ich weiss es nicht. Bei 
den Besoldungsstufen besteht ja die Möglichkeit, dass sie 
angepasst werden. Wir haben ja bei den Besoldungsstufen 
die Möglichkeit bis zur Stufe 28, meines Wissens, die Besol-
dung vorzunehmen. Und ich denke, dass die hier bei den ent-
sprechenden Dozentinnen und Dozenten die Stufe ihrem 
Auftrag, den sie haben oder auch ihrer Tätigkeiten entspre-
chend höheren Schulen angepasst werden können. Aber ich 
kann Ihnen da im Detail nicht genau sagen wie das ist. Ich 
denke, dass das vielleicht jemand von der Regierungsbank 
tun müsste. Aber diese Frage kann ich Ihnen nicht genau be-
antworten von der Kommission aus. 
 
Regierungsrat Lardi: Ich habe die Wortmeldung von Gross-
rat Augustin als Feststellung verstanden. Und Feststellungen 
sind nur dann zu kommentieren, wenn man nicht gleicher 
Meinung ist. In dem Sinne ist es tatsächlich so, dass wir die 
Lehrpersonen der Berufsschulen anders entlöhnen als die 
Lehrpersonen an Fachhochschulen. Das ist an sich eine klare 
Einreihung, die schon vorgenommen worden ist. Man muss 
Gleiches mit Gleichem vergleichen und umgekehrt. In dem 
Sinne haben wir hier keine grundsätzliche Differenz. Ich 
weiss, dass seitens der HTW festgehalten wird, dass man 
eingeschränkt ist. Es ist aber nicht so schlimm in dem Sinne, 
dass man nicht auch noch Lösungen finden kann für Mara-
donas der Forschung allenfalls. Auf jeden Fall brauchen wir 
gewisse Rahmen. Und diese Rahmenregelungen sind in der 
Personalverordnung. Es ist übrigens auch zum Schutz der 
Personen, die dort arbeiten, so vorzusehen. Es ist immer 
wieder die Frage, auch heute morgen, die Frage der Über-
nahme von Lehrpersonen gestellt worden. Wir halten es ähn-
lich wie beim BGS, dort haben wir auch die Verträge der üb-
rigen Schulen übernommen. Aber die Leute, die in einem be-
stimmten Status gewesen sind, behalten diesen bei. Also wer 
Lehrbeauftragter ist, der bleibt Lehrbeauftragter auch unter 
der neuen Institution. Deshalb ist die Übernahme sicherlich 
erfolgt und wird auch bei der Pädagogischen Hochschule er-

folgen. Aber das ändert nichts am Status der Person. Und 
daran können wir nichts ändern. Auch wenn wir es möchten.  
Im Moment sieht es so aus, als dass wir bei den neuen Insti-
tutionen Regelungen finden können, aber ansonsten sind wir, 
meine Damen und Herren, insbesondre bei der Kantonsschu-
le an den Stellenstopp gebunden. Und wir können der GPK 
gar nicht so viele neue Stellen beantragen. Wir werden aber 
auch dort nach Lösungen suchen müssen, weil alle die, die 
diese Situation, es ist kein Missstand, es ist eine faktische Si-
tuation, bemängeln, natürlich auch Recht haben. Es kann 
nicht sein, dass man über Jahrzehnte solche Lehrbeauftragte 
beschäftigt und sie in Unsicherheit lässt. Im Übrigen ist es 
aber auch so, dass die Lehrpersonen, die gewählt sind, ge-
kündigt werden können. Im Prinzip geht es um einen Status. 
Und wir möchten, dass alle gleich behandelt werden. Ich 
hoffe, dass Sie mit dieser Erklärung, Grossrat Augustin, ein-
verstanden sind.  
 
Angenommen 
 
 
Art. 16, 2. Studierende 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
III. Finanzen 
 
Art. 17, Finanzierung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Hier ist zu sagen, dass die 
Beiträge für die Pädagogische Hochschule vorerst noch mit 
Defizitabgeltung gesprochen werden und erst zu einem spä-
teren Zeitpunkt über das Globalbudget gelöst werden sollen. 
Der Grund hierfür ist der, dass man zuerst schauen muss, wo 
und in welcher Höhe sich die Zahl der Studierenden etwa 
einpendelt und nachher kann man über das Globalbudget 
dann den Beitrag des Kantons geben. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 18, Kantonsbeitrag, Rückstellungen und Rücklagen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 19 Abs. 1, Aufsicht 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Arquint: Vielleicht haben Sie sich gedacht, wenn wir ein An-
trag von Arquint einmal in der Legislatur folgen, dann 
schweigt er. Aber ich komme zu meinem wichtigsten Antrag. 
Und das ist derjenige, ein neues Alinea eins zu schaffen mit 
dem folgenden Text. „Der Grosse Rat genehmigt das Glo-
balbudget, den Jahresbericht und die Jahresrechnung“. Ich 
habe einfach den Grossen Rat mit der Regierung getauscht. 
Kollega Loepfe hat sich in der Eintretensdebatte sich sehr 
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stark mit der Grauzone Strategie und Politik auseinanderge-
setzt. Bis jetzt habe ich keinen einzigen Antrag in dieser 
Richtung zur Korrektur des Gesetzes gehört. Ich beschäftige 
mich mehr mit der Frage, wer hat eigentlich die Oberaufsicht 
über diese Fachhochschulen? Und ich mache das aus einem 
besonderen Grund. Sie haben vielleicht in den letzten Jahren 
miterlebt, wie doch zunehmend auch Verantwortlichkeiten 
vom Grossen Rat weg in die Regierung hinein delegiert wer-
den. Das mag in vielen Fällen sinnvoll sein. Und da habe ich 
gar nichts dagegen. Heute Morgen hatten wir das mit den 
Zusatzkrediten. Das wird jetzt die GPK machen. Wir haben 
aber mit der Vereinbarung Konkordaten in diesem Bereich 
die Verantwortung der Regierung zugewiesen. Wir haben 
aber auch immer wieder damit zu tun, mit Einrichtungen, die 
wesentlich oder hauptsächlich vom Kanton bezahlt werden 
und deren Berichte wir einfach jährlich zur Kenntnis nehmen 
dürfen, gnädigst, gewissermassen. Psychiatrische Kliniken 
usw. Und beim Bildungsbereich haben wir eigentliche Letzt-
kompetenzen im Kindergartenschulwesen, Mittelschulwesen 
und zuoberst auf der Bildungspyramide bauen wir jetzt die 
Fachhochschulen und hier delegieren wir die Oberaufsicht 
und die letzte Verantwortung an die Regierung.  
Für mich ist das nicht logisch, aber es ist auch nicht im Sinne 
einer parlamentarischen Verantwortlichkeit gegenüber we-
sentlichen Bereichen für die politische Verantwortlichkeit, 
die wir haben. Wenn wir sehr viel Geld sprechen, wenn bil-
dungspolitisch wir eigentlich die Aufgabe, die letzte Verant-
wortung haben, dann sollten wir uns diese Aufgaben erhal-
ten. Ich denke, es ist in diesem Fall eine schlechte Politik, 
wenn wir jetzt einfach bei diesen beiden Gesetzen davon 
ausgehen, in Zukunft werden wir jedes Jahr diese Berichte 
zur Kenntnis nehmen dürfen. Wir dürfen vielleicht mit An-
trägen und Aufträgen und Anfragen ein bisschen Staub auf-
wirbeln, aber wir haben nicht eine kontinuierliche, aktive 
Mitverantwortung in diesem Bereich. Das ist der Hinter-
grund meines Auftrags. Wollen wir uns selber entmachten? 
Es geht nicht darum, dass wir anschliessend über eine Blei-
stiftanschaffung oder irgend so etwas diskutieren. Sondern 
politisch uns äussern zu der Zukunft in diesem Tertiärbe-
reich. Wir haben ein Globalbudget. Wir haben keine Detail-
einflüsse und die möchte ich mir auch verwehren. Aber die 
grossen Linien im Bildungsbereich in unserem Kanton, die 
muss doch in der Verantwortung des Parlamentes bleiben. Es 
ist, vielleicht, ich weiss nicht, ob es ein bisschen schlau ge-
wesen ist in der Botschaft. Da wird der Grosse Rat einfach 
überhaupt nicht erwähnt. Da wird in einem kurzen Satz: „Die 
Regierung hat die Oberaufsicht“, das steht auch hier im Ge-
setz. Man soll keine schlafenden Hunde aufwecken, viel-
leicht war das auch ein bisschen die Absicht. Ich habe kein 
einziges Hochschulgesetz gesehen, wo nicht die Oberauf-
sicht dem Parlament zusteht. Aber, wir sind ein Sonderfall, 
ich weiss es. Und ich halte trotzdem an meinem Antrag fest. 
 
Antrag Arquint 
Andern wie folgt: 
Der Grosse Rat genehmigt das Globalbudget, den Jahresbe-
richt und die Jahresrechnung. 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Ich verstehe diese Inter-
vention von Grossrat Arquint bezüglich des Budgets. Also, 
ich weiss jetzt nicht, ob ich das Ganze falsch verstehe. Ich 
gehe eigentlich davon aus, wir geben in Form eines Global-
budget die Beträge an die Pädagogische Hochschule, dann 
gehe ich davon aus, dass wir dann im Budget, dass wir vom 
Kanton haben, den Betrag im Globalbudget schon zur 

Kenntnis bekommen, also über den abstimmen könnten. 
Wenn dem nicht so ist, ich meine, dass diese Ausführung: 
„das Budget wird genehmigt oder wird der Regierung unter-
breitet zur Genehmigung“, dass das eigentlich ein Detailbud-
get in irgendeiner Form von dieser Anstalt dann ist. Dass wir 
aber über die Globalbudgetierung im Budget, das wir vorhin 
besprochen haben da einen Tag lang, dass wir da den Betrag 
dann noch fixieren, also von dem gehe ich eigentlich aus. Ich 
weiss nicht, ob Grossrat Arquint das auch so sieht. Von ei-
nem Jahresbericht und einer Jahresrechnung, dort muss ich 
sagen, viel mehr als davon Kenntnis nehmen, kann man ja 
eigentlich schlussendlich fast nicht. Die Jahresrechnung, das 
ist dann bezahlt. Und der Jahresbericht, ob man den geneh-
migen soll, ist für mich dann eigentlich nicht mehr derart 
wichtig. Aber zum Budget, ich weiss nicht, ob ich das falsch 
verstehe, aber ich meine, es müsste nach wie vor noch die 
Möglichkeit sein, dass wir über die Globalbudgetierung in 
diesem grossen blauen Buch dann jährlich über die Zuwei-
sung und über die finanziellen Mittel noch befinden könnten.  
 
Regierungsrat Lardi: Es ist vielleicht eine Begriffverwir-
rung. Nur weil die Regierung dieses Globalbudget be-
schliesst, kann man noch nichts damit machen. Alle Geld-
ausgaben müssen zuerst vom Grossen Rat genehmigt wer-
den, d.h. im Budget ist diese Zahl enthalten. Und nun haben 
wir mit der Geschäftsprüfungskommission über diese neu 
entstandene Situation diskutiert und es ist in der Tat so, dass 
man auch der Geschäftsprüfungskommission und somit auch 
dem Grossen Rat mehr Informationen geben muss, damit 
auch die Globalbudgetierung nachvollziehbar gemacht wer-
den kann. Und wir haben uns darauf geeinigt, dass das pas-
sieren soll. Also, dass nicht nur eine Zahl, ein Globalbudget 
dann von der Geschäftsprüfungskommission eingesehen 
kann, sondern auch die Details. Sowohl vom Budget als auch 
von der Rechnung. Das entspricht einer Abmachung, die wir 
getroffen haben.  
Zurück nun zum Grossen Rat. Diesen Betrag, also diese acht 
Millionen Franken oder zehn Millionen Franken, die werden 
hier beschlossen. Sonst können sie gar nicht ausgegeben 
werden. Alle Positionen, die ausgegeben werden, alle Gelder 
müssen vom Grossen Rat genehmigt werden. Deshalb meine 
ich, dass mit diesen Erklärungen die Vorschläge von Gross-
rat Arquint nicht mehr nötig sind.  
 
Arquint: Ich habe Mühe mit einem Gesetz zu leben, dass so-
gar dem Kommissionspräsident interpretationsbedürftig er-
scheint, nachdem sie das vorbereitet haben und uns zur De-
batte vorbringen. Und deshalb würde ich schon lieber eine 
klare Formulierung haben. Das müsste dann heissen, dass 
Budget, Jahresbericht und –rechnung vom Grossen Rat zu 
genehmigen sind. Ich lese in Linie eins, dass das Budget von 
der Regierung zu genehmigen ist, das Globalbudget. Und 
wenn da Verwirrlichkeiten entstehen, dann muss doch das 
Gesetz eine Formulierung haben, die auch einem vernünfti-
gen Normalleser klar vor Augen führt, wo ist die Verant-
wortlichkeit des Parlamentes, wo die Regierung, wo des 
Hochschulrates, ist? Und das ist meines Erachtens hier nicht 
ganz klar.  
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Grossrat Arquint, ich habe 
versucht es so darzulegen, wie ich das verstehe. Und Regie-
rungsrat Lardi, hat das, was ich darunter verstanden habe, 
unter dieser Position, bestätigt. So habe ich das gemeint. Ich 
habe nur aufgrund Ihres Antrag, Grossrat Arquint, nochmals 
nachgefragt, ob dem wirklich so sei. Ich war anfangs tatsäch-
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lich der Meinung, dass es so ist, wie das nun Regierungsrat 
Lardi auch bestätigt hat. Und ich bin befriedigt damit. Also, 
wir können über das Globalbudget nachher hier beschliessen 
im Grossen Rat und das reicht. Und das müssen wir nicht so 
im Gesetz stipulieren. Wenn hier das Budget genannt wird, 
dann ist das eben ein gewisses Detailbudget, welches die Re-
gierung natürlich nach wie vor anschauen wird. Ich denke, 
ich bin befriedigt. Für mich ist die ganze Sache nicht verwir-
rend und der Grosse Rat hat die Möglichkeit über das ordent-
liche Budget diesen Betrag nachher via Globalbudget zu 
sprechen. Jetzt ist das ja noch eine Defizitabgeltung. Ich bitte 
Sie diesen Antrag abzulehnen. Er verwirrt nur noch mehr. 
 
Loepfe: Ich versuche die Verwirrung ein bisschen aufzuklä-
ren. Also, es ist nicht notwendig, das hier festzuschlagen, 
weil die Grundsätze über unseren Kantonshaushalt, die sind 
im Finanzhaushaltsgesetz festgelegt. Und dies gilt hier auch 
für die selbständigen öffentlichen Anstalten. Und wenn wir 
das hier wiederholen würden, würden wir den Grundsätzen 
des VFRR widersprechen. Wir haben gesagt, wir machen 
keine horizontalen und vertikalen Wiederholungen. Und hier 
würde es sich meines Erachtens dann um eine horizontale 
Wiederholung handeln. Das ist nicht notwendig. Bitte beach-
ten Sie weiterhin die Grundsätze des VFRR. Wenn wir das 
aufzuweichen beginnen, dann fangen wir wieder von Vorne 
an. 
 
Portner: Je länger ich hier zuhöre, desto mehr zweifle ich an 
der Ernsthaftigkeit, ob man überhaupt diese Anstalten 
verselbständigen will. Ich hatte also schon Zweifel als ich die 
Botschaft gelesen habe, ob die Ernsthaftigkeit gross genug 
ist. Und nachdem hier ständig neue Knüppel eingebaut wer-
den, am Schluss bleibt nur noch eine Etikette. Und wenn die 
Etikette nicht zum Inhalt stimmt, dann redet man von Etiket-
tenschwindel. Wir müssen langsam zurückkommen auf das, 
was wir eigentlich wollen. Wir wollen diese Anstalten in die 
Freiheit entlassen mit gewissen Parametern, gewissen Rah-
menbedingungen, damit es überhaupt funktioniert. Es kommt 
mir vor, wie eine Mutter, die sich beklagt, dass das Kind 
nicht erwachsen wird, aber sie lässt das Kind nicht los. Ge-
nau so ist es hier mit dem ganzen Zeug. Und bei der HTW ist 
es noch viel schlimmer. Dort komme ich dann erst darauf zu 
reden. Ich wollte hier eigentlich nichts sagen. Aber nachdem 
ständig neue Barrieren aufgebaut werden.  
Wer führt am Schluss überhaupt diese Schule? Wir müssen 
jemand finden, der mit all diesen Rucksäcken, die ihm aufge-
laden werden, überhaupt die Schule, die Verantwortung ü-
bernimmt, diese Schule noch zu führen. Entweder finden wir 
eine gute Person, die das macht, abgedeckt durch einen 
Hochschulrat, gewisse ganz grobe Kontrolle durch Regie-
rung und darüber noch eine noch gröbere Kontrolle durch 
den Grossen Rat. So kann es funktionieren, ist zu hoffen. 
Aber je mehr wir aufladen, desto schwieriger wird es und es 
funktioniert nicht. Wir müssen umdenken.  
 
Arquint: Grossrat Portner, ich verstehe Sie nicht. Denn Ihr 
Nachbar hat eben gesagt, dass das was ich verlange, ja schon 
im Gesetz enthalten ist. Also, wo ist die neue Hürde? Ich 
ziehe den Antrag zurück. 
 
Der Antrag Arquint wird zurückgezogen. 
 
Angenommen 
 
 

Art. 20, Haftung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
IV. Rechtspflege 
 
Art. 21, Rechtsweg 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 22, Titel 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
V. Schlussbestimmungen 
 
Art. 23, Vollzug 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 24, Vorkehren für Verselbständigung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 25, Vermögenszuordnung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 26, Weiterführung und Anpassung von Rechts-
verhältnissen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 27, Änderung bisherigen Rechts 
 
Art. 11 Marginalie sowie Absätze 1 und 2, Anstellungs-
voraussetzungen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
Art. 32, Marginalie sowie Absätze 1 und 2, Anstellungs-
voraussetzungen 
Antrag Kommission und Regierung 
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Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 28 , Aufhebung bisherigen Rechts 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 29, Referendum und Inkrafttreten 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Möchte jemand auf einen 
Artikel zurückkommen. 
 
 
Rückkommen auf Art. 13 
 
Loepfe: Ich muss leider zurückkommen. Es hat eine Ab-
stimmung zwischen Kollege Cavigelli und mir nicht richtig 
funktioniert und die Aufforderung von Kollege Arquint hier 
endlich auch etwas zu sagen, was angekündigt ist, nehme ich 
natürlich gerne entgegen. Ich möchte auf Art. 13, Schullei-
tung zurückkommen, weil dasselbe Problem haben wir dann 
bei der HTW auch. Und ich denke, es ist richtig an dieser 
Stelle den Entscheid zu fällen. Ich möchte dort einen Antrag 
einbringen und der lautet: „Der Schulleitung gehören der 
Rektor oder die Rektorin und die Abteilungsleitenden an. 
Die Schulleitung ist für die operative und pädagogische Füh-
rung der Hochschule verantwortlich. Der Rektor oder die 
Rektorin vertritt die Hochschule gegen aussen.“  
Wieso komme ich zu diesem Antrag. Dieser Antrag geht 
darauf hin zurück, dass die Schulleitung eigentlich in den 
nachfolgenden Artikeln erwähnt ist. Wenn Sie beispielsweise 
Art. 16 anschauen, dort ist die Schulleitung zuständig, Stu-
dierende aus der Hochschule auszuschliessen oder Sie sehen 
beispielsweise bei Rechtspflege, Art. 21, dass die Schullei-
tung Entscheide der Schulleitung weiter gezogen werden 
können. Es ist in diesem Sinne eigentlich nicht ganz klar, 
weshalb für die operative und pädagogische Führung der 
Rektor oder die Rektorin ausschliesslich verantwortlich sein 
sollte.  
Das zweite ist, wenn man diesen Artikel so anschaut, dann 
könnte man davon ausgehen, dass hier eine Art CEO-
System, wie in den Unternehmungen eingeführt wird. Ich 
denke, das sollten wir nicht via Gesetz festlegen, sondern das 
sollte eben genau im Verantwortungsbereich des Hochschul-
rates sein. Will er das, will er einen starken Rektor oder will 
er eine starke Schulleitung. Und deshalb bin ich der Auffas-
sung, dass wir das hier offen lassen sollen und das dem 
Hochschulrat überlassen sollen. In diesem Sinne bitte ich 
Sie, diesen Antrag zu unterstützen. Ich bringe ihn nach vor-
ne.  
 
Antrag Loepfe zur Art. 13 
Artikel wie folgt ändern: 
Der Schulleitung gehören der Rektor oder die Rektorin und 
die Abteilungsleitenden an. Die Schulleitung ist für die ope-
rative und pädagogische Führung der Hochschule verantwor-

lich. Der Rektor oder die Rektorin vertritt die Hochschule 
gegen aussen. 
 
Jäger: Ich möchte Sie wärmstens bitten, den Antrag Loepfe 
zu unterstützen. Er bringt das, wofür sich Grossrat Portner 
vorher enerviert hat. Er bringt Freiheit. Freiheit für die stra-
tegischen Organe. Diesen strategischen Entscheid sollen wir 
hier nicht schon voraus bestimmen. Es ist genau das richtige. 
Unterstützen Sie den Antrag. 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Ich habe mich mit meinen 
Kolleginnen und Kollegen von der Kommission nicht abge-
sprochen. Aber grundsätzlich kann ich diesen Überlegungen 
von Kollege Loepfe folgen und von mir aus habe ich da 
nichts dagegen einzuwenden. 
 
Regierungsrat Lardi: Die Änderung, die ich hier sehe, ist: 
Die Schulleitung anstatt der Rektor oder die Rektorin ist für 
die operative und pädagogische Führung der Hochschule 
verantwortlich. Jetzt im Rahmen einer kurzen Regierungssit-
zung, die wir soeben abgehalten haben, ist uns nichts einge-
fallen, was gegen diesen Antrag sprechen könnte. Das kann 
darauf zurückzuführen sein, dass wir die Tragweite nicht 
verstehen. Aber ich bin der Überzeugung, dass die Vorschlä-
ge, wie sie hier vorgebracht worden sind, auch verantwortbar 
sind. Die Stellung des Rektors, der Rektorin wird dadurch 
ein bisschen geschwächt, primavista, andererseits ist für die-
se Aufgabe sicherlich richtig, dass man mehrere Personen 
delegiert. Von dem her können wir uns diesem Antrag an-
schliessen. 
 
Abstimmung 
Der Antrag Loepfe wird mit 91 zu 0 Stimmen angenommen. 
 
 
Schlussabstimung 
Der Grosse Rat stimmt der Totalrevision des Gesetzes über 
die Pädagogische Fachhochschule (neu: Gesetz über die Pä-
dagogische Hochschule) mit 100 zu 0 Stimmen zu. 
 
 
 
Gesetz über die Hochschule für Technik und Wirtschaft 
(HTWG) (B7/2004-2005, S. 1115) 
 
 
Detailberatung 
 
1. Allgemeine Bestimmungen 
 
Art. 1, Gegenstand 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 2, Aufgaben 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
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Art. 3, Zusammenarbeit 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Auch hier wieder, ich 
möchte einfach noch einmal erwähnen, die drei Rektoren der 
HTW, PFH und THC treffen sich seit über einem Jahr, wenn 
es notwendig ist, um die Zusammenarbeit zu pflegen. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 4, Vereinbarungen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
II. Rechtsform, Leistungserbringung und Organisation 
 
Art. 5, Rechtsform, Sitz 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Portner: Ich verstehe, dass die Regierung die selbständigen 
Anstalten, die Anstalten oder diese dezentrale Verwaltung, 
wie man es auch sagen könnte, in eine einheitliche Rechts-
form bringen will. Ich stelle aber die Frage, warum man hier, 
wo eine Stiftung des privaten Rechtes bestand oder ein Ver-
ein, ich weiss nicht mehr genau, warum man nicht die Lö-
sung genommen hat, einer öffentlich/rechtlichen Stiftung. 
Warum man gerade zur Form der selbständigen Anstalt ge-
kommen ist, es gibt dann eben ja noch die Form der öffent-
lich/rechtlichen Körperschaft, die sich wohl hier nicht geeig-
net hätte. Ich meine, dass im Unterschied zur Pädagogischen 
Hochschule, wie sie in Zukunft heissen wird, hier eigentlich 
ein Aussenbezug stärker festzustellen ist in dem Sinn, dass 
diese Schule wirtschaftsorientiert sein muss in die Zukunft – 
die Pädagogische Fachhochschule auch in die Zukunft – aber 
hier wirtschaftsorientiert und deshalb eher von dort her ge-
steuert werden sollte, so dass eigentlich die – ich meine, ich 
wage es zu sagen, ich möchte niemandem zu nahe treten – 
dass man eigentlich eher einen Rückschritt gemacht hat von 
der privatrechtlichen Form auf eine öffentlich/rechtliche. 
Und dann noch zu einer Anstalt, auch wenn sie selbständig 
genannt wird. Ich meine, die Rechtsform ist das eine – das 
Entscheidende bei diesen Anstalten – ich habe immerhin eine 
Dissertation in diesem Umfeld gemacht, das nur nebenbei – 
dass die Autonomie, materielle Ausgestaltung, die Autono-
mie dieser Anstalt viel wichtiger ist, als was für eine Rechts-
form sie hat. Aber die Rechtsform signalisiert etwas und die 
Stiftung wäre noch etwas weiter weg von der Zentralverwal-
tung. Ich bin eher der Meinung, dass man hier vielleicht – 
was ich vorher schon andeutete, bei der Pädagogischen 
Fachhochschule – etwas zu zurückhaltend ist. Ich verstehe 
es, wenn man einen kurzen Zügel führen wird, es ist keine 
Kritik, aber es erscheint so, Herr Regierungsrat. Es ist nur 
eine Frage. Wenn Sie mich beruhigen können, bin ich glück-
lich. 
 
Regierungsrat Lardi: Mir lief es kalt den Rücken runter, man 
müsse alles nochmals von vorne anfangen, aber mit Ihrem 
Schluss haben Sie mich wieder beruhigt. Warum ist man zu 
dieser Lösung gekommen? Also erstens ist das angedeutet 

worden beim Strukturüberprüfungsprogramm. Dort haben 
wir klar deklariert, was man vorhat, nämlich die Schaffung 
dieser selbständigen Anstalten. Zweitens: Es geht auch dar-
um, dass man vergleichbare Institutionen hat und wir Erfah-
rungen mit diesen Institutionen haben. Damit muss man 
nicht immer neue Lösungen finden für allfällige Probleme, 
die sich stellen. Und dann war es für uns sehr wichtig, dass 
man gegen aussen eigentlich eine Kantonszugehörigkeit de-
monstriert, ohne dabei sich zu stark einmischen zu wollen. 
Man hätte diese Institution sonst auch so lassen können, wie 
sie ist. Diese Institution wurde von zwei Vereinen geleitet. 
Das ist nicht sehr vernünftig gewesen. Es war nicht vernünf-
tig in dem Ausmass, als man sehr Erfolg hatte und sehr Er-
folg hat und es war in einem Gesetz festgeschrieben, dass die 
Vereine fünf Prozent des Defizits tragen müssten. Und das 
ist bei einem kleinen Volumen sehr wohl möglich, aber je 
grösser die Schule wird, je grösser die Ausgaben werden, ist 
das nicht mehr richtig, es ist auch nicht mehr machbar. Also 
hat man eine Lösung gesucht, die für alle tragbar ist und 
auch die Institution selber, auch diese Vereine haben sich 
nicht gegen diese Ausgestaltung als solche ausgesprochen.  
Sie haben etwas gesagt, an die kurze Leine nehmen; das wol-
len wir wirklich nicht. Es geht nicht darum, dass der Kanton 
Herr im Haus spielen will. Es geht nicht darum, dass man 
jetzt die Freiheit der Schule einschränken will, klar nicht. 
Aber es geht sehr wohl darum, dass wir gegen aussen das als 
Institution des Kantons, wenn man so will, auch wahrneh-
men lassen will. Warum? Weil diese Schule ist auch Druck-
versuchen ausgesetzt. Es ist klar, dass man seitens St. Gallen 
oder anderer Fachhochschulen, dass man möglichst viel, vie-
les abschneiden möchte und wir möchten uns von der Politik 
aus, auch als Kanton, von der Regierung aus, für die Eigen-
ständigkeit der Schule wehren können. Und das machen wir 
auch mit der Wahl dieser Rechtsform.  
Ich möchte noch kurz auf etwas anderes eingehen, wenn ich 
schon das Wort habe, und das ist die Frage, wer bestimmt die 
Strategie etc. Diesen Fragen kann man mit Misstrauen be-
gegnen, indem man sagt, der Kanton möchte sich einmischen 
und genau sagen, in welche Richtung dass sich die Schule 
entwickeln solle oder der Kanton möchte möglichst wenig 
bezahlen und, und, und. Und man könnte es aber auch, wie 
ich das schon vorher gesagt habe, dazu brauchen, damit auch 
die Hochschulräte in den Aussenbeziehungen gegenüber den 
anderen Hochschulräten sich darauf beziehen können. In un-
serem – sage ich jetzt – in unserem Strategieauftrag steht 
Bewahrung der Selbständigkeit des Standortes Chur etc., etc. 
Ich habe bereits den jetzigen Hochschulräten der HTW in 
Aussicht gestellt, dass man diese Strategie nicht alleine vom 
Kanton aus erarbeiten wird, also diese strategischen Grund-
sätze, diese – wir haben früher ein wüstes Wort gebraucht 
und sind entsprechend auch nicht besonders gut angekom-
men – Mandatierung der Hochschulräte. Die Idee war da-
mals und ist auch jetzt so, dass man nicht Einschränkungen 
machen will, aber allenfalls Schutzbestimmungen für die 
Schule und auch für die Eigenständigkeit der Schule aufset-
zen will. Die Frage ist immer die des Vertrauens. Und ich 
glaube, dass auch die Schule wissen kann, dass die Regie-
rung hinter dieser – wie ich meine – Perle an unserem Schul-
firmament stehen will. Wir möchten, dass diese Schule Er-
folg hat, weil sie wichtig ist für den Wirtschaftsstandort 
Graubünden, aber auch für die Ausbildungslandschaft des 
Kantons Graubünden. Deswegen reagiere ich auch manch-
mal gereizt, wenn man irgendwie mit Unterstellungen 
kommt – heute ist das noch nicht passiert – aber die Regie-
rung will wirklich nur das Beste für diese Schule und würde 
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nichts unversucht lassen, damit diese Schule Erfolg hat. Und 
die Regierung ist auch darauf angewiesen, dass diese Schule 
in die Wirtschaftslandschaft des Kantons eingebettet ist. Wir 
werden später noch ein paar Ausführungen machen können 
zur Wirtschaft, aber ich meine damit alles gesagt zu haben, 
dass wir uns dieser Verantwortung auch bewusst sind. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 6, Leistungsauftrag, Berichterstattung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 7, Organisation, Betriebs- und Rechnungsführung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Bereits heute verfügt die 
HTW über ein gut ausgebautes Rechnungswesen, welches 
den Anforderungen der Fachhochschulgesetzgebung des 
Bundes entspricht und auch denen einer selbständigen An-
stalt. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 8, Organe, 1. Arten und Wahl, Abs. 1 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 8 Abs. 2 
Antrag Kommissionsmehrheit (7 Stimmen, Sprecher Butze-
rin) und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Antrag Kommissionsminderheit (3 Stimmen, Sprecher Claus) 
Absatz wie folgt ändern: 
Die Regierung wählt den Hochschulrat und bezeichnet des-
sen Präsidium. Der Förderverein HTW ist berechtigt, die 
Hochschulräte vorzuschlagen. Die Regierung wählt die Re-
visionsstelle. 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Hier haben wir jetzt einen 
Mehrheits- und einen Minderheitsantrag zu Artikel 8, Absatz 
2. Und hier können Sie sehen, dass die Kommissionsmehr-
heit und die Regierung es so handhaben will, dass wir ge-
mäss Botschaft das stehen lassen. Und dann haben wir eine 
Kommissionsminderheit, welche einen Antrag stellt, wonach 
dann eben der Förderverein der HTW berechtigt ist, die 
Hochschulräte vorzuschlagen. Und wir müssten jetzt, nehme 
ich an, über diese Anträge, über diesen Mehrheits- und Min-
derheitsantrag befinden. Ich kann den Mehrheitsantrag hier 
vertreten.  
Dass die Wahl des strategischen Organs durch die Regierung 
erfolgt, ist für selbständige Anstalten in unserem Kanton bis 
anhin üblich. Eine Ausnahme bildet eben die GKB, wo der 
Grosse Rat für die Wahl des Bankrates zuständig ist. Ich 
glaube, dass wir der Regierung zutrauen dürfen, dass sie die 

massgebenden Interessenlagen und Interessengruppen bei 
der Wahl des Hochschulrates berücksichtigt. Es wäre eine 
Änderung der bisherigen Praxis, wenn nun im Gesetz Vor-
schlagsrechte von Interessengruppierungen statuiert würden. 
Der Vorschlag der Kommissionsminderheit beinhaltet nicht 
einmal mehr die Möglichkeit für die Regierung, die strategi-
schen Grundsätze zu definieren. Auf Grund des finanziellen 
Engagements des Kantons ist es aber meines Erachtens si-
cher richtig, dass der Kanton das strategische Gremium be-
stimmt, dessen Präsidium wählt und die strategischen Grund-
sätze definiert. Die Kommissionsmehrheit beantragt Ihnen, 
den Artikel 8, Absatz 2 so zu belassen, wie er in der Bot-
schaft steht. Eine Praxisänderung ist hier nach Meinung der 
Kommissionsmehrheit nicht angebracht. 
 
Claus: Im vorliegenden Minderheitsantrag sind zwei ganz 
grundsätzliche Anliegen verpackt. Erstens ein Vorschlags-
recht für den Förderverein HTW für die Wahl der Hoch-
schulräte – ein Vorschlagsrecht. Zweitens die neue Zuwei-
sung der strategischen Grundsätze an den Hochschulrat.  
Warum nun diese Vorschläge? Die HTW ist weitaus näher 
an der Privatwirtschaft als die Pädagogische Fachhochschu-
le. Die Absolventinnen finden Arbeitsstellen zu einem gros-
sen Teil in der Bündner Wirtschaft. Die Entstehungsge-
schichte der Schule, ihr heutiger Erfolg, ist zum grossen Teil 
dem Engagement der Wirtschaft und auch der Fördervereine 
zu verdanken. Die beiden alten Fördervereine HTW Technik 
und HTW Wirtschaft wollen sich nun in einem neuen För-
derverein für die HTW Chur zusammenschliessen. Immerhin 
800 Mitglieder zählt dieser Förderverein. Wieso kann man 
nun die HTW wirklich nicht mit der Pädagogischen 
Fachhochschule vergleichen? Die Finanzierung der HTW ist 
nicht wie bei der PFH eine kantonale oder hauptsächlich 
kantonale Angelegenheit, sondern nur ein Teil der 
Finanzierung geschieht durch den Kanton Graubünden. Die 
Mittelherkunft im Jahr 2002 sah ungefähr 25 Prozent 
eigenerwirtschaftete Mittel, ungefähr 40 Prozent des Kantons 
und ungefähr 10 Prozent von anderen Kantonen sowie 25 
Prozent Bundesfinanzierung vor oder hat das gebracht. Im 
Jahr 2008 wird sich das Gewicht der Finanzierung leicht 
verschieben. Es wird so sein, dass der Kanton ungefähr 30 
Prozent finanzieren wird, der Bund ungefähr 25 Prozent, 
andere Kantone, d.h. aus dem Fachhochschulverband Ost 
werden ungefähr 15 Prozent kommen und die Schule selber 
wird 35 Prozent der Mittel, ihrer Mittel erwirtschaften 
müssen.  Der zweite Grund: Die Abnehmer der Absolventinnen der 
Fachhochschule. Bei der pädagogischen Fachhochschule 
sind das vorwiegend Gemeinden und Kantone und wenige 
private Schulen. Das Anforderungsprofil an die Ausbildung 
wird durch den Staat bestimmt und von ihm umgesetzt. 
Meist auch in dem vom Staat normalerweise angeschlagenen 
Tempo. Anders, komplett anders liegt das bei der HTW. Hier 
ist die Wirtschaft Abnehmer der Absolventinnen. Die An-
sprüche an die Ausbildung gerade im technischen und wirt-
schaftlichen Bereich sind einem steten Wandel unterzogen, 
einem immer schnelleren Wandel. Dazu muss das gleiche 
Tempo in die Ausbildung einfliessen können. Das bedeutet 
zweierlei. Erstens, die HTW muss sehr flexibel sein. Zwei-
tens muss sie im Fachhochschulwettbewerb bestehen kön-
nen. Dieser Wettbewerb ist weder abgeschlossen, noch wird 
er je abgeschlossen sein. Wir müssen also hier um unseren 
Standort weiter kämpfen können. Im Fachhochschulverband 
Ost ist der Standort Chur einer von vieren, d.h. er ist zwar im 
Moment gesichert, aber er muss sich ständig gegen diese 
Konkurrenz behaupten können. Wir müssen ein absolut att-
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raktives, zeitgemässes Angebot haben. Auch aus einem an-
deren Grund: Die Studenten wählen heute gerade im Fach-
hochschulbereich Technik und Wirtschaft knallhart aus, wo 
sie in die Schule gehen. Und sie bestimmen das nach soge-
nannt harten Faktoren. Damit wir am Ball bleiben können, 
muss die neue Hochschule nicht nur die Bedürfnisse der 
Wirtschaft und somit der künftigen attraktiven Arbeitsplätze, 
sondern der Hochschulrat muss auch strategische Entscheide 
fällen können, neue Studiengänge, Lehrpläne usw. festlegen 
können. Dazu muss auch die personelle Zusammensetzung 
stimmen und auch die Befugnisse dieses Hochschulrates 
müssen übereinstimmen. Der Regierung ist mit dem Leis-
tungsauftrag ein Steuerungsmittel reserviert. Die Schule sel-
ber muss aber in strategischen Bereichen grosse Befugnisse 
haben. Das ist keineswegs – wie der Regierungsrat Lardi 
vorher angedeutet hat – ein Misstrauensvotum gegen die Re-
gierung. Versuchen Sie doch, das umgekehrt zu sehen. Es ist 
ein Vertrauensbeweis an diejenigen, die an dieser Schule ar-
beiten und die für diese Schule verantwortlich sind. Mit dem 
Minderheitsantrag lassen sich diese Forderungen, beide For-
derungen erfüllen. Wir wollen nur ein Vorschlagsrecht für 
den Förderverein und wir möchten aber klar die strategischen 
Befugnisse ebenfalls dem Hochschulrat zuweisen. Er ist das 
oberste Organ der Fachhochschule.  
Ich bitte Sie, diesen Antrag zu unterstützen und bin auch 
gerne bereit, Fragen zum Förderverein zu beantworten. Der 
neue Förderverein ist gegründet, der neue Förderverein hat 
nur einen Zweck und er ist deshalb auch nicht ein Interes-
senvertreter. Er vertritt nämlich nichts anderes als die Inte-
ressen der Schule. Es ist nicht ein fremder Interessenverein, 
den wir hier einbinden, es ist kein Wirtschaftsverband den 
wir einbinden, es ist auch keine Gewerkschaft, die wir hier 
einbinden, sondern im Förderverein sind all diese Kräfte ver-
treten. Das ist so vorgesehen und dieser Förderverein hat das 
einzige Ziel, sich für den Fachhochschulstandort Chur einzu-
setzen, sei das bei der Ausgestaltung des Angebotes im Be-
reich der Lehre, bei der Akquisition der Durchführung von 
Projekten in der angewandten Forschung und Entwicklung, 
in der Herstellung und Vertiefung von Kontakten mit Unter-
nehmen und in der Mittelbeschaffung sowie auch in weiteren 
Aktivitäten, die der HTW Chur, ihrer Studentinnen und Stu-
denten sowie ihrem Lehrkörper dienen. Das ist der einzige 
Zweck des neuen Fördervereins. Ich danke und bitte Sie, den 
Minderheitsantrag zu unterstützen. 
 
Casanova (Chur): Ich beantrage eine Modifikation des Min-
derheitsantrages. Der Satz, der Förderverein HTW ist be-
rechtigt, die Hochschulräte vorzuschlagen sei zu streichen 
und zu ersetzen durch den Satz: Sie, also die Regierung, be-
rücksichtigt, dabei die Interessen der Wirtschaft. 
Ich äussere mich nicht zur Aussage betreffend strategische 
Grundsätze, dazu hören wir noch weitere Voten. Eine Kom-
missionsminderheit verlangt ein Vorschlagsrecht zu Gunsten 
des Fördervereins HTW. Grundsätzlich ist dies ein nachvoll-
ziehbares Anliegen. Wenn wir in die Vergangenheit blicken, 
können wir unschwer feststellen, dass Vertreter der Wirt-
schaft sowohl für die Gründung der früheren HTL als auch 
der HWV verantwortlich waren. Sie und mit ihnen die Wirt-
schaftsverbände haben den Tatbeweis erbracht, dass sie in 
der Lage sind, verantwortungsvoll und zum Wohle der ge-
samten Bevölkerung eine Schule aufzubauen und zu führen. 
Selbstverständlich waren es nicht die Vertreter der Wirt-
schaft alleine, die zum Schulstandort Chur in der heutigen 
Form beigetragen haben. Indessen – und dies scheint mir 
wichtig – kann mit Blick auf die Vergangenheit festgestellt 

werden, dass die Wirtschaft ihre Interessen mit Sachvers-
tand, der nötigen Distanz und Weitblick eingebracht haben. 
Es ist deshalb verständlich, ja geradezu erfreulich, wenn die 
Wirtschaft bemüht ist, auch in Zukunft ihren Teil an das Ge-
lingen der Projekte Schulstandort Graubünden beizutragen. 
Betrachten wir nun den Vorschlag der Kommissionsminder-
heit. Dieser geht zu weit. Ein Vorschlagsrecht kann nicht ei-
nem Verein übertragen werden. Einem Verein, der sich sel-
ber konstituiert, jederzeit die Möglichkeit hat, die Statuten zu 
ändern und Bestimmungen über die Mitgliedschaft einfügen 
kann. Ein Gebilde also, auf welches weder der Grosse Rat, 
noch die Regierung Einfluss ausüben kann. Zudem geht ein 
Vorschlagsrecht zu weit. Selbstverständlich kann man sagen, 
ein Vorschlagsrecht sei nicht gleichbedeutend mit der Be-
stimmung von Hochschulräten. Will jedoch die Regierung 
entgegen den Vorschlägen des Fördervereins HTW eine Per-
son in den Hochschulrat wählen, führt dies augenblicklich zu 
einem Erklärungsbedarf, verbunden mit Rechtfertigungen, 
Begründungen und letztendlich auch möglichen Konflikten. 
Die Regierung muss frei bleiben in ihrer Entscheidung, wel-
che ausgewiesenen Fachpersonen sie in den Hochschulrat 
delegieren will, jedoch hat sie dabei die Interessen der Wirt-
schaft zu berücksichtigen.  
Die HTW in der heutigen Form muss eng mit der Wirtschaft 
zusammenarbeiten. Die Nähe zu den künftigen Abnehmern 
der Studenten ist eminent wichtig. Das Schlimmste, was pas-
sieren könnte, wäre, wenn die HTW Studenten ausbildet, die 
im Arbeitsmarkt nicht nachgefragt werden. Daher hat sich 
die Regierung bei der Wahl zwangsläufig auf die Entwick-
lung der Wirtschaft zu konzentrieren und sich daran zu ori-
entieren. Die Interessen der Wirtschaft sind somit in jedem 
Fall zu berücksichtigen. Ich meine, wir und die Regierung 
dürfen diesbezüglich ein Bekenntnis abgeben. Daher möchte 
ich diesen Antrag stellen. Absatz 2 würde dann lauten: Die 
Regierung wählt den Hochschulrat und bezeichnet dessen 
Präsidium. Sie berücksichtigt dabei die Interessen der Wirt-
schaft. Die Regierung wählt die Revisionsstelle.  
Dieser Kompromissvorschlag berücksichtigt die berechtigten 
Anliegen der Vertreter der Wirtschaft und schränkt die Re-
gierung in ihrer Wahlfreiheit nicht ein. Man mag einwenden, 
die Regierung würde selbstverständlich die Anliegen der hie-
sigen Wirtschaft bei ihrer Entscheidfindung mit einbeziehen. 
Dies mag durchaus sein. Deshalb kann dieser Zusatz ohne 
weiteres in das Gesetz aufgenommen werden. Der Vorteil 
einer eindeutigen Stellungnahme zu Gunsten der Wirtschaft 
besteht nun aber darin, dass sich die Vertreter der Wirtschaft 
und mit ihnen die Wirtschaftsverbände mit einem solchen 
Vorgehen identifizieren können. Daneben – ich habe es ein-
gangs erwähnt – waren es die Vertreter der Wirtschaft, die 
die Fachhochschule initiiert und getragen haben. Deshalb ist 
es nicht anders als Recht, wenn auch in Zukunft unmissver-
ständlich der Zusammenhang zwischen Schule und Wirt-
schaft deklariert wird. Nur am Rande sei erwähnt, dass in 
anderen Kantonen ähnlich vorgegangen wird. Mit Annahme 
dieses Kompromissvorschlages können wir ein Zeichen für 
die Wirtschaft in Graubünden setzen. 
 
Antrag Casanova (Chur) 
Absatz wie folgt ändern: 
Die Regierung wählt den Hochschulrat und bezeichnet des-
sen Präsidium. Sie berücksichtigt dabei die Interessen der 
Wirtschaft. Die Regierung wählt die Revisionsstelle. 
 
Loepfe: Ich möchte hier im Speziellen auf die strategische 
Komponente eingehen und hier eine Widerrede halten zu 
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dem, was Regierungsrat Lardi uns gesagt hat im Artikel 5. 
Das Gemeinsame bei den beiden Anträgen Casanova und 
Kommissionsminderheit ist ja, dass diese strategischen 
Grundsätze hier nicht mehr dann von der Regierung vorge-
geben werden. Persönlich möchte ich Ihnen jetzt schon mit-
teilen, werde ich mich zu Gunsten von Antrag Casanova aus-
sprechen.  
Zur Frage der strategischen Grundsätze: Regierungsrat Lardi 
sagt uns, es sei eine Frage des Vertrauens. Verzeihen Sie 
mir, aber Vertrauen ist eine personengebundene Sache und 
wir machen hier ein Gesetz. Wir machen hier einen Rechts-
code und der muss Personen überleben. Regierungsrat Lardi 
sagt, es seien Schutzbestimmungen hier. Aber die Schutzbe-
stimmungen, die hängen auch immer vom Kontext ab und 
die Kontexte verändern sich und so können manchmal in der 
Zukunft eben Schutzbestimmungen zu Barrieren und Blo-
ckaden werden. Wir müssen hier also ein Gesetz ausgestal-
ten, das auch in der Zukunft hält und von diesen Kontexten 
auch abstrahieren kann. Kommissionspräsident Martin But-
zerin sagt – und ich glaube, das ist hier die ehrlichste Aussa-
ge, letztendlich – dass wenn man die Summe zieht, was er 
gesagt hat, ist, wer zahlt befiehlt. Und wer zahlt, befiehlt, ist 
ein Slogan oder eine Idee oder eine Philosophie, die diamet-
ral entgegen steht zur Freiheit der Lehre und Forschung. Und 
wir haben es hier mit einer Hochschule zu tun. Und eine att-
raktive Hochschule ist nur dann attraktiv, wenn die Freiheit 
der Lehre und Forschung gewährleistet ist. Also hier haben 
wir zwei unvereinbare Grundsätze und wer zahlt, befiehlt ist 
sicher nicht das, wo wir in Zukunft mit unserer HTW dann 
erfolgreich sein werden. Wenn wir jetzt auf die reine Rechts-
angelegenheit oder diesen Code, diesen Rechtscode zurück-
kommen – ich bin nicht Jurist – aber ich möchte Ihnen fol-
gende Gedanken mitgeben. In Artikel 9 heisst es gemäss die-
ser Vorlage, dass der Hochschulrat das oberste Organ der 
Fachhochschule ist. Und in der Botschaft wird auch ausge-
führt, der Hochschulrat sei überwiegend für die strategische 
Führung zuständig. Der Vorschlag der Regierung sagt aber 
hier etwas anderes. Also die Frage ist: Was gilt nun? Es ist 
offensichtlich, dass mit dieser aussergewöhnlichen Bestim-
mung, die sich in dieser Form, wie sie hier vorliegt in Artikel 
8, Absatz 2, bei keinen anderen Kantonen etwas Vergleich-
bares finden lässt. Wir müssen also gewärtigen, dass wir hier 
auch Kompetenzgerangel in Zukunft dann sehen werden. 
Vorgesehene Kompetenzaufteilung im Sinne der strategi-
schen Vorgaben macht aber auch deshalb keinen Sinn, weil 
die Regierung nicht die Strategie der Fachhochschule festle-
gen muss, sondern über Finanzen und den Leistungsauftrag 
regulieren muss, wie sie das beispielsweise bei Graubünden 
Ferien oder in privaten Mittelschulen auch macht.  
Richtig ist deshalb, dass die Regierung der Fachhochschule 
einen Leistungsauftrag erteilt und über die Erfüllung dann 
Bericht erstattet haben will. Das steht bereits in Artikel 6. 
Artikel 6 reicht aus, es braucht diese strategischen Vorgaben 
hier im Artikel 8, Absatz 2 nicht, weil die Regierung kann al-
les, was zu regeln ist, über Artikel 6 regeln. Richtig ist auch, 
dass die Regierung über Budget und Finanzplan nach Artikel 
2, Absatz 2, Ziffer 2 auch Einfluss nehmen kann und will. 
Mit diesen Führungsmitteln sind die entscheidenden Leit-
planken bereits gesetzt. Es macht absolut keinen Sinn, dem 
obersten Führungsgremium, das ja dann hoffentlich aus an-
erkannten Persönlichkeiten und Praktikern der Bündner 
Wirtschaft zusammengesetzt sein wird und direkt am Fach-
hochschulwesen beteiligt sein muss, weitere Richtlinien zu 
geben. Wir können hier einen Vergleich ziehen mit einer 
AG. In der AG können schliesslich die Aktionäre auch nicht 

dem Verwaltungsrat die Oberleitung der Gesellschaft entzie-
hen oder einschränken. Diese unabänderbaren Vorschriften 
im Aktienrecht wurden gerade auch mit Blick auf die Ver-
antwortung eingeführt. Wir als Gesetzgeber müssen also ent-
scheiden, wem wir die oberste Verantwortung für die Fach-
hochschule übertragen wollen. Ist es der Hochschulrat – wo-
für sich eigentlich auch die Regierung in der Botschaft aus-
spricht – dann hat sie aber selbst in der strategischen Füh-
rung nichts zu suchen. Nur mit dieser klaren Regelung wird 
es Graubünden gelingen, die besten Personen auch dann in 
den Hochschulrat einzubringen. Andernfalls müssten wir 
dann damit rechnen, dass in absehbarer Zeit nur noch zweite 
oder dritte Garden dann bereit stehen, weil sonst niemand die 
Verantwortung übernehmen will.  
Also ich frage Sie: Was wollen Sie? Ich bin der Meinung, 
wir sollten der Regierung klar sagen, ihr habt Artikel 6 zur 
Verfügung, dort könnt ihr alles machen, was ihr machen 
müsst, Artikel 8, Absatz 2, zweiter Satz brauchen wir nicht. 
Und deshalb bitte ich Sie auch, dem Antrag von Grossrat Ca-
sanova zuzustimmen. 
 
Dudli: Ich unterstütze den Antrag Casanova. So sind die 
Verantwortlichkeiten klar geregelt und die Wirtschaft ist in 
diesem Führungsgremium vertreten. Eben so, weil die Regie-
rung als Mitglieder dann anerkannte Leistungsträger aus der 
Wirtschaft in dieses Gremium wählt. Unterstützen Sie diesen 
Antrag.  
 
Jeker: Ich habe drei Punkte. Als erstes möchte ich auch noch 
ganz klar zum Ausdruck bringen, dass die Träger, die bishe-
rigen Träger der Fachhochschule für Technik und Wirtschaft, 
eine enorme Vorarbeit geleistet haben. Diese grossen Ver-
dienste, die müssen anerkannt sein. Ich erwähne den Förder-
verein, ich erwähne die Funktionäre, aber auch die Bemü-
hungen unseres Regierungsrates Lardi.  
Zum Zweiten: Ich meine aber, dass diese grossen Vorarbei-
ten, die hier geleistet wurden, noch grössere Anstrengungen 
erfordern für die Zukunft. Und nicht zuletzt eben, um das 
bisher Erreichte zu erhalten, sondern es ist nicht nur eine 
Verteidigungsgeschichte, sondern wir müssen die ganze Sa-
che noch mehr optimieren. Und ich teile die Meinung, Punkt 
eins, von Kollege Loepfe bezüglich der Strategie ganz klar, 
ähnlich wie in einer Unternehmung, hier ist der Verwal-
tungsrat zuständig. Damit ist auch gegeben, wer eben zu-
ständig ist, und das ist der Hochschulrat. Und zum zweiten 
teile ich die Meinung des Kollegen Casanova und zwar ganz 
einfach aus dem Grundprinzip heraus: Eine solche Hoch-
schule ist nicht nur Teil der Bildungspolitik, sondern ein we-
sentlicher Teil der Wirtschaftspolitik. Und deshalb bin ich 
überzeugt, dass wir richtig handeln und im Zweifel ganz si-
cher keinen Fehler machen, wenn wir den Antrag Casanova 
unterstützen. 
 
Tremp: Mich erstaunt die Haltung sowohl der Kommissi-
onsmehrheit wie auch der Regierung in dieser Angelegen-
heit. Die Argumentation, wonach öffentlich/rechtliche An-
stalten eigentlich überall bei uns im Kanton nach denselben 
Prinzipien organisiert und auch bestimmt werden, denke ich, 
ist nicht stichhaltig. Nur allein die Tatsache, dass die Hoch-
schule HTW inskünftig eine öffentlich/rechtliche Anstalt 
sein soll oder sein wird, ist kein Grund, nach den gleichen 
Prinzipien zu arbeiten. Das Problem zeigt sich – denke ich 
auch – sehr eindrücklich in der Botschaft, dass eben sowohl 
die Pädagogische Hochschule wie auch die HTW in der sel-
ben Botschaft abgehandelt werden und wir davon ausgehen 
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sollen, müssen oder eben tun, dass das eine und das andere 
das selbe sind. Aber das sind sie nun mal überhaupt nicht. 
Die Fachhochschulen in der Schweiz unterstehen ja auch den 
Bundesgesetzgebungen und ich denke, wir dürfen nicht aus-
ser Betracht lassen, dass innerhalb der Fachhochschule Ost-
schweiz Standort Graubünden oder insbesondere Chur auch 
wiederum nur ein Teil eines Gesamtsystems ist. Und auch 
aus diesen Gründen bin ich ganz klar für den Antrag von Ca-
sanova, in dem eben der Wirtschaft die Bedeutung zukommt 
im Gesetz, die sie auch verdient, und welche ganz massge-
bend dazu beigetragen hat, dass in diesem Kanton überhaupt 
eine Fachhochschule besteht. Das ist keinesfalls selbstver-
ständlich. Und damit ist für mich auch klar: Die Definition 
der Strategie dieser Hochschule kann da nicht durch die Re-
gierung vorgenommen werden, sondern die wird ja durch die 
Fachhochschule Ostschweiz vorgegeben und sie muss im 
Rahmen des Hochschulrates definiert werden. Auch aus die-
sen Gründen bitte ich Sie, den Antrag Casanova zu unterstüt-
zen. 
 
Regierungsrat Lardi: Ich staune manchmal auch über Begrif-
fe, die gebraucht werden und die nicht hinterfragt werden. 
Die Frage ist hier die Wirtschaft. Was ist die Wirtschaft? 
Was ist die Aufgabe der Wirtschaft? Das ist schnell gesagt. 
Die Wirtschaft hat die Aufgabe, Produktion und Verteilung 
von Gütern zu garantieren sowie die Erbringung von Dienst-
leistungen zu ermöglichen. 
Nun, wer ist Teil der Wirtschaft? Wer ist zur Vertretung der 
Wirtschaft legitimiert? Ist, wer gut verdient Teil, der Wirt-
schaft? Dann wären die Bergbauern nicht dabei, dann wären 
die kleinen KMU’s nicht dabei, das kann doch nicht sein. 
Sind es die Selbständigerwerbenden? Da wären die Bauern 
dabei, aber dafür natürlich nicht die Direktorinnen und Di-
rektoren, die Lohn beziehen. Und ist es, wer die Löhne be-
zahlt, wer Löhne bezahlt, wer verantwortlich ist, dass Geld 
Ende Monat hinein kommt, das kenne ich immer noch, als 
selbständiger Anwalt. War ich damals Teil der Wirtschaft, 
wie Sie sie heute definieren? Wohl nicht, weil ich eben nach 
Ihren Darstellungen ein linker Anwalt war.  
Nun, es kann auch nicht sein, dass man das heranzieht, dass 
nur wer Löhne bezahlt, Teil der Wirtschaft ist. Es kann nicht 
sein, dass nur wer gut verdient die Wirtschaft ist. Was ist die 
Wirtschaft? Die Wirtschaft oder die Teile der Wirtschaft sind 
wir alle. Gehen Sie mal um 6.00 Uhr Morgens auf die Stras-
se, dann werden Sie die Wirtschaft dort auch kennenlernen. 
Sie werden dort Direktoren sehen, Sie werden dort Arbeiter 
sehen, die zur Arbeit gehen, Sie werden Politikerinnen se-
hen, Sie werden viele Leute sehen, die zur Arbeit gehen und 
die somit Teil der Wirtschaft sind, die in diesem Zyklus sind, 
das man sehr klar damit definieren kann. Wirtschaft – Betei-
ligte der Wirtschaft – sind wir alle. Wir sind einmal Konsu-
mentinnen, einmal Leistungserbringer, einmal sind wir Leu-
te, die für die Schule etwas tun, dann sind wir für die Politik 
zuständig. Wir alle sind in dieser Schnittfläche, die zur Wirt-
schaft gehört, beteiligt. Nun, wenn das so ist, dann frage ich 
mich: Wer ist legitimiert, die Wirtschaft zu vertreten? Und 
da können wir das gleiche Spiel von vorne beginnen. Wir 
können fragen, können das nur die Selbständigerwerbenden, 
dann wären die Direktoren weg, sind das diejenigen, die 
Löhne bezahlen, dann sind andere weg. Es kann nicht sein. 
Wer vertritt die Wirtschaft, wer vertritt – und nach meiner 
Definition sind wir alle Teil der Wirtschaft – wer vertritt die-
se Gesellschaft? Es gibt wenige Gremien in unserem Kanton 
und überhaupt sonst, die so stark legitimiert sind, wie die 
Regierung. Zwischen 20'000 und 30'000 Leute, eben Be-

standteile dieser Wirtschaft, geben den Regierungsrätinnen 
und den Regierungsräten ihre Stimme ab. Somit ist die beste 
Vertretung der Wirtschaft nach meinem Dafürhalten die Re-
gierung. Und heute kommen Sie daher und nach dem Vor-
schlag von Grossrat Claus müsste irgendein Verein die Legi-
timation haben, die Vorschläge zu erbringen, warum man 
gewisse Leute wählen soll und gewisse Leute nicht wählen 
soll. Es kann nicht sein. Aber wir sind, also die Regierung, 
eben diese fünf, die eben zwischen 20'000 und 30'000 Stim-
men pro Person auf sich vereinigt haben, diese Leute sind 
sich der Verantwortung gegenüber der Allgemeinheit, dieser 
ganzen Wirtschaft, sehr wohl bewusst. Und wir sind uns sehr 
wohl bewusst. Bezogen jetzt auf die Wahlen: Wir gehen si-
cherlich nicht davon aus, dass diese Personen im Fachhoch-
schulrat nach anderen Kriterien als nach Fachwissen und 
auch Repräsentativität hinein wählen wollen. Wir möchten 
auch dort, wie in den anderen Gremien, die besten Leute de-
legieren. Die Leute, die auch etwas beitragen können für die 
Verankerung dieser Schule und beider Schulen, sage ich 
jetzt; für die Verankerung beider Schulen in der Gesellschaft, 
eben in dieser Wirtschaft, wie ich sie definiere, Garantie 
bringen. Nun, das wäre einmal zum Vorschlag von Grossrat 
Claus. Ich glaube kaum, dass es richtig ist, dass hier, nur bei 
dieser Schule, anders als bei allen anderen, ein Verein, der 
seine Statuten wählen und abwechseln kann, wie er will, die 
Befugnis haben sollte, jemanden vorzuschlagen und damit 
auch unter Umständen Frustrationen hervorrufen kann. Ich 
meine, dass die Regierung sehr wohl in der Lage ist, allen-
falls nach Rückfragen, jemanden zu finden, die diese Krite-
rien erfüllt. Wir haben es bisher in anderen Gremien gefun-
den und wir können das jetzt auch weiterhin machen. Ich 
meine im Übrigen, dass der Fachhochschulrat der HTW heu-
te gut bestückt ist und ich hoffe, dass eine Mehrheit dieser 
Personen sich zur Weiterarbeit auch im neuen Fachhoch-
schulrat bereit erklärt. Zum Vorschlag von Irgendjemanden, 
dann müssten wir tatsächlich noch auf das Gesetz über die 
Pädagogische Hochschule zurückkommen und dort allenfalls 
für die Lehrervertretung oder für andere Gremien ein Vor-
schlagsrecht anbringen. Das haben Sie dort ja abgelehnt, ich 
bitte Sie, konsequent zu bleiben, in dem Sinne auch den Vor-
schlag von Grossrat Claus abzulehnen.  
Es ist heute ein neuer Vorschlag eingereicht worden und das 
ist der von Grossrat Casanova. Der Unterschied zum Vor-
schlag von der Kommissionsmehrheit liegt darin, dass man 
der Regierung absprechen will, die strategischen Grundsätze 
für den Betrieb der Hochschule festzulegen. Wir können 
rechnen wie wir wollen und ohne dass man Herr im Haus 
spielen will, aber es ist in der Tat so, dass diese Hochschule 
vor allem vom Kanton Graubünden lebt. Und diese acht Mil-
lionen, die hier vom Kanton Graubünden erbracht werden, 
sind sehr gerne gegeben. Die sind auch berechtigt und es ist 
richtig, dass der Kanton Graubünden sich da beteiligt. Aber 
es ist nicht mehr als richtig, dass derjenige, der am meisten 
dazu beiträgt, mitredet. Um das geht es mir, es geht hier 
nicht ums Befehlen, dass wir befehlen, dass sie so und so tun 
müssen. Solche Hochschulräte wollen wir gar nicht. Wir 
wollen doch nicht Hochschulräte, die Befehlsempfänger 
sind, sondern wir wollen Hochschulräte, die zusammen mit 
der Regierung eine Strategie entwerfen, gemeinsam, die un-
ter Umständen als Schutzwall gegenüber anderen Begehr-
lichkeiten nützen könnte. Ich meine, ich weiss von was ich 
rede, ich bin Mitglied vom Fachhochschulrat der Ost-
schweiz. Ich musste dort mehrmals mit dem Veto drohen. 
Und ich, wir als Regierung verdienen dieses Misstrauen gar 
nicht, dass wir nicht im Stande wären, mit dem Hochschulrat 
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uns auf gewisse strategische Grundsätze zu einigen. Aber es 
ist tatsächlich so, dass die höchsten Beiträge, die überhaupt 
hier fliessen und übrigens die Voraussetzungen sind für die 
anderen Beiträge, von der öffentlichen Hand kommen. Und 
die öffentliche Hand hat durchaus ein Interesse daran, wir 
vertreten diese, dass man auch im strategischen Bereich et-
was zu sagen hat. Sie betrachten das als Einmischung. Bitte 
betrachten Sie das als Hilfe für die Entwicklung. 
Sie sagen uns, man kann das im Jahreskontrakt oder im Leis-
tungsauftrag festschreiben. Das ist aber nicht ganz richtig, 
das ist nicht in dem Sinne deklariert. Wir möchten da nicht 
im stillen Kämmerlein jetzt im Jahreskontrakt einiges fest-
schreiben, das nicht nötig ist. Im ganz groben Bereich – und 
genau davon ist Artikel 8 Absatz 2 betroffen – in diesem Be-
reich möchten wir auch etwas zu sagen haben – nicht für uns, 
nicht für die Regierung – sondern als Vertretung der Bünd-
ner Bevölkerung, die diese Mittel auch aufbringt. Im Übrigen 
haben wir prima vista uns fast einverstanden erklärt mit dem 
Vorschlag von Grossrat Casanova, nur eben fehlt diese Be-
zeichnung, dass man die strategischen Grundsätze festlegen 
kann. Wäre das dabei, wären wir uns sehr schnell einig, denn 
die Interessen der Wirtschaft – nicht nur nach meiner Defini-
tion, sondern auch nach eurer Definition – sind sicher zu be-
rücksichtigen, ob es drin steht oder nicht. 
 
Zindel: Ich möchte etwas zum Thema Strategie sagen und 
dann zu den beiden Minderheitsvorschlägen, also zum An-
trag und zum Antrag Claus. Nehmen Sie mal Artikel 9, unter 
Absatz 2, Ziffer 1: Aufgabe des Hochschulrates ist Festle-
gung der Schwerpunkte in der Aus- und Weiterbildung. Das 
ist Strategie. Festlegung der Schwerpunkte in Forschung und 
Entwicklung, das ist Strategie. Festlegung der Schwerpunkte 
im Dienstleistungsangebot, das ist Strategie. Verabschiedung 
von Leitbild, das ist Strategie. Und schauen Sie, wir haben in 
der Kommission wirklich diskutiert, wie muss man das Stra-
tegische ausformulieren. Und da hat man die fachstrategische 
Kompetenz eindeutig im Hochschulrat angesiedelt. Aber wir 
haben einen Finanzhaushalt, der sehr beschränkt ist. Und da 
gibt es grundsätzlich strategische Ausrichtungen, die ein Po-
litikum sind. Und die politisch strategische Ausrichtung, die 
wollte man bei der Regierung behalten. Und wenn da jetzt 
eine teure Hunter-Strategie gefahren wird, wo der Kanton 
einfach zahlen kann, aber bitte strategisch, soll er nichts mit-
reden, dann, meine ich, brauchen wir an diesem Punkt doch 
auch ein politisch strategisches Steuerungsinstrument. Das 
soweit zur Strategie.  
Der Antrag Casanova ist sicher besser als der Antrag Claus. 
Die Halbwertszeiten von Vereinen kennen wir. Aber schauen 
Sie, auch Sie rennen eine offene Türe ein. Mitwirkung der 
Wirtschaft, ist das nur für dieses Gesetz bestimmt? Also 
Verband Heime und Spitäler könnte doch sagen, wir wollen 
im Ausbildungsbereich für Gesundheit unsere Interessen 
durchziehen, wir stehen auch im Markt. Den Gesundheits-
markt wie er ist, haben wir jetzt kennengelernt. Wir wollen 
auch Alters- und Pflegeheime mit dem Personal führen, die 
wir brauchen können. Also alle, die Arbeitsorganisationen 
der Arbeitswelten wollen doch ihre Interessen an den Aus-
bildungsstätten durchsetzen, wo sie Abnehmer sind. Und ich 
meine, das gilt auch für die PFH, die Schulträgerschaften ha-
ben Interessen. Und die Interessen werden doch angemeldet 
bei der Regierung und die wählt dann aus. Und ich muss jetzt 
vielleicht etwas Kritisches sagen. Schauen Sie, die Wirt-
schaft, die hat manche Asse vorzuweisen bezüglich Führung. 
Es gibt aber auch Nieten, etliche Nieten. Die meisten sind 
etwas dazwischen. Und ich habe ein bisschen Mühe, ich ha-

be ein bisschen Mühe, wenn man sagt, die Wirtschaft ist das 
alleinige Reservoir an Führungskompetenz und strategischer 
Intelligenz. Ich habe mir z.B. überlegt, soll ich den Antrag 
stellen, in jedem Schulgremium eine Ethikerin zwingend zu 
bestellen? Dann hätten wir wenigstens eine Frau in jedem 
Hochschulrat, wir hätten erst noch die Unternehmerkultur 
ethisch reflektiert. Ich halte alle Quotenregelungen, alle An-
tragsregelungen, alle Interessengruppierungen für verfehlt. 
Was wir brauchen, ist wirklich eine sehr kluge Personalpoli-
tik der Regierung. Nehmt die Unternehmerischsten, nehmt 
vor allem Leute, die nur mässig politisch verseucht sind. Ich 
möchte euch bitten, eure Angel weit auszuwerfen, also fischt 
nicht nur im Grischabecken, fischt auch im Salzwasser, habt 
keine Angst vor Querdenkern – ich weiss schon, wer kriecht, 
kann nicht fallen – aber Angepasste bringen in unseren Aus-
bildungsstätten jetzt wirklich nichts. Und bitte macht das Vi-
sier einfach weit auf und vielleicht müsst ihr auch noch wei-
terbildungsmässig, das ist kein Misstrauensvotum, aber es ist 
eine neue Führungskompetenz mit dieser Auslagerung von 
Anstalten verbunden. Da seid ihr gefordert, ein neues Kapitel 
fängt an. 
 
Krättli: Auch nach den Erklärungen von Regierungsrat Lardi 
ist es mir als Vertreterin der Kommissionsminderheit immer 
noch ein grosses Anliegen, dass weiterhin eine angemessene 
Vertretung der Wirtschaft im Hochschulrat gesichert ist. Die 
HTW muss Studenten ausbilden, die nach Abschluss ihres 
Studiums im Arbeitsmarkt gefragt sind. Damit die Schule 
flexibel auf die künftigen Anforderungen reagieren kann, 
muss sie eng mit der Wirtschaft zusammen arbeiten. Geeig-
nete Leute aus der Wirtschaft sollen deshalb im Hochschulrat 
vertreten sein und so die Verbindung zwischen Schule und 
Wirtschaft herstellen.  
Was will unser Kommissionsminderheitsantrag? Wir möch-
ten dem Förderverein HTW, der bekanntlich aus Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmervertretern besteht, ein unverbindliches 
Vorschlagsrecht für die Wahl der Hochschulräte einräumen. 
Die Wahl selbstverständlich, erfolgt nach wie vor durch die 
Regierung. Bitte setzen auch Sie ein Zeichen für die Wirt-
schaft und unterstützen Sie den Minderheitsantrag. 
 
Tremp: Über Strategien liesse sich trefflich streiten, auch in 
diesem Rate. Aber ich denke, wir sind nicht hier dazu, um 
heute über Strategien zu sprechen oder zu streiten. Ich staune 
trotzdem nochmals, Regierungsrat Lardi. Ich gehe durchaus 
mit Ihnen einig, dass wir alle im gewissen Sinne Teil der 
Wirtschaft sind. Aber zur Wirtschaft gehört dann nicht nur 
Dienstleistung oder Produktion und Handel, sondern unter 
anderem auch Forschung und Lehre. Und Forschung und 
Lehre ist natürlich ein wesentlicher Teil, der durch die In-
dustrie oder eben durch die Wirtschaft auch getätigt wird. 
Aber ich denke, Ihre Ausführungen haben eigentlich nichts 
mit der Diskussion zu tun, um die es hier geht bei Absatz 2 
von Artikel 8. Es geht schlussendlich ja eigentlich nur dar-
um, dass wir dem Begriff Wirtschaft in diesem Gesetz den 
nötigen Stellenwert einräumen, im Wissen darum, dass die 
Regierung, selbst wenn es nicht drinnen stehen würde, wahr-
scheinlich ja auch die Interessen der Wirtschaft da einbezie-
hen würde. Und doch bin ich dafür, den Antrag Casanova zu 
unterstützen. Ich gehe auch davon aus, dass die Wahlresulta-
te von Regierungsrat Lardi zumindest teilweise auch von der 
Wirtschaft mitgetragen worden sind. Wenn Sie das Beispiel 
Fürstentum Liechtenstein anschauen, Liechtenstein hat ja 
auch eine Hochschule, dort wird explizit darauf hingewiesen, 
welche Träger aus der Wirtschaft ein Vorschlagsrecht haben. 
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Und der Antrag von Ratskollege Casanova geht ja überhaupt 
nicht soweit, sondern er umfasst lediglich den Begriff der 
Wirtschaft.  
Ich bin überzeugt, dass die Regierung eine kluge Personalpo-
litik fällen wird und die auch entsprechend auswählen wird. 
Nichts desto trotz denke ich, müssen wir den Antrag von 
Ratskollege Casanova unterstützen, um eben auch ein Zei-
chen zu setzen in diesem Gesetz, das sehr stark eben von der 
Wirtschaft getragen wird. 
 
Regierungsrat Lardi: Ich bin einverstanden, dass die Wirt-
schaft angemessen berücksichtigt werden soll, also über das 
haben wir jetzt eine semantische Auseinandersetzung. Wir 
können uns auch irgendwann semantisch auseinandersetzen, 
ob Lehre und Forschung nicht auch eine Dienstleistung ist; 
ich meine wohl. Damit hätte ich alles in dieser Definition 
von Wirtschaft doch berücksichtigt. Also niemand ist dage-
gen, dass die Wirtschaft nach Ihrer Definition angemessen 
berücksichtigt ist. Was wir jetzt diskutieren, meine ich, ist 
nur die Frage, ob die strategischen Grundsätze für den Be-
trieb der Hochschule von der Regierung festgelegt werden 
können und sollen, in diesem Artikel drin bleiben sollen oder 
nicht. Also die strategischen Grundsätze, die dann zur Stra-
tegie führen gemäss den darauf folgenden Artikeln, das ist 
die Diskussion im Moment. Und wenn wir schon bei der 
Fachhochschule Liechtenstein sind, teile ich sehr gerne mit, 
dass dort die Regierung sogar den Rektor wählt. Also eine 
stärkere Einmischung in diesem Zusammenhang ist praktisch 
nicht möglich, wenn die Regierung das auch festschreibt.  
Ich sage es nochmals. Wir wären jetzt im Prinzip sehr damit 
einverstanden, auch mit dieser Ergänzung, sie berücksichtigt 
dabei die Interessen der Wirtschaft. Ich erkläre hiermit, 
selbst wenn die Version der Regierung durchkommt, werden 
wir, ob es feststeht oder nicht, das berücksichtigen, gemäss 
dem, was bisher gesagt worden ist. Wir möchten aber, und 
damit sind wir bereits beim Kernpunkt, wir möchten das 
Recht haben, die strategischen Grundsätze für den Betrieb 
der Hochschule festzulegen. Und zwar hier und nicht dann 
im Versteckten, wenn Sie so wollen, beim Leistungsauftrag 
und bei den Jahreskontrakten. Ich meine, dass diese Haltung 
hier durchaus Unterstützung geniessen kann und bitte Sie 
deshalb, die Vorschläge der Kommissionsmehrheit zu unter-
stützen. 
 
Claus: Herr Standesvizepräsident, bevor Sie sich über die 
Abstimmungsmodi Gedanken machen, möchte ich als Ver-
treter des Minderheitsantrages bekanntgeben, dass wir diesen 
zurückziehen werden, aber ganz klar zu Gunsten des Antrags 
Casanova. Aus folgendem Grund: Der Minderheitsantrag hat 
dazu geführt, dass wir eine differenziertere Diskussion über 
die Einbindung der Wirtschaft in die HTW geführt haben. 
Und wir haben auch klar gesehen, wo die strategischen 
Grundsatzentscheide zu fällen sind, nämlich im Hochschul-
rat. Ich glaube auch, dass wir uns weitere hobbyphilosophi-
sche Ausführungen über die demokratisch legitimierte Re-
gierung, die inzwischen ja zur Wirtschaft geworden ist, spa-
ren können und um das Prozedere abzukürzen, bin ich gerne 
bereit, unseren Minderheitsantrag zu Gunsten Antrag Casa-
nova zurück zu ziehen. Das erleichtert auch Ihre Arbeit, Herr 
Standesvizepräsident. 
 
Der Antrag der Kommissionsminderheit wird zurückgezogen. 
 
Arquint: Auch ich staune etwas, wie Collega Tremp, aber 
aus einem anderen Blickwinkel. Vielleicht haben Sie, die 

meisten miterlebt, wie die Regierung wirtschaftspolitisch ei-
gentlich umgeht. Denken Sie an das Wirtschaftsleitbild, ich 
möchte nur das erwähnen, das vor einigen Jahren von der 
Wirtschaft erarbeitet, von der Regierung tale quale über-
nommen wurde und integriert in die Grundsätze der Wirt-
schaftspolitik. Und hier höre ich Ängste darüber, dass die 
Wirtschaft vielleicht nicht beim Fachhochschulrat in der Zu-
sammensetzung berücksichtigt werden könnte. Und dann 
komme ich um die Vermutung nicht herum, dass es hier ei-
gentlich nicht mehr um eine sachgemässe, sondern um eine 
emotionale Diskussion geht. Ich könnte mir vorstellen, dass 
man ein Entwicklungslehrbuch zur Hand nimmt und das Ka-
pitel “Wie lasse ich mein Kind erwachsen werden“ lesen 
könnte. Bei der Regierung gibt’s grosse Mühen, dem Kind 
die Mündigkeit zu gewähren. Da sehe ich beispielsweise – 
und da bin ich einig mit Grossrat Casanova – die strategi-
schen Grundsätze, das sind Dinge des Fachhochschulrates. 
Bildungspolitisch, meinetwegen, ist die Regierung zuständig, 
aber nicht im strategischen Bereich. Und das ist mehr als ei-
ne rein semantische Frage. Und wenn wir das hier so festle-
gen, dann ist die Verwirrung vorgespurt. Und wir werden 
Reibungsverluste haben in der Auseinandersetzung zwischen 
diesen verschiedenen Gremien. Auf der anderen Seite, lieber 
Kollege Claus, ich habe auch Verständnis, die Wirtschaft hat 
mitgeholfen, diese Fachhochschule zu bilden und tragfähige 
Strukturen zu schaffen. Und jetzt müsste sie sie eigentlich 
übergeben und erwachsen werden lassen und traut anschei-
nend dem nicht ganz oder hat Schwierigkeiten, sich zu lösen 
von diesem Kind, das man gezeugt und entwickelt und ge-
fördert hat. Und es geht eigentlich praktisch nur um diese 
emotionalen Dinge, ob wir jetzt die Wirtschaft reinbringen, 
dann machen wir ein Zugeständnis an die Erziehungsfunkti-
on, die die Wirtschaft gehabt hat in diesem Bereich und 
wenn wir die strategischen Grundsätze lassen, das ist für 
mich ein bisschen schwieriger, dann schaffen wir doch ein 
bisschen Verwirrung. Aber ich habe keine Wahl, der Antrag 
Casanova verbindet, vermischt diese beiden Dinge. Und von 
dort her ist es schwierig, auseinander zu tüfteln und jeweils 
für das Eine oder für das Andere Position beziehen zu kön-
nen. Ich hätte gerne, wenn dieser Antrag aufgeteilt wäre. 
 
Dermont: Auch ich habe alle Achtung vor den Pionieren der 
HTW, vor allem vor der grossen Arbeit, die sie für unseren 
Kanton, für die Wirtschaft, von der wir alle abhängig sind, 
bereits geleistet haben. Der Hochschulrat wird auch in Zu-
kunft eine grosse Verantwortung zu tragen haben. Da bin ich 
gleicher Meinung wie mein Kollege Loepfe. Ich möchte aber 
hier schon zu bedenken geben, dass dieser Schulrat das nicht 
gerade ehrenamtlich und unentgeltlich hat machen müssen. 
Und darum glaube ich und habe die Hoffnung, ja bin sogar 
sicher, dass wir schon gute, ausgebildete Leute finden wer-
den, dass die Regierung diese auch auslesen wird, die in dem 
Schulrat auch in Zukunft mitmachen werden.  
Ich möchte auch auf zwei Voten eingehen, das scheint mir 
sehr, sehr wichtig heute. Kollege Claus, der mit mir in der 
Bildungskommission ist, hat es gesagt und auch mein CVP-
Kollege Tremp. Die Stadt Chur, also die Standortfrage wurde 
angesprochen. Und ich meine, wenn man so ein bisschen die 
die Bildungspolitik verfolgt, dann merkt man schon, wo wir 
in Zukunft kämpfen müssen, um den Standort Chur. Und 
wenn ich Chur sage, meine ich auch Graubünden. Darum 
müssen wir sicher in Zukunft kämpfen. Und gerade in dieser 
Frage meine ich, dass wir doch mit dem Kanton – Regie-
rungsrat Lardi hat es auch bereits angetönt – in partnerschaft-
licher Zusammenarbeit bessere Chancen haben, unsere An-
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liegen durchzubringen. Und darum möchte ich Ihnen beliebt 
machen, den Antrag der Kommissionsmehrheit zu unterstüt-
zen. 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Ich meine, dass Kollege 
Zindel die ganze Sache auf den Punkt gebracht hat und ich 
sehe nach wie vor nicht ein, weshalb dieser Teil der strategi-
schen Grundsätze, welche nach wie vor bei der Regierung 
bleiben soll, warum man die nicht in diesem Artikel auch 
aufführen kann. Dann könnte man nämlich, wie das Regie-
rungsrat Lardi bereits gesagt hat, dieses Anliegen von Gross-
rat Casanova, was er da noch hinein bringt, durchaus mitbe-
rücksichtigen. Ich sehe nicht die Angst, weshalb man das 
nicht hinein tun kann, vielmehr auch deshalb nicht, weil ja 
Grossrat Loepfe vorgängig sagt, dass im Artikel 6 das bereits 
drin sei. Also dann weiss ich nicht, warum es ihn denn stört, 
wenn es in Artikel 8 noch einmal explizit namentlich aufge-
führt ist. Er sagt ja, die Regierung könne das, diese wolle die 
strategischen Grundsätze festlegen, das könne sie bereits 
über den Artikel 6 machen. Wenn dem so ist, weiss ich nicht, 
warum Sie sich denn dagegen wehren, dass man das in Arti-
kel 8 nicht eins zu eins auch noch so aufführt. Dann können 
wir das doch so belassen, dann ist es halt vielleicht zweimal 
drin, aber ein bisschen anders, ist noch gerade Wort wörtlich 
drin. Und ich möchte Grossrat Casanova fragen: Haben Sie 
das ganz bewusst herausgenommen, diese strategischen 
Grundsätze, wollen Sie das einfach nicht? Also dementspre-
chend kann man natürlich auch das Votum von Collega 
Loepfe nicht so unterstützen, indem er sagt, dass das bereits 
in Artikel 6 drin sei. Grossrat Loepfe, ich kenne mich in die-
ser Materie zu wenig aus. Also wenn ich Ihre Aussage rich-
tig verstanden habe, sagen Sie, dass die Regierung bereits 
strategische Grundsätze über Artikel 8 einführen kann. Wenn 
dem so ist, dann sehe ich nach wie vor nicht ein, warum man 
das in Artikel nicht drinlassen kann. Ich meine, dass die Re-
gierung nach wie vor ein Mitspracherecht haben muss, das 
muss sie. Die Vergangenheit hat auch gezeigt, dass unsere 
Regierung in Wirtschaftsfragen sicher auch im Sinne der 
Wirtschaft denkt und handelt. Und ich bin auch überzeugt, 
dass unser künftiger Regierungsrat, der Gewählte, der am 1. 
Januar ins Amt tritt, für dies Verständnis hat und sich für die 
Wirtschaft einsetzen wird. Und ich glaube das nicht, dass das 
nur auf Zeit so ist, auch wenn die Köpfe in der Regierung 
eben von Zeit zu Zeit auf Grund der Amtszeitbeschränkung 
sich ändern.  
Also unsere Regierung hat in der Vergangenheit bewiesen, 
dass sie wirtschaftlich denken kann und sie ist auch nicht 
ganz unbeteiligt an der ganzen Situation, dass wir diese 
Schule eben haben. Selbstverständlich müssen wir sagen, wir 
wollen alle hier drin dasselbe. Da bin ich überzeugt und 
letztendlich kommt es auch auf dasselbe heraus, glaube ich. 
Ob wir das drin lassen oder nicht, letztendlich. Ich beantrage 
Ihnen natürlich, die Kommissionsmehrheit zu unterstützen 
und das so drin zu belassen, wie es in der Botschaft ist. 
 
Loepfe: Der Kommissionspräsident hat mir eine Frage ge-
stellt und ich muss die Frage beantworten. Ich will nicht 
gross verlängern. Meine Aussage war, Artikel 6 und Artikel 
9, Absatz 2 genügen, es braucht nicht mehr. Ich habe nicht 
gesagt, dass Artikel 8, Absatz 2 identisch sei mit Artikel 6. 
Ich sage nur, das ist das, was vorgesehen ist, dass die Regie-
rung einzugreifen hat. So ist es auch vorgesehen, dass sie bei 
anderen selbständigen Anstalten eingreift. Es gibt keinen 
Grund, weitergehend einzugreifen. Das war meine Aussage, 
ich sagte nicht, es sei identisch. 

Standesvizepräsident Geisseler: Wir stimmen ab. Wir stellen 
den Antrag der Kommissionsmehrheit dem Antrag Casanova 
gegenüber.  
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat stimmt dem Antrag Casanova mit 50 zu 43 
Stimmen zu. 
 
 
Art. 8 Abs. 3 (neu) 
 
Arquint: Parallel zum Antrag der Diskussion über die Päda-
gogische Fachhochschule würde hier ein neuer Absatz 3 
kommen: Die Amtsdauer der von der Regierung gewählten 
Mitglieder des Fachhochschulrates beträgt vier Jahre, zwei-
malige Wiederwahl ist möglich. 
 
Antrag Arquint 
Neuer Absatz 3 einfügen: 
Die Amtsdauer der Mitglieder des Hochschulrats beträgt vier 
Jahre. Zweimalige Wiederwahl ist möglich. 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Sie haben mir die Unterlage 
abgegeben und dort haben Sie aufgeschrieben, Artikel 9. 
Jetzt müssen Sie sich entscheiden, ob Sie das bei Artikel 8 
oder Artikel 9 einfügen wollen. 
 
Arquint: Parallel zum früheren Artikel 8. 
 
Abstimmung 
Der Antrag Arquint wird mit 67 zu 0 Stimmen angenommen. 
 
Pfiffner: Erlauben Sie mir noch, etwas Grundsätzliches bei 
Artikel 8, zur Wahl. Eine Bemerkung zur Frauenvertretung 
in Leitungsfunktionen der HTW. Erfreulicherweise ist die 
Anzahl der weiblichen Studierenden an der HTW in den letz-
ten Jahren gestiegen. Schaut man jedoch den heutigen Stif-
tungsrat und das Organigramm der Schule an, so muss man 
die Frauen mit der Lupe suchen. Im Stiftungsrat hat keine 
einzige Frau Einsitz. Die vier Departemente Zentrale Diens-
te, Diplomstudien, Nachdiplom und Masterstudien und Insti-
tute werden auch alle von Männern geleitet. Innerhalb dieser 
Departemente finden sich von insgesamt 31 Verantwortli-
chen nur drei Frauen. Sie sehen, die Frauen sind an der HTW 
in sämtlichen Positionen absolut untervertreten. Ich rege da-
her die Regierung an, wenigstens bei der Besetzung des 
Hochschulrates auch Frauen zu wählen und so diesen Miss-
stand wenigstens ein bisschen zu korrigieren.  
 
Standesvizepräsident Geisseler: Ich gehe davon aus, dass die 
Anregung bei der Regierung angekommen ist.  
 
 
Art. 9, 2. Hochschulrat 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Hier gilt das Gleiche, wie 
bei der Pädagogischen Hochschule vorhin. 
 
Angenommen 
 
 
 
 



 8. Dezember 2004 934 

Art. 10, 3. Schulleitung 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Hier haben wir einen Antrag 
Loepfe, der “den Rektor oder die Rektorin“ ersetzen will mit 
“die Schulleitung“. Ist das richtig so, Grossrat Loepfe. 
 
Loepfe: Artikel 10 des HTW-Gesetzes ist wörtlich identisch 
mit Artikel 13 der Pädagogischen Fachhochschule. Dement-
sprechend entspricht mein Antrag hier auch wörtlich dassel-
be, es ändert sich lediglich die Nummer, Artikel 10. Und ich 
bitte Sie, so Sie mir in der pädagogischen Fachhochschule 
gefolgt sind, dass Sie in diesem Antrag auch folgen in der 
HTW. 
 
Antrag Loepfe 
Artikel wie folgt ändern: 
Der Schulleitung gehören der Rektor oder die Rektorin und 
die Abteilungsleitenden an. Die Schulleitung ist für die ope-
rative und pädagogische Führung der Hochschule verant-
wortlich. Der Rektor oder die Rektorin vertritt die Hochschu-
le gegen aussen.  
 
Standesvizepräsident Geisseler: Diskussion? Wird nicht ge-
wünscht. Es erwächst kein Widerstand von Regierung, resp. 
Kommission? Dann so festgelegt.  
 
Antrag Loepfe angenommen. 
 
 
Art. 11, 4. Revisionsstelle 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Gloor: Ich unterrichte sein etwa zehn Jahren im Nebenamt 
an der Fachhochschule Chur Antriebs- und Energietechnik 
und ich habe festgestellt, dass an diesen kleinen Fachhoch-
schulen der Rektor keinen Unterricht erteilt und dass er so in 
einer Art Elfenbeinturm lebt, also der Vorgänger und der 
Neue. Und ich weiss nicht, wie ich das gesetzlich unterbrin-
gen könnte oder so, aber schön wäre, wenn man irgendwo 
festlegen könnte, dass Rektor oder Abteilungsleiter etwa 20 
Prozent Unterricht erteilt, 20 Prozent eines normalen Schul-
pensums. Wenn ich das vergleiche mit der Universität St. 
Gallen oder anderen Institutionen, die grösser und renom-
mierter sind, ist das dort Tradition und üblich. 
 
Regierungsrat Lardi: Das ist wirklich eine Frage, die vom 
Hochschulrat bei der Wahl des Rektors zu entscheiden ist. 
Ich glaube kaum, dass es Sinn machen würde, in einem Ge-
setz eine solche Verpflichtung festzuschreiben. Ich kann mir 
nicht vorstellen, dass es Sinn machen würde sich so tief in 
den Schulalltag einzumischen. Ich verstehe Ihre Forderung, 
aber das ist eine Frage, die dort entschieden werden muss, 
wo auch die Entscheide für den Schulalltag fallen. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 12, Angehörige der Hochschule, 1. Personal 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 

Art. 13, 2. Studierende 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
III. Finanzen 
 
Art. 14, Finanzierung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 15, Kantonsbeitrag, Rückstellungen und Rücklagen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Hier ist zu erwähnen, dass 
eben seit 2003 bereits im Rahmen eines Globalbudgets die 
Leistungen an die HTW vom Kanton gehen. 
 
Angenommen 
 
 
Art. 16, Aufsicht 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 17, Haftung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
IV. Rechtspflege 
 
Art. 18, Rechtsweg 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
V. Schlussbestimmungen 
 
Art. 19, Vollzug 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 20, Vorkehren für Verselbständigung 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Hier kann man vielleicht 
erwähnen, das Justiz-, Polizei- und Sanitätsdepartement hat 
in seiner Funktion als Stiftungsaufsicht grundsätzlich Grünes 
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Licht für die Umwandlung der privaten Stiftung HTW in ei-
ne selbständige Anstalt schon gegeben. 
Angenommen 
 
 
Art. 21, Übernahme der Aktiven und Passiven 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 22, Weiterführung und Anpassung von Rechts-
verhältnissen 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Angenommen 
 
 
Art. 23, Aufhebung der Beitragspflicht 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Hier gilt es, folgendes zu 
sagen: Die Befreiung des bisherigen Schulträgers von der 
Beitragspflicht soll nicht voraussetzungslos erfolgen. Im-
merhin handelt es sich bei dieser Beitragspflicht um eine ge-
setzlich verankerte Pflicht, deren Bestand allen Beteiligten 
sehr wohl bekannt war. Mit Artikel 23 HTWG kommt der 
Gesetzgeber dem bisherigen Träger durchaus entgegen, auch 
wenn die Befreiung von der Leistung bereits fälliger Beiträge 
nicht voraussetzungslos erfolgt. Welche Voraussetzungen er-
füllt werden müssen, weiss ich nicht, kann dann vielleicht 
Regierungsrat Lardi noch genauer bekannt geben. Der Kan-
ton kann aber diese Beiträge, die aufgelaufen sind, erlassen. 
 
Claus: Danke. Es ist eine Kann-Formulierung und wenn wir 
aber den Text im orangen Büchlein genau lesen, wissen wir, 
dass hier diese Befreiung rückwirkend geplant ist. Ich gehe 
davon aus – und es wurde mir auch so mitgeteilt – auch von 
den entsprechenden Stiftungen, dass dies im Einvernehmen 
mit der Regierung und auch bezüglich der Beträge, dass hier 
ein Einvernehmen herrscht. Das ist eine Feststellung, die 
man höchstens korrigieren müsste, wenn dem nicht so wäre. 
 
Loepfe: Ich möchte eigentlich hier nur nachdoppeln. In Arti-
kel 23 ist die Kann-Formulierung und ich wäre froh um eine 
Protollerklärung der Regierung, wie sie es im konkreten Fall 
hier zu handhaben gedenkt. 
 
Regierungsrat Lardi: Die sogenannte Wirtschaft möchte hier 
den Fünfer, das Weggli und die Bäckersfrau auch gleich da-
zu. Bitte begnügen Sie sich mit diesen Formulierungen hier. 
Es ist nicht so, dass wir einen Verein in den Konkurs treiben 
wollen, aber die Voraussetzungslosigkeit dieser Abtretung 
kann nicht heute stipuliert werden. Es wird in einer Gesamt-
schau darauf geachtet, aber wir machen diese Gesetzesrevi-
sion unter anderem, damit diese Trägervereine von dieser 
Leistungspflicht befreit werden. Die Erläuterungen in der 
Botschaft kann ich nicht weiter kommentieren. Wenn es eine 
Kann-Botschaft ist, ist es dann eine Frage der Ausgestaltung. 
Aber wir sind durchaus gewillt, gute Lösungen zu finden. 
 
Angenommen 

Art. 24, Referendum und Inkrafttreten 
Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 
Claus: Jetzt möchte ich doch noch von der Regierung den 
ganzen Bäckerladen. Nein, zu der Inkraftsetzung gilt es auch 
festzuhalten, dass wir auch hier hoffen – und da spreche ich 
jetzt wirklich für die Wirtschaft im Sinne dieser Trägerverei-
ne – dass dieses Inkrafttreten auch so gewählt wird, der Zeit-
punkt so gewählt wird, dass wirklich sämtliche Restanzen 
weg gefallen sind und dass man dann neu starten kann, ohne 
dass wir im Nachhinein noch irgendwelche Ärger haben 
müssen. Wenn das so ist, wäre diesem ganzen Gebilde, dass 
wir hier heute beschlossen haben, sicherlich auch ein guter 
Start ermöglicht. 
 
Angenommen 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Gut, dann stelle ich jetzt 
fest, dass wir die Vorlage durchberaten haben. Möchte je-
mand auf irgendeinen Artikel zurückkommen? Das scheint 
nicht der Fall zu sein.  
 
Schlussabstimmung 
Der Grosse Rat stimmt dem Gesetz über die Hochschule für 
Technik und Wirtschaft mit 95 zu 0 Stimmen zu. 
 
Butzerin; Kommissionspräsident: Ich möchte es nicht unter-
lassen, an erster Stelle Ihnen, Regierungsrat Lardi, dann aber 
auch Ihren Mitarbeitern, Ihrem Departementssekretär, Herr 
Laim, aber auch Herrn Michel, Vorsteher des Amtes für Ter-
tiärbildung, sowie auch meinen Kolleginnen und Kollegen 
der Bildungs- und Kulturkommission, zuletzt auch Ihnen al-
lem, zu danken für die Beratung und die aktive Mitarbeit bei 
diesen zwei Gesetzen. Ich bedanke mich herzlich dafür. 
 
Casanova (Chur): Ich habe wenig Verständnis dafür, dass 
wir morgen noch einmal tagen. Warum? Wir geben damit 
rund 50'000 Franken aus. Ich hätte von der Ratsleitung er-
wartet, dass die Zeiten so gesetzt worden wären, dass wir mit 
den Traktanden durchgekommen wären. Es ist durchaus 
möglich, dass wir in Einzelfällen um 7.30 Uhr anfangen oder 
um 13.30 Uhr und die Pausen nicht eine halbe Stunde gehen. 
Ich möchte das zu Handen der Ratsleitung weitergeben und 
bitten, dass man in Zukunft diesem Umstand Rechnung trägt. 
 
Standesvizepräsident Geisseler: Wir nehmen das zur Kennt-
nis und machen den Hinweis, dass wir heute und jetzt hier 
aufhören, weil nach 18.00 Uhr der Puls-Anlass hier in Chur 
stattfindet, an dem vermutlich die meisten, die hier sitzen, 
teilnehmen werden.  
 
 
 
Es sind folgende Vorstösse eingegangen: 
- Auftrag Donatsch betreffend Einsetzung eines KMU- 
 Forums durch die Regierung 
- Anfrage Stiffler betreffend RhB Linie Davos-Filisur 
- Anfrage Augustin betreffend freien Personenverkehr 

mit der EU 
- Anfrage Parolini betreffend Konzept „Rumantsch Gri-

schun en scola“ 
 
 
 
Schluss der Sitzung: 17.50 Uhr 
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Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Domenic Gross 
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Donnerstag, 9. Dezember 2004 
Vormittag 

Vorsitz: Standespräsident Christian Möhr 

Protokollführer: Adriano Jenal 

Präsenz: anwesend 103 Mitglieder 

entschuldigt:  Arquint, Bachmann, Beck, Berther (Disentis), Biancotti, Brasser, Casanova (Chur), 
Conrad, Feltscher, Hess, Kessler, Lemm, Marti, Pfiffner, Schmid, Quinter,  
Stv. Cattaneo 

Sitzungsbeginn:  8.15 Uhr 

 
 
 
 

 
Dringliche Fraktionsanfrage betreffend Armee XXI – 
zum Logistik-Infrastrukturentscheid vom 6. Dezember 
2004 (Fraktionsanfrage CVP) (Wortlaut Dezember-
protokoll 2004, S. 722) 
 
Antwort der Regierung 
 
Am 6. Dezember 2004 hat das Departement für Verteidi-
gung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) den Regie-
rungsvertretungen der Kantone in Bern sein Stationierungs-
konzept der Armee vorgelegt. Die Neuausrichtung der Ar-
mee hat eine markante Reduktion der Kampf- und Führungs-
struktur, der Truppenlager und Schiessplätze und damit ver-
bunden einen einschneidenden Personalabbau zur Folge. 
Der Kanton Graubünden wird im Konzept stark benachtei-
ligt. Chur verliert das Eidgenössische Zeughaus mit dem 
Armeemotorwagenpark (AMP). Obwohl unser Kanton mit 
Hinterrhein, Chur–Rossboden, Breil/Brigels, S-chanf und 
weiteren über sehr gute Schiessplätze verfügt, erhält er we-
der ein Logistik-Center noch ein Infrastruktur-Center. Das 
Konzept sieht bis Ende 2010 in Chur lediglich noch eine Re-
tablierungsstelle mit 5 - 8 Arbeitsplätzen sowie 8 - 16 Ar-
beitsstellen im Infrastrukturbereich vor. Ferner sollen die üb-
rigen im Kanton betriebenen Armeeanlagen auf den oben 
erwähnten Schiessplätzen mit einem Minimalbestand an Per-
sonal weiterbetrieben werden. Zudem werden eine Vielzahl 
von Gemeindeunterkünften, Vertragsschiessplätzen und Lo-
gistikstandorten im Kanton aufgegeben. Demgegenüber soll 
die Belegung vorab des Waffenplatzes in Chur gegenüber 
heute um mehr als 20 % erhöht werden. 
Die Regierung des Kantons Graubünden hat kein Verständ-
nis für diese Vorschläge, die militärpolitisches Fingerspit-
zengefühl vermissen lassen. Die Umsetzung dieser Vor-
schläge führt einerseits zu einem starken Abbau von Arbeits-
plätzen im Kanton; andererseits aber werden die Immissio-
nen für Bevölkerung und Natur infolge intensiverer Nutzung 
vor allem des Schiessplatzes Rossboden in Chur erheblich 
erhöht. 
Der Verzicht auf ein Zeughaus vor Ort erhöht zudem die 
Transportkilometer für das Material, die Munition und die 
Fahrzeuge wesentlich. Dass sich dies betriebswirtschaftlich 
als Vorteil herausstellt bzw. auszahlt, ist im heutigen Zeit-
punkt nicht belegt. 
Zu den Fragen: 
1. Auch nach der Kommunikation des Konzepts durch das 

VBS bleiben viele Fragen offen. Was der Entscheid mit 

Bezug auf den Personalabbau in Graubünden konkret 
und im Detail bedeutet, konnte bisher auch von den zu-
ständigen Bundesstellen nicht abschliessend beantwor-
tet werden. 
 Das VBS hat den Kantonen Frist zur Stellungnahme bis 
zum 4. Februar 2005 eingeräumt. Gleichzeitig haben 
Vertreter des VBS verlauten lassen, am Entscheid über 
die Logistikcenter und die Infracenter könne nicht mehr 
gerüttelt werden. Dieser Widerspruch muss im Ge-
spräch aufgelöst werden. So wie sich das Konzept nach 
einer ersten Sichtung präsentiert, kann es, jedenfalls 
was die sich für den Kanton Graubünden daraus erge-
bende Situation anbelangt, nicht akzeptiert werden.  

2. Es sind weitere Gespräche mit den Vertretern des VBS 
zu führen. Dabei soll in aller Deutlichkeit zum Aus-
druck gebracht werden, dass den mit der Nutzung der 
Schiessplätze in Graubünden einhergehenden Belas-
tungen eine den Verhältnissen entsprechende Anzahl an 
Arbeitsstellen im Kanton gegenüberstehen muss. Der 
volkswirtschaftliche Nutzen der Armeeanlagen und 
Schiessplätze im Verbund mit den damit zusammen-
hängenden Arbeitsstellen in unserem Kanton darf nicht 
einseitigen betriebswirtschaftlichen Überlegungen, die 
zudem nicht in jeder Hinsicht zu überzeugen vermögen, 
geopfert werden. Ein reines Kosten-Nutzen-Denken 
entspricht auch nicht dem Milizgedanken. 

3. Zurzeit wird eine Besprechung mit Bundesrat Schmid, 
Vorsteher VBS, koordiniert. Die Regierung entscheidet 
nach Abschluss der Gespräche mit dem VBS, ob sie die 
Frist bis zum 4. Februar 2005 zur Eingabe einer schrift-
lichen Stellungnahme an das VBS nutzen will. 
Nach weiteren Informationsanlässen in den Kantonen 
plant das VBS, die genehmigten Standorte Mitte 2005 
mitzuteilen. 

 
Antrag Cavigelli 
Diskussion 
 
Abstimmung 
Dem Antrag wird mit offensichtlichem Mehr zugestimmt.  
 
Cavigelli: Ich danke für die eingeräumte Diskussionsmög-
lichkeit. Der Vorentscheid des VBS hat bekanntlich hohe 
Wellen der Emotion und der Entrüstung geworfen. Dies 
durchaus zu Recht, zumindest als eine spontane Reaktion auf 
einen Entscheid, der in dieser Härte so nicht erwartet worden 



 9. Dezember 2004 938 

ist, selbst von jenen Personen, die davon näher informiert 
und näher betroffen sind. Es fragt sich nun, nachdem die Hi-
obsbotschaft eingegangen ist, wie nun weiter zu verfahren 
ist. Unser Vorstoss bezweckt denn auch genau dies. Er will 
nicht die spontane Stimmung aufnehmen oder sie sogar an-
heizen, sondern er will Anlass dazu sein, dass man sich Ge-
danken über das mittel- und auch allfällig über das länger-
fristige Engagement des Militärs bei uns macht.  
Die Ausgangslage ist durchaus sehr komplex. Eine erste 
Bemerkung: Der Vorentscheid vom vergangenen Montag re-
gelt die Logistik- und Infrastrukturzentren schweizweit. Vie-
le Regionen sind hart negativ betroffen, einige stehen als 
Sieger da. Sieger sind im Generellen einmal mehr die zent-
rumsnahen Regionen, d.h. die Achse Waadtland, Bern, Zü-
rich, St. Gallen. Zu den Hauptverlierern gehören nebst Grau-
bünden die anderen Berg- und Randregionen, darunter unser 
Nachbarkanton Glarus, aber auch beispielsweise der Kanton 
Wallis. Wer Verhandlungsstrategien entwickeln will, um am 
Vorentscheid noch etwas zu ändern, muss sich unseres Er-
achtens verbünden. Die Frage, mit wem die Interessenge-
meinschaft zu bilden ist, erfordert bei dieser Ausgangslage 
allerdings besonderes Geschick und auf jeden Fall auch ei-
nen kühlen Kopf und zwar aller Beteiligter. Nur als solitärer 
Bittsteller erreichen wir nichts und gehen in der Menge der 
übrigen unter.  
Ein zweiter Gedanke: Im Bereich Zeughaus und Waffenplatz 
Chur werden heute insgesamt 96 Mitarbeiter beschäftigt. Er 
ist als Organisationseinheit der Betriebe des Heeres selbstän-
dig organisiert, hat also beispielsweise über weite Strecken 
eigene Entscheidbefugnisse wenn es darum geht, welchen 
Nutzen und welche Last das Militär uns letztlich für Grau-
bünden übrig lässt. Die heutige Organisation bedeutet zu-
dem, dass wir sowohl qualifizierte Arbeitsplätze mit Ein-
flussmöglichkeiten als auch einfachere – Grossrat Jäger hat 
gestern darauf hingewiesen – als auch einfachere, weniger 
qualifizierte Arbeitsplätze für Handwerker vor Ort haben. 
Wir sprechen von einer Lohnsummen von gegen zehn Milli-
onen Franken jährlich und von Arbeitsvergaben im Unter-
haltsbereich von gegen wiederum zehn Millionen Franken 
jährlich und von Drittvergaben an Unternehmen in der Regi-
on von gegen ein bis zwei Millionen Franken jährlich. Alles 
wird ganz wesentlich von hier aus vorbereitet, entschieden 
und letztlich auch verteilt. Wir verlieren mehr als nur Ar-
beitsplätze. Es droht, dass wir ein kleines Kompetenzcenter 
verlieren, mit allem was so dazu gehört.  
Ein dritter Gedanke: Die Problematik ist sodann nicht nur ei-
ne, welche die Stadt Chur betrifft. Drohgebärden wie sie 
nicht erst in den letzten Tagen von da und dort – unter ande-
rem auch von Verantwortlichen der Stadt Chur – über die 
Presse in Umlauf gebracht worden sind, übersehen unseres 
Erachtens, dass es um mehr geht, als nur um Arbeitsplätze 
der Militärverwaltung und um Lärmimmission auf dem Chu-
rer Waffenplatz. Die Gleichung Waffenplatzlärm in Chur 
gegen Arbeitsplätze in Chur greift zu kurz, denn Chur behält 
zumindest den Waffenplatz, der zudem eine zusätzliche 
Mehrbelegung von rund 20 Prozent erfahren kann. Und auch 
dies bedingt Arbeitsplätze nebst jenen wenigen der Militär-
verwaltung, die hier mit Sicherheit verbleiben, vor allem 
auch solche von Ausbildnern und Instruktoren. Zusammen 
mit den Ausbildungsplätzen in Walenstadt und St. Luzisteig 
bildet der Waffenplatz Chur ausserdem ein Ausbildungsdrei-
gestirn in der militärischen Ausbildungskonzeption, für das 
nebst regelmässigen Unterhaltsinvestitionen derzeit vor al-
lem auch Erneuerungsinvestitionen in ganz eindrücklicher 
Höhe vorgesehen sind. Allein in St. Luzisteig – auch Grau-

bünden – sollen gegen 30 Millionen Franken investiert wer-
den. Die Beibehaltung des Waffenplatzes Chur hat sodann 
Konsequenzen auch für die übrigen Ausbildungsinfrastruktu-
ren im Kanton, z.B. für den Panzerschiessplatz im Hinter-
rhein, der ebenfalls gegen teures Geld modernisiert werden 
soll. Ein unbedachtes Trötzeln und Ränkeln in Chur, ein un-
bedachtes Trötzeln und Ränkeln nur in Chur kann demnach 
Porzellan zerschlagen und hat vor allem auch einen Domino-
effekt zu Lasten anderer Regionen im Kanton zur Folge. Der 
Preis sind jedenfalls nicht nur die entgangenen Einnahmen 
der Wirte für nicht verkaufte Bierstangen und Pizzas in Chur. 
Bevor die Regierung zum Gespräch in Bundesbern antritt, ist 
es daher wichtig und richtig, auch für ein strategiekonformes 
Verhalten vor Ort in Graubünden besorgt zu sein.  
Ein dritter Gedanke: Gemäss VBS-Chef Schmid ist zumin-
dest bei der Vergabe der Infrastrukturcentren das letzte Wort 
noch nicht gesprochen. Diese Aussage von Bundesrat 
Schmid macht Sinn und ist Ernst zu nehmen. Andernfalls 
wäre die Durchführung einer Vernehmlassung hinterhältig. 
Dies unterstellen wir niemandem. Mit anderen Worten, die 
Administration hat ihre Arbeit abgeschlossen und präsentiert 
und nun ist die Zeit der hohen Politik angebracht. Zu disku-
tieren ist jetzt demnach in erster Linie nur mehr politisch. Es 
kann nicht Aufgabe und Auftrag der Bündner Militärdirekto-
rin sein, jene Arbeit erneut zu würdigen und zu verbessern, 
welche von höchster Generalität bereits als korrekt befunden 
worden ist. Selbst wenn ein Fehler drin wäre, würde dies 
nicht zielführend sein. Es käme einem Gesichtsverlust der 
Generalität gleich und dies lassen sich solche Personen von 
“kleinen Regierungsräten aus unbedeutenden Kantonen“ 
nicht bieten – selbst wenn sie im Unrecht sind. Zu diskutie-
ren ist also nicht wie Sachbearbeiter, sondern rein politisch 
und dies auf höchster Ebene. Von der Politik lässt sich das 
Militär gewohnheitsbedingt belehren und dies ist auch richtig 
so. Das Gespräch ist mit den Politikern in Bern zu führen. 
Ein letzter Punkt: Wir wissen es, an sich sind die Karten vor-
erst einmal bereits gemischt. Wenn für Graubünden mehr 
heraus schauen soll, als bis jetzt geplant ist, dann muss ein 
anderer Kanton Abstriche über sich ergehen lassen. Es be-
steht wohl eine Situation wie in einem reinen Verdrän-
gungsmarkt. In einem Verdrängungsmarkt verliert jener 
Marktteilnehmer am ehesten, der an sich vergleichbare Pro-
dukte anzubieten hat. Reden wir also nicht um den Brei her-
um. Unser Hauptkonkurrent ist der Nachbarkanton St. Gallen 
und er scheint prompt auch nicht zu jenen Kantonen zu gehö-
ren, die nur verlieren – im Gegenteil. Unter Brüdern und 
Schwestern darf das Argument zählen, dass bei vergleichba-
ren Verhältnissen abgewechselt wird und dass der Kleinere 
mitunter auch einmal dann etwas bekommt, wenn er nicht 
schneller und à priori besser war und ist, seine Sache aber 
doch auch einmal recht gut macht. Genau bei dieser Stim-
mungslage müsste unseres Erachtens die politische Diskussi-
on ansetzen. Auch wenn der Kanton Graubünden nun nicht 
besser ist, so hat er gegenüber Mutter Helvetia und Bruder 
St. Gallen doch Anspruch darauf, heute wieder einmal dran 
zu kommen. Dies im Interesse der innereidgenössischen und 
innerostschweizerischen volkswirtschaftlichen Ausgleichs, 
im Interesse der nationalen Kohäsion und nicht zuletzt auch 
mit Blick darauf, dass wir in Graubünden kaum je wieder die 
Chance haben werden, dass uns der Bund in vertretbarer 
Weise Arbeitsplätze zuhält oder gar neu schafft.  
Ich ersuche Sie daher, sehr geehrte Frau Regierungsrätin, 
sehr geehrte Herren Regierungsräte, das gesamte politische 
Gewicht der Regierung zu Hause und vor allem auch im 
Bundesbern zu bündeln und die Reise nach Bundesbern und 
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allfällig in die Nachbarkantone gemeinsam, zumindest aber 
in einer Delegation anzutreten. Denn – und da sind wir uns 
alle wohl einig – welche Arbeitsplätze, die Bundesbern zu 
vergeben hat, sollen wir denn behalten oder bekommen, 
wenn nicht jene, wo wir an sich in der Lage sind, bemer-
kenswerte Standortvorteile in die Waagschale zu legen. In 
diesem Sinne danke ich für die Antwort der Regierung und 
wünsche ich vor allem Frau Regierungsrätin Widmer viel Er-
folg in dieser schwierigen Ausgangslage. 
 
Tramèr: Ich möchte zuerst der Regierung auch einen Dank 
aussprechen, muss aber gleichzeitig sagen, dass mich die 
Antwort der Regierung in Ziffer 3 nicht ganz befriedigt. Ich 
zitiere: Die Regierung entscheidet nach Abschluss der Ge-
spräche mit dem VBS, ob sie die Frist bis zum 4. Februar 
2005 zur Eingabe einer schriftlichen Stellungnahme an das 
VBS nutzen will. Ende Zitat.  
Ja, ich frage mich, höre ich da, oder bin ich der Einzige, der 
hier bereits eine kleine Resignation hört? Hohe Regierung, 
ziehen Sie alle Register, oder militärisch gesprochen “Feuer 
frei“. Unabhängig vom Ausgang der Gespräche mit dem 
VBS ist doch eine schriftliche Stellungnahme einzureichen. 
Denn wie sagten doch schon die alten Römer: quot non est in 
actis, non est in mundo. 
 
Dudli: Der Logistik- und Infrastrukturentscheid des VBS ist 
nicht nur unverständlich, er ist unverschämt. Bei diesem Ent-
scheid fehlt die ganzheitliche Sicht sowohl hinsichtlich der 
volkswirtschaftlichen Konsequenzen in den Randregionen 
als auch in der Verbundenheit und in der Wertschätzung des 
Volkes in die Armee, in unser Milizsystem. Der Schaden ist 
gross. Es fehlt auch die notwendige Fairness in diesem Ge-
schäft. Wer vertrauensbildend verhandeln will, wer der Sa-
che zum Erfolg verhelfen will, hat eine Geschäftsmaxime 
einzuhalten. Nämlich zu versuchen, eine Win/Win-Situation 
zu erreichen. Diese Geschäftskultur lässt der Chef VBS und 
vor allem der Generalstabschef vermissen. Wenn die Bevöl-
kerung auf der einen Seite den Schiesslärm von Schiessplät-
zen zu tolerieren hat, darf sie aber auch für sich einen volks-
wirtschaftlichen Nutzen erwarten und das in Arbeitsplätzen. 
Ratskolleginnen und Ratskollegen, ich habe 1'500 Diensttage 
in unserer Armee geleistet und muss mit vielen anderen ho-
hen Offizieren, aber auch Berufsoffizieren, seit zwei Jahren 
miterleben, dass im VBS konzeptionelles Denken, politi-
sches Feeling und Führungsfähigkeiten langsam verloren ge-
hen. Wenn das so weitergeht, wird sich die Armee von innen 
heraus selbst abschaffen unter Führung von Generälen, die 
den wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Anliegen in un-
serem Staat nicht Rechnung tragen.  
Die Schliessung des Zeughauses Chur wird hier betriebswirt-
schaftlich begründet. Anderswo gelten diese Überlegungen 
nicht. Zum Beispiel, als ehemaliger Panzeroberst war ich 
ganz und gar einverstanden, dass im Rahmen der Armee XXI 
die fünf Panzerbrigaden auf zwei reduziert werden, der Be-
drohungslage entsprechend. Deshalb ist es militärisch über-
haupt nicht gerechtfertigt, ja man kann sagen Blödsinn, Ge-
niepanzer im Rahmen des neuen Rüstungsprogrammes anzu-
schaffen. Diese Beschaffung bezweckt allein die Strukturer-
haltung der eidgenössischen Rüstungsbetriebe RUAG und 
damit die Sicherung von Arbeitsplätzen in Thun. Das sind 
keine betriebswirtschaftlichen Überlegungen, sondern 
volkswirtschaftliche, die aber in Chur nicht gelten sollen. 
Deshalb ist diese betriebswirtschaftliche Begründung nicht 
nachvollziehbar und lässt einmal mehr den Schluss zu, dass 
Bern der regionalen Entwicklung keine Bedeutung schenkt. 

Frau Regierungsrätin, ich danke und gratuliere Ihnen zu Ih-
ren klaren Statements in dieser Angelegenheit. Kämpfen Sie 
weiter wie eine Löwin für unser Milizsystem, für unsere Ar-
beitsplätze im Sinne des gerechten Lastenausgleichs, des 
Schiesslärms durch einen volkswirtschaftlichen Nutzen im 
Sinne der Erhaltung der Zeughausbetriebe in Chur und damit 
der 80 Arbeitsplätze. 
 
Michel: Ich glaube, wir sind uns einig. Das, was wir hier ma-
chen, ist die Betroffenheit zum Ausdruck bringen, auf das 
was uns angekündigt wurde. Und das hat sicher seine Be-
rechtigung. Nur, ich glaube wir sind uns auch einig, Strate-
gien, wie man vorgehen soll, hätte man allenfalls auch vor 
einem Jahr ergreifen müssen, wenn man das Resultat ver-
sucht hätte abzuwenden.  
Ich sehe in zwei Punkten eine eigenartige Übereinstimmung 
in diesem Rat. Mir, als altem, ausgemusterten Soldaten ist es 
vergönnt, einmal dabei zu sein, dass über alle Parteien hin-
weg die Wichtigkeit der Armee erkannt wird. Allerdings in 
einem anderen Bereich, als man das normalerweise macht. 
Und das zweite Mal ist es auch so, dass von der SP bis zu der 
SVP das Vorgehen der hohen militärischen Führung glei-
chermassen kritisiert wird. Das finde ich einmalig. Und bei-
des ist richtig. Aber ich erlaube mir, eine Frage zu stellen. 
Wir Bündner haben Parlamentarier in Bern. Und die konkre-
te Frage an die Regierung: Dürfen wir davon ausgehen, dass 
die Bündner Parlamentarier alles in ihrer Macht getan haben, 
um das abzuwenden, was jetzt leider passiert? 
 
Peyer: Ich glaube, wir können uns lange beklagen und la-
mentieren, aber wir wissen wahrscheinlich alle: Die Armee 
in der heutigen Form hat ausgedient, sie ist massiv überdi-
mensioniert, sie wird verkleinert, auch vom SVP-VBS-
Vorsteher. Und das heisst, abbauen und sparen. Der Druck 
dazu kommt auch aus bürgerlichen Parteien und bürgerlichen 
Bundesparlamentarierinnen und –parlamentariern, auch aus 
diesem Kanton. Und wie doch so schön auch hier gesagt 
wird, sparen tut weh und jetzt tut’s halt uns auch weh. Die 
Reaktionen auf diesen Entscheid sind massiv. Das – würde 
ich behaupten – sind sie zu Recht. Aber hier eine leise Kritik, 
auch vielleicht an die Regierung: Als die Post, die Swisscom 
und die SBB Hauptwerkstätte in diesem Kanton geschlossen 
wurde, war die Regierung vergleichsweise zurückhaltend mit 
ihren Rektionen. Diese Arbeitsplätze hatten Zukunft und wa-
ren in zukunftsträchtigen Branchen. Die Armee hat nach 
meiner festen persönlichen Überzeugung keine Zukunft. Als 
in Davos auch eine Klinik geschlossen wurde ohne Vorlauf-
zeit, ohne dass man gesagt hatte, in zwei, drei Jahren geht es 
dann tatsächlich zu, hat die Regierung geschwiegen. Natür-
lich müssen wir jetzt Druck machen auf Bern und auf das 
VBS. Aber was ist das Ziel dazu? Sollen wir mit diesem 
Druck Arbeitsplätze aufrecht erhalten, die – und das wissen 
wir alle – auf die Länge nicht aufrecht zu erhalten sind. Also 
wollen wir nochmals investieren in Arbeitsplätze, die wir eh 
verlieren werden oder wollen wir Druck machen für Projek-
te, die nachher nachhaltig hier angesiedelt werden können? 
Ich denke, das wäre der bessere Weg.  
Stadtpräsident Boner, auch von der SVP, hat aus meiner 
Sicht völlig Recht. Wenn kein Zeughaus, dann auch kein 
Schiesslärm. Die Lebensqualität im Grossraum Chur würde 
damit schlagartig und rapide steigen. Ich denke, auch Gross-
rat Bruno Claus hat völlig Recht, wenn er sagt, wir brauchen 
da unten ein neues Projekt, z.B. das genialste Naherholungs-
gebiet in der Schweiz, wie er es gesagt hat. Das wäre zu-
kunftsträchtig und da sollten wir Druck machen. Und selbst-
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verständlich sollten wir Druck machen für gute Lösungen für 
die vom Arbeitsplatzabbau betroffenen Personen. Da haben 
wir in der jüngsten Vergangenheit in Graubünden nicht nur 
Gutes erlebt. Aber ich denke, hier könnten wir und besteht 
Handlungsbedarf, dass die Angestellten wirklich gut versorgt 
werden. Das liegt in der Macht des VBS und da ist ja auch 
genügend Geld vorhanden. Hier müsste unser Druck ge-
macht werden und nicht für eine Branche, die auch mittel-
fristig nicht überlebensfähig ist. 
 
Tremp: Sie werden verstehen, dass ich als Sprecher des Krei-
ses Chur durchaus berechtigt bin, zum vorliegenden Thema 
auch Stellung zu nehmen. Wenn seitens Ratskollegen Cavi-
gelli – soweit ich ihn richtig verstanden habe – von einer 
Drohgebärde der Stadt Chur gesprochen wird und er meint, 
diese greife zu kurz, dann ist das nicht ganz korrekt in dieser 
Ausführung. Es geht beileibe hier nicht um Pizzas oder um 
irgendwelche Stangen Bier, die verkauft werden sollen. Es 
geht vielmehr in die Richtung, welche Arbeiten auch die 
Stadt Chur und insbesondere die Delegation der Stadt bereits 
geleistet hat – Ratskollege Michel hat darauf hingewiesen, 
man hätte eigentlich schon früher, schon vor einem Jahr tätig 
sein müssen. Ich gebe ihm absolut Recht. Wir sind schon 
mehr als ein Jahr tätig in dieser Angelegenheit. Der Stadtprä-
sident und ich sind in einer Verhandlungsdelegation betref-
fend die künftige Nutzung des Waffenplatzes Chur mit Ver-
tretern des Bundes. Ich kann Ihnen sagen, die Gespräche ver-
laufen auf einer sehr konstruktiven Ebene, soweit Sie mit 
Mitarbeitern vor Ort sprechen. Wenn Sie jedoch Vertreter 
des Bundes haben, dann ist es sowohl für die Ortsvertreter 
militärischer Seite wie auch für uns immer recht schwierig, 
abschätzen und beurteilen zu können, was gilt dann nun jetzt 
und welche Entscheide können allenfalls gefällt werden.  
Das Konzept des VBS – Sie haben es aus den Medien ent-
nommen – sieht in Graubünden nicht nur einen Abbau sämt-
licher kantonaler Zeughäuser, sondern eben auch des eidge-
nössischen Zeughauses vor, gleichzeitig aber auch eine Er-
höhung, eine Belegungserhöhung des Waffenplatzes. Damit 
ist unweigerlich ein Abbau von Arbeitsplätzen verbunden, 
das kann man aus den Unterlagen, die auch auf dem Internet 
vom VBS ersichtlich sind, entnehmen. Damit ist aber auch – 
und Grossrat Peyer hat auch darauf hingewiesen – ganz un-
weigerlich eine Verschiebung der Emissionen zu Lasten des 
Raumes Chur verbunden. Es trifft nicht nur die Stadt Chur, 
es trifft unter anderem auch die Nachbargemeinde Felsberg. 
Topografische Gründe sprechen nun mal gegen diese Prob-
lematik. Das ist nicht auf allen Schiessplätzen dasselbe. Das 
Konzept das vorliegt, für das habe ich schon Verständnis. In 
der Medienmitteilung steht ganz klar, ich zitiere: Beim vor-
gelegten Stationierungskonzept handelt es sich um eine Auf-
listung der Infrastrukturen, die von der Armee nach militäri-
schen und betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten in Zu-
kunft noch benötigt wird. Gegen diese Sichtweise habe ich 
überhaupt keine Bedenken. Jetzt kommt eben auch die Fort-
setzung und das ist die politische Sichtweise, die hier zu ver-
treten ist. Die Zukunft im Kanton Graubünden auch aus mili-
tärischer Sicht ist nicht zu unterschätzen. Wie wohl dieser 
Kanton, der rund ein Sechstel des Territorialgebiets der 
Schweiz umfasst, so muss ich zur Kenntnis nehmen, dass lo-
gistischer Seite dieser Sechstel der Schweiz marginalisiert 
wird. Sie können eine Schweizerkarte anschauen mit all den 
künftigen vorgesehenen Infrastruktur- und Logistikbasen. 
Graubünden wird marginalisiert zu Gunsten oder zu Lasten – 
je nach Optik – der lärmintensiven Schiessausbildung. Wir 
wissen seit langem, dass der Waffenplatz Chur und insbe-

sondere der Rossboden einer der geeignetsten Schiessplätze 
ist in der Schweiz, einer der geeignetsten. Dass links und 
rechts Siedlungsgebiete sind, dafür kann der Rossboden 
nichts. Es handelt sich hierbei um Gelände, das der Bund 
schon vor Jahrzehnten gekauft hat. Und wir wissen auch, 
dass wir dem Eigentümer nicht so ohne weiteres vorschrei-
ben können, was er darauf zu tun hat. Graubünden ist aber 
auch prädestiniert für die Ausbildung im Bereich Panzer-
schiessplatz – Ratskollege Dudli hat darauf hingewiesen. Der 
Schiessplatz Hinterrhein ist einer der optimalsten Panzer-
schiessplätze in der Schweiz aus verschiedenen fachtechni-
schen Gründen. Daneben gibt es noch andere Schiessplätze, 
wie Brigels oder auch S-chanf. Distanzen spielen bei uns ei-
ne Rolle. Die Beanspruchung von Gemeinden durch das Mi-
litär spielt bei uns auch volkswirtschaftlich eine Rolle. Ges-
tern Abend haben wir im Rahmen einer Veranstaltung des 
Wirtschaftsforums uns auch orientieren lassen über die Zu-
kunft von sogenannten Randregionen, wenngleich ich das 
Wort Randregion an sich überhaupt nicht schätze. Wir sind 
keine Randregion, sondern wir sind eine Berggebietsregion 
mit all ihren Problem und Sorgen und Nöten. Zu beachten ist 
allerdings auch – und da hat Kollege Peyer auch darauf hin-
gewiesen – dass in diesem Kanton in den vergangenen zehn, 
15 Jahren zahlreiche Bundesarbeitsplätze abgebaut worden 
sind. Das ist nicht zu unterschätzen. Und ich habe gestern im 
Rahmen der Wirtschaftsforumveranstaltung eine eher provo-
kative Frage gestellt und sie kommt mir heute nämlich 
nochmals. So wie die Wirtschaft sich auf starke Zentren kon-
zentriert, so macht es eben auch der Bund, trotz seiner Regi-
onalpolitik, von der ich zwar wohl höre, aber mir fehlt im 
Moment noch der Glaube. Wir sind natürlich auch in der 
Stadt nicht untätig geblieben, wenngleich das auch eine rein 
interne Arbeit ist. Aber es kann ja nicht sein, den Kopf in den 
Sand zu stecken oder mit der Faust in der Luft herum zu 
fuchteln im Wissen, dass die Spielräume sehr klein sind. Wir 
haben uns immerhin seit einiger Zeit schon auch Gedanken 
gemacht, was dann das Positive daran sein kann? Erwarten 
Sie nun aber nicht, dass ich diese Überlegungen hier zu Tage 
bringe, wir möchten doch noch gegenüber Bern einige 
Trümpfe in der Hand haben, so hoffe ich es wenigstens.  
Ich bin dankbar um die Antwort der Regierung und ich darf 
auch aus Sicht der Stadt Chur feststellen, dass die Zusam-
menarbeit zwischen der Regierung und dem Stadtrat von 
Chur in dieser ganzen Thematik ausgezeichnet geklappt hat, 
ausgezeichnet. Die Absprachen sind seit Monaten immer 
wieder gelaufen und haben stattgefunden. Und ich bin zuver-
sichtlich, sie werden auch in den nächsten Wochen und Mo-
naten noch stattfinden. Allerdings – und das ist ein kleiner 
Wermutstropfen – wenn ich das Pressekommuniqué der 
Schweizerischen Konferenz der Kantonalen Militär- und 
Zivilschutzdirektorinnen und –direktoren lese, ich zitiere: 
Die Restrukturierung als Folge der geänderten 
Rahmenbedingungen ist für die MZDK ein unumgänglicher 
Schritt. Und dann in den Schlussbemerkungen, ich zitiere nur 
einen Satz: Heute darf gesagt werden, dass es das VBS 
verstanden hat, den Kantonen ein sachlich ausgewogenes 
Stationierungskonzept vorzulegen. Aus rein militärischer 
Sicht ist dem zwar nichts beizufügen. Aus politischer Sicht, 
insbesondere aus Sicht des Kantons Graubünden, kann es ja 
so nicht sein. Wir, seitens der Stadt Chur, werden auch in 
dieser Sache die Regierung klar eindeutig unterstützen um 
unsere Haltung in Bern zu vertreten. 
 
Janom Steiner: Mit dem neuen Stationierungskonzept hat 
das VBS mit seinem Fliegergeneral nicht nur Bodenhaftung 
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verloren, sondern es befindet sich in einem Blindflug mit ho-
her Absturzgefahr. Und das stimmt nachdenklich in vielerlei 
Hinsicht. Einerseits wird durch derartige Entscheide die Ar-
mee XXI in ihren Grundfesten gefährdet. Wie die Regierung 
zu Recht feststellt, wird der Milizgedanke und die Veranke-
rung der Armee in der Bevölkerung geschwächt. Wenn diese 
nämlich nur noch die Immissionen zu tragen hat, ohne jegli-
chen volkswirtschaftlichen Nutzen, wird sie in Zukunft ver-
ständlicherweise wenig Gehör für Militäranliegen haben. 
Andererseits trifft diese Neukonzeption vor allem unseren 
Kanton ausserordentlich hart, was nicht akzeptiert werden 
kann. Die Regierung, so insbesondere unsere Militärdirekto-
rin, hat ganz im Sinne unseres Kantons und ganz im Sinne 
einer modernen Armee schon seit langem in verdankenswer-
ter Weise ihre Vorstellungen im VBS bereits vorgetragen. 
Was nun, nach Bekanntgabe des Entscheides, erforderlich 
ist, ist hartnäckiger Widerstand. Militärisch gesprochen gilt 
es nun, alle taktischen Führungsgrundsätze auch auf der Po-
litebene umzusetzen. 
Frau Regierungsrätin, kämpfen Sie mit allen Ihnen zur Ver-
fügung stehenden Mittel für unseren Standort. Konzentrieren 
Sie Ihre Kräfte und halten Sie unter allen Umständen unsere 
Position. Und schliesslich noch etwas: Unsinnige Befehle 
muss man nicht befolgen, auch nicht solche eines Generals. 
Unsere Unterstützung ist Ihnen gewiss.  
Erlauben Sie mir noch zwei weitere Bemerkungen: 
Nachdenklich stimmen mich auch die Voten aus den Reihen 
der SP wie sie gestern und auch heute zu hören waren. Ist es 
doch gerade Ihre Partei, die keine Gelegenheit auslässt, die 
Armee anzuschiessen. Ist es doch gerade Ihre Partei, die in 
Bern die Sparschraube vor allem auch immer beim VBS an-
gesetzt hat. Und sehen Sie, Grossrat Michel, Ihre Freude 
kommt zu früh. Dass hier Einigkeit unter den Parteien be-
steht, das ist ein Trugschluss. Die Zielsetzung ist eine andere. 
Die SP hatte immer die Zielsetzung, die Armee zu schwä-
chen und abzuschaffen. Dass sie heute hier einstimmt und 
den Arbeitsstellenverlust mit bejammert ist nicht nur nicht 
nachvollziehbar, sondern ist heuchlerisch. Überraschend 
milde sind sodann auch die Worte der CVP-Fraktionen. Ich 
denke, dass Sie das erhaltene Zahlenmaterial falsch interpre-
tiert haben. Ich hätte von Ihrer Seite etwas härtere Worte 
auch erwartet, vor allem volle Unterstützung, wenn unsere 
Militärdirektorin für unseren Standort hier kämpft. 
 
Koch: Der überraschende Entscheid zur Auflösung des 
Zeughauses Chur vom Montag hat uns alle hart getroffen. 
Verlierer sind wiederum die Randregionen, speziell nun 
Graubünden, Glarus usw. Bereits vor Jahren kämpfte unser 
Rat – ich war dabei im Zeughaus – gegen eine Auflösung des 
Zeughauses Chur. Es geht nicht an, dass die Bündner Einhei-
ten in Zukunft nach Hinwil reisen müssen zur Ausrüstung. 
Ich unterstütze die Regierung in ihrer klaren, harten Haltung 
gegenüber Bundesrat Schmid und vorwiegend Armeechef 
Keckeis – wir haben es im vorigen Votum gehört – dessen 
Haltung sehr entfremdet. Vor Jahren hat man bereits die 
Zolldirektion Chur gegen unseren Willen nach Schaffhausen 
verschoben. Eine Delegation unserer Regierung reiste nach 
Bern. Sie wurde kaum empfangen und es hiess, bereits vor 
zwei Jahren beschlossen. So geht es nicht mit Graubünden 
weiter. Ich hoffe auf eine einstimmige Reaktion unseres Ra-
tes und viel Erfolg unserer Regierungsrätin und unserer Re-
gierung in Bern sowie ein vermehrter oder mehr Einsatz un-
serer Bündner Parlamentarier in Bern zur Resterhaltung.  
 

Cahannes: Zollverwaltung, SBB-Hauptwerkstätte, Brief-
postzentrum, Swisscom, wir haben es schon gehört. Das sind 
alles bundes-, bzw. bundesnahe Betriebe, die in den letzten 
Jahren Arbeitsplätze in Chur abgebaut haben. Und jetzt noch 
die Armee. Besonders ernüchternd dabei ist, jetzt auch noch 
die Armee, dies obwohl wir hier in diesem Bereich einen 
klaren Standortvorteil gehabt hätten. Wir haben nicht sehr 
viele Standortvorteile, aber in diesem Bereich hätten wir ei-
nen gehabt und sind trotzdem nicht zum Zuge gekommen. 
Was mich zudem als Churerin masslos ärgert, ist der Um-
stand, dass wir die Möglichkeit gehabt hätten, hier in Chur 
die Polizeischule durchzuführen. Aber die Armee hat uns die 
Truppenunterkünfte nicht zur Verfügung gestellt und hat 
somit aktiv verhindert, dass wir aus eigener Kraft etwas 
Neues hätten aufbauen können. Klar ist, die Stadt Chur und 
damit der Kanton Graubünden sind die grossen Verlierer. Ich 
denke dabei nicht nur an die direkt betroffenen Arbeitsplätze, 
sondern auch an die anderen einheimischen Betriebe wie 
Bauunternehmer, Handwerker und Garagen, um nur einige 
zu nennen. Sobald das Kompetenzzentrum nämlich nicht 
mehr hier in unserem Kanton ist, entfällt von unserer Seite 
jede Einflussnahme auf die Vergabe von kleineren und grös-
seren Arbeiten. Wir verlieren somit auch an Einflussnahme, 
an Prestige und ganz einfach gesagt, einmal mehr an Bedeu-
tung. Der volkswirtschaftliche Schaden ist dabei enorm und 
kann auch nicht durch eine noch höhere Belegung des Waf-
fenplatzes kompensiert werden. Der Bevölkerung jetzt zu er-
klären, weshalb sie weiterhin zusätzlichen Schiesslärm zu er-
tragen hat, dürfte schwierig, wenn nicht unmöglich sein. 
Rund um den Churer Rossboden wohnen rund 40'000 Men-
schen. Diese nehmen die negativen externen Effekte ohne 
Gegennutzen über kurz oder lang nicht mehr ganz einfach so 
hin. Ich lasse offen, in wie weit die vorliegende Umstruktu-
rierung militärisch und betriebswirtschaftlich Sinn macht. 
Als militärisch Unkundige, aber doch einigermassen logisch 
Denkende, frage ich mich aber schon, wie kann es Sinn ma-
chen, hier einen grossen Ausbildungsplatz zu betreiben und 
irgendwo anders das Logistik- und Infrastrukturzentrum? 
Abgesehen von den militärischen und betriebswirtschaftli-
chen Fragen scheint Bern die wichtige staatspolitische Kom-
ponente bei ihrem Entscheid völlig ausser Acht gelassen zu 
haben. Unsere Milizarmee lebt von der Verankerung in der 
Bevölkerung und in der Politik. Diese Verankerung bröckelt 
aber immer mehr und wird durch solche Entscheide auch 
nicht aufgehalten.  
Nun, wie weiter? Ich meine schon, dass nach den ersten Pro-
testkundgebungen und nach dem ersten Proteststurm ruhig 
und ohne grosse Emotionen eine Standortbestimmung und 
Auslegeordnung für unseren Kanton erfolgen muss. Dabei 
müssen aber die Interessen des Kantons und der Region Chur 
im Mittelpunkt stehen. Wir dürfen nicht ein weiteres mal 
hinnehmen, dass der Kanton Graubünden zu Gunsten anderer 
Regionen in der Schweiz benachteiligt wird. Es geht nicht 
an, unliebsame Belastungen bei uns anzusiedeln, dabei aber 
den volkswirtschaftlichen Gegennutzen, den es auch hier 
gibt, anderen zu überlassen. Sollte die Armeeführung die an-
gekündigte Schliessung ihrer Betriebe tatsächlich durchset-
zen, fordere ich im gleichen Masse eine Reduktion der nega-
tiven Auswirkungen. Für mich ist nur eine paritätische Aus-
gestaltung in der Beziehung zwischen dem Kanton Graubün-
den und der Armee akzeptabel.  
In diesem Sinne kann ich mich einhellig der Meinung des 
Stadtpräsidenten von Chur, Christian Boner anschliessen, 
wonach die Armee im schlimmsten Falle hier in Chur bei uns 
nicht mehr willkommen ist. 
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Augustin: Sie gestatten mir, dass ich als eigentlicher Initiator 
dieses Vorstosses einige Worte zur Sache mache. Ich habe 
nämlich die ganze Szenerie, die Übungsanlage, die Diskussi-
onen rund um die Armee schon seit längerer Zeit relativ in-
tensiv – aus der Distanz allerdings – beobachtet und mitver-
folgt. Ich habe das gemacht in erster Linie aus persönlicher 
Betroffenheit, aus persönlicher Verbundenheit mit dieser 
Armee – da habe ich es ganz wie Oberst a.D. Dudli, auch 
wenn ich nur Hauptmann a.D. bin. Er hat 1'500 Diensttage 
geleistet, ich habe rund 1'200 Diensttage geleistet. Und ich 
fühle mich nach wie vor mit dieser Armee verbunden und es 
ist mir nicht gleich, was mit ihr passiert. Und ich wehre mich 
entschieden auch heute dagegen, dass sie totgeredet, kaputt-
geredet wird, wie das der Sprecher der SP gemacht hat. Ich 
habe hier drinnen auch schon die Ansicht vertreten, dass die 
Armee Aufgaben, die ihr gerecht werden, wahrnehmen soll 
und sich vor allem nicht in polizeiliche Dinge einmischen 
darf, das wissen Sie auch. Das weiss ich durchaus zu unter-
scheiden. Und ich glaube, in der Sache hat man schon seit 
längerer Zeit eigentlich feststellen können, wenn man das 
beobachtet hat, dass Fehler gemacht wurden. Ich will auf die 
längere Geschichte nicht zurückkommen, dafür reicht auch 
die Zeit nicht. Ich glaube, wichtig ist erstens einmal, dass 
man die Proportionen, die Relationen wahrt. Trotz aller per-
sönlichen und politischen Betroffenheit meine ich, dass man 
Mass halten muss. Auch Mass halten in der Kritik, die man 
heue gegenüber Bundesbern und dem VBS oder dem Chef 
der Armee hervorbringt. Der volkswirtschaftliche Nutzen der 
Armee, unser Fraktionschef Cavigelli hat darauf hingewie-
sen, wird weiterhin nicht unwesentlich einer sein. Die Wert-
schöpfung, die die Armee weiterhin hier in Graubünden ge-
neriert, können wir nicht einfach mit Drohgebärden à la 
Stadtpräsident Chur kaputt machen. Wir haben weiterhin 
rund zehn Millionen Franken Lohnsumme, die die Armee 
hier generieren wird. Für Löhne der Berufsmilitärs, seien es 
Offiziere oder Unteroffiziere, für Zeitmilitärs, für Angehöri-
ge des ehemaligen Festungswachtcorps, der Militärpolizei 
und aller anderen Aspekte. Es werden weiterhin rund zehn 
Millionen Franken pro Jahr in Neubauinvestitionen gemacht, 
in die Luzisteig, im Waffenplatz Hinterrhein und auch in 
dem Waffenplatz Chur, in die Ausbildungsinfrastruktur auf 
diesen Waffenplätzen, in die Unterkunfts- und Verpflegungs-
infrastruktur. Es sind weitere zehn Millionen Franken unge-
fähr Unterhalt geplant. Fix davon für die nächsten drei Jahre 
zehn Millionen Franken im ganzen Bereich der Luftreinhal-
te-, als Folge der Luftreinhaltemassnahmen. Die Armee ge-
neriert weiterhin rund 300'000 Manntage in Graubünden. 
300'000 Logiernächte. Wenn wir annehmen, dass ein Soldat, 
ein Unteroffizier, ein Offizier rund 25 Franken pro Tag aus-
gibt, dann sind das pro Jahr schon mehr als sechs Millionen 
Franken nur unter diesem Titel. Die Armee muss diese Leu-
te, diese 300 Männer und einige Frauen dazu während diesen 
Diensttagen auch verpflegen. Auch hier generiert die Armee 
Investitionen, sie sorgt für Wertschöpfung. Wenn Sie vor-
schnell das Wort reden, kein Zeughaus in Chur, ergo wollen 
wir auch keinen Schiessplatz in Chur, dann gefährden Sie 
den ganzen Einsatz der Armee in diesem Kanton. Denn der 
Waffenplatz Chur ist eingebunden in eine Schnittstelle der 
Ausbildungsbedürfnisse der Armee mit den – Grossrat Cavi-
gelli hat es angetönt – mit den Waffenplätzen Luzisteig, mit 
Walenstadt, aber sogar, und auch mit St. Gallen und Hinter-
rhein. Sie können das alles gefährden. Die Glarner werden 
beispielsweise im Clinch mit Hinterrhein dankbar sein, denn 
der Panzerschiessplatz Hinterrhein steht im Clinch mit dem 
ebenso guten Panzerschiessplatz Wichlen. Und Sie müssen 

wissen, dass der Chef des Lehrverbandes Panzer nicht ein 
Bündner ist, das ist ein Glarner – Brigadier Heer. Sie können 
das alles aufs Spiel setzen und dann machen Sie noch viel 
mehr an Wertschöpfung kaputt, als was vielleicht jetzt durch 
die Aufgabe des Zeughauses möglicherweise geschieht. Ich 
plädiere deshalb dafür, dass man hier ein bisschen Mass hält, 
dass man die Relationen wahrt. 
Eine zweite Überlegung: Die Gespräche, die Verhandlungen, 
die Diskussionen mit Bundesbern sind für unsern Kanton so 
etwas wie kantonale Aussenpolitik. Und Maximen der Aus-
senpolitik im Verhältnis zwischen Kanton und Bern sind 
nicht andere, als zwischen der Schweiz und der EU oder den 
USA oder irgendeinem anderen Land auf dieser Welt. Diese 
Maximen heissen unter anderem Diskretion, Vertraulichkeit, 
Sachlichkeit statt Emotionalität. Die Bündner Regierung hat 
sich schon seit einiger Zeit gegen diese, meines Erachtens 
richtigen, Maximen für eine Public Policy-Ansätze entschie-
den. Sie erinnern sich an die Aussenministerin Calmy-Rey, 
die das kurzfristig auch einmal versucht hat. Sie hat es relativ 
rasch wieder beiseite gelegt, weil sie erkannte – und ich 
glaube, es tut auch der Bündner Regierung Not, zu erkennen 
– dass man mit diesem Public Policy-Ansatz in Bern nichts 
erreicht. Und von daher verstehe ich dann auch schon die 
Bemerkung der SVP-Präsidentin natürlich in keiner Art und 
Weise. Hier wird gelobt für einen Misserfolg, denn bis heute 
haben wir offenbar ja nur einen Misserfolg erzielt. Ich werde 
gerne loben, aber ich lobe für Erfolge und nicht für Misser-
folge. Und ich rate unter diesem Ansatz – wenn man sich be-
raten lassen will – der Bündner Regierung dringendst, diesen 
Public Policy-Ansatz, den Marktplatz verlassen, auch den 
Blick, zu verlassen und vielleicht mit mehr Sachlichkeit und 
mit mehr Diskretion die Gespräche, die geführt werden müs-
sen, in Bern zu führen. Eine neue Sachlichkeit tut not. 
Und schliesslich ein Letztes unter diesem Aspekt – Oberst 
Michel a.D., er war mindestens einmal mein Kommandant, 
jetzt ist er nicht mehr da, hat das auch schon erwähnt – wir 
haben Vertreter in Bern. Und das ist nicht in erster Linie die 
Regierung. Die hat zunächst einmal die Hausaufgaben hier 
im Innern zu machen, wie das der Bundesrat auch zunächst 
einmal zu tun hat und nicht auf Politreisen zu gehen. Die 
Bündner Regierung vertritt auch gemäss Verfassung den 
Kanton nach aussen, das ist schon klar. Aber wir haben in 
erster Linie fünf Nationalrätinnen und Nationalräte, zwei 
Ständeräte in Bern. Wo waren diese, wo sind sie? Ich habe 
nichts gehört von Ihnen. Ich habe auch nichts gehört, dass 
die Bündner Regierung diese eingebunden hätte. Dies nota-
bene offenbar ganz im Gegensatz zu den Kollegen im Nach-
barkanton St. Gallen. Ich habe mir die Mühe genommen, am 
letzten Dienstag auch, statt nur die Bündner Zeitung, oder 
die Südostschweiz, auch noch das Parallelblatt Sarganserlän-
der zu kaufen und zu lesen. Und dann kann man da lesen, da 
haben sich die Nationalräte Jakob Büchler, Walter Hess, El-
mar Bicker, die haben sich offenbar rechtzeitig für diese An-
liegen des Kantons St. Gallen in Bern eingesetzt und haben 
die politische Dimension eben rechtzeitig erkannt. Ohne die 
Einbindung der National- und Ständeräte wird es nicht ge-
hen. Und ich rate wiederum der Bündner Regierung, hier mit 
diesen zu kämpfen und diese einzubinden und auch diesen 
etwas Kompetenz einzuräumen und nicht alles an sich zu 
ziehen, weil sonst erleiden wir Schiffbruch. Ich hoffe, dass 
ich ein anderes Mal, wenn dann die ganze Übung abge-
schlossen ist, loben kann für einen Erfolg. Das werde ich 
gerne tun, für heute habe ich einige kritische Ansätze ge-
macht.  
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Caviezel (Pitasch): Ich habe natürlich nie so viel Diensttage 
wie Grossrat Augustin und Grossrat Dudli, aber ich bin hier 
ehrlich, ich habe auch nie gerne Dienst geleistet. Schuld dar-
an waren die Offiziere. Grossrat Portner als Offizier war z.B. 
schwer zu überzeugen, dass man die Äcker im April/Mai be-
stellt und nicht erst im Juli.  
In einem Punkt müsste man die Sterngenerale der Schweizer 
Armee sicher aufmerksam machen. Sollte die Schweizer Be-
völkerung abstimmen, ob wir die Armee wieder weiter wol-
len oder nicht, gibt es vermutlich in den Kantonen, wo die 
Armee heute den Rücken zeigt, überwiegend mehr Nein-
Stimmen. Betrachten wir, was die Ostschweiz verliert, ist 
dieses Argument eine weitere Gefahr für die Existenz der 
Schweizer Armee. 
 
Portner: Ich glaube, jetzt passiert etwas, das eigentlich nicht 
passieren dürfte, denn wir zerfleischen uns gegenseitig et-
was, statt ganz – jetzt, nachdem der emotionale Flash, den 
auch ich hatte, als ich da eine Auskunft gab in der Zeitung –
vorbei sein sollte. Ich glaube, es ist Zeit, dass man jetzt eine 
Lagebeurteilung durchführt in aller Ruhe. Und auf Grund 
dieser Lagebeurteilung – beim Militär lernt man hie und da 
auch etwas Gescheites – dass man nachher einen Entscheid 
fällt und wie man vorgehen will. Es ist völlig daneben, jetzt 
diese Debatte hier umfunktionieren zu wollen über Sinn und 
Zweck der Armee. Ich sage nur einen Satz, da gilt noch im-
mer – ich hoffe nicht, dass ich dann Recht bekomme, ir-
gendwann, das wäre das Tragischste: Jedes Land hat seine 
Armee, entweder die eigene oder eine fremde. Das mag ab-
gedroschen tönen, aber wir sehen im Ausland, wie schnell es 
kippen kann. Was ich, als ich die Auskunft gab – ich nehme 
mich selber an der Nase, weil ich mich noch zu wenig be-
schäftigt hatte, es ist ja ein Vorentscheid – ich möchte das 
jetzt nicht herunterspielen, die Antwort von Armeechef Ke-
ckeis hat den Eindruck erweckt, dass anscheinend das Militär 
befiehlt und nicht mehr die Politik. Aber wir haben tatsäch-
lich noch immer das Primat der Politik und dort gilt es anzu-
setzen. Ich erinnere auch daran, dass der Stellvertreter von 
Armeechef Keckeis, wenn nicht ein Bündner, so doch einer, 
der in Graubünden aufgewachsen ist und heute noch seinen 
Wohnsitz hat in Chur. Vielleicht müsste man auch diese 
Schiene einmal ausnützen, dass man etwas dort Einfluss 
nehmen kann. Das nur so ein kleiner subversiver Hinweis, 
auch das haben wir gelernt im Militär.  
Was wir nicht vergessen dürfen ist auch das: Das Schiessen 
in Friedenszeiten hat etwas mit Instruktion zu tun und der 
Entscheid, der gefällt wurde, für die Logistikzentren – den 
ich gar nicht unterstütze, aber ich sage es einfach – ist für 
den Ernstfall ausgerichtet. Und darum muss man aufpassen, 
wie man taktiert, damit man nicht noch das von der Instruk-
tion verliert, weil man nur sich auf den Ernstfall konzentriert, 
also auf die Lösung, die dort gefällt wurde. Ich meine auch – 
das habe ich schon da gegenüber der Zeitung gesagt – dass 
unter meiner Beurteilung in jeder Hinsicht, betriebswirt-
schaftlich vielleicht noch vertretbar, aber nicht einmal ganz 
das, wenn man das ökologisch, ökonomisch usw. anschaut. 
Das heisst, wenn nicht diese Elemente der Rationalität hier 
und der Betriebswirtschaftlichkeit so zwingend sind, dann 
muss die Politik dahinter stehen. Und der Herr Keckeis hat 
einen Auftrag, das wurde, als ich die Zeitung genauer las, 
dann auch, habe ich das auch festgestellt, ein Auftrag des 
Bundesrates gehabt, eine Strukturbereinigung durchzuführen. 
Der Bund macht jetzt das, was wir in unserem Kanton ma-
chen. Er schneidet einfach das ab, was nicht rentiert. Ich rede 
nicht dem Bundesrat das Wort, um Gottes Willen nicht, aber 

ich sage nur, wir müssen ein gewisses Verständnis aufbrin-
gen und schauen, wie man das erschüttern kann, was er an-
scheinend als seine Vorgaben aufgestellt hat. Ich meine auch, 
dass man vollauf nochmals drauf versuchen muss, irgendet-
was von den Logistikzentren daher ziehen zu können. Das 
dürfte schwierig sein. Aber im Minimum, als Minimallö-
sung, worst-case müssen diese Infrastruktursachen, Infra-
strukturcenter oder Teile, möglichst viel – einmal spricht 
man von zehn Mitarbeitern, einmal von 40 oder mehr – hier 
bleiben. Es gilt zu retten, was zu retten ist. Man soll bellen 
und nicht beissen.  
Aber ich meine, dass jetzt die Zeit des kühlen Kopfes ange-
kommen ist und – ich zweifle nicht daran, dass das unsere 
Regierung gut macht – und ich hoffe auch, dass man auch 
unsere Vertreter in Bern soweit aktivieren kann, dass sie sich 
für uns einsetzen.  
Nur noch zum Schluss, zu Grossrat Caviezel. Also er hat von 
mir genug Urlaub bekommen. Ich habe wegen ihm sogar 
noch Reklamationen von oben herab erhalten.  
 
Tremp: Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung zu den Aus-
führungen von Ratskollege Augustin. Wer nur von aussen 
zuschaut, kann leicht kritisieren, sollte aber etwas zurückhal-
tend sein mit seinen Äusserungen. In diesem Rat sind Rats-
kollege Feltscher, als Gemeindepräsident von Felsberg und 
der Sprechende u.a. Teilnehmer dieser Verhandlungsdelega-
tion. Wir wissen somit, von was wir sprechen. Es ist mir 
auch klar, dass im Umgang mit Kritik vor allem ja die Sach-
lichkeit zu überwiegen hat. Dessen sind wir uns schon be-
wusst. Wir haben zahlreiche Gespräche geführt, die nirgends 
an der Öffentlichkeit publiziert worden sind, das wäre ja 
auch nicht gut gewesen. Wir haben zahlreiche bilaterale Ge-
spräche geführt auf unterschiedlichen Stufen. Aber es ist 
schwierig, Vertrauen zu erhalten oder Vertrauen zu gewin-
nen, wenn Sie schlussendlich dann doch nicht wissen, woran 
Sie sind, weil die, die entscheiden, nicht an den Gesprächen 
teilnehmen können oder wollen. Es ist auch dem Stadtrat klar 
und auch dem Stadtpräsidenten, bezüglich der Drohgebärde, 
dass auch in Zukunft das Militär eine Wertschöpfung gene-
riert in diesem Kanton, die nicht zu unterschätzen ist. Und es 
ist auch dem Stadtpräsidenten von Chur klar, dass es darum 
geht, in einer sachlichen Diskussion zusammen mit der Re-
gierung, mit den Vertretern des Bundes, des VBS und des 
Militärs eine beidseitig akzeptable und vernünftige Zukunfts-
lösung zu finden. 
 
Peyer: Die SP hat sich noch nie für die Armee-Abschaffung 
ausgesprochen. Die SVP Graubünden hat die Postinitiative 
abgelehnt. Die Touristiker kämpfen im Moment für Schen-
gen, weil das dem Tourismus Vorteile bringt. Der oberste 
Bündner Touristiker und SVP-Ständerat ist für Rückweisung 
dieses Paketes. Unser Nationalrat – weil ja danach gefragt 
wurde, wo denn die Bundesparlamentarier seien –  unser Na-
tionalrat ist in Bern. Er macht dort u.a. Politik für die Erhal-
tung von zukunftsfähigen Arbeitsplätzen bei der Post, bei der 
Swisscom und bei der SBB. Meist macht er das gegen den 
Widerstand der SVP-Fraktion in Bern. Ich würde deshalb 
nicht von heuchlerisch sprechen in diesem Zusammenhang, 
allenfalls von ein bisschen inkonsequent. 
 
Augustin: Ja, nur eine kleine Entgegnung meinem lieben 
Kollegen Tremp. Ich gestehe gerne, dass ich nicht direkt an 
diesen Gesprächen beteiligt war, aber ich habe im Militär ge-
lernt, dass wenn man etwas sagen will, wenn man führen will 
– davon habe ich gestern, vorgestern gesprochen – dann 
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muss man vor allem erstens einmal Aufklärung betreiben. 
Das habe ich gemacht. Man kann Aufklärung offen betrei-
ben, man kann auch verdeckt aufklären. Da ich nicht direkt 
beteiligt war, musste man verdeckt aufklären. Ich bin relativ 
gut informiert, was in diesen Gesprächen gesagt, gemacht 
wurde. Ich bin bis in relative Details informiert, zu welchen 
Rencontres es beispielsweise persönlicher Natur zwischen 
Vertretern der Bündner Regierung und Vertretern des VBS 
gekommen ist, ich kenne das und das gehört zur Sache. Also 
ich lasse mir nicht absprechen, dass weil ich nicht direkt in 
einer Mission an diesem Geschäft beteiligt war, nicht wüsste, 
worum es geht, nicht wüsste, wer was wann gesagt, gefordert 
oder eben vielleicht auch nicht gesagt und sogar wie gesagt 
oder nicht wie gesagt hat. 
 
Regierungsrätin Widmer: Grossrat Cavigelli, der Fraktions-
präsident der CVP weist zu Recht darauf hin, dass wir hier 
alles aus der Optik von Graubünden anschauen müssen und 
selbstverständlich nicht allein die Problematik Zeughaus 
Chur zu beurteilen haben. Es ist alles zu würdigen. Und ich 
möchte Ihnen darum einfach auch noch ein paar Zahlen oder 
Fakten bekannt geben, die heute hier nicht erwähnt wurden 
und die den ganzen Kanton betreffen. Wir werden künftig 
und damit weiterhin den Brigadestandort hier, also in Chur, 
haben, das sind drei Arbeitsplätze. Wir werden das Kom-
mando der Schule hier haben, das wurde gesagt. Wir werden 
die militärische Sicherheit, also die Militärpolizei, in Thusis 
haben, wo der Standort errichtet, sehr viel investiert und 
auch ursprünglich für 40 Personen geplant wurde. Es werden 
acht Personen dort sein ab dem Jahr 2007. Wir werden in 
Brigels, in S-chanf, in Hinterrhein, in Alvaschein und in 
Rueun eine bestimmte Anzahl Mitarbeitende haben, relativ 
wenige. Insgesamt werden es rund 20 Personen sein. Und 
wir werden in Chur im Bereich des heutigen Zeughauses ei-
ne sogenannte Retablierungsstelle haben. Dies wenn es dann 
tatsächlich so geht, wie das betriebswirtschaftliche Konzept 
jetzt vorsieht. Retablierungsstelle, das heisst wir werden un-
gefähr vier Personen, vier bis acht Personen, hier haben. In 
Maienfeld, auf der Luzisteig, wird es weiterhin zehn Perso-
nen haben. Diese behalten ihre Arbeitsplätze. Wir werden 
weiterhin bundeseigene Schiessplätze sehr stark belegt haben 
– Chur, Hinterrhein, Grono, Maienfeld, Sufers. Wir werden 
alle stärker belegt haben mit Ausnahme der Luzisteig, die 
wird weniger stark belegt sein als heute. Die Vertrags-
schiessplätze in den Gemeinden werden zu 50 Prozent vom 
VBS aufgehoben. Wir werden eine starke Belegung der bun-
deseigenen Bauten. Grossrat Augustin hat von 300'000 Lo-
giernächten gesprochen. Das sind “Logiernächte“ in bundes-
eigenen Bauten, ist also kein Nutzen für die Gemeinden un-
ter dem Titel Übernachtung. Natürlich, die Leute die dort 
übernachten, werden auch irgendetwas in unserem Kanton 
konsumieren, das ist richtig. Wir werden auf der Luzisteig 
45'000 Belegungstage haben, minus 20 Prozent gegenüber 
heute, wir werden in Chur ungefähr 120'000 Belegungstage 
haben, das sind mehr als 20 Prozent mehr als wir heute ha-
ben. Und Chur – und das sage ich hier, damit Sie auch die 
Dimension sehen – Chur ist eigentlich der einzige Platz, auf 
dem ein Kompaniegefechtsschiessen durchgeführt werden 
kann. Und das Kompaniegefechtsschiessen gehört noch zur 
Verteidigung im heutigen Sinne. Also wenn man das üben 
will, dann muss man das in Chur üben, es gibt keinen ver-
gleichbaren Platz in der Schweiz. Auf dem Waffenplatz Chur 
werden in Zusammenhang mit der Verbandsausbildung wer-
den ungefähr 20, 22 Personen weiterhin beschäftigt sein. Ich 
sage Ihnen das alles, damit Sie sehen, dass der Standort 

Graubünden eigentlich aus militärischer Sicht sehr wichtig 
ist. Wir haben drei Waffen- und Schiessplätze, die zu den 
Besten in der Schweiz gehören. Das ist einmal selbstver-
ständlich Chur, dann ist es die Luzisteig, die entgegen der 
militärischen Zuteilung heute natürlich zum Kanton Grau-
bünden gehört und dann ist es vor allem auch Hinterrhein mit 
dem Panzerschiessplatz, der besser ist als Wichlen, das ist 
klar, weil man hier Übungen machen kann, die man sonst 
nicht machen kann. Wir haben so gesehen von der militäri-
schen Infrastruktur her eine hervorragende Situation und das 
ist eigentlich auch der Grund, warum wir mehr als nur über-
rascht waren, dass dem dann im Bereich Infrastrukturbetrie-
be und Logistik nicht Rechnung getragen wird.  
Man hat es heute gesagt, es gibt eine Konzentration der Lo-
gistik, der Infrastrukturen, die ist absolut notwendig, das ist 
unbestritten. Wenn man eine Armee von 400'000 Personen 
auf 120'000 Personen plus Reserve reduziert, dann kann man 
nicht davon ausgehen, dass man die ganze Logistik weiter 
behalten kann. Aber es ist für uns relativ schwierig zu ver-
stehen, dass man allein – gemäss dem Konzept, das öffent-
lich gemacht wurde – allein nach betriebswirtschaftlichen 
und militärlogistischen Aspekten entscheidet, dass man die 
volkswirtschaftliche Optik – das ist auch eine Optik – dass 
man die staatspolitische Optik und dass man die militä-
risch/politische Optik ausklammert. Betriebswirtschaftlich – 
das können Sie nachlesen – geht man davon aus, dass man 
mit dem Personalabbau bis im Jahre 2010 rund 240 Millio-
nen Franken einsparen wird. Nicht bekannt ist, was die Ge-
gengleichung ist, was die Kosten der Zentralisierung sind. 
Nirgends geschrieben steht, welches die künftigen Betriebs-
kosten sein werden. Wir können nicht einen Vergleich an-
stellen zwischen heutigen Betriebskosten und künftigen Be-
triebskosten, auch Kosten der zusätzlich notwendigen Infra-
strukturen, die ja zum Teil mit Ausbauten erstellt werden 
müssen. Da heisst es in der Medienmitteilung einfach, man 
werde dann sehen, wie sich diese Kosten zusammensetzen 
würden. Diese könne man heute nicht ermitteln. Schauen 
Sie, es ist relativ schwierig, nur schon den betriebswirtschaft-
lichen Aspekt zu begründen, wenn man nur eine Position 
dieser Betriebskosten mit berücksichtigt, nämlich diejenige, 
die sich verkleinern wird. Volkswirtschaftlich, da hat Gross-
rätin Cahannes darauf hingewiesen, volkswirtschaftlich hat 
ein solcher Abbau natürlich grosse Konsequenzen. Es sind 
Kosten eines Arbeitsplatzabbaus, die volkswirtschaftlich von 
Bedeutung sind, sowie wirtschaftliche Auswirkungen in den 
Regionen, das wurde auch gesagt. Wir haben geschaut und 
einfach festgestellt, das Konzept anschauen, dass für die Ar-
meeführung – und ich spreche jetzt von der militärischen 
Führung und nicht von der politischen Führung – dass für die 
Armeeführung offensichtlich Berg- und Randregionen ine-
xistent sind, soweit es um Infrastrukturen geht. Staatspoli-
tisch – das sage ich als Bürgerin dieses Staates – staatspoli-
tisch ist es relativ schwierig, hier ein reines Kosten/Nutzen-
Denken anzuwenden, damit trägt man meines Erachtens auch 
dem Milizgedanken nicht Rechnung,. Ich denke, wenn wir 
weiterhin an einer Milizarmee festhalten wollen – darüber 
kann man diskutieren, aber das sollte dann nicht im Zusam-
menhang mit einem Abbau geschehen, sondern eine offene 
Diskussion sein – wenn wir weiterhin eine Milizarmee haben 
wollen, dann muss sie auch noch irgendwo verankert sein. 
Und zwar nicht nur mit Ausbildungsplätzen, sondern auch 
mit einer gewissen Anzahl an zivilen Arbeitsplätzen. Es 
wurde vom VBS aus immer wieder gesagt, die Bedürfnisse 
der Kantone würden Ernst genommen, das haben wir ver-
schiedentlich schriftlich erhalten. Da frage ich mich einfach, 
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und diese Frage wurde ja heute in verschiedenem Zusam-
menhang auch gestellt, was man noch Ernst nehmen kann, 
wenn ein Konzept bereits so weit öffentlich verkündet ist 
und breit geschlagen ist, wie das Konzept, das jetzt am 6. 
Dezember bekannt gemacht wurde. Es wurde – da hat Gross-
rat Cavigelli zu Recht darauf hingewiesen – auch in diesem 
Zusammenhang gesagt, dass jede Veränderung oder Ände-
rung dieses Konzepts nur möglich sei, wenn man an einem 
anderen Ort auch ändere. Wenn wir also hier etwas mehr 
wollen oder möchten, dann geht das zu Lasten irgendeines 
anderen Kantons. Oder konkret, wenn wir über das Infra-
strukturcenter sprechen, das jetzt Mels zugeteilt wurde, und 
nach wie vor die Auffassung vertreten, dass das hier richtig 
wäre – einfach von der Belegung und auch von den Distan-
zen her – dann ist es so, dass Mels das verlieren würde. Und 
ich kann Ihnen sagen, dass das nicht eine einfache Auseinan-
dersetzung ist mit St. Gallen. Für St. Gallen – aber das ist aus 
Optik St. Gallen natürlich auch begründbar, ich würde auch 
so argumentieren wie meine Militärdirektorin-Kollegin in St. 
Gallen – für St. Gallen hört in diesem Fall die Ostschweiz in 
St. Gallen auf. Das ist verständlich aus der Optik von St. 
Gallen, aber nicht aus der Optik von Graubünden.  
Zum weiteren Vorgehen: Wir sind jetzt bemüht, einen Ter-
min mit dem Vorsteher des VBS zu erhalten, ich versuche 
das seit Dienstagmorgen. Bundesrat Schmid hat ganz klar 
gesagt, das letzte Wort sei nicht gesprochen, auch wenn der 
Chef Armee eine andere Auffassung hat. Wir werden eine 
Vernehmlassung machen, Grossrat Tramèr, aber nicht ein-
fach einen Papiertiger, wir werden nicht einfach zur Kennt-
nis nehmen, dass etwas so ist, sondern wir werden uns weh-
ren, aber nur dann, wenn es tatsächlich auch noch etwas zu 
verhandeln gibt. Schauen Sie, wenn man uns sagt, wir spre-
chen mit Ihnen, aber es gibt keinen Handlungsspielraum 
mehr, dann muss ich zurückfragen, über was sprechen wir 
dann. Das ist die Situation. Aber ich gehe jetzt davon aus, 
dass Bundesrat Schmid, bald Bundespräsident Schmid, hier 
sensibel ist, er war es bis anhin auch, und wir tatsächlich 
noch etwas zu diskutieren haben werden. Wir haben ein ge-
meinsames Vorgehen mit anderen Kantonen schon in der 
Vergangenheit gewählt, nämlich mit den Ostschweizer Kan-
tonen. Wir arbeiten in verschiedenen Bereichen sehr intensiv 
mit der Ostschweiz zusammen, auch mit St. Gallen selbst-
verständlich. Wir werden auch jetzt wieder versuchen, als 
Ostschweiz aufzutreten, wir haben einen Termin vereinbart 
Mitte Januar und wir werden uns dort organisieren und ver-
suchen, gemeinsam einen Weg zu gehen. Unser Ziel ist es, 
im Kanton Graubünden eine angemessene Logistik vor Ort 
zu haben, in Verbindung mit der Infrastruktur auch eine ge-
wisse Anzahl Arbeitsplätze auch in Chur zu haben, immer 
unter Berücksichtigung der Auswirkungen für den ganzen 
Kanton Graubünden, ich vertrete nicht nur die Stadt Chur. 
Ich möchte aber an dieser Stelle auch sagen, dass wir mit der 
Stadt Chur eine sehr gute Zusammenarbeit haben, die Regie-
rung und der Stadtrat von Chur. Und dies seit vielen Jahren. 
Das was Sie jetzt vernehmen oder zur Kenntnis nehmen, das 
die sind Geschehnisse der letzten zwei, drei Wochen. Wir 
sind aber schon Jahre in Verhandlungen in verschiedenen 
Bereichen, immer zusammen mit der Stadt Chur, Grossrat 
Augustin. Was wir auch wollen, neben der angemessenen 
Logistik vor Ort, das ist eine Immissionsregelung, beispiels-
weise – und vor allem auch – für Hinterrhein. Und auch hier 
sind wir seit vielen Jahren in Kontakt mit den Verantwortli-
chen des Militärs und haben eigentlich auch immer wieder 
Zusicherungen erhalten, dass man auch für Hinterrhein eine 
Lösung suchen wird, unter der Armee XXI einen neuen Ver-

trag für die Benutzung von Hinterrhein machen wird. Wissen 
Sie, die ganze Region Rheinwald ist ganz stark belastet 
durch diesen Panzerschiessplatz und die Bevölkerung im 
Hinterrhein, das sind zwar weniger Leute als in Chur, die lei-
det auch. Und wir versuchen seit 1999, bzw. seit 2000 eine 
einigermassen angemessene Regelung für das Rheinwald zu 
finden. Wir sind immer noch nicht weiter als vor vier Jahren. 
Grossrat Augustin, wir haben das nicht in der Öffentlichkeit 
diskutiert.  
Vielleicht zur Frage, was von den Parlamentariern getan 
wurde, bzw. ob diese nicht eingebunden wurden: Wir haben 
regelmässige Gespräche mit unserer Parlamentarierin und 
den Parlamentariern und selbstverständlich waren sie einge-
bunden. Ständerat Maissen ist ja Präsident der SIK des Stän-
derates und er war auch immer informiert. Ich weiss auch, 
dass er sich eingesetzt hat. Von den anderen weiss ich nicht, 
was sie unternommen haben, aber mit Ständerat Maissen ha-
be ich Kontakt gehabt und er hat wohl die Parlamentarier 
auch entsprechend instruiert. Ich kann mit der Kritik von 
Grossrat Augustin sehr gut umgehen, dieser Tadel vermag 
mich eigentlich nicht zu erschüttern, zum einen weil er jegli-
cher Sachlichkeit entbehrt und zum anderen, weil ich in den 
letzten paar Jahren im Grossen Rat relativ gut imprägniert 
worden bin. Grossrat Augustin, ich sage Ihnen, Diskretion, 
Vertraulichkeit, Sachlichkeit ohne Emotionen, das ist meine 
Art. Ich suche nicht die Tribüne und ich suche nicht die Öf-
fentlichkeit. Wenn ich aber angefragt werde von einer Zei-
tung, einfach im Nachgang zu einem Entscheid, dann kann 
ich nicht einfach keine Antwort geben, das ist so. Wenn Sie 
mit etwas mehr Sachlichkeit die Situation betrachten würden, 
dann könnten Sie – oder wenn Sie so viel wissen, Interna, 
wie Sie sagen – dann wissen Sie wahrscheinlich auch, was 
wir die letzten vier Jahre gemacht haben, wissen um die in-
tensiven Diskussionen. Dann wissen Sie auch – oder könnten 
Sie wissen, aber Sie wissen es nicht – dass wir im Jahr 2003 
vor einer sehr guten Lösung für die Ostschweiz und speziell 
auch für den Kanton Graubünden gestanden sind. Da ver-
schwand dann plötzlich Korpskommandant Jacques Duss 
von der Bildfläche und alles begann von vorne auf der grü-
nen Wiese. Ich möchte damit nur sagen, wir haben zusam-
men mit der Stadt Chur seit Jahren intensivste Diskussionen 
auf politischer Ebene und auf militärischer Ebene geführt. 
Wir haben zusammen mit unseren Nachbarkantonen, vor al-
lem natürlich St. Gallen und Glarus, nach gemeinsamen trag-
fähigen Lösungen gesucht. Wir waren sehr weit im Jahre 
2003, das wäre ein Konzept gewesen, das betriebswirtschaft-
lich und volkswirtschaftlich gut gewesen wäre also eben 
auch betriebswirtschaftlichen Aspekten Rechnung getragen 
hätte. Dass es nicht so weit gekommen ist, das liegt am 
schnellen Wechsel, der gelegentlich im VBS stattfindet, da 
können wir nicht viel dafür. Aber das wissen Sie ja alles, das 
müsste ich Ihnen ja nicht sagen, Sie kennen ja das Interne. 
Gut, also wie wollen wir weiter gehen? Wir werden selbst-
verständlich den politischen Weg beschreiten, das ist ganz 
klar. Wir werden das Gespräch mit dem VBS-Vertreter su-
chen, wir werden uns weiterhin auch mit anderen Kantonen 
bemühen, noch eine gute Lösung zu finden. Und wir hoffen, 
bzw. wir zählen darauf, dass die politische Führung den Weg 
vorgeben wird und dass nicht allein betriebswirtschaftliche, 
sondern eben auch politische Kriterien letztlich den Aus-
schlag geben werden. 
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Fraktionsauftrag SP betreffend Neuregelung der Träger-
schaften der Spitäler (Wortlaut Augustprotokoll 2004, S. 
187) 
 
Antwort der Regierung 
 
Dem Fraktionsauftrag liegt die Annahme zu Grunde, dass die 
Gemeinden praktisch über keine Möglichkeiten verfügen, 
um Einfluss auf die strategische Ausrichtung und die Be-
triebsführung eines Spitals zu nehmen. Diese Annahme ist 
unzutreffend. Art. 13 des Gesundheitsgesetzes erklärt die 
Förderung der gesundheitlichen Versorgung der Bevölke-
rung, wozu auch die Spitalversorgung gehört, zu einer ge-
meinsamen Aufgabe des Kantons und der Gemeinden. Art. 9 
Abs. 3 des Krankenpflegegesetzes (KPG) legt in diesem Zu-
sammenhang fest, dass sich die Gemeinden einer Spitalre-
gion in zweckmässiger Weise zu organisieren haben und 
dass ihnen dabei ein angemessenes Mitspracherecht einzu-
räumen ist. Das Mitspracherecht der Gemeinden kann insbe-
sondere durch die Entsendung ausgewiesener Fachpersonen 
in die Organe der Spitalträgerschaften wahrgenommen wer-
den. Zudem können die Gemeinden mit den Trägerschaften 
den Verteilschlüssel der nach Abzug der Leistungen der Pa-
tienten bzw. der Versicherer und des Kantons verbleibenden 
ungedeckten Kosten des Spitals aushandeln (vgl. Art. 19 
KPG). Die Gemeinden haben es damit in der Hand, sowohl 
auf das Leistungsangebot als auch auf die wirtschaftliche 
Führung des Spitals ihrer Region Einfluss zu nehmen. Aus 
regionalpolitischen Gründen können sie auch zusätzliche 
Leistungsangebote beschliessen, die aus kantonaler Sicht zur 
Umsetzung einer bedarfsgerechten Versorgung der Bevölke-
rung nicht notwendig sind und entsprechend vom Kanton 
nicht übernommen werden.  
Eine Kantonalisierung des Spitalwesens würde der Regie-
rung gegenüber heute weitergehende Kompetenzen in die 
Hand geben, das Leistungsangebot der Spitäler festzulegen 
und Beschränkungen oder Erweiterungen des Leistungsan-
gebotes der Spitäler selbstständig aufgrund einer kantonalen 
Optik durchzusetzen. Zudem könnte sie abschliessend über 
Investitionsentscheide befinden. Aus rein kantonaler Sicht 
könnte somit eine Kantonalisierung des Spitalwesens Vortei-
le mit sich bringen. Eine Kantonalisierung der Spitäler würde 
jedoch bedingen, dass diese ins Eigentum des Kantons über-
führt werden. Der Kanton könnte dergestalt über seine Ver-
treter in den Spitalorganen unmittelbar Einfluss auf die Spi-
talführung nehmen. Eine Kantonalisierung des Spitalwesens 
in dem Sinne, dass der Kanton die Trägerschaft der Regio-
nalspitäler übernimmt, käme angesichts der angespannten Si-
tuation des kantonalen Finanzhaushaltes nur in Frage, wenn 
dem Kanton die Regionalspitäler unentgeltlich übertragen 
und zusätzliche personelle Ressourcen zur Wahrnehmung 
der Führung bereitgestellt werden.  
Die im vorliegenden Auftrag anvisierte Kantonalisierung des 
Spitalwesens geht grundsätzlich davon aus, dass die rechtli-
che Konzeption der Trägerschaften der Spitäler keine Ände-
rung erfahren soll. Entsprechend sollen Leistungsvereinba-
rungen vom Kanton als Auftraggeber mit den Spitälern als 
Auftragnehmern ausgehandelt werden. Diese Form der Kan-
tonalisierung des Spitalwesens könnte dazu führen, dass Trä-
gerschaften von Regionalspitälern zur Betriebsaufgabe ge-
zwungen wären, wenn die Kantonsbeiträge aufgrund unwirt-
schaftlicher Betriebsführung zur Deckung der durch Dritte 
nicht übernommenen Kosten nicht ausreichen. Um dies zu 
verhindern, müssten die Gemeinden auch bei einer Kantona-
lisierung des Spitalwesens im anvisierten Sinne weiterhin als 

Defizitträger in die Spitalfinanzierung einbezogen werden. 
Dies könnte – wie im Auftrag dargelegt – durch die Auftei-
lung der nicht durch Dritte oder den Kanton übernommenen 
Kosten auf alle Gemeinden des Kantons erfolgen. Von der 
politischen Akzeptanz her ist es indessen problematisch, alle 
Gemeinden des Kantons zu verpflichten, aus unwirtschaftli-
cher Betriebsführung resultierende ungedeckte Kosten von 
Spitälern anderer Spitalregionen übernehmen zu müssen. Die 
Übernahme der entsprechenden Kosten muss deshalb weiter-
hin den Gemeinden der jeweiligen Spitalregion obliegen. 
Zudem fällt der mit dem Betrieb eines Spitals verbundene 
volkswirtschaftliche Nutzen auch in dieser Region an. Im Er-
gebnis würde sich unter diesen Vorzeichen in Bezug auf die 
finanzielle Beteiligung der Gemeinden an den Regionalspitä-
lern gegenüber heute nichts ändern mit dem Unterschied, 
dass die Gemeinden keine Einflussmöglichkeiten mehr auf 
das Verhalten ihres Regionalspitals hätten. 
Die heutige Regelung, wonach die bedarfsgerechte Versor-
gung der Bevölkerung eine gemeinsame Aufgabe des Kan-
tons und der Gemeinden ist, hat sich bewährt. Sie ermöglicht 
unter der Federführung des Kantons die Anpassung der Spi-
talversorgung an veränderte Gegebenheiten. Die Überwei-
sung des Auftrages hätte zur Folge, dass die Gemeinden ihrer 
heute vorhandenen Mitwirkungsmöglichkeiten verlustig gin-
gen, ohne von ihren finanziellen Verpflichtungen entbunden 
zu werden. Die Regierung beantragt deshalb, den Auftrag 
abzulehnen. 
 
Standespräsident Möhr: Die Regierung beantragt, den Auf-
trag abzulehnen. Damit kann gemäss Geschäftsordnung eine 
Diskussion stattfinden. Ich erteile das Wort der Fraktionsprä-
sidentin der SP, Grossrätin Bucher. 
 
Bucher: Die SP-Fraktion ist enttäuscht, dass die Regierung 
den Ball nicht aufnehmen will, der ihr mit unserem Frakti-
onsauftrag zugespielt worden ist. Wir sind nicht nur ent-
täuscht, wir sind auch erstaunt über diese Beantwortung. In 
einzelnen Passagen der Antwort muss nämlich beinahe das 
Gefühl aufkommen, es sei gar nicht unser Fraktionsauftrag 
aus der Augustsession beantwortet worden.  
Die medizinische Technologie schreitet mit Windeseile vor-
an. Dies hat immer stärkere Folgen auf die Spitallandschaft 
Graubünden. Allein die Presseberichterstattung der letzten 
beiden Wochen zeigte auf, wie stark der Kanton und die 
Trägerschaften derzeit gefordert sind, wie schnell die Ent-
wicklung weiter gehen wird. Ob sich die heutige Regelung 
bewährt habe, wie die Regierung in ihrer Antwort schreibt, 
darüber lässt sich trefflich streiten. Wichtiger ist allerdings 
die Frage, ob die heutige Struktur auch zukunftstauglich ist. 
Und genau hier setzt unsere Kritik an. Die Beantwortung der 
Regierung scheint uns rückwärts gewandt ausgefallen zu 
sein. Es ist beispielsweise erstaunlich, dass im ersten Absatz 
der Antwort nur das Gesundheitsgesetz und das Kranken-
pflegegesetz zitiert werden. Grundlegender und zukunftswei-
sender wäre doch auch ein Blick in unsere neue Kantonsver-
fassung gewesen. Artikel 87 der Kantonsverfassung mit der 
Marginale Gesundheit ist nämlich klar und eindeutig. Ich zi-
tiere Absatz 1: Der Kanton regelt das öffentliche Gesund-
heitswesen. Absatz 2: Kanton und Gemeinden sorgen für ei-
ne zweckmässige, wirtschaftliche und ausreichende medizi-
nische Versorgung und Pflege. Absatz 3: Sie fördern und un-
terstützen die Gesundheitsvorsorge sowie die Suchtprophy-
laxe. Ende Zitat.  
Gemäss Kantonsverfassung ist die Aufgabenteilung völlig 
klar. Die Regelung des öffentlichen Gesundheitswesens fällt 
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dem Kanton allein zu. Wenn die Regierung nun in der Ant-
wort schreibt, die Gemeinden können zusammen mit den 
Trägerschaften, z.B. den Verteilschlüssel, der nach Abzug 
der Leistungen der Patienten, bzw. der Versicherter und des 
Kantons verbleibenden ungedeckten Kosten aushandeln, 
dann ist dies in der Praxis wohl illusorisch. Alleine können 
dies die Gemeinden mit Sicherheit nicht tun. Aber auch die 
Gemeindeverbände sind heute personell nicht in der Lage, 
parallel zu den Strukturen des Kantons das nötige Fachwis-
sen aufzubauen, um wiederum parallel zum Kanton spitalpo-
litisch eigenständig wirksam handeln zu können. Unsinnig ist 
auch der Satz, ich zitiere: Eine Kantonalisierung der Spitäler 
würde jedoch bedingen, das diese ins Eigentum des Kantons 
überführt werden. Ende Zitat. Es ist klar, nicht nur wegen der 
gegenwärtigen finanziellen Lage des Kantons, dass eine der-
artige Eigentumsüberführung nicht möglich ist. Davon findet 
sich darum im Text unseres Auftrages auch kein Wort. Die 
erwünschte Kantonalisierung entsprechend unserer Idee 
heisst daher konkret Leistungsvereinbarungen zwischen dem 
Kanton als Auftraggeber und den Trägerschaften der Spitäler 
als Auftragnehmende. Ob die Kosten dieser Leistungsaufträ-
ge dann vom Kanton allein oder vom Kanton mit den 
Gemeinden übernommen würde, lässt unser Vorstoss 
bewusst offen.  
Wer die Entscheidungsabläufe, wie sie heute in Graubünden 
bestehen, kritisch betrachtet, hat wohl längst gemerkt, dass 
eigentlich schon eine weit gehende Kantonalisierung stattge-
funden hat. Dies gilt auch für Investitionsentscheide. Darum 
ist es relativ blauäugig, wenn in der Antwort der Regierung 
steht, die Gemeinden können über die Investitionsentscheide 
selbst befinden. Investitionsentscheide sind letztlich Ausfluss 
der Spitalplanung. Die Spitalplanung kann jedoch nicht von 
den Gemeinden gemacht werden. Spitalplanung hat auf kan-
tonaler, in immer grösserem Ausmass auf interkantonaler 
oder nationaler Ebene zu geschehen. Den Gemeinden kommt 
nun diesbezüglich einfach keine Rolle mehr zu. Auf Ge-
meindeebene nun trotzdem neu wirksame Strukturen zusätz-
lich zu den kantonalen aufzubauen, widerspricht jeder real-
politischen Vernunft. Wir müssen mit unseren Steuergeldern 
sorgfältig umgehen. Entscheidend ist, die Mittel richtig ein-
zusetzen. Z.B. darf es im Bereich der Pflege auf keinen Fall 
enger werden. Dass der Zug in Richtung Kantonalisierung 
läuft, zeigt nicht nur unsere moderne Kantonsverfassung. 
Andere Kantone sind uns in diesem Schritt auch voraus ge-
gangen. Ein gutes Beispiel ist für mich der Kanton Wallis.  
Das Konzept Wallis möchte ich Ihnen kurz vorstellen. Be-
reits im Jahre 2002 erstellte der Kanton Wallis eine Bot-
schaft zur Schaffung des Gesundheitsnetzes Wallis, sprich 
GNW. Welches sind die wichtigen Punkte des GNW? Das 
GNW führt alle Spitäler im Kanton und ist eine öffentlich-
rechtliche Institution mit einem Verwaltungsrat, bestehend 
aus neun Personen, einem Generaldirektor und einem Stab 
der Gesamtleitung. Die Spitäler sind in Zonen eingeteilt mit 
drei Spitalzentren, je einem oder einer Direktorin, einer ärzt-
lichen Leitung und einer Pflegedienstleitung. Die Kompeten-
zen und die Verantwortlichkeit der Spitalverbände wurde an 
das GNW übertragen. Die daraus resultierende Vernetzung 
aller betroffenen Anstalten im GNW bieten die Möglichkeit, 
ein erhebliches Hindernis bei der Planung, d.h. die Unmög-
lichkeit der Verwirklichung gemeinsamer Projekte mit den 
medizinischen und administrativen Instanzen der verschie-
denen Anstalten zu überwinden. Das GNW bietet qualitativ 
hochwertige Behandlungen und Betreuungen für die Patien-
ten des gesamten Kantons. Es verpflichtet sich, den Medizi-
nern und dem Pflegepersonal die dafür notwendigen Ar-

beitsbedingungen und –mittel anzubieten. Das GNW ist – 
und dies möchte ich besonders betonen – keine Verstaatli-
chung der Spitäler, sondern eine clevere, zukunftsfähige Lö-
sung. Im Kanton Wallis wurde die finanzielle Beteiligung 
der Gemeinden aufgehoben. Bezogen auf den Kanton Grau-
bünden wäre es durchaus denkbar, die Gemeinden finanziell 
einzubinden z.B. mit einem gerechten Finanzierungsschlüs-
sel gemäss Finanzkraft. Der Kanton Wallis hat den Hand-
lungsbedarf im Gesundheitswesen frühzeitig erkannt. Mit der 
Inkraftsetzung des GNW setzt sich der Kanton zum Ziel, die 
Verschlechterung der Situation der Spitäler und die Blockie-
rung der Planung in den Griff zu bekommen. Das Beispiel 
Kanton Wallis ist ein Beispiel, eine Möglichkeit. Es lohnt 
sich, dieses Beispiel genauer unter die Lupe zu nehmen.  
Ich bitte Sie, nun unserem Auftrag zuzustimmen. Damit wird 
die Regierung eingeladen, dem Grossen Rat im Sinne der 
Kantonsverfassung Bericht und Antrag zu einer notwendigen 
Strukturreform zu stellen. Unser Auftrag ist bewusst sehr of-
fen formuliert. Es sind Möglichkeiten erwähnt, keine aber als 
einzig richtige dargestellt. Ich bin überzeugt, wir verpassen 
heute eine Chance, wenn wir bezüglich Strukturfragen die 
Hände zusammenlegen im Sinne der Antwort der Regierung, 
wonach die heutige Regelung sich bewährt habe. Darum bit-
te ich Sie, unserem Auftrag zuzustimmen.  
 
Trepp: Die Entflechtung der Aufgaben zwischen den Ge-
meinden und dem Kanton im Bereiche der Spitäler ist für die 
Zukunft des Gesundheitswesens in Graubünden eine absolute 
Notwendigkeit. Sie ist mindestens so notwendig wie die Ko-
ordination der Spitzenmedizin in der Schweiz, zu der – so 
hoffe ich wenigstens – der Kanton und unser Gesundheits-
minister ja sagen werden. Und der Auftrag ist sehr offen 
formuliert im Sinne, dass die Regierung die Fakten auf den 
Tisch legt, Varianten studieren lässt und dem Grossen Rat 
Antrag stellt. Ohalätz, das war schon zu viel, heilige Ge-
meindeautonomie. Auf dem Gebiet des Gesundheitswesens 
bedeutet diese aber nicht viel mehr als: Ihr habt den Rest zu 
bezahlen, den der Kanton nicht gewillt ist, zu bezahlen. Mit-
bestimmen können die Gemeinden ja höchstens proforma. 
Wer anderes zu behaupten wagt, spreche einmal mit den 
Vertretern der Gemeinden. Die Budgetdebatte hat das ja 
wieder einmal mehr als bestätigt. Ich frage Sie: Wer hat die 
Strategien für die neue Spitalfinanzierung, die Strategien für 
die neue Spitalplanung und für den Spitalplatz Chur vorge-
geben? Wer bestimmt die Bedingungen des Gesundheitswe-
sens? Der Bund, der Kanton und Tarmed mit all seinen Mit-
spielern. Zu behaupten, die Gemeinden können hier gross 
Einfluss nehmen, ist Sand in die Augen streuen. Wollen wir 
uns das wirklich lassen? So lange ich sehen und denken 
kann, ziehe ich es vor, den Problemen mit offenen Augen zu 
begegnen. 
Die Antwort der Regierung ist defensiv, zögerlich, ja 
schwach. Sie will zwar bestimmen, aber die Verantwortung 
für ihren Teil letztlich nicht übernehmen. Ich hätte von dieser 
Regierung etwas mehr Mut und Weitsicht und etwas weniger 
Angst vor solchem Vorhaben erwartet. Nur als ganzer Kan-
ton sind wir ein starker Partner und haben eine gewisse 
Macht im Gesundheitsmarkt. Nur geeint können wir bei Ge-
räteherstellern, bei der Pharmaindustrie und bei den Kran-
kenkassen gute Konditionen für unsere Bevölkerung aushan-
deln. Verpassen wir das nicht. Die Zeiten von klein, fein und 
allein sind – ob wir das wollen oder nicht – vorbei. Wir müs-
sen die Weichen frühzeitig stellen und nicht den Kopf in den 
Sand stecken. Geben wir der Regierung den Auftrag, ein Ge-
sundheitsnetz Graubünden, oder wenn Sie lieber wollen, eine 
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öffentlich/rechtliche Anstalt Spitäler AG Graubünden zu ini-
tiieren. Wenn wir es heute nicht selbst in Angriff nehmen, 
werden uns die Umstände in zehn Jahren dazu zwingen.  
Vor zwei Tagen haben Sie für einen kalten Leistungsabbau 
im Gesundheitswesen des Kantons gestimmt, heute haben 
Sie die Gelegenheit, ein Konzept für intelligentere Spar-
massnahmen auszuarbeiten lassen. Rationalisieren statt Rati-
onieren. Ich danke für die Unterstützung, vor allem auch all 
jener Gemeindevertreter und –vertreterinnen, die jetzt ihre 
Budgets korrigieren müssen und von denjenigen Grossrätin-
nen und Grossräten, die gestern Abend bei der Pulsveranstal-
tung zum Wirtschaftsleitbild Graubünden dabei gewesen 
sind.  
 
Regierungsrat Schmid: Ich kann natürlich verstehen, dass 
Grossrätin Bucher entsprechend enttäuscht ist über unsere 
Antwort. Wenn sie aber die Antwort differenziert gelesen 
hat, dann hat sie auch erkennen können, dass die Antwort 
auch von der Regierungsseite aus differenziert ausgefallen 
ist. Die Regierung hat auf Vorteile einer möglichen Kantona-
lisierung hingewiesen, und sie hat auch auf Nachteile hinge-
wiesen. Und die Regierung hat eine Wertung vorgenommen, 
das auch entsprechend die heutige Struktur durchaus zu-
kunftstauglich ist und nicht rückwärts gerichtet. Wenn Sie 
gerade die Kantonsverfassung zitieren, Artikel 37, dann mei-
ne ich, das ist gerade der Beweis, dass das Gesundheitswesen 
im Kanton Graubünden eine Verbundaufgabe zwischen Ge-
meinden und Kanton ist. Wenn nämlich das Krankenpflege-
gesetz heute diesen Vorgaben der Verfassung nicht entspre-
chen würde, dann wären diese gesetzlichen Grundlagen, die 
entsprechend auch in der Antwort zitiert worden sind, ver-
fassungswidrig. Und ich gehe davon aus, dass das Kranken-
pflegegesetz dort nicht verfassungswidrig ist.  
Sie haben darauf hingewiesen, dass die Gemeindeverbände 
parallele Strukturen aufbauen müssten, dass neben dem 
know how, das beim Kanton im Bereich des Spitalwesens 
vorhanden ist, die Gemeinden auch entsprechende Fachleute 
einstellen müssten. Beim Kanton, das muss ich Ihnen sagen, 
sind beim Gesundheitsamt in etwa zehn Personen tätig, wo-
von sich vielleicht etwa vier mit dem Spitalwesen beschäfti-
gen. Wenn Sie hier vom Aufbau einer parallelen Struktur re-
den, dann verkennen Sie die personellen Möglichkeiten, die 
wir heute in diesem Bereich haben. Es ist richtig, dass wir 
teilweise im strategischen Bereich unsere Aufgaben versu-
chen wahr zu nehmen – ich sage hier bewusst – wir versu-
chen, im Gesundheitswesen unsere Aufgaben wahr zu neh-
men. Und ich erachte es auch als meine Aufgabe, in diesem 
Bereich zu führen, soweit das überhaupt möglich ist. Wenn 
wir die Spitäler kantonalisieren würden, dann müssten wir 
entsprechend auch beim Kanton mehr personelle Ressourcen 
für das Spitalwesen zur Verfügung stellen. Die Strategien, 
die können wir mit den personellen Ressourcen durchaus 
auflegen, aber wenn wir dann auch für das Operative ver-
antwortlich werden, dann brauchen wir ganz klar entspre-
chend dort weitere Unterstützungen.  
Was natürlich nicht richtig ist, war – Grossrätin Bucher – 
dass der Kanton über die Investitionen entscheidet. Das ist 
schlicht falsch. Sie haben mit der neuen Spitalfinanzierung 
entschieden, dass die Investitionsentscheide, bzw. diese 
Kompetenzen allein bei den Trägerschaften liegen. Es ist 
heute nicht einmal mehr so, dass Bauentscheide vom Kanton, 
bzw. vom Hochbauamt überprüft werden. Diese Bauent-
scheide liegen bei den Trägerschaften, bzw. den Gemeinden, 
die den Rest finanzieren. Das ist die rechtliche Ausgangsla-
ge. Sie haben im August zugestimmt, dass der Kanton nur 

dort einen Einfluss haben soll, wo es um die Anschaffung 
medizinischer Apparaturen geht, insbesondere um eine Men-
genausweitung durch die Anschaffung von CT’s und MRI’s 
zu verhindern. Dort hat der Kanton noch punktuell eine Ein-
flussmöglichkeit.  
Sie haben das Beispiel des Wallis erwähnt. Das Wallis hat 
aber auch topografisch eine ganz andere Situation. Die Spitä-
ler im Wallis befinden sich im Rhonetal und wir haben rein 
von der Struktur her eine ganz andere Tradition. Auch tradi-
tionell sind die Spitäler in den einzelnen Regionen eben auch 
auf Grund topografischer Verhältnisse entstanden. Das ist im 
Wallis eine andere Ausgangslage. Und ob sich dieses System 
auch in den Augen der Bevölkerung so bewährt, werden die 
nächsten Staatsratswahlen auch im Wallis zeigen. Denn Ge-
sundheitsdirektoren, die haben einen schweren Stand und ob 
dieses Konzept dann auch als so erfolgreich erachtet wird, 
das wird erst die Zukunft weisen. Man muss auch sehen, dass 
entsprechend die Gemeinden und die Regionen natürlich 
auch den volkswirtschaftlichen Nutzen aus den Spitälern 
ziehen. Wir haben gerade auch in dieser Session zum ersten 
mal intensiv darüber diskutiert im Zusammenhang mit der 
Alpinen Kinderklinik, wie gross auch die volkswirtschaftli-
chen Implikationen sind und dass es nicht nur sanitätspoliti-
sche Gründe gibt, um diese Institutionen dort zu haben. Der 
Kreis Oberengadin hat eine Wertschöpfungsstudie erstellen 
lassen und darin hingewiesen, bzw. nachgewiesen, dass ein 
Spital durchaus auch einkommensrelevante Effekte haben 
kann für die Region. Grossrat Trepp hat darauf hingewiesen, 
dass die Aufgabenentflechtung letztlich das Ziel sein müsste, 
die Aufgabenentflechtung zwischen Gemeinden und Kanton 
im Spitalwesen. Eine Aufgabenentflechtungsübung könnte 
man durchaus in Betracht ziehen. Ich bin aber dann der Mei-
nung, dass man das nicht nur isoliert bezogen auf das Spi-
talwesen machen müsste, sondern dass da ein weiterer An-
satz notwendig wäre, eine grundsätzliche Überlegung, wel-
che Aufgaben haben die Gemeinden und welche Aufgagen 
der Kanton wahrzunehmen. Gerade die Entwicklung in den 
Reginen zeigt, dass die regionale Verankerung sehr wichtig 
ist. Ich stelle mit Freude fest, dass nicht nur im Prättigau, 
sondern auch im Unterengadin Bestrebungen im Gange sind, 
wo man das Gesundheitswesen versucht regional gesamtheit-
lich zu organisieren, indem man Spitex-Organisationen, Spi-
talträgerschaften und Alters- und Pflegeheime unter einem 
Dach zusammenfasst. Wenn Sie jetzt das Spitalwesen kanto-
nalisieren, dann handeln Sie gerade wieder entgegengesetzt 
gegenüber diesen, meines Erachtens, sehr wertvollen Ten-
denzen. Diese kommen letztlich der Bevölkerung vor Ort zu 
Gute. Diese regionalen Trägerschaften, die kennen die Be-
dürfnisse ihrer Bewohnerinnen und Bewohner sehr gut. Sie 
können vor Ort entscheiden, welches letztlich die Aufgaben 
sind, welche dort wahrgenommen werden. Dass vielleicht 
dieser Auftrag auch ein bisschen aus Sicht des Churer Rhein-
tals gefärbt ist, jetzt haben nur Vertreter gesprochen, die zur 
Spitalregion Churer Rheintal gehören, da habe ich ein gewis-
ses Verständnis. Ich sehe auch die besondere Lage, aber bis-
her hat der Kanton auch für diese Gemeinden spezielle Fi-
nanzierungsschlüssel gefunden. Diesen hat Ihr Grosser Rat 
auch zugestimmt und insoweit ist es eine spezielle Situation. 
Wenn sie auch den mangelnden Einfluss dort vorbringen als 
Hauptargument für Ihren Auftrag, dann möchte ich eigent-
lich nur auf das Votum von Grossrat Feltscher hinweisen, der 
im Rahmen der Budgetdebatte treffend ausgeführt hat, letzt-
lich geht es jetzt darum, auf Grund der veränderten Aus-
gangslage bei den Gemeinden die notwendigen Massnah-
men, die notwendigen Konsequenzen zu ziehen und die 
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Strukturen zu verändern. Er hat treffend darauf hingewiesen, 
dass dort die Gemeinden ihre Hausaufgaben machen können 
und dann gewinnen sie – da bin ich sehr überzeugt – auch 
wieder an Einfluss. Insoweit verwehre ich mir den Vorwurf, 
dass diese Antwort als solches schwach ist. Ich würde höchs-
tens sagen, sie ist differenziert ausgefallen, sie hat auf Vor- 
und Nachteile hingewiesen und die Regierung ist klar der 
Auffassung, dass wir jetzt mit der neuen Spitalfinanzierung 
und mit der neuen Spitalversorgungskonzeption für die 
nächsten Jahre eine gute Ausgangslage haben. Ob dann in 
Zukunft, in der fernen Zukunft, einmal wieder eine Überprü-
fung dieses Systems möglich bzw. nötig sein wird, das wür-
de ich nicht ausschliessen.  
Und ich möchte jetzt noch vorgreifen. Grossrat Trepp hat 
mich gefragt in meiner Funktion als Sanitätsdirektor, ob ich 
mich für die Koordination der hoch spezialisierten Medizin 
ausgesprochen hätte. Und da kann ich ihm sagen, selbstver-
ständlich. 
 
Jäger: Ich bin enttäuscht, es haben nicht, Regierungsrat 
Schmid, nur Vertreter des Churer Rheintals gesprochen. Sie 
können es noch viel mehr eingrenzen. Ich bin enttäuscht, 
dass in diesem Rat drei grosse Fraktionen offensichtlich ihre 
Meinung nicht äussern oder nur aufstehen werden. Ich bin 
enttäuscht, dass das Parlament hier seine Funktion nicht 
wahrnimmt. Insbesondere bin ich enttäuscht, wenn ich z.B. 
jetzt miterlebt habe, wie Grossrat Augustin, ein Politiker, der 
sich sonst in Gesundheitsfragen regelmässig zu Wort meldet, 
seinen etwas hohen Adrenalinausstoss, den er in seiner im-
mer wieder währenden Kritik an vor allem einem Mitglied 
der Regierung aufgebaut hat, nun mit einem permanenten 
Lärm in jener Ecke dort hinten die Debatte gestört hat. Erst 
jetzt ist er ruhig. Auch Herrn Regierungsrat hat Grossrat Au-
gustin höchstens nebenbei zugehört, ich habe ihn sehr genau 
beobachtet.  
Herr Regierungsrat, wie werden die Investitionen verteilt? Es 
ist ein Buch mit sieben Siegeln. Wer hat wirklich die strate-
gische Entscheidungsgewalt? Diejenigen unter Ihnen – Re-
gierungsrat Schmid hat zu Recht gesagt – das Problem ist im 
Wesentlichen ein Problem des Zentrumsspitals, der Zent-
rumsspitäler. Und unserer kantonale Struktur, wo 39 Ge-
meinden – und das sind nicht nur die grossen Gemeinden, 
das sind auch kleine, schwache Gemeinden wie Valendas 
oder Langwies – wo 39 Gemeinden nun die Spitzenmedizin 
zu betreuen haben, während wir eben im Bereich Surselva, 
Prättigau, Unterengadin – Sie haben das erwähnt – eine an-
dere Situation haben. Und dort ist es durchaus sinnvoll, dass 
regional etwas gemacht wird, da sind wir uns einig, dass es 
regional etwas gibt. Das Problem unserer Struktur ist, dass 
wir für das Kantonsspital, wo man eigentlich im ganzen Kan-
ton, machen Sie eine Umfrage, wem gehört das Kantonsspi-
tal? Natürlich dem Kanton. Nein, es sind 39 Gemeinden, die 
dafür die strategische Verantwortung tragen sollen. Diese 
Struktur hat sich nicht bewährt, Herr Regierungsrat, diese 
Struktur. Und es ist meiner Meinung nach schade, dass wir 
darüber nicht einmal diskutieren wollen. Ich habe ganz be-
wusst gewartet, bis der Standespräsident festgestellt hat, dass 
die Diskussion nicht gewünscht sei, bis ich zu meinem Wort 
komme. Diese Struktur hat sich nicht bewährt.  
Nun die Frage, wer entscheidet eigentlich die Investition. Ich 
kann nur für unsere Region sprechen. Am 30. September hat-
ten wir eine Delegiertenversammlung. Verschiedene unter 
Ihnen waren dabei. Der Präsident unseres Gemeindeverban-
des, Herr Alt-Stadtpräsident Christian Aliesch, ein erfahre-
ner, fundierter Spitalpolitiker, hat erklärt, wie Abläufe seien. 

Herr Regierungsrat Schmid hat ihm anschliessend wider-
sprochen, hat eine andere Darstellung gemacht. Anschlies-
send sprach der Spitaldirektor Dr. Bachmann. Er erlaubte 
sich auch, Herrn Schmid zu widersprechen, er hat eine dritte 
Darstellung gemacht. Wer entscheidet wirklich? Ich bin der 
Sache immer noch nicht ganz auf die Spur gekommen, aber 
ich habe so meine Vermutungen, wie es wirklich abläuft. 
Schauen Sie, das haben wir schon bei der Debatte zum Bud-
get gehabt. Die Schere öffnet sich immer mehr, die Techno-
logie wird immer schneller, wir sollten immer mehr investie-
ren können in medizinische Apparaturen - überall, vor allem 
aber in der Spitzentechnologie. Dafür reicht das Geld nicht. 
Das Geld reicht nicht, um all die Wünsche, die wir haben, 
auszuführen. Dann wissen wir auch, dass der Kanton ja 
namhafte Beiträge spricht – und ich weiss, gerade für die 
Spitzenmedizin für unser Spital ist der Beitrag des Kantons – 
aus berechtigten Gründen – sehr hoch. Nun, in den Kassen, 
die wir dem Gesundheitsamt zur Verfügung stellen, sind die 
Mittel endlich. Und die Mittel werden immer mehr endlich 
sein und die Schere öffnet sich weiter. Wir haben zu wenig 
Geld, um all das finanzieren zu können, was in allen Spitä-
lern in unserem Kanton nun zu brauchen wäre, was die Ärzte 
überall gerne hätten. Es wird immer mehr auseinander gehen. 
Wer entscheidet nun wirklich? Ich habe das Gefühl nach 
meinen Recherchen, ähnlich wie das Grossrat Augustin ge-
macht hat, habe ich auch versucht, das einmal herauszufin-
den, wer wirklich entscheidet. Ich habe immer mehr das Ge-
fühl, dass es diejenigen Spitaldirektoren sind, welche bei der 
Mittelverteilung im Gesundheitsamt im richtigen Moment 
am richtigen Zeitpunkt vor der Türe stehen. Denn dort wird 
entschieden, welche Beiträge möglich sind und welche nicht. 
Die Delegiertenversammlungen, wenn dann Möglichkeiten 
sind, 85 Prozent des Kantons nun zu haben, die Delegierten-
versammlungen sagen überall dann sofort ja. Die sagen doch 
ja, denn es geht dann um ihr Spital. Und nun zu sagen, dass 
die strategischen, die wirklich strategischen Entscheide, 
wenn es um das grosse Geld geht, nicht schlussendlich doch 
beim Kanton liegen, dass da die Gemeinden das selber ent-
scheiden können, das entspricht nicht der Realität. Mindes-
tens nicht der Realität, die ich beim Spitalplatz Chur dann 
jeweils erlebe.  
Ich möchte ganz deutlich sagen, ich bin Regierungsrat 
Schmid äusserst dankbar, äusserst dankbar für seinen Zug, 
den er in die Spital- und in die Gesundheitspolitik unseres 
Kantons hineingebracht hat. Die Situation gerade auf dem 
Spitalplatz Chur ist unglaublich kompliziert und schwierig. 
Und Regierungsrat Schmid hat mit seinem Drive, mit seinem 
Engagement vieles, das schon lange nötig gewesen wäre, nun 
in Gang gebracht. Ich danke Ihnen ausserordentlich dafür 
und ich bin gerade aus diesem Grund auch froh, dass Sie Ih-
rem Departement, unserem Departement erhalten bleiben. 
Sie haben sich eingearbeitet und ich setze grosse Hoffnungen 
auf die nächsten Jahre in der Zusammenarbeit mit Ihnen. 
Aber es geht wie beim NFA, ich oute mich, ich war in unse-
rer Partei in der Minderheit, ich war für den NFA, es ist wie 
beim NFA. Wir müssen die Aufgaben entflechten, wir kön-
nen nicht sagen, die Gemeinden und der Kanton führen da 
die strategische Arbeit. Die Verfassung – Grossrätin Bucher 
hat zu Recht auf die Verfassung hingewiesen – es ist übri-
gens nicht Artikel 37, Herr Schmid, es ist Artikel 87, der die 
Gesundheitsaufgaben regelt – die Verfassung gibt den Weg, 
dass der Kanton für die Hauptstrategie, für diese Hauptent-
scheide zuständig ist. Diese Verfassung gibt uns die Mög-
lichkeit, dass wir zu einem neuen System kommen. Der Kan-
ton, der muss hier seine Gesamtverantwortung, die er ja ei-
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gentlich schon ausführt, wirklich auch strategisch wahrneh-
men. Die alten Strukturen mit diesen 39 Gemeinden, die für 
die Spitzenmedizin zuständig sind, sind nicht mehr, das ist 
einfach nicht für das 21. Jahrhundert, das ist nicht die mo-
derne Struktur. Sehen Sie, wir streiten im Moment – ich 
schaue nun die Kolleginnen und Kollegen aus der Surselva 
an – wir streiten darum, was im Spital in Ilanz noch angebo-
ten werden kann und was nicht. Wer entscheidet das? Wir 
werden das dann hier im Grossen Rat entscheiden, ist mir 
schon klar. Je länger je mehr werden wir in Schiers, in Thu-
sis, in Ilanz einiges nicht mehr anbieten können. Das ist die 
Entwicklung. Ich bin in Schiers aufgewachsen, unmittelbar 
neben dem Spital. Früher ging man für fast alles in Schiers 
ins Spital, man arbeitete auch dort. Aber den Menschen, die 
heute jeden Tag nach Chur zur Arbeit fahren, ist es auch zu-
mutbar ist es auch zumutbar, dass sie nach Chur ins Spital 
gehen. Mindestens für sehr viele, für sehr viele Dinge. Nun, 
es wird immer mehr ins Zentrum kommen, vor allem die teu-
ren Sachen. Ist es richtig, dass nach wie vor 39 Gemeinden, 
u.a. Langwies, dafür zuständig sind, während die anderen 
208 Gemeinden, die nicht dazu gehören, dazu nichts zu sa-
gen haben? Ist das die richtige, zukunftsfähige Struktur? Ich 
meine nicht.  
Grossrätin Bucher hat davon gesprochen, dass der Ball der 
Regierung zugespielt worden sein. Der Standespräsident hat 
schon in seinem Eröffnungsvotum dieser Session von den 
Bällen gesprochen, die man sich zuspielt. Nun, ich bin über-
zeugt, unser Fraktionsauftrag wäre ein Steilpass um zu über-
legen. Er ist offen formuliert, es geht nicht darum – Grossrä-
tin Bucher hat es gesagt – es geht nicht darum, zu verstaatli-
chen oder zu kantonalisieren in dem Sinn, dass der Kanton 
alle Spitäler führen muss. Wir können mit Leistungsaufträ-
gen arbeiten. Es geht darum, dass wir – und das steht auch in 
unserem Fraktionsauftrag – dass wir die clevere Mischung 
finden für eine wirklich dezentrale Spitalversorgung in allen 
Gebieten unseres Kantons, im Puschlav, im Münstertal – das 
ist nicht zumutbar, dass man von dort nach Chur ins Spital 
kommt - zwischen einer dezentralen Grundversorgung und 
einer modernen Ausrichtung unserer Spitzenmedizin. Da 
müssten wir Schritte machen. Unser Fraktionsauftrag wäre 
ein Steilpass. Nun können sich die Sturmspitzen – und ich 
bezeichne den Regierungsrat als Sturmspitze, er ist ein aus-
gezeichneter Stürmer – nun können sich die Sturmspitzen 
entweder geschickt positionieren, oder momentan im Off-
seits stehen. Und mit dem Ablehnen unseres Fraktionsauf-
trags steht Regierungsrat Schmid leider für einmal im Off-
seits. 
 
Robustelli: Ich habe mich nicht gemeldet zu diesem Frakti-
onsauftrag der SP, weil für mich kam dieser Fraktionsauftrag 
genau zum falschen Zeitpunkt. Also darum, den Steilpass 
von Grossrat Jäger, also ich konnte den nicht aufnehmen, 
weil entweder kam der Fraktionsauftrag zu früh oder er kam 
zu spät. Aber im jetzigen Zeitpunkt, jetzt sind wir aufgefor-
dert, die Vernehmlassung einzureichen zur Neukonzeption 
der Spitalversorgung. Wir haben gerade das neue Spitalfi-
nanzierungsgesetz angenommen und jetzt passt für mich die-
ser Fraktionsauftrag nicht da hinein. Und das war meine Ent-
scheidung und dazu stehe ich. Es ist die Meinung von der 
Vizepräsidentin.  
 
Bucher: Es gibt verschiedene Auffassungen, Herr Regie-
rungsrat, auch bezüglich Gesundheitspolitik. Aber es lohnt 
sich, darüber zu diskutieren und auch nachzudenken und das 
möchte ich auch Kollegin Robustelli nahe legen. Es ist nie zu 

früh, aber ich denke, gerade betreffend Gesundheitspolitik 
kann es auch zu spät sein. Und diesen Zug, den wollen wir 
nicht verpassen. Also sind wir doch bereit, diesen Zug zu er-
reichen und aufzuspringen. Was wir mit unserem Vorstoss 
wollen, ist eine Überprüfung der Strukturen und einen Vari-
antenkatalog, Lösungsvorschläge, Herr Regierungsrat, um 
unser Gesundheitswesen in den Griff zu bekommen. Nehmen 
Sie doch den Ball auf und spielen Sie ihn nicht direkt wieder 
zurück.  
Es gibt Verbesserungsmöglichkeiten, wollen wir ein qualita-
tiv hochwertiges Gesundheitswesen erhalten. Und ich denke, 
davon sind wir alle zusammen hier im Rate überzeugt, das 
wollen wir. Aber dann müssen wir auch konsequent sein in 
der Durchführung. Ich bitte Sie nochmals, diese Chance 
wahrzunehmen und dem Auftrag zuzustimmen.  
 
Hardegger: Ich hatte auch nicht die Absicht, mich zu diesem 
Fraktionsauftrag zu äussern, weil er einfach offene Türen 
einrennt. Zurzeit läuft die Vernehmlassung zur Neukonzepti-
on der Spitalversorgung des Kantons und ich möchte die SP-
Fraktion einfach bitten, sich an diesem Vernehmlassungsver-
fahren einzubringen und dann werden diese Fragen auch dis-
kutiert. Also dieser Fraktionsauftrag ist überflüssig im Mo-
ment. Zudem möchte ich bestätigen, dieses neue Spitalfinan-
zierungsmodell, künftige Ausgestaltung des Spitalplatzes 
und eben diese Neukonzeption, es ist eine grosse Baustelle 
und machen wir die ganze Angelegenheit nicht noch kompli-
zierter mit solchen Vorstössen. Wir diskutieren das im Rah-
men der Neukonzeption der Spitalversorgung. Und es ist für 
mich schon ein wenig symptomatisch, was Grossrat Jäger 
gesagt hat und die anderen Sprecher, das sind alles Zent-
rumsvertreter. Es ist klar herausgekommen, was gewünscht 
wird, dass die Regionalspitäler in Zukunft nach Chur kom-
men sollen. Und das hat alles Vor- und Nachteile, muss ab-
gewogen werden, aber es gibt regionale Interessen, die in 
diesem Zusammenhang berücksichtigt werden müssen. Das 
muss diskutiert werden, da wehre ich mich nicht, aber ich 
bitte Sie, Ihre Anliegen in der Vernehmlassung einzubringen.  
 
Tramèr: Nur kurz, ich spreche auch nicht zum Inhalt dieses 
Fraktionsauftrages. Aber ich bin der Meinung, die Ausfüh-
rungen von Grossrat Jäger dürfen in dieser Form nicht ein-
fach unbeantwortet bleiben. Und zwar nicht seine inhaltli-
chen, sondern die Ausführungen, die er am Anfang gemacht 
hat. Ich spreche ihm nämlich das Recht ab, die übrigen Frak-
tionen für ihr Schweigen zu tadeln. Das finde ich eine kleine 
Anmassung. Würden sich nämlich die anderen Fraktionen 
jetzt zu diesem Vorstoss der SP in ebenso langatmigen Aus-
führungen verlieren, Grossrat Jäger, dann wären wir wahr-
scheinlich am Samstag hier noch am diskutieren. Und ich 
möchte Sie bitten, das entsprechend zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Regierungsrat Schmid: Ich möchte noch kurz zum Votum 
von Grossrat Jäger Stellung nehmen. Er sagt natürlich zu 
Recht, er würde der Regierung einen Ball zuschieben, bzw. 
mir einen Ball zuschieben. Aber im Gesundheitswesen bin 
ich zurzeit ein Balljongleur. Und jeder Jongleur weiss ja, 
dass er einige Bälle unter Kontrolle haben kann, aber ir-
gendwann ist einmal ein Ball zu viel da. Und ich glaube, Sie 
haben auch im Juni im letzten Jahr klar gesagt, welches un-
sere vordringlichsten Arbeiten sind. Der eine Teil ist die Spi-
talfinanzierung, den haben wir jetzt geregelt, der zweite Teil 
ist die Spitalversorgung mit den Regionen, da sind wir – so 
meine ich – teilweise auf gutem Wege, teilweise auf weniger 
gutem Wege, und der dritte Teil ist der Spitalplatz Chur. Und 
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ich muss Ihnen sagen, für mich haben diese Projekte in der 
Umsetzung Priorität. Und wir müssen uns entsprechend jetzt 
diesen Projekten widmen und versuchen, diese Projekte er-
folgreich abzuschliessen. Dass in einem späteren Zeitpunkt 
durchaus eine Neubeurteilung kommen kann, das würden wir 
als Regierung nie ausschliessen. Man kann immer wieder 
neue Erkenntnisse gewinnen, aber ich meine einfach, diese 
Situation zwingt uns auch zur Konzentration. Auf dem Spi-
talplatz Chur ist es in der Tat so, dass das  eine äusserst 
komplizierte Angelegenheit ist. Und deshalb haben wir auch 
versucht, praktisch mit einer Axt diesen Gordischen Knoten 
einmal zu zerschlagen und einen Weg aufzuzeigen, dem sehr 
viele Hindernisse sich in den Weg stellen können, wenn man 
diesen Weg politisch nicht begehen will. Und das ist nur 
noch – nach unserer Auffassung – jetzt eine Frage, ob die 
Politik bereit ist, diesen Weg zu gehen. Und hier bin Ihnen 
natürlich dankbar auch um die Unterstützung der Gemein-
den. Weil letztlich liegt dieser Ball beispielsweise jetzt bei 
den Vertretern im Stiftungsrat des Kreuzspitals und des Kan-
tonsspitals und dort sind mehrheitlich Gemeindedelegierte 
vertreten. Und wenn jetzt diese Gemeindedelegierten mit un-
serer Politik nicht einverstanden sind, dann nützen unseren 
strategischen Vorarbeiten gar nichts. Wir haben keine Mög-
lichkeit, dort entsprechend heute diese Gemeindedelegierten 
zu einer Aussage zu zwingen. Und kurzfristig kann nur das 
der Weg sein, dass jetzt auch die Gemeinden zumindest ihre 
Entscheidungsmöglichkeiten wahrnehmen und ihre Delegier-
ten entsprechend instruieren, dass sie zumindest die Vor-
schläge des Kantons möglichst gut und möglichst auch um-
fassend anschauen und wenn möglich natürlich diesen dann 
auch noch zustimmen.  
Früher war es so – und hier muss ich meine Mitarbeiter im 
Gesundheitsamt in Schutz nehmen – früher, mit dem System, 
das wir bis am 31. Dezember kannten, war es in der Tat so, 
dass die Investitionsgesuche beim Gesundheitsamt einge-
reicht wurden und das derjenige, der schneller war, der hat 
vermutlich sein Gesuch bewilligt erhalten bekommen weil 
entsprechend ein Budgetposten da gewesen ist. Ich habe in-
tern immer vom Windhundverfahren gesprochen, weil derje-
nige, der im Januar das Gesuch eingereicht hat, um einen 
neuen Anästhesieapparat bewilligt zu haben, der hatte gute 
Chancen, dass dieser bewilligt wurde, weil Sie gerade im 
Dezember den Kredit gesprochen haben. Aber dieses System 
haben Sie auf unseren Antrag hin im August geändert und 
neu ist es so, dass die Spitalträgerschaften, die bekommen 
einen Investitionsbeitrag zur freien Verfügung. Und dieser 
Investitionsbeitrag bemisst sich an den Fällen, die in einem 
Spital behandelt werden und an der Fallschwere. Und das ist 
ein absolut objektives Entscheidkriterium. Diejenigen Spitä-
ler, die ein Fallwachstum haben, bekommen mehr 
Investitionsgelder. Wir meinen, das entspricht auch der 
Realität, weil die Patienten sich für ein anderes Spital 
entscheiden. Und diejenigen Spitäler, die dann ein sinkendes 
Fallwachstum haben, die bekommen in Zukunft auch 
weniger Investitionsgelder zur Verfügung und können dann 
auch entsprechend weniger investieren. Das ist eigentlich die 
innere Logik, die wir unterstellt haben. Ich meine, dass 
dieses System sicher besser ist.  
Ich möchte Sie – wenn ich hier vielleicht noch etwas Tadel 
anbringen darf – bitten, nie von Spitzenmedizin zu sprechen 
auf dem Spitalplatz Chur. Weil wir verwenden nur die Beg-
riffe Zentrumsmedizin. Weil die spitzenmedizinische Tech-
nologie, die möchten wir nicht in Chur haben, wir möchten 
hier eine Zentrumsmedizin anbieten und die Spitzentechno-
logie den Universitätskliniken überlassen. Insoweit zusam-

menfassend kann ich Grossrat Hardegger Recht geben, ich 
meine, wir müssen eben jetzt diese Bausteine etappenweise 
auf das Fundament legen und wenn dann letztlich nur noch 
das Dach fehlt, dann können wir dann noch entscheiden, ob 
wir eine andere Lösung treffen wollen, wie Sie mit Ihrem 
Fraktionsauftrag das vorgeschlagen haben. Aber es gäbe 
auch noch ganz andere Lösungsmöglichkeiten, wie auch eine 
neue regionale Aufteilung. Es gäbe noch weitere Alternati-
ven. Und ich meine, es wäre auch noch wichtig, dass wir – 
und vielleicht können Sie mir ja das vorwerfen, das hätte ich 
schon vor einem Jahr gesagt – aber die KVG-Diskussionen 
im Bereich der Spitalfinanzierung, die könnten gerade 
nochmals einen ganz entscheidenden Einfluss darauf haben, 
ob das Spitalwesen kantonalisiert werden soll oder nicht. 
Wenn wir nämlich zu einem Monisten wechseln, dann gibt 
es wieder eine ganz andere Ausgangslage und dann wäre es 
fehl am Platz, wenn das Spitalwesen kantonalisiert worden 
wäre, weil dann ist der Kanton der Leistungsbesteller. Und 
der Leistungsbesteller sollte dann selbst dort entsprechend 
nicht die operative Verantwortung wahrnehmen müssen. 
 
Abstimmung 
Der Grosse Rat lehnt die Überweisung des Auftrages mit 66 
zu 12 Stimmen ab. 
 
 
 
Anfrage Loepfe betreffend Abschneiden von Bündner 
Maturanden im Eignungstest für das Medizinstudium 
(Wortlaut Augustprotokoll 2004, S. 194) 
 
Antwort der Regierung 
 
Die Anfrage betreffend Abschneiden von Bündner Maturan-
dinnen und Maturanden bezieht sich auf einen Artikel der 
Sonntagszeitung vom 15. August 2004. 
Die durch die Sonntagszeitung erstellte Rangliste basiert auf 
den Daten des Berichtes über die Durchführung und Ergeb-
nisse des Eignungstestes für das Medizinstudium des Zent-
rums für Testentwicklung und Diagnostik der Universität 
Fribourg. Vor der Tabelle mit den Testresultate heisst es: 
„Dies lässt, wie mehrfach betont, keine Bewertung von 
Schulbildung zu, weil der Test eher bildungsunabhängig ist 
und die Bewerber nicht repräsentativ für die Maturanden 
sind.“  
Die einzelnen Fragen lassen sich wie folgt beantworten: 
1. Ausser dem Eignungstest für das Medizinstudium sind 

keine vergleichbaren Tests verfügbar. Beim Eignungs-
test für das Medizinstudium ist zudem zu beachten, 
dass der Test nur für die deutschsprachigen Universitä-
ten angewendet wird. Er kann deshalb auch nicht für 
gesamtschweizerische Vergleiche beigezogen werden. 

2. Das Zentrum für Testentwicklung und Diagnostik der 
Universität Fribourg wurde beauftragt, für den Kanton 
Graubünden eine vertiefte Analyse der Testergebnisse 
vorzunehmen. Die entsprechende Analyse ist noch 
nicht verfügbar.  

3. Die Studienabschlussquote für die Bündner Kantons-
schule aufgrund der letzten verfügbaren Daten aus dem 
Jahre 2002 (Bundesamt für Statistik, März 2004) ist für 
Maturandinnen und Maturanden der Jahrgänge 1993 
und 1994 über dem schweizerischen und kantonalen 
Mittel. Somit lässt sich die im Jahr 2001 gemachte 
Aussage betreffend die Studienabschlussquote bestäti-
gen. Das kantonale Mittel bezüglich Studienab-
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schlussquote liegt jedoch sehr nahe beim schweizeri-
schen Mittel. 

4. Benchmarks erlauben auch im Mittelschulbereich einen 
Vergleich der schulischen Leistungen. Ein gesamt-
schweizerisches Konzept existiert derzeit nicht und es 
stehen auch keine entsprechenden finanziellen und per-
sonellen Ressourcen zur Verfügung. Die Bereitschaft, 
sich für die Schaffung geeigneter Benchmarks im 
Rahmen der EDK einzusetzen, ist vorhanden. 

 
Loepfe: Ich werde keine Diskussion verlangen. Ich danke der 
Regierung für die Beantwortung der gestellten Fragen und 
erkläre mich als teilweise befriedigt. Die Antworten werfen 
zwar neue Fragen auf, so insbesondere bei Frage drei, wie 
sich der implizierte Unterschied zwischen der Bündner Kan-
tonsschule und den privaten Mittelschulen erklären lassen 
würde. Ich verzichte jedoch darauf, hier eine neue emotionel-
le Ratsdebatte zu eröffnen.  
Ich fordere die Bildungskommission auf, sich die Resultate 
der Analyse der Testergebnisse der Uni Freiburg anzuneh-
men und gegebenenfalls Massnahmen im Bereiche der Qua-
litätssicherung in den Mittelschulen zu initiieren.  
 
 
 
Anfrage Frigg betreffend Einführung Grund- oder Basis-
stufe in Graubünden (Wortlaut Augustprotokoll 2004, S. 
219) 
 
Antwort der Regierung 
 
Die Regierung teilt die der Anfrage zu Grunde liegende Auf-
fassung, dass es sich bei der Grundstufe (2 Jahre Kindergar-
ten + 1. Primarklasse) und bei der Basisstufe (2 Jahre Kin-
dergarten + 2 Jahre Primarschule) um Konzepte handelt, de-
ren Einführung sowohl für den Kindergarten und die Primar-
schule als auch für den Übergang zwischen diesen beiden 
Bildungsstufen einschneidende Veränderungen zur Folge 
hätte. Sie erachtet es deshalb als wichtig, dass vor einer all-
fälligen Einführung einer solchen Neuerung alle damit zu-
sammenhängenden Fragen im Rahmen der zur Zeit laufen-
den Versuche der EDK-Ost im Detail geklärt werden. Fallen 
die Resultate positiv aus, so ist - gemäss Zeitplan - in der 
Ostschweiz frühestens ab 2012 mit grossflächigen Einfüh-
rungen von Grund- bzw. Basisstufen zu rechnen.  
Zu den konkreten Fragen kann folgendermassen Stellung ge-
nommen werden: 
1. Der Kanton Graubünden ist am Pilotprojekt der EDK-

Ost beteiligt. Damit stehen ihm für die weitere Planung 
sowie für allfällige Vorbereitungsarbeiten sämtliche 
Resultate jederzeit zur Verfügung. Auf eine direkte 
Mitwirkung am Projekt mit Versuchsklassen wurde 
verzichtet, um das Bündner Schulwesen nicht noch mit 
einem zusätzlichen Versuch zu belasten. Diese abwar-
tende Haltung entspricht u.a. auch der Diskussion, wel-
che der Grosse Rat in der Januarsession 2000 anlässlich 
der Behandlung der Vorstösse Gartmann und Jäger zu 
dieser Thematik geführt hat.  

2. Auf der Gesetzesstufe setzt eine allfällige Einführung 
der Grund- bzw. Basisstufe eine Revision des Kinder-
garten- und des Schulgesetzes voraus. Die einschnei-
dendste Veränderung wäre eine Vorverlegung der obli-
gatorischen Vorschul- bzw. Schulzeit ins vierte oder 
fünfte Lebensjahr. 

3. Verlässlichere Grundlagen für die Kostenberechnung 
einer Grund- oder Basisstufe sollen gerade mit dem zur 
Zeit laufenden Pilotprojekt der EDK-Ost ermittelt wer-
den. 
Im Sinne einer noch sehr schwach abgestützten Hoch-
rechnung wäre heute bei der Einführung einer Basisstu-
fe mit jährlichen Mehrkosten in der Grössenordnung 
von rund Fr. 1,5 - 2 Millionen für den Kanton und rund 
Fr. 3 - 4 Millionen für die Gemeinden zu rechnen. Die-
ser Betrag basiert auf folgenden Annahmen: Im Jahr 
2003 beliefen sich die Beiträge des Kantons an die 
Gemeinden für die Besoldung der Volksschullehrkräfte 
und Kindergärtnerinnen auf rund 44 Millionen Fran-
ken. Damit wurden elf Jahrgänge (zwei im Kindergar-
ten und neun in der Volksschule unterrichtet). Im 
Durchschnitt fielen somit pro Jahrgang für den Kanton 
rund 4 Millionen Franken (1/3) und für die Gemeinden 
8 Millionen Franken (2/3) an. Bei voll besetzten Basis-
stufenabteilungen geht man in der derzeitigen Diskus-
sion von 150 Stellenprozenten aus. Das heisst: Wären 
alle Kindergarten- und Schulabteilungen voll besetzt, 
müsste im ganzen Kanton für die vier an einer Basis-
stufe beteiligten Jahrgänge mit insgesamt zwei zusätz-
lichen Jahresbeträgen (4 x 0,5 Stellen) oder 8 Millionen 
gerechnet werden. In Anbetracht der zahlreichen klei-
nen Kindergarten- und Schulabteilungen im Kanton 
Graubünden kann davon ausgegangen werden, dass die 
zusätzlichen 50 Stellenprozente nur bei 20 Prozent der 
Abteilungen benötigt würden. Gemäss dieser Rechnung 
reduzieren sich die jährlichen Mehrkosten für den Kan-
ton auf rund 1,5 - 2 Millionen Franken und für die Ge-
meinden auf rund 3 - 4 Millionen Franken. In dieser 
Berechnung nicht enthalten sind die verschiedenen bau-
lichen Anpassungen, welche die Einführung einer 
Grund- oder Basisstufe in zahlreichen Gemeinden mit 
sich brächte.  

4. Für eine allfällige Einführung der Grund- bzw. Basis-
stufe im Kanton Graubünden besteht kein Zeitplan. 
Aufgrund des Zeitplans der zur Zeit von der EDK-Ost 
durchgeführten Versuche ist eine flächendeckende Ein-
führung frühestens im Jahr 2012 möglich.  

5. Der Beginn einer allfälligen Ausbildung und Nachqua-
lifikation der Lehrpersonen für die Grund- bzw. Basis-
stufe an der Pädagogischen Fachhochschule (PFH) 
Graubünden richtet sich nach den diesbezüglichen 
Zeitplänen der anderen Ostschweizer Kantone und 
Ausbildungsstätten. Die PFH Graubünden ist grund-
sätzlich in der Lage, die Vorbereitungsarbeiten soweit 
voranzutreiben, dass sie ab 2007 innerhalb von zwei 
Jahren mit einer Ausbildung und einer Nachqualifizie-
rung für Grund- und Basislehrpersonen beginnen könn-
te. 

 
Frigg: Ich möchte der Regierung für die konkreten Antwor-
ten danken. Ich nehme mit Genugtuung zur Kenntnis, dass 
die Einführung der Basis- oder Grundstufe im Kanton Grau-
bünden ein Grossprojekt ist, das jedoch leider nicht gratis zu 
haben ist. Allerdings ernüchtert mich die Aussage, wonach 
diese Einführung frühestens im Jahre 2012 möglich sein soll. 
Es würde mich und meine Mitunterzeichner sehr freuen, 
wenn man nach Mitteln und Wegen sucht, ein flexibles Ein-
schulungsalter vor 2012 einzuführen. Die Entwicklungsun-
terschiede in den ersten acht Lebensjahren eines Kindes sind 
enorm und man soll auf diese Tatsache reagieren. Das gröss-
te Potential liegt wohl in einer frühen Einschulung. In Finn-
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land wird das schon lange mit Erfolg praktiziert, wie die 
neue Pisa-Studie zeigt. In diesem Sinn ist es für mich nicht 
wichtig, unter was für einem Namen und Projektbezeichnung 
diese flexible Einschulung ermöglicht wird. Dass dieser Auf-
forderung nach Möglichkeit bereits in den nächsten Jahren 
zu entsprechen versucht wird, dafür danke ich der Regierung. 
 
Standespräsident Möhr: Grossrätin Frigg, würden Sie noch 
erklären, ob Sie befriedigt, teilweise oder nicht befriedigt 
sind. 
 
Frigg: Ich bin befriedigt. 
 
 
 
Verabschiedung von Regierungspräsident Klaus Huber 
 
Standespräsident Möhr: Nun ist es also so weit. Für unseren 
Regierungspräsidenten Klaus Huber war heute der letzte 
Sessionstag, den er in seiner Eigenschaft als Regierungsmit-
glied bestritten hat. Wie Sie alle wissen, tritt er nach zehn 
Jahren in der Bündner Regierung auf Ende 2004 von seinem 
Amt zurück.  
Klaus Huber wurde am 13. März 1994 in die Regierung ge-
wählt. Er übernahm anfangs 1995 dort das Departement des 
Innern und der Volkswirtschaft, dem er noch bis Ende Jahr 
vorsteht. Zweimal, 1999 und 2004 präsidierte Klaus Huber 
die Regierung. Sein Wirken in der Exekutive des Kantons 
war wesentlich geprägt durch seinen politischen Werdegang. 
Bevor Klaus Huber in die Regierung eintrat, hat er unter an-
derem lange Jahre als Gemeindepräsident von Schiers und 
als Mitglied des Grossen Rates geamtet. Verschiedene weite-
re Funktionen in Gemeinde und Region sowie seine enge be-
rufliche Beziehung zu Fragen der Bildung und der Landwirt-
schaft machen Klaus Huber zum profunden Kenner der 
Schlüsselressorts seines späteren Departements. Klaus Huber 
hat in seiner Regierungszeit sachlich und menschlich über-
zeugt. Solide Dossierkenntnisse, eine klare politische Linie, 
aber auch Verhandlungsgeschick und eine offene Haltung 
gegenüber politisch anders Denkenden, prägten seine Arbeit. 
Äusserliche Ruhe und Gelassenheit waren sein Markenzei-
chen, meistens auch dann, wenn er Parlamentsentscheiden 
nicht nur Positives abgewinnen konnte. Mit Klaus Huber 
verbindet uns denn auch ein freundschaftliches Verhältnis, 
das sicher den heutigen Tag des Abschieds vom Parlament 
überdauern wird.  
Es ist nicht möglich, die Sachpolitik von Klaus Huber an 
dieser Stelle umfassend zu würdigen. Einige wichtige Aspek-
te will ich jedoch herausgreifen. Zu erwähnen sind zunächst 
seine Bemühungen zur Stärkung und Förderung der Ge-
meinden sowie im Dienste einer aktiven Regionalpolitik. 
Neben verschiedenen Revisionen der Gesetzgebung über den 
Finanzausgleich und des Gemeindegesetzes mit der Schaf-
fung von Anreizen für Gemeindefusionen pflegte das Depar-
tement des Innern in vielen Bereichen intensive und perma-
nente Kontakte mit Gemeinden und Regionen zur Lösung 
anstehender Probleme. Einen weiteren Schwerpunkt bildete 
die Wirtschaftsförderung mit der Erneuerung der Rechts-
grundlagen, der Verbesserung der Voraussetzungen für die 
Ansiedlung von Betrieben und dem sinnvollen Einsatz finan-
zieller Fördermittel. Klaus Huber hat sodann den kantonalen 
Richtplan zur Beschlussreife gebracht und die umfassende 
Revision des Raumplanungsrechts realisiert. Bemerkenswert 
war sein Einsatz zu Gunsten des Hauptwirtschaftszweiges in 
Graubünden, des Tourismus. Während der Versuch, die Win-

terolympiade in den Kanton zu holen, zwar scheiterte, erwie-
sen sich die Bemühungen zur Unterstützung der Skiwelt-
meisterschaft 2003 in St. Moritz und das World Economic 
Forums in Davos als erfolgreich. Namentlich für die weitere 
Durchführung des WEF in Davos hat sich Klaus Huber ent-
schlossen und zielstrebig engagiert. Schliesslich dürfen seine 
Führungspositionen bei der Deblockierung der Alpenkon-
vention, die intensive Pflege der freundnachbarlichen Bezie-
hungen, insbesondere zum Tirol, Südtirol und der Lombardei 
sowie die Mitprägung des Rufs der Regierungskonferenz der 
Gebirgskantone als Alpen-OPEC nicht unerwähnt bleiben.  
Mit Klaus Huber verlässt eine Persönlichkeit die Regierung, 
welche die Anerkennung und den Dank dieses Rates, der 
Regierung und der Bündner Bevölkerung verdient. Wir wer-
den Klaus Huber nicht nur als sattelfesten Debattierer mit 
klarer Ausrichtung in der Sache im Rat vermissen, sondern 
ebenso als feinfühligen, humorvollen und geselligen Kolle-
gen. Er hat für Graubünden Grosses geleistet. Ihm und seiner 
Familie, vor allem auch seiner Frau Sonja, die auf der Tribü-
ne sitzt, wünsche ich im Namen des Rates für die Zukunft al-
les Gute. Als sichtbares Zeichen unseres Dankes überreiche 
ich dir Klaus einen Blumenstrauss. 
 
Regierungspräsident Huber: Ganz herzlichen Dank für die 
freundlichen Worte, den Applaus. Sie bringen mich in Ver-
legenheit. Ich weiss, dass die Neigung, etwas zu übertreiben, 
beim Abschied gross ist, trotzdem vielen herzlichen Dank. 
Ich habe dieses Amt gerne wahrgenommen. Und wenn ich in 
den vergangenen zehn Jahren da und dort zu guten Lösungen 
einen Beitrag leisten konnte, dann freut mich das. Ich weiss 
jedoch, dass erfolgreiche Übernahme und Lösung von Auf-
gaben, Mitgestaltung von Aufgaben nicht von einer Person 
abhängt. Es braucht dazu vor allem auch motivierte und en-
gagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Auf diese durfte 
ich mich in meiner Amtszeit immer verlassen. Unser Kanton 
darf auf leistungsbereite, leistungsfähige Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zählen. Ihnen danke ich heute ganz beson-
ders. Ebenfalls gerne blicke ich auf die gute Zusammenarbeit 
mit dem Grossen Rat, also mit Ihnen, zurück und danke auch 
Ihnen dafür bestens. Dass es da ab und zu Meinungsver-
schiedenheiten gibt, gehört zur Sache und die stärkt das Sys-
tem gegenseitig.  
In meinen Dank schliesse ich auch die Mitglieder der Regie-
rung, mit denen ich in meiner Amtszeit zusammen arbeiten 
durfte und den Herrn Kanzleidirektor ein, wir werden das im 
kleineren Kreise noch einmal etwas vertiefen. Ihnen allen 
wünsche ich viel Gutes für die Zukunft, frohe Festtage, einen 
guten Rutsch ins neue Jahr sowie Gesundheit und Wohlerge-
hen. Ich danke Ihnen. 
 
 
 
 
Schlussansprache des Standespräsidenten 
 
Standespräsident Möhr: Wir sind am Schluss der Dezember-
session, der letzten Session im zu Ende gehenden Jahr 2004. 
Dabei haben wir in zweiter Lesung das Raumplanungsgesetz 
verabschiedet und die Totalrevision des Gesetzes über die 
Pädagogische Fachhochschule sowie den Erlass eines Geset-
zes über die Hochschule für Technik und Wirtschaft geneh-
migt. Das Jahresprogramm 2005 der Regierung wurde zur 
Kenntnis genommen und der Voranschlag für das Jahr 2005 
wurde beraten und genehmigt. Im Weiteren haben wir sechs 
Vorstösse und die Dringliche Anfrage betreffend Armee XXI 
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diskutiert und erledigt, verschiedene Nachtragskredite bewil-
ligt, eine Ersatzwahl für die KWAS vorgenommen und die 
Ergebnisse der Volksabstimmung vom 26. September 2004 
erwahrt. Heute, gerade jetzt, ganz am Schluss der Session 
durften wir unseren Regierungspräsidenten Klaus Huber 
würdig verabschieden. 
Ich stelle mit Freude fest, dass wir alle traktandierten Ge-
schäfte erledigen konnten. Es ist mir darum ein aufrichtiges 
Bedürfnis, Ihnen allen für die aktive und angenehme Mit- 
und Zusammenarbeit ganz herzlich zu Danken. Im Namen 
des Rates danke ich auch all denen, die bei der Vorbereitung 
und Durchführung der Dezembersession mitgewirkt haben. 
In diesen Dank schliesse ich auch die Arbeit der Medien mit 
ein.  
Ich wünsche Ihnen allen eine frohe und besinnliche Weih-
nachtszeit sowie heute schon einen guten Rutsch ins neue 
Jahr und ich freue mich, Sie zur nächsten Session am 18. Ap-
ril 2005 hier begrüssen zu dürfen. Damit erkläre ich Sitzung 
und Session als geschlossen.  
 
 
 

Es ist folgender Vorstoss eingegangen: 
-  Auftrag Cavigelli betreffend Delegation von Rechtsset-

zungsbefugnisse an selbsändige Anstalten des kantona-
len öffentlichen Rechts 

 
 
 
Schluss der Sitzung: 11.45 Uhr 
 
 
 
 
Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Der Standespräsident: Christian Möhr 

Der Protokollführer: Adriano Jenal 

 

 

 

Die Redaktionskommission 

hat in ihrer Sitzung vom 10. Januar 2005 gemäss Artikel 92 Absatz 3 und Artikel 93 Absatz 3 der Geschäftsordnung des Gros-
sen Rates die Sitzungsprotokolle der Dezembersession 2004 geprüft, redaktionell bereinigt und genehmigt. Ebenso wurden die 
im Anhang zu den Beschlussprotokollen enthaltenen, definitiv verabschiedeten Erlasse und Beschlüsse redaktionell bereinigt.  
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